System 

der 

Politischen Oekonomie 


Von 

Dr. G. Ruhland 


o. ö. Professor für politische Oekonomie 
der Universität Freiburg (Schweiz) 


I. und II. Band 

Allgemeine Volkswirtschaftslehre 

Band II 

Entwickelungsgeschichte der Völker 

Puttkammer und Mühlbrecht 
Berlin 1906 

Neuausgabe als E-Buch 2006 


Diese E-Buch-Ausgabe wurde im Jahre 2006 von Ulrich Grey erstellt. 
Als Satzsystem wurden die Softwarepakete TpX und DTpX verwendet. 
Die Veröffentlichung erfolgt unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung. 

Version: 21. Januar 2006 (1.0) 


Impressum 

Herausgeber: 
Ulrich Grey 
Am Pappelkrug 1 
33619 Bielefeld 


www.vergessene-buecher.de 


SYSTEM 

der 


POLITISCHEN OEKONOMIE 

Von 

Dr. G. RUHLAND 


o. ö. Professor für politische Oekonomie 
sn der Unlrersitt* Frei bürg (Sohweis) 


I. und n. Band 

Allgemeine Volkswirtschaftslehre 


Band II 

Entwiekelungsgesehiehte der Völker 



BERLIN 1906 

Puttkammer und Mühlbrecht 

Buchhandlung für Staats- und Rechtswissenschaft 


Titelseite der Originalausgabe von 1906 



I n ha Itsverzeich n is 


Anmerkungen zur E-Buch-Ausgabe ix 

Zweiter Teil — Entwickelungsgeschichte der Völker 

(Fortsetzung) 3 

D. Entwickelungsgeschichte des arabisch-islamischen Weltreiches 3 

1. Das historische Problem . 4 

2. Der Werdegang des islamischen Weltreiches und seine Blüte ... 12 

3. Niedergang und Ende des arabisch-islamischen Reiches .22 

E. Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes 53 

1. Die Entstehung des fränkischen Kaiserreiches . 60 

2. Der Lehensstaat . 73 

3. Die Entstehung der Geldwirtschaft und des Kapitalismus 

im christlichen Abendlande .102 

4. Der Kapitalismus in der Kirche .111 

5. Der Kapitalismus auf dem Fürstenthrone .134 

a) Portugal .138 

b) Spanien .150 

c) England .177 

d) Frankreich .197 

e) Deutschland .215 

6. Der Kapitalismus in der Gesellschaft .225 

a) Amalfi .226 

b) Pisa .228 

c) Genua .230 

d) Venedig .233 

e) Holland .243 


v 





















Abbildungsverzeichnis 


Titelseite der Originalausgabe von 1906 




Anmerkungen zur E-Buch-Ausgabe. 


Diese E-Buch-Ausgabe basiert auf Vorarbeiten, die zur Erstellung der Ho¬ 
mepage http: //www. vergessene-buecher .de geleistet wurden. 

Ein Zitat in einem der Bücher Günter Hannichs (http://www.geldcrash. 
de) hatte mein Interesse an Gustav Ruhlands Hauptwerk „System der politi¬ 
schen Ökonomie" geweckt. Mit etwas Glück gelang es mir, das dreibändige 
Werk in der Originalausgabe antiquarisch zu erwerben. Ruhland scheint heu¬ 
te so gut wie vergessen zu sein. Eine Suche im Internet mit der Suchmaschine 
Google (Juli 2004) ergab nur wenige und zudem kaum ergiebige Fundstellen. 

Es ist zu bedauern, daß dieses bemerkenswerte Werk — seinerzeit umstrit¬ 
ten und heute mit Sicherheit ebenso — kaum noch jemandem bekannt ist. Ob 
die Sachverhalte, die hier angesprochen werden, heute noch/wieder aktuell 
sind oder nur von historischem Interesse, möge jeder Leser/jede Leserin für 
sich entscheiden. 

Grundlage dieser E-Buch-Ausgabe ist der Text der Originalausgabe: 

• Verlag von Wilhelm Issleib, Berlin (Band 1,1903); 

• Puttkammer & Mühlbrecht, Berlin (Band 2,1906 sowie Band 3,1908). 

(Auch Band 1,1903 ist hier erschienen.) 

Ich habe mich bemüht, den Text der Originalausgabe unverfälscht wieder¬ 
zugeben. Offensichtliche Setzfehler (z.B. statt eines ,u' ein ,n') habe ich korri¬ 
giert. Die Korrekturtabelle auf Seite 397 des ersten Bandes ist eingearbeitet. In 
einigen wenigen Fällen war es erforderlich, die bearbeitete Ausgabe von 1939 
zu Hilfe zu nehmen. Ansonsten habe ich auf Veröffentlichungen aus der Zeit 
zwischen 1933 und 1945 bewußt verzichtet. 

Passagen, die im Original gesperrt gesetzt wurden, habe ich in Ka¬ 
pitälchen formatiert. Der Buchstabe ,ß' in diesen Textpassagen wird in ,ss' 
aufgelöst. Textpassagen in [eckigen Klammern] wurden bei der Gestaltung der 
E-Buch-Ausgabe vom Herausgeber eingefügt. Eckige Klammern, welche Herr 
Ruhland gesetzt hat, wurden durch {geschweifte Klammern} ersetzt. Die Fuß¬ 
noten der Originalausgabe sind mit *) markiert, vom Herausgeber hinzugefüg¬ 
te Fußnoten sind mit 1 ) Ziffern versehen. 
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Die Seitenwechsel der Originalausgabe werden durch das Symbol ö im 
Text kenntlich gemacht. Die jeweilige Seitenzahl der Originalausgabe ist in ei¬ 
nem Kästchen am Rande der Seite vermerkt. 

Soweit mir bekannt, existieren 3 Ausgaben des ungekürzten Werkes sowie 
eine gekürzte Ausgabe: 

• die Originalausgabe wie oben erwähnt; 

• ein unveränderter Nachdruck in 3 Bänden von 1933; 

• ein unveränderter Nachdruck (aber mit abweichenden Seitenzahlen) in 2 
Bänden von 1941 sowie 
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Todestag. (Bearbeitet von Günther Pacyna.) 

Haftungssausschluss: Ein 1200-Seiten-Werk zu formatieren und Korrektur 
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6 D. 

Entwickelungsgeschichte des 
arabisch-islamischen Weltreiches. 


0 


Vorbemerkung und Literatur. Die heute noch herrschende Darstellung läßt auf die römi¬ 
sche Geschichte die Geschichte der europäisch-germanischen Entwicklung unmittelbar folgen. 
Auch historische Spezialuntersuchungen bringen vielfach den Werdegang einzelner Institute 
und Einrichtungen nur bis nach Italien zur Darstellung. Woher stammt der Wechsel und sein 
Recht? — aus Italien. Woher kommt die kaufmännische Buchführung? — aus Italien. Auch das 
Bankwesen hat man bis vor Kurzem in Italien entstehen lassen. 

Der gewaltige Fortschritt der orientalischen Studien in unseren Tagen hat unsere Kennt¬ 
nisse in diesen Dingen ganz wesentlich erweitert und vervollkommnet. Es kann heute nicht 
mehr bezweifelt werden, daß das richtige Verständnis unserer ganzen europäisch-mittelalterli¬ 
chen Geschichte das Eindringen in die Geschichte des arabisch-islamischen Weltreiches und 
damit in die orientalische Geschichte überhaupt zur unerläßlichen Voraussetzung hat. Es ist ei¬ 
ne recht bedenkliche Lücke der bisher herrschenden Auffassung, die christlich-abendländisch¬ 
en Völker fast mehr als Kulturfortsetzung der römischen, griechischen und höchstens noch 
der jüdischen Geschichte zu betrachten. Was wir in unseren heutigen volkswirtschaftlichen Er¬ 
scheinungen unter dem Begriff „Kapitalismus" zusammenfassen, führt sich entwicklungsge¬ 
schichtlich ganz überwiegend auf das arabisch-islamische Reich zurück. Es kann schon deshalb 
hier gesagt werden, daß wir den Wechsel, das Bankwesen, die kaufmännische Buchführung 
dem Orient zu verdanken haben. Was wir heute deutsches Handelsrecht nennen, das ist ein 
Recht, an welchem die HandelsöVölker des Orients seit Jahrtausenden in der raffiniertesten [4] 
Weise gearbeitet haben. 

Unsere nationalökonomische Literatur hat dadurch wenig gewonnen, daß sie die Ge¬ 
schichte des Orients fast vollständig vernachlässigt hat. Prof. Bücher würde nach Kenntnisnah¬ 
me von dieser Geschichte niemals seine so energisch verteidigte Theorie aufgestellt haben: bis 
zur Entstehung des modernen Staates reiche die ausschliesslich haus- und stadtwirtschaftliche 
Epoche und erst von da ab sei die volkswirtschaftliche Entwicklung zu datieren. Das arabisch¬ 
islamische Weltreich hatte längst die volkswirtschaftliche Organisation zu einer geradezu groß¬ 
artigen Entfaltung gebracht. Diese so notwendige Beschäftigung der Nationalökonomie mit 
der orientalischen Geschichte muß freilich eine andere sein, als sie von Prof. Gustav Schmoller 
in seinem „Grundriss der allgemeinen Volkswirtschaftslehre" beliebt wurde. Was hier im letzten 
Bande (1904 erschienen) auf Seite 1125 ff. über arabisch-islamische Verhältnisse gesagt wird, ist 
Satz für Satz unrichtig. Von fachmännischer Seite wurden deshalb diese Schmoller'sehen Aus¬ 
führungen mit Recht als „eine Misshandlung der islamischen Geschichte" bezeichnet! Man wird 
uns also zubilligen, einen zeitgemäßen Literaturbeitrag geliefert zu haben, wenn wir im Nach¬ 
folgenden erstmals eine nationalökonomische Darstellung der Entwicklungsgeschichte des is¬ 
lamischen Weltreichs bieten. Für die besondere fachmännische Beratung darf auch an dieser 
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Stelle dem Herrn Professor Martin Hartmann vom orientalischen Seminar in Berlin aufrichtiger 
Dank zum Ausdrucke gebracht werden. 

Aus der Literatur sind hier vor allem zu nennen: A. Müller, der Islam im Morgen- und 
Abendlande, 2 Bde. Berlin 1885 und 1887;Alfr. von Kremer, Kulturgeschichte des Orients. 2 Bde. 
Wien 1875 und 1877; Derselbe, Ueber das Einnahmebudget des Abbasidenreiches vom Jahre 
306 H. (918 - 919 n. Chr.) Wien 1887; Th. nöldeke, Geschichte der Perser und Araber zur Zeit 
der Sasaniden, aus der arabischen Chronik des Tabari, Leyden 1879; J. Wellhausen, Das arabi¬ 
sche Reich und sein Sturz, Berlin 1902; A. Sprenger, Babylonien, das reichste Land in der Vor¬ 
zeit und das lohnendste Kolonisationsfeld für die Gegenwart, Heidelberg 1886; ferner: Alfr. 
von Kremer, Ibn Chaldun, Sitzungsbericht der philos.-histor. Klasse der Akademie der Wissen¬ 
schaften, Wien 1879; M. de Slane, les prolegomenes d' Ibn Khaldoun, traduits en (_) frangais 
et commentes, Paris 2 Bde. 1865; Jos. Köhler moderne Rechtsfragen bei islamitischen Juristen, 
Würzburg 1885; derselbe. Die Commenda im islamischen Rechte, Würzburg 1885, derselbe is¬ 
lamisches Obligationen- und Pfandrecht, Zeitschft. f. vergl. Rechtswissenschaft 6 . Bd. 1886 S. 
208 ff.; derselbe juristischer Excurs zu Peis, babylonische Verträge, Berlin 1890; derselbe. Ein 
Bankhaus vor 2500 Jahren im „Zeitgeist", Beiblatt des Berliner Tageblatt No. 29 Juli 1901; Gras¬ 
shoff das Wechselrecht der Araber, Berlin 1899; Schaube, Studien zur Geschichte und Natur des 
ältesten Cambium in Conrad's Jahrbücher f. Nationalökonomie u. Statistik Bd. LXV. S. 153 ff.; 
derselbe Betrachtungen zur Entstehungsgeschichte der Tratte, Zeitschft. d. Savingny-Stiftung, 
germanist. Abt. Bd. XIV. S. 111 ff.; Palgrave, a narrative of a year's journey through Central and 
Eastern Arabia 2 Bde. London 6 . Aufl. 1871. 


1. Das historische Problem. 


§ 1. Die Entstehung einer Weltherrschaft aus verhältnismäßig kleinen und 
bescheidenen Anfängen hat naturgemäß vor allem zur Voraussetzung, daß 
nicht gleichzeitig ein großes machtvolles Staatswesen in politischer Nähe exi¬ 
stiert. Die Zeitrechnung der Muhammedaner beginnt mit der Flucht ihres 
Propheten Muhammed (d. h. der Vielgepriesene) von Mekka nach Medina im 
Jahre 622 n. Chr., von den Arabern Hidschra genannt. Persien und das byzan¬ 
tinische Reich sind die beiden Großstaaten, gegen welche die Ausbreitung der 
arabischen Macht in erster Linie gerichtet sein mußte, und zu deren politischen 
Aufgaben es gehört hätte, den Emporkömmling zur rechten Zeit unschädlich 
zu machen. Hierzu waren damals die Zeitverhältnisse in Persien, wie in Byzanz 
wenig geeignet. Beide Großstaaten hatten in langen Kämpfen sich gegenseitig 
geschwächt. Thronstreitigkeiten, theologischer Zwist, Bürgerkriege und Zer¬ 
splitterungsbestrebungen im eigenen Lande füllten die Tagesgeschichte aus. Ei- 
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ne immer beödenkliche Unterschätzung des Gegners tat das Uebrige. So kam 
es, daß sowohl die Perser wie die Byzantiner dem ungewöhnlich rasch aufstre¬ 
benden Reiche der Araber erst dann ihre Aufmerksamkeit schenkten, als es für 
beide bereits zu spät war. 

§ 2. Die Heimat der welterobernden Araber ist bekanntlich die südwest¬ 
lichste große Halbinsel Asiens, die durch den persischen Golf als Teil des in¬ 
dischen Ozeans vom Kontinent Asien getrennt wird und durch die syrisch¬ 
arabische Wüste mit ihm zusammenhängt. Durch die Landenge von Suez mit 
Afrika bezw. mit Aegypten verbunden und durch das rote Meer von diesen 
geschieden, repräsentiert das Land der Araber, bei ausgedehnter Küstenbil¬ 
dung, ein Uebergangsglied zwischen Asien und Afrika. Die Ausbreitung 
der Herrschaft nach diesen beiden Erdteilen konnte dadurch nur begünstigt 
werden. Die Flächenausdehnung des Landes ist eine große. Sie wird auf we¬ 
nig unter drei Millionen Quadratkilometer, also auf etwa ein Viertel von Euro¬ 
pa geschätzt. Davon sollen nach Palgrave drei Viertel anbaufähiges Land sein. 
Der herrschende Wassermangel jedoch hat der Pflanzenwelt zum überwiegen¬ 
den Teile den Charakter der östlichen Sahara aufgedrückt. Die ausgedehnten 
Wüsten haben die dort wohnenden Menschen gezwungen, sich der Zucht von 
Tieren zu befleißigen, welche zur Ueberwindung von Entfernungen im Wü¬ 
stenlande besonders geeignet sind. Daraus ist das ausgezeichnete arabische 
Pferd und das, für solche Gegenden unersetzliche, Menschen und Lasten tra¬ 
gende arabische Kamel hervorgegangen. Das arabische Pferd und das arabi¬ 
sche Kamel sind von den gewaltigen Eroberungszügen der Araber untrennbar. 
Nur mit ihrer Hilfe war es den arabischen Herren möglich, durch die Wüsten 
von Indien, Persien, Kleinasien und Nordafrika mit überlegener Schnelligkeit 
sich zu bewegen und durch ein ö immer ganz überraschendes Auftreten den 
Gegner in eine weniger günstige Lage von Anfang an zu versetzen. 

§ 3. Die Bevölkerung der arabischen Halbinsel wird für die Zeit Mu- 
hammeds auf etwa 5 Millionen Einwohner geschätzt, die zumeist nach Art der 
heutigen Beduinen im weitgestreckten Lande ein Nomadenleben führten. Das 
Volk war noch streng nach Familien und Stämmen gegliedert und von einem 
noch ungebändigten Freiheitsdrange getragen. Durch eine Reihe von Jahrhun¬ 
derten hat es die Unterjochungsversuche der babylonischen, assyrischen, ägyp¬ 
tischen und persischen Könige abgewiesen. Und selbst das römische Weltreich 
hat hier nur Teilerfolge erzielen können. So war den Arabern der Kampf ihr Le¬ 
benselement geworden. Fehlte es an einem auswärtigen Feinde ihrer Freiheit, 
so kämpften sie unter sich um Blutrache, um einen Brunnen, um Weidegründe 
für ihre Herden, oder auch um ganz nichtssagende Dinge, wie um ein paar zer¬ 
tretene Lercheneier oder um den zweifelhaften Ausgang eines Pferderennens 
jahrzehntelang die blutigsten Fehden. Bei all dem hatten sich bestimmte Regeln 
einer gewissen ritterlichen Moral ausgebildet, deren Summe Muruwwa (virtus. 
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Tugend) genannt wird. Die Wahrung der Ehre des Stammes und der Familie 
und die rachsüchtige Bekämpfung Aller, die derselben Abbruch getan, standen 
hier an erster Stelle. Trotz aller Freiheitsliebe aber hielt man sich durch einen 
einmal abgeschlossenen Vertrag gebunden. So wurde bei jeder Erledigung der 
Herrscherwürde durch Wahl, und nicht durch Erbrecht, der Nachfolger be¬ 
stimmt. Aber so lange nicht ganz besondere Umstände gewaltsam sich geltend 
machten, wählte man den neuen Herrscher immer wieder aus der gleichen Fa¬ 
milie. Großmütig waren die alten Araber in der Uebung der Gastfreundschaft, 
wie in der Beschützung der Verfolgten, die in ihren Zelten Schutz gesucht ha- 

[s] ben. Die Stellung ö der Frau war eine freie und hoch geachtete. Sie konnte 
unverschleiert ausgehen und auch männliche Besuche empfangen. Es galt als 
eine grobe Verletzung der guten Sitte, in Gegenwart einer Frau unanständi¬ 
ge Reden zu führen. Die reiche poetische Begabung dieses Volkes findet ihren 
Ausdruck in der großen Zahl von schönen Volksgesängen, welche den alten 
Stammesfehden gewidmet sind. Aber auch für die uralte Tätigkeit des Han¬ 
dels: möglichst billig kaufen und möglichst teuer verkaufen, zeigten schon die 
alten Araber ebenso viel Neigung wie Verständnis. Eine Gelegenheit, sich zu 
bereichern, ließ man auch dann nicht gerne unbenützt vorübergehen, wenn die 
Erwerbsart die Form der Razzia angenommen und mithin nichts anderes als 
ein mit List und Gewalt ausgeführter Raubzug war. Die geographische Lage 
des Landes als Verbindungsbrücke zwischen drei Erdteilen — wenn wir be¬ 
rechtigter Weise neben Asien und Afrika auch noch Europa hinzurechnen — 
mußte dem Volke die Betätigung des Handels naherücken, die auch durch reli¬ 
giöse Sitten begünstigt wurde. Die alten Araber waren Götzendiener, die in der 
Kaaba in Mekka ein uraltes und weit im Lande anerkanntes Heiligtum besa¬ 
ßen, das durch Pilger fleißig besucht wurde. Bei der Länge des Weges, welcher 
zurückzulegen war, und den mancherlei Gefahren, welche in diesem kriege¬ 
rischen Lande mit einer langen Reise verknüpft waren, mußte die Einrichtung 
großer Pilgerkarawanen zu ganz bestimmten Zeiten des Jahres geboten erschei¬ 
nen. Solche Pilgermonate waren dann „heilige" Monate geworden, in denen 
das Kämpfen durch Sitte und Verträge unbedingt verboten war. Die Zeit aber, 
in welcher die Pilgerkarawanen in Mekka zusammenkamen, bot auch die beste 
Gelegenheit zum Abschuß von Handelsgeschäften. So war das Volk und sein 
Land, das in überraschend kurzer Zeit zur Weltherrschaft kommen sollte. 

[9] 0 § 4. Der erste Führer des arabischen Volkes auf der Bahn zur Weltherr¬ 

schaft war sein Prophet Muhammed. Geboren zu Mekka im Jahre 571 n. Chr. 
aus dem Stamme Koreisch, lernte er als kleiner mekkanischer Kaufmann auf 
Handelsreisen nach Syrien die jüdische und christliche Religion kennen. Durch 
seine Vermählung mit der reichen Kaufmannswitwe Chadidscha in Mekka 
ökonomisch unabhängig geworden, suchte er in der Gebirgseinsamkeit der 
Umgegend von Mekka die Antwort auf die Frage nach der rechten Religion für 
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das arabische Volk. Erfüllt von seiner neuen Gotteserkenntnis begann er nach 
ernsten seelischen Kämpfen öffentlich davon Zeugnis zu geben gegen den in 
Mekka herrschenden heidnischen Götzendienst. Er war deshalb ein Prophet 
im wahren Sinne dieser Bezeichnung. Wenn der deutsche Sprachgebrauch un¬ 
ter dem Worte „Prophet" eine Person versteht, welche die Zukunft vorhersagt, 
so ist darin eine ungeheuerliche Entstellung der eigentlichen Bedeutung dieses 
Wortes enthalten, deren sich die hebräische, griechische, lateinische und arabi¬ 
sche Sprache nicht schuldig gemacht haben. 

§ 5. Mit seinem festen Glauben an nur einen Gott (Allah), in dessen Willen 
man sich gläubig zu ergeben habe (Islam), verknüpfte Muhammed ein feines 
Empfinden für soziales Recht. Er wird in seiner kaufmännischen Praxis oft ge¬ 
nug Gelegenheit gefunden haben, den volkswirtschaftlich vernichtenden Ein¬ 
fluß namentlich der Geldkapitalisten kennen zu lernen. Dieser Gefahr gegen¬ 
über mußte nach seiner Auffassung das Volk bedingungslos geschützt werden. 
Nach Muhammed war deshalb jede Form des Zinses für ein Gelddarlehen 
verboten. Aber der islamische Wucherbegriff ging nach Professor Köhler dar¬ 
über noch weit hinaus und umfaßte jeden Geldgewinn aus dem Moment der 
Zeit. Die heute an unseren Börsen so sehr beliebten sog. „Kostgeschäfte" (con- 
tractus ö mohatrae) waren schon zu Muhammed's Zeiten den Arabern be¬ 
kannt und nach dem Propheten als Wucher verboten, sobald zwischen Kaufs¬ 
und Verkaufspreis eine Gewinndifferenz zu Gunsten des Geldgebers verblieb. 
Ebenso war der Aufkauf und das Einsperren von Ware zum Zwecke einer 
Preistreiberei streng untersagt. Es gab Bestimmungen gegen den unlauteren 
Wettbewerb, zur Sicherung des Markenschutzes u.s.w. Trotz des streng zur 
Durchführung gekommenen Zinsverbotes war das Geld nicht verurteilt, nutz¬ 
los im Kasten zu liegen. Um das Kapital des Einen, der die Fähigkeit nicht 
besaß, damit zu produzieren, mit der wirtschaftlichen Tätigkeit und Befähi¬ 
gung des Anderen, der über kein oder nicht genügend Kapital verfügte, in Ver¬ 
bindung zu bringen, bediente Muhammed selbst sich der Kommanditgesell¬ 
schaft (commenda, arabisch Kirad), welches Institut deshalb von dem isla¬ 
mischen Recht mit besonderer Vorliebe behandelt wurde. Daraus ergeben sich 
nach Professor Köhler folgende allgemeine Rechtsgrundsätze: Der Gerant wird 
durch eine Reihe von Bestimmungen gegen Auswucherung durch den Kapita¬ 
listen geschützt. Der Gerant hat volle Aktionsfreiheit. Der Kapitalist hat nicht 
das Recht, seine geschäftliche Tätigkeit durch Einreden zu stören. Wohl aber 
soll sich der Gerant im Prinzip aller unsicheren Spekulationen enthalten. In 
der Regel bringt der Kapitalist nur bares Geld in das Kommanditverhältnis ein. 
Werden von ihm noch andere unbare Einlagen gemacht, so gilt dafür ausdrück¬ 
lich nur der genau nachgewiesene Selbstkostenpreis. Der Gerant erhält für sei¬ 
ne Tätigkeit keinen Lohn, aber Ersatz für seine Reise- und Aufenthaltskosten. 
Nachdem die Geschäftsunkosten gedeckt sind und das Kapital zurückerstattet 
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ist, wird der verbleibende Gewinn in der Regel zu gleichen Teilen zwischen 
dem Geranten und dem Kapitalisten geteilt. In ähnlicher ö Weise lauten die 
Bestimmungen für die Gesellschaften und Genossenschaften mit beschränkter 
und unbeschränkter Haftpflicht. Nach der heute herrschenden volkswirtschaft¬ 
lichen Organisation ist das spekulative Privatkapital Leiter des Unterneh¬ 
mergeistes der Nationen. Nach der Auffassung Muhammed's hat die schaf¬ 
fende produktive Arbeit die Leitung und dem Kapitalisten ist eine nachge- 
ordnete Position zugeteilt. Erst auf dieser besseren Rechtsbasis hatte der Frei¬ 
handel und die Freizügigkeit, für welche der Prophet durch ausdrückliches 
Verbot der Grenzzölle und aller Verbrauchsabgaben eingetreten ist, volle sozia¬ 
le Berechtigung. 

§ 6. Zu seiner strengen Rechtlichkeit im wirtschaftlichen Verkehre mit Ne¬ 
benmenschen kam noch eine ungewöhnlich umfassende Fürsorge für die Ar¬ 
men, Kranken und Bedürftigen und eine für jene Zeit ausserordentliche 
Milde gegen Sklaven. Als Almosen- oder Armensteuer führte der Prophet ei¬ 
ne allgemeine Vermögenssteuer ein, von welcher nur die kleineren Vermögen 
und dann der Grundbesitz befreit waren. Letzterer hatte statt der Armensteuer 
den Zehent als Grundsteuer zu entrichten. Die größeren Vermögen wurden 
von der Armensteuer mit einer leicht ansteigenden Progression erfaßt. Der nor¬ 
male Steuersatz scheint etwa 2 1/2 % gewesen zu sein. Diese allgemeine Steuer 
zur Unterstützung der Armen, Kranken und Bedürftigen galt als eine religiöse 
Verpflichtung, an deren Erfüllung die Verheißung geknüpft war, daß damit 
der Geber und sein Besitztum von allen Sünden gereinigt werde. Dem ganzen 
Charakter dieser Steuer entsprach auch eine rücksichtsvolle Form der Erhe¬ 
bung. Schlechte, kranke und alte Tiere sollten bei der Steuereinschätzung nicht 
gezählt werden, wohl aber war der Steuereinnehmer beauftragt, kein als Steu¬ 
erzahlung angebotenes Tier zurückzuweisen. Ergänzend kommt noch ö hinzu 
die streng eingeschärfte Verpflichtung, durch Almosen und Stiftungen sich an 
der Fürsorge für Arme, Kranke und Pilger zu beteiligen. 

Der Sklave, welcher nach römischem Recht eine Sache war, über welche 
der Herr ohne Einschränkung nach Belieben verfügte, hat bei Muhammed als 
Mensch gegolten. Den Herren war eine menschenwürdige Behandlung ihrer 
Sklaven geboten. Sie sollten auch mit Arbeit nicht überlastet werden. Es war 
eine der wichtigsten Aufgaben der Polizei, die Einhaltung dieser Gebote zu 
überwachen. Bei der jährlichen Verteilung des Ueberschusses aus der Staats¬ 
kasse wurden auch die zum Islam gehörenden Sklaven berücksichtigt. Der 
islamische Sklave war für sich erwerbsfähig. Die Freilassung der Sklaven 
wurde in besonderem Masse begünstigt. Verschiedene Verletzungen der reli¬ 
giösen Pflichten konnten durch Freigabe eines Sklaven gesühnt werden. 
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Hierher gehört noch der Grundsatz voller Gleichberechtigung aller Gläubi¬ 
gen (Muslemin) und die tolerante Behandlung der Juden und Christen, welche 
durch besondere Verträge gegen bestimmte Tributleistungen sich ihren Besitz, 
ihre Erwerbsfähigkeit und ihre Religionsausübung sichern konnten. Charakte¬ 
ristischer Weise enthielt der Wortlaut dieser Verträge die Beifügung: „So lange 
Gott will!" 


§ 7. Aber Muhammed war nicht nur von seinem Glauben an den einzi¬ 
gen Gott durchdrungen und von idealen Rechtsempfindungen getragen, Mu¬ 
hammed war auch ein Kenner des arabischen Volkscharakters und hat wohl 
schon zu Anfang seines Prophetenberufes grossen Zielen einer national¬ 
arabischen Politik Rechnung getragen. Auch in seiner Brust wohnten zwei 
verschiedene Seelen. Seine Religion war ihm auch Politik und zwar ö nicht 
nur Kirchenpolitik. Muhammed wollte neben dem Jenseits auch das Diesseits 
gewinnen. Das arabische Volk, wie es damals war, mußte ein fast unüberwind¬ 
liches Eroberungsheer liefern, sobald es nur gelingen wollte, die im höchsten 
Maße partikularistisch veranlagten Volksstämme zu einer nationalen Einheit 
zusammenzufassen. Die neue Religion allein mit ihrem Bekenntnis zu einem 
Gott und seinem Propheten konnte zwar eine begeisterte und unbedingt erge¬ 
bene Gemeinde von einigen tausend Köpfen schaffen, zur Einigung der Nation 
genügte das nicht. Muhammed sah sich deshalb vor allem auch veranlaßt, die 
ergiebigtsten Quellen der Stammesfehden zu verstopfen. Hier stand in er¬ 
ster Linie die Blutrache. Sie wurde unter den Gläubigen bei Todesstrafe ver¬ 
boten und durch eine Bußgeldleistung ersetzt. Weiter wurde das Weintrinken 
und Hazardspielen untersagt, weil auch hierdurch viel Feindschaft unter den 
Gläubigen entstanden ist und die vorgeschriebenen Gebetsübungen leicht ver¬ 
nachlässigt wurden. Diese Gebetsübungen versammelten fünfmal täglich die 
Gläubigen in der Moschee, wo dann sämtliche Handbewegungen des Vor¬ 
beters von den Anwesenden in genau gleichem Tempo nachgeahmt wurden. 
Dazu an jedem Freitag die Predigt, welche dem Führer der Gemeinde Ge¬ 
legenheit bot, auch alle öffentlichen Angelegenheiten zur Sprache zu bringen. 
Man hat mit Recht gesagt: „Die Moschee war der Exerzierplatz der Muslimen, 
die hier als Araber endlich einmal gehorchen lernten" ! Aber all das würde bei 
den so habgierigen Wüstenhelden nicht zugereicht haben, die nationale Ein¬ 
heit zu schaffen, wenn es Muhammed nicht gelungen wäre, aus der Gemeinde 
der Gläubigen eine Geschäftsgemeinde mit ungewöhnlich reichen Gewinn¬ 
aussichten zu machen und zwar selbst auf die Gefahr hin, damit als Prophet 
die Grenze des sittlich Berechtigten weit zu überschreiten. 

Ö § 8. Als Muhammed im Jahre 622 n. Chr. mit seinen Fluchtgenossen 
(Mohadschir) von Mekka nach Medina sich gerettet hatte, stand er und sei¬ 
ne Gemeinde mit den Mekkanern auf dem Kriegsfuße. Mit der Zunahme der 
Hülfsgenossen aus Medina (El Anssar) erstarkte die kriegerische Macht der 
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neuen Vereinigung. Deshalb konnten Ueberfälle und Gefechte gewagt werden. 
Die dabei eroberte Beute wurde verteilt und zwar so, daß 1/ 5 die Staatskasse, 
4/5 die Gemeindemitglieder nach Maßgabe ihrer Anteilnahme an dem kriegeri¬ 
schen Unternehmen erhielten. Grund und Boden hat man den Besiegten zur Be¬ 
bauung überlassen gegen Abgabe der Hälfte des Naturalertrags, welche als 
„Grundsteuer der Unterworfenen" — im Gegensätze zur Grundsteuer der 
Gläubigen, welche sich auf den „Zehent" beschränkte — der Staatskasse zugu¬ 
te kam. Den Muslimen wurde verboten, in den eroberten Gebieten Grund¬ 
besitz zu erwerben, um eine Schwächung der kriegerischen Kräfte durch An¬ 
siedlung von Gemeindemitgliedern in den neuen Ländergebieten zu verhüten. 
Versöhnt wurden die Gläubigen mit dieser, im ersten Augenblicke etwas über¬ 
raschenden Maßnahme dadurch, daß der in der Staatskasse nach Deckung 
des Staatsbedarfs verbleibende Einnahmeüberschuss an die Gemeindemit¬ 
glieder zur Verteilung kam. So wurde ihnen statt des Grundbesitzes der 
Grundertrag ausgeliefert. Die erste Anwendung dieser Verteilungsgrundsätze 
durch den Propheten findet sich nach der Eroberung von Cheibar im Jahre 628 
n. Chr. (7. Hidshra). Noch heute nennt man im islamischen Reiche das Staats¬ 
vermögen „das Schatzhaus der Muslime" (bait-mäl almoslimyn). 

§ 9. Für die Gläubigen wurde diese Eroberungspolitik in die Formel des 
Religionskrieges und in den besonderen Auftrag gekleidet: „Bekämpfet die 
Unögläubigen, bis sie Euch demütig die Steuer zahlen!" Aber weil damit 
die Sache der Religion die Sache des gemeinsamen rücksichtslosen Erwerbs 
geworden war, konnte jetzt der Kern der niemals wankenden Strenggläubigen 
(der Anssars und der Mohadshirs) von der großen Masse der immer beute¬ 
hungrigen Beduinen umschlossen werden, um die erobernden Heere bald la¬ 
winenartig anwachsen zu lassen. Schon genügte die einfache Aufforderung des 
Propheten, sich anzuschließen, um die Beduinenstämme in den entlegensten 
Bezirken zur Ablegung der so kurzen Bekenntnisformel: „Es gibt nur einen 
Gott und Muhammed ist sein Prophet", wie zur Zahlung der gering bemes¬ 
senen und schonend erhobenen Armensteuer zu veranlassen und damit das 
Anteilrecht an stetig wachsenden Beuteerträgen einzutauschen. Auch die 
stolze Aristokratie von Mekka, die in ihrem Herzen immer nur das goldene 
Kalb angebetet, hat sich jetzt formell nach und nach zur neuen Religion be¬ 
kannt. Hatte doch der Prophet bei seinem militärischen Besuch in Mekka selbst 
DIE NOCH UNGLÄUBIGEN KOREISCHITEN MIT GESCHENKEN FÖRMLICH ÜBERHÄUFT, 
„um ihre Herzen zu besänftigen", wie der Koran sich dazu äußert. So war es 
für die Mekkaner nicht schwer, zu erkennen, daß mit Muhammed mehr zu ver¬ 
dienen war, als gegen ihn. Und mit dieser Einsicht war merkwürdiger Weise 
immer die „göttliche Berufung zum wahren Glauben" verbunden. 

§ 10. Der Erfolg, der ja der Gott nicht nur der Asiaten ist, war damit zu¬ 
nächst an die Fahne des Propheten geknüpft worden. Es ist ihm die nationale 
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Einigung der Araber in überraschend kurzer Zeit geglückt. Aber nicht auf den 
Schlachtfeldern von Syrien und Persien, sondern bei der Verteilung der hier 
GEWONNENEN, FAST UNERMESSLICHEN BEUTE IST DIE VIELHEIT DER ARABISCHEN 
Stämme zu einer staatlichen Einheit ö zusammengeschweisst worden. Der 
Politiker Muhammed hat auf solche Weise in kurzer Zeit Erstaunliches er¬ 
reicht. Aber der Prophet Muhammed ist damit von der Höhe seiner Gotteser¬ 
kenntnis und der sozialen Gerechtigkeit in das niedrige Gebiet der Organisa¬ 
tion des gewaltsamen Erwerbs hinabgestiegen. Es nutzte wenig, dem groß an¬ 
gelegten Raubzuge das Mäntelchen des „heiligen Krieges" umzuhängen. Die 
Mehrzahl der Streiter und die besten Feldherren kümmerten sich wenig um 
den ganzen Islam. Ihnen war es lediglich um Beute zu tun. Ihr Säbel war ihr 
Koran, ihre Geldbörse ihre Sunna. Wie bald wird deshalb das Bekenntnis zum 
neuen Glauben lediglich an der Pünktlichkeit der übernommenen Zahlungen 
gemessen. Es konnte das Verwerfliche des ganzen Unternehmens nur wenig 
mildern, daß die eroberte Beute nach der persönlichen Beteiligung am Kamp¬ 
fe zur Verteilung kam und daß z. B. Soldaten, welche vor den Feind geführt 
wurden und nicht kämpften, ihren Anspruch auf Beuteanteil verloren haben. 
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Zur segenbringenden produktiven Arbeit wurde deshalb der gewaltsame 
Raub doch nicht. Unversöhnt und unversöhnlich standen innerhalb der 
Gemeinde um Muhammed die Strenggläubigen und die Glaubenslosen, 
DIE STRENG RECHTLICHEN IDEALISTEN Und die HABGIERIGEN RAUBTIERE IN MEN¬ 
SCHENGESTALT neben einander. Der Prophet selbst war so sehr ein sündiger 
Mensch geblieben, daß er sich nicht scheute, unbequeme Gegner durch Meu¬ 
chelmörder beseitigen zu lassen. Nach seiner Religion war der Wucher verbo¬ 
ten, die Unterstützung der Armen und Kranken, wie die milde Behandlung der 
Sklaven eine ernste Pflicht, aber der im Großen organisierte Raubmord bildete 
die weitaus wichtigste politische Aufgabe der Gemeinde der Gläubigen und 
der politische Meuchelmord war zum Mindesten gestattet. Nicht das soziale 
Recht zum ö Schutze der Arbeit gegen den Wucher jeder Art, sondern das 
Kriegsrecht als Rechtsordnung des gemeinsamen Erwerbs durch Gewaltakte 
war der weitaus wichtigste Teil der ganzen muhammedanischen Rechtsord¬ 
nung. Das alles musste zu einem Ende mit Schrecken führen, wenn auch 
zeitweilig noch so glänzende Erfolge vorausgingen. Bevor wir jedoch den eben¬ 
so verwickelten wie interessanten Prozeß der Auflösung der arabisch-islamisch¬ 
en Weltherrschaft kennen lernen, soll hier der Verlauf der großen Eroberungs¬ 
züge mit den Kennzeichen der Blüteperiode der islamischen Kultur betrachtet 
werden. 
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§11. Das muhammedanische Kriegsrecht läßt sich etwa in folgende Sät¬ 
ze zusammenfassen: Die wehrfähigen Männer in Waffen werden getötet, Frau¬ 
en und Kinder als Sklaven mit der gesamten beweglichen Habe weggeführt. 
Die Bauern werden geschont. Die Ländereien von Grundeigentümern, wel¬ 
che im Kampf gegen den Islam gefallen oder landesflüchtig geworden sind, 
werden konfisziert und als Staatsdomänen behandelt. Den Bauern bleibt ihr 
Grundeigentum, doch übt der Sieger das Recht, so viel Steuern von ihnen zu 
erheben, als sie tragen können. Zumeist werden die bereits vorhandenen Be¬ 
steuerungsarten beibehalten. Die Grundeigentümer zahlen die Grundsteuer 
(charag) und mit der übrigen Bevölkerung die Kopfsteuer (gizja), beide ent¬ 
sprechen dem tributum soli und tributum capitis der Römer. In Ländern mit 
Goldwährung (Aegypten und Syrien) zahlten als Kopfsteuer alle erwachsene 
männliche Personen jährlich 40 Frs., in Ländern mit Silberwährung (Mesopo¬ 
tamien, Ostarabien, Persien) zahlten die Reichen jährlich 80, die mittlere Klas¬ 
se 40, die Armen 20 Frs. In Aegypten gab es 8 Millionen Kopfsteuerzahler ä 
40 Frs., welche für richtige Steuerzahlung sichtbare bleierne Kontrollmarken 
am Halse trugen. In Babylonien wurden nach der Cj Eroberung 550 000 Kopf¬ 
steuerpflichtige gezählt. Zölle und Verbrauchsabgaben wurden abgeschafft 
und Freihandel und Freizügigkeit allgemein eingeführt. Soweit als irgend 
angängig, blieb den Besiegten die lokale und kommunale Selbstverwaltung. 
Die gesamte Staatsbuchhaltung wurde zunächst nicht arabischen Händen, son¬ 
dern Angehörigen der besiegten Völker an vertraut. So gab es in den byzanti¬ 
nischen Provinzen, in Persien, Aegypten und Syrien griechische Christen als 
Staatsbuchhalter, während in Babylonien und Mesopotamien Priester mit die¬ 
ser Aufgabe betraut wurden. In den persischen Gebieten blieb wie vorher der 
persische Rittergutsbesitzer (Dihkan) mit der Steuereinhebung beauftragt. An¬ 
gehörige der Besiegten finden wir auch als Polizeisoldaten verwendet. In den 
eroberten Gebieten war es den Arabern verboten, Grundbesitz zu erwer¬ 
ben. Andererseits wurden die Christen und Juden aus Arabien ausgewiesen, 
so daß das Stammland ausschließlich den Arabern reserviert blieb. Der Araber 
sollte nur als Eroberer, Regent und Regierungsgehilfe in den neuen Ländern er¬ 
scheinen. Es blieb Sache der Besiegten, für die Herren des Landes zu erwerben 
und zu produzieren. 

Neben der gewaltsamen Unterwerfung durch die Schärfe des Säbels kann¬ 
te Muhammed auch die freiwillige Unterwerfung, für welche besondere Kapi¬ 
tulationen vereinbart wurden, die naturgemäß der kriegerischen Eroberung 
gegenüber gewisse Begünstigungen geboten haben. 
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Weiter spielte die Bekehrung zum wahren Glauben eine einschneidende 
Rolle. Wer die kurze einfache Bekenntnisformel: „Es gibt nur einen Gott und 
Muhammed ist sein Prophet", aussprach und die üblichen Verpflichtungen zu 
erfüllen bereit war, gehörte zur Gemeinde. Eingegliedert wurde er in das streng 
nach Familien und Stämmen organisierte Volk durch seine Annahme als Klient 
von ö einem der arabischen Familienhäupter. Er gewann damit seinen Anteil 
an der Kriegsbeute, sobald er sich dem Kriegsdienst widmete. Unter allen 
Umständen partizipierte er an dem Ueberschuss der arabischen Staatskas¬ 
se. Er war damit von der Kopfsteuer befreit. Aber auf sein Grundeigentum 
musste er verzichten; das fiel im Interesse der Steuererträge an seine bisheri¬ 
gen Religionsgenossen zurück. 
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Endlich gehören hierher die bereits erwähnten Bestimmungen über Beute- 
und Staatseinkommen Verteilung: 1/5 der Kriegsbeute gehörte dem Staat, 4 /5 
wurde unter die beteiligten Kriegsleute verteilt. Die Steuererträge kamen nach 
Abzug der Verwaltungskosten der betreffenden Provinzen ebenfalls in die Kas¬ 
se der Zentralregierung, aus welcher die Ueberschüsse als Staatsdotationen an 
die Mitglieder des arabischen Volkes bis auf den Säugling an der Mutter Brust 
und den Klienten und gläubigen Sklaven verteilt wurden. 

§ 12. Um für die siegende Macht dieses Kriegsrechts einigermaßen eine 
richtige Vorstellung zu gewinnen, wird es notwendig sein, sich die ökonomi¬ 
schen Verhältnisse zu vergegenwärtigen, wie sie zu Beginn der islamischen 
Eroberungen waren. 


Die ahnenstolze Aristokratie von Mekka bezog ihr Haupteinkommen 
wahrscheinlich aus dem Karawanenhandel. Man rechnete dabei damals auf 
einen Gewinn von 50 bis 100 % des angelegten Kapitals. Eine Karawane re¬ 
präsentierte den Wert von 5 bis 800 000 Frs. An einer solchen Karawane war 
eine Reihe von Geschäftsleuten beteiligt. Nicht jede Karawane kam unberaubt 
an ihrem Reiseziele an. Die häufigen Stammesfehden werden gewiß den ge¬ 
schäftlichen Verkehr auch nicht gefördert haben. Trotzdem waren diese Ver¬ 
hältnisse im Ganzen nicht ärmlich zu nennen. Die Silberwährung hatte seit 
längerer Zeit Geltung. Aber ö die Geldbeträge, mit denen auch die Reichsten 
im Lande rechneten, waren nicht groß in unserem Sinne. Die höchste Ziffer, 
für welche die arabische Sprache ein einheitliches Wort besaß, war 1000. Der 
sprachliche Ausdruck für jede höhere Ziffer mußte durch Zusammensetzung 
gefunden werden. So bezeichnete man eine Million mit Tausend mal Tausend. 
Als nach den siegreichen Schlachten in Syrien einem Araber von seinen Lands¬ 
leuten Vorhaltungen darüber gemacht wurden, daß er seinen Beuteanteil mit 
nur 1000 Frs. viel zu billig veräußert habe, soll dieser ganz erstaunt ausgerufen 
haben: „Ich wußte garnicht, daß es eine höhere Ziffer als 1000 gibt!" Als zu Be¬ 
ginn der Regierung des Nachfolgers des Propheten (Chalife) Omar I. (644 - 656 
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n. Chr., 22 - 34 H.) der Statthalter von Bahram 1/2 Million Franken nach Medi¬ 
na zur Zentralkasse brachte, die augenblicklich keine Ausgaben hatte, weshalb 
der ganze Betrag zur Verteilung an das arabische Volk bereit stand, fragte der 
Chalife in seiner Verlegenheit die Gemeinde, ob er ihnen das viele Geld mit 
Metzen zumessen solle? Ein Mann aus dem Volke habe dann mitgeteilt, daß 
die Perser ihren Staatsschatz durch einen Dywan (Rechnungshof) in Ordnung 
halten ließen, so solle man es auch machen. Das war die Zentralregierung zu 
einer Zeit, als gerade ein Ländergebiet von der Ausdehnung des Deutschen 
Reiches und Oesterreich-Ungarns erobert wurde. Noch war der bescheidene 
Staatsschatz in der Privatwohnung des Chalifen aufbewahrt. Noch trieb der 
Chalife persönlich die jungen Kamele auf die Staatsweiden. Noch hatte der 
Chalife nicht einmal ein besonderes Einkommen in seiner Eigenschaft als Re¬ 
gent. 6000 Frk., welche der erste Chalife Abu Baks (632 - 634 n. Chr., 10 -12 H.) 
aus der Staatskasse in einer Notlage entliehen, mußten seinem Aufträge gemäß 
seine Verwandten nach seinem Tode zurückerstatten. Derselbe Abu Baks hatte 
in seiner zweijährigen Regierungszeit die ö Ueberschüsse aus der Staatskasse 
noch gruppenweise an je 100 Personen ausgezahlt. Die Summen, welche ver¬ 
teilt wurden, waren noch klein. Im ersten Jahre gab es 10, im zweiten 20 Frk. 
pro Kopf, Männer, Frauen, Kinder, Klienten und Sklaven gleich gerechnet. Wie 
mußte die als lösbar erkannte Aufgabe, die fabelhaften Schätze von Babyloni¬ 
en, Syrien, Aegypten und Persien zu erobern, auf die Spannkraft dieses Volkes 
ein wirken? 


§ 13. Anders lagen die Verhältnisse bei jenen Ländern, über welche das 
ganze Ungewitter hereinbrechen sollte. In Persien herrschten seit Jahren 
Thronstreitigkeiten, welche schon zu lange in blutige Bürgerkriege ausgeartet 
waren. Das darunter schwer leidende Volk sehnte sich nach Frieden. Der Kai¬ 
ser Heraklius von Byzanz war fast immer in großer Geldverlegenheit, so daß 
die ohnehin nur mit 80 - 120 Frs. jährlich bezahlten Söldner von Zeit zu Zeit 
überhaupt keine Löhnung erhielten und dann in der Regel sich weigerten, ge¬ 
gen den Feind zu kämpfen, bis die rückständigen Lohnzahlungen ausgeglichen 
waren. Früher aus der Fleimat ausgewanderte arabische Stämme saßen durch 
Mesopotamien bis nach Kleinasien zerstreut und waren zumeist zum Christen- 
tume übergetreten. Aber dieses Christentum war unter dem Einfluß des Bil¬ 
derstreites in Byzanz so sehr zu einem Götzendienste entartet, daß das einfa¬ 
che klare Gottesbekenntnis des Islam dem Volke als ein religiöser Fortschritt er¬ 
scheinen mußte, den als solchen die christlichen Araber um so leichter erkann¬ 
ten, je günstiger die klingenden Bedingungen waren, welche von den siegreich 
vordringenden islamischen Heeren ihnen für ihren Anschluß geboten wurden. 
In Sicilien hausten die byzantinischen Steuerzahler ) in einer so fürchterlichen 
Weise, daß die Einwohner sich empörten und die Muhammedaner zur Befrei- 

1 ) Soll wohl Steuer eintreiber heissen. 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 





Entwicklungsgeschichte des arabisch-islamischen Weltreiches. 


15 


ung herbeiriefen. In Spanien war man gerade 0 damit beschäftigt, die zahlrei¬ 
chen Juden mit Gewalt zum Christentume zu bekehren. Jeder Abfall von der 
Zwangsreligion wurde bei ihnen mit Geißelung und Vermögenskonfiskation 
bestraft. Dazu kam eine maßlose Bedrückung der Bauern durch die Geistlich¬ 
keit und den gothischen Adel, der unter sich wieder fortwährend in Fehde lag. 
Auch hier war die herrschende Klasse der schlimmste Feind des Landes und 
die Masse der einheimischen Bevölkerung hat den Sieg der islamischen Waffen 
als eine Befreiung aus schwerer Not empfunden. 

§ 14. Der Siegeszug des Islam mußte unter solchen äußeren und inneren 
Verhältnissen alle Erwartungen weit übertreffen. 
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In der Entscheidungsschlacht bei Bedr (624 n. Chr., 2 H.) in welcher die 
junge Gemeinde um Muhammed ihre Existenz gegen die mekkanische Aristo¬ 
kratie zu verteidigen hatte, kämpften 306 Mann mit 70 Kamelen und 2 Pferden 
bei Muhammed gegen 950 Mann mit 700 Kamelen und 100 Pferden auf der 
feindlichen Seite. In der Schlacht bei Akraba (633 n. Chr., 11 FI.), als ein Jahr 
nach des Propheten Tod die erwachten Abtrennungsgelüste unter den arabi¬ 
schen Stämmen niedergeschlagen und die nationale Einheit mit Waffengewalt 
wieder hergestellt wurde, kämpften 4000 Muslims gegen 8000 Gegner. In der 
Entscheidungsschlacht gegen die Byzantiner in Syrien am Hiromax im 
Jahre 636 n. Chr., 15. H. und also nur drei Jahre nach der Schlacht bei Akra¬ 
ba kämpften 25 bis 30 000 Muslims gegen 80 000 Byzantiner und Armenier. 
Nur ein Jahr später in der Schlacht bei Kadesia, welche das Perserreich un¬ 
terworfen hat, standen 38 000 Araber 80 000 Persern gegenüber. Im Jahr 636 n. 
Chr. sollen höchstens 80 000 Mann außerhalb der Heimat gestanden sein. Für 
das Jahr 650 n. Chr. wird das Heer des Islam auf 250 000 bis 300 000 Mann ge¬ 
schätzt. Im ö Jahre 651 n. Chr., also 29 Jahre, nachdem Muhammed aus Mekka 
nach Medina flüchten mußte, um sein Leben zu retten, beherrschte der Islam 
ein Gebiet in der Ausdehnung von etwa der Hälfte Europas; 120 Jahre später 
umfaßte das arabisch-islamische Weltreich ein Gebiet von der Ausdehnung des 
europäischen Kontinentes und noch einmal die Fläche von Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn hinzugerechnet. Von den Säulen des Herkules und dem 
großen Ozean des Westens bis zu den fabelhaften Meeren der Finsternis, wie 
die Araber den indischen Ozean nannten, dehnte sich der von ihnen unterjoch¬ 
te Teil der Erde aus. 
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§ 15. Als Organisator dieses Weltreiches haben wir den bereits wieder¬ 
holt genannten Chalifen Omar I. zu bezeichnen. Die aus der Gemeinde gegebe¬ 
ne Anregung, eine geordnete Staatsbuchhaltung einzuführen, fand bei ihm 
volle Beachtung. Nach byzantinischem Muster wurde ein Volksregister an¬ 
gelegt, in welches die Gliederung des Volkes nach Stämmen und Familien mit 
Klienten und Sklaven, mit Geburten und Todesfällen und mit den Freilassun- 
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gen der Sklaven u.s.w. eingetragen wurden. An Hand dieser Bevölkerungsliste 
setzte Omar die Höhe der Staatsdotationen fest und zwar nach Maßgabe 
der Verdienste des Einzelnen um den Islam. An erster Stelle wurden die Wit¬ 
wen des Propheten bedacht mit einem Jahresgehalt von 100 000 bis 120 000 Frs. 
Die noch lebenden Teilnehmer an der Schlacht bei Bedr erhielten 50 000 Frs. 
jährlich. Weitere Gruppen der Bevölkerung wurden mit 40 000, 30 000, 20 000, 
5000, 3000 und 2000 Frs. bedacht. Je 1000 Frs. jährlich gehörten für jedes Kind 
an der Brust und für Sklaven und Klienten. Außerdem erhielt jeder Einwoh¬ 
ner von Medina monatlich zwei Metzen Weizen und zwei Maß Essig in natura 
geliefert. Jeder Soldat bekam — statt nur 80 bis Q 120 Frs. jährlich, wie in 
Byzanz — 2000 Frs. jährlich, dazu monatlich in der Provinz Irak 15 Sad Wei¬ 
zen und ein bestimmtes Quantum Schmalz, in Aegypten 15 Sad Weizen und 
ein bestimmtes Quantum Schmalz, Honig und Finnen, in Syrien und Mesopo¬ 
tamien 2 Modd Weizen und je drei Kisten Oel, Schmalz und Honig. Endlich 
gehörte dem Soldaten der entsprechende Anteil an 4 /5 der eroberten Beute. 
Nach dem entscheidenden Siege bei Kadesia über die Perser wurde der Wert 
der in Kesiphon allein eroberten Schätze amtlich auf 900 Millionen Franken er¬ 
mittelt. Auf jeden Soldaten sind davon 12 000 Frs. entfallen. Jetzt verfügte der 
gewöhnliche Mann unter den Arabern über ein so großes Einkommen, wie es 
vor Muhammed kaum die reichsten heute in Mekka gehabt haben. Unter sol¬ 
chen Umständen wird es gewiß begreiflich, daß das siegreiche Heer der Ara¬ 
ber ebenso lawinenartig angewachsen ist, wie in den 40er und 50er Jahren 
des letzten Jahrhunderts die Goldsucherstädte auf den besten aluvialen Gold¬ 
feldern in Nordamerika und Australien. 
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§ 16. Den besten Herrschern des arabisch-islamischen Weltreiches 
kann man die Anerkennung nicht versagen, daß sie in einer Reihe von Maß¬ 
nahmen nach grossen wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten gehandelt 
haben. Als unmittelbar nach der Eroberung von Persien, Syrien und Aegypten 
im Jahre 639 n. Chr., 18 H. eine Hungersnot mit einer verheerenden Seuche in 
Arabien ausbrach, die auch Syrien heimsuchte, ließ Omar I. in weniger als ei¬ 
nem Jahre eine Art Suezkanal herstellen, indem er durch den Randstreifen 
zwischen Kairo und dem roten Meere einen Kanal bauen ließ, auf welchem 
die mit Getreide beladenen Schiffe vom Nil direkt nach der arabischen Küste 
fahren konnten. Es wird berichtet, daß von da ab die Getreidepreise in Mekka 
und Medina auf das Niveau der Q ägyptischen Getreidepreise gefallen seien. 
Hier blieb die Brotversorgung der Hauptstadt Medina von Aegypten abhängig. 
Durch die Verlegung der Zentralregierung nach Damaskus (661 n. Chr.) in 
die so fruchtbare Ebene des wasserreichen Baroda wurde die Brotversorgung 
der Residenzstadt mehr in unmittelbarer Nähe gesichert, bis endlich die Re¬ 
sidenz der Abbasiden (750 n. Chr.) nach Bagdad mitten in die eigentliche 
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Kornkammer des Reiches wanderte. Auch im arabisch-islamischen Weltreiche 
ist also — wie einst in Rom — die Reichsregierung dem Getreide nachgezogen. 

Während die arabischen Eroberer die städtische Bevölkerung zumeist die 
ganze Strenge ihres Kriegsrechtes fühlen ließen, haben sie ausnahmslos den 
Bauer schonend behandelt. In einer Reihe von Fällen hören wir von groß¬ 
artigen Bewässerungsanlagen, welche die arabische Regierung im Interesse 
der Landkultur, später auch im Interesse der Wasserversorgung der Städte ha¬ 
be ausführen lassen. Den Landwirten wurden aus der Staatskasse Millionen 
als Meliorationskredit zinsfrei zur Verfügung gestellt. Die Blüte, welche 
das landwirtschaftliche Gewerbe unter der arabisch-islamischen Regierung 
erreichte, ist selbst in Spanien und Sicilien inzwischen nicht wieder erreicht 
worden. Wie man auch die Literatur der Landwirtschaft zu fördern bemüht 
war, geht daraus hervor, daß schon damals ein landwirtschaftlicher Kalen¬ 
der mit Angaben über die landwirtschaftlichen Arbeiten zu den verschiedenen 
Jahreszeiten erschienen ist. 


§ 17. Wie müssen Handel und Gewerbe sich entfaltet haben, nachdem 
innerhalb dieses gewaltigen Ländergebiets uneingeschränkter Freihandel und 
volle Freizügigkeit zur Geltung kamen! Schon unter den ersten Omaijaden- 
Chalifen Moawija und Addalmelik (661 - 705 n. Chr., 39 bis 83 H.) ist man 
allgemeiner zur Goldwährung über ö gegangen und hat eine geordnete Prä¬ 
gung arabischer Goldmünzen begonnen. Die vorgeschriebenen Pilgerfahr¬ 
ten nach Mekka haben auch jetzt den Verkehr zwischen den entlegensten Ge¬ 
bieten des Reiches wesentlich gefördert. Die Organisation der Reichspost soll 
930 Stationen gezählt und in der Provinz Irak allein dem Staate jährlich vier 
Millionen Franken gekostet haben. Die arabischen Reichspostkursbücher sind 
unsere ersten geographischen Werke geworden. Die Leistungsfähigkeit dieser 
Reichspostanstalt war eine so hervorragende, daß sie gelegentlich den Trans¬ 
port ganzer Heeresabteilungen von Bassra und Kufa nach den indischen Pro¬ 
vinzen übernehmen konnte. Wir haben in der Blütezeit des arabischen Welt¬ 
handels zweifelsohne mit einem jährlichen Geldumsätze von Milliarden 
zu rechnen. Dementsprechend finden wir eine umfassende Ausbildung des 
Zahlungsverkehrs in diesem Weltreich mit Geldanweisungen, aber auch mit 
einem ausgedehnten Wechselverkehr, dementsprechend ein gut durchgebil¬ 
detes Handels- und Wechselrecht. 
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Sogar ganz moderne Fragen, wie die Verstaatlichung der städtischen 
Grundrente finden wir im arabischen Weltreiche längst gelöst. Ein Abbasi- 
denchalife Motasim fühlte sich in Bagdad nicht mehr behaglich und beschloß 
deshalb im Jahre 836 n. Chr. (221 H.) etwa 15 Meilen stromaufwärts sich eine 
neue Residenzstadt zu bauen. So entsteht mit einem Aufwande von etwa 200 
Millionen Franken das neue prächtige Ssamarra mit seinen Staatspalästen für 
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den Chalifen, für die Soldaten und für die Beamten. Im Stadtbauplan waren 
breite Straßen und große freie Plätze vorgesehen, von denen ein entsprechen¬ 
der Raum an die Kaufleute zum Aufstellen ihrer Verkaufsbuden vermietet wur¬ 
den. Der Ertrag dieser staatlichen Grundstücksverpachtung soll dem Chalifen 
jährlich eine Einnahme von 10 Millionen Franken gebracht haben. 

Ö Aus der staatlichen Finanzverwaltung ist m.W. nur einmal aus spä¬ 
terer Zeit die Aufnahme einer Staatsanleihe bekannt geworden. Als Regel galt 
für den guten Staatshaushaltsplan, keine Schulden zu machen, sondern einen 
möglichst grossen Staatsschatz in barem Gelde anzusammeln. So hinterläßt 
der Chalif el Mansur (754 bis 775 n. Chr.) einen Staatsschatz von 960 Millionen 
Franken, Harün Rashid (786 bis 809 n. Chr.) einen solchen von 900 Millionen 
Franken. Der ausgezeichnete Chalife Abderrachmann III von Cordova (912 bis 
961 n. Chr.) hat sein jährliches Staatseinkommen von 125 Millionen Franken 
zu 1/3 für das Heer, zu 1/3 für allgemeine Kulturzwecke und zu 1/3 zur An¬ 
sammlung eines Staatsschatzes verwendet, dessen Höhe im Jahre 951 n. Chr. 
die Summe von 400 Millionen Franken erreichte. Im Jahre 1903/4 hatte das 
heutige Spanien eine Staatseinnahme von rund 1 Milliarde Franken, wovon 
416 1/2 Millionen — oder nahezu die Hälfte — im Dienste der rund 9 Milliar¬ 
den betragenden Staatsschulden verausgabt wurden, während für Armee und 
Marine und für Zwecke der allgemeinen Kultur je etwa 174 Millionen Franken 
Verwendung fanden. 

Daneben dürfen grossartige Einrichtungen zu Gunsten der Armen, der 
Kranken und der Pilger nicht unerwähnt bleiben. 


29 


§ 18. Die Raschheit, mit welcher nach Beginn der arabischen Weltherr¬ 
schaft grosse Städte aus der Erde wuchsen und die wirtschaftlichen Wer¬ 
te sich vervielfältigten, kann mit der besten modernen Entwickelungsperi¬ 
ode der Vereinigten Staaten von Nordamerika verglichen werden. Bassra und 
Kufa, welche erst etwa 640 n. Chr., 18 H. als ständige Militärlager gegründet 
wurden, haben 30 Jahre später je eine Bevölkerung von 150 000 bis 200 000 Ein¬ 
wohner. Bagdad hat in kurzer Zeit eine Million Einwohner erreicht. Cordova 
„die helle ö Zierde der Welt, die junge herrliche Stadt, stolz auf ihre Wehr¬ 
kraft, berühmt durch die Wonnen, die sie umschließt, strahlend im Vollbesitz 
aller Dinge" — wie sie um das Jahr 960 n. Chr. die gelehrte Nonne Hrotswi- 
tha von Gandersheim gepriesen hat, beherbergte 1/2 Million Einwohner. Eine 
gleich hohe Einwohnerzahl hatte Damaskus unter den Omaijaden. Auch Kai¬ 
ro soll eine Million, Alexandrien 1/2 Million Einwohner gehabt haben u.s.w. 
Ein Mann verkaufte an den ersten Omaijaden-Chalifen in Damaskus etwa 661 
n. Chr., 39 H. ein Haus zum Preise von 60 000 Frs. Als man ihm sagte, daß er 
damit sein Haus offenbar viel zu billig verkauft habe, antwortete er: „Ich habe 
dieses Haus kurz vor Muhammed um einen Schlauch Wein gekauft." Eben die- 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte des arabisch-islamischen Weltreiches. 


19 


ser nachmalige Chalife Moawija wurde vom Propheten „ein armer Schlucker" 
genannt, weil er in Mekka nie einen Pfennig Geld in der Tasche hatte. Er brach¬ 
te es als Chalife auf ein Jahreseinkommen von über 100 Millionen Franken. In 
der besten Zeit erreichte das Chalifeneinkommen pro Jahr 300 bis 400 Millio¬ 
nen Franken und mehr. Die Mutter des Chalifen Flarün Rashid verfügte jähr¬ 
lich über ein Einkommen von 160 Millionen Franken. Ein reicher Hashimide 
unter dem Chalifen Al Mahdy (775 bis 785 n. Chr.), in Baßra wohnhaft, hat¬ 
te ein tägliches Einkommen von 100 000 Frs., er soll 50 000 Klienten gehabt 
haben. Ein Juwelier schätzte selbst sein Vermögen auf 200 Millionen Franken 
ein. Unter Omar I. bezieht der Statthalter einer Provinz ein Jahresgehalt von 
12 000 Frs., bald aber ist das Statthalter- und Ministereinkommen per Jahr auf 
drei und selbst auf 13 Millionen Franken gestiegen. Der Feibarzt des Chalifen 
Flarün Rashid erhielt jährlich 120 000 Frs. an Geld und 160 000 Frs. in Natu¬ 
ralien und Geschenken. Das Richtergehalt in Kairo betrug im Jahre 827 n. Chr. 
48 000 Frs. per Jahr u.s.w. Mit diesen für uns heute noch vielfach ö unerreich¬ 
ten Ziffern darf nicht etwa die Vorstellung verknüpft werden, es wäre damals 
alles ganz unverhältnismäßig teuerer gewesen, als heute. Denn diese Annah¬ 
me wäre durchaus unzutreffend. Bei der Erbauung von Bagdad (763 n. Chr.) 
wurde nach Sprenger als Tagelohn für einen Arbeiter 2 2 /5 Pfg-, für einen Werk¬ 
meister und Aufseher 4 7 / io Pfg. gezahlt. Im Jahre 985 n. Chr. kostete ein Essen 
in einem mit allem Komfort ausgestatteten Restaurant in Bagdad 8 1/3 Pfg. In 
Kesker konnte man 1224 n. Chr. 24 fette große Brathähne um 1 Frs. kaufen. 
Im Verhältnis zu diesen Ziffern muß der Preis für Brotgetreide (Weizen und 
Gerste) als verhältnismäßig hoch bezeichnet werden, wenn er für die Zeit der 
Erbauung von Bagdad auf 50 bis 60 Mk. per 1000 Kilo angegeben wird. Eine 
naheliegende Erklärung hierfür bietet sich in der Tatsache, daß Getreide eine 
hohe Steuer zu tragen hatte, während die Produkte der Viehhaltung unbesteu- 
ert blieben. Im Ganzen aber bestätigen all diese Ziffern nur immer wieder: die 
arabisch-islamische Kultur war nicht auf der Arbeit des Volkes, sondern auf 
dem organisierten Raub der herrschenden Klasse aufgebaut. Deshalb hatte die 
Masse der Beherrschten so wenig Anteil an derselben. 
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§ 19. Entsprechend dieser ganz außergewöhnlichen Zunahme des Reich¬ 
tums der herrschenden Klasse war auch die Grösse des Luxus. Wiederholt 
wird von Privatpalästen berichtet, deren Bau einen Aufwand von 20 Millionen 
Franken und mehr erforderte. Es wird von Torflügeln erzählt aus Ebenholz mit 
Goldblech. Als Baumaterial wird vielfach Marmor bevorzugt. Im Empfangs¬ 
raum speisen Löwen aus Gold das Wasserbecken. Dazu kostbare Teppiche, 
Stückarbeiten, chinesische Vasen, Lacksachen, goldene Kandelaber und kostba¬ 
re Möbel. Die Kochkunst wird so hoch geschätzt, daß ein Abbassidenprinz sich 
nicht zu gut dünkt, ein Kochbuch zu schreiben. Ein Gericht aus Fisch ö zungen 
kostet pro Person 1000 Frs. Feine Parfümerien werden mit Gold aufgewogen. 
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Die Damenhemden sind aus feinem venetianischem Gazestoff verfertigt. Eine 
Tapete, welche im Jahre 964 n. Chr. für den Fatamidenpalast nach Aegypten 
geliefert wird, kostete 220 000 Frs. [Für] junge, besonders schöne Sklavinnen, 
welche in der Musik- und in der Tanz- und Dichtkunst gut unterrichtet sind, 
werden bis 80 000, 100 000 und 170 000 Frs. bezahlt. Ein Fiedercyklus, den ein 
Sänger vor dem Chalifen vorgetragen, bringt ein Honorar von 300 000 Frs. Bei 
der Hochzeit eines Chalifen wurden über die als Gäste geladenen Damen Körbe 
mit großen echten Perlen als Geschenke ausgeschüttet. Unter die gleichfalls ge¬ 
ladenen Großen des Reiches und hohen Offiziere hat man kleine Papierstreifen 
ausgestreut, auf welchen die Namen großer Grundbesitzungen verzeichnet wa¬ 
ren. Wer einen solchen Zettel sich aneignete, war Eigentümer der betreffenden 
Grundherrschaft geworden. Andere Zettel trugen die Bezeichnung von Reit¬ 
pferden, Sklaven u.s.w. Es wird von einem Handspiegel aus Silber und Gold 
berichtet, dessen Handhabe ein einziger großer Smaragd war. In dem Chali- 
fenpalast zu Bagdad befand sich ein goldener Garten, dessen Bäume aus Gold 
statt der Früchte Edelsteine trugen und dessen Blumen und Vögel aus Gold mit 
Schmelz hergestellt waren. 

§ 20. Mit dem Reichtum und mit dem Fuxus ist immer auch eine gewis¬ 
se Blüte der Kultur verbunden. Gesättigte und zufriedene Existenzen sind 
duldsam gegen Andersgläubige. Wir finden in den besten Zeiten der islami¬ 
schen Geschichte die Vertreter der verschiedenen Religionsbekenntnisse fried¬ 
lich mit einander im Verkehre stehen. Die dadurch geförderte größere Unbefan¬ 
genheit des Urteils mußte mit dem regeren Meinungsaustausch auf der Basis 
der reichen Mittel, welche zur Verfügung standen, zu tüchtigen Feistungen auf 
verschiedenen Wissensgebieten ö führen. Die Ueberlieferung berichtet denn 
auch von einer Reihe berühmt gewordener Hochschulen, auf denen neben 
der Theologie die Jurisprudenz, die Grammatik, die Philosophie, die Geschich¬ 
te, die Geographie, Mathematik, die Kulturwissenschaften und die Medizin 
gepflegt wurden. Einsichtsvolle Regenten waren bemüht, die besten wissen¬ 
schaftlichen Werke fremder Kulturvölker durch UeberSetzungen ins Ara¬ 
bische dem Volke zugänglich zu machen. So sind namentlich die Werke der 
griechischen Autoren den Arabern bekannt geworden. Auf Vervollständigung 
der Bibliotheken wurden z.T. ganz besondere Mühen verwendet. Die Biblio¬ 
thek von Cordova soll 400 000 Bände gezählt haben. Aber auch die allgemeine 
Volksbildung wurde in einzelnen Teilen des Reiches gepflegt. Aus Spanien 
wird für das Jahr 960 n. Chr. erzählt, daß in Andalusien fast Jedermann lesen 
und schreiben konnte, während gleichzeitig im übrigen Europa selbst hochge¬ 
stellte Personen, soweit sie nicht der Kirche angehörten, über diese elementaren 
Fertigkeiten nicht verfügten. Die höhere landwirtschaftliche Kultur des da¬ 
mals herrschenden Orients hat in Europa wie in Afrika ihre deutlichen Spuren 
zurückgelassen. Mit der Ausdehnung, Einrichtung und Organisation des 
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arabischen Welthandels konnte sich um das Jahr 750 n. Chr. der Handel kei¬ 
nes anderen Reiches der Erde vergleichen. Nicht minder haben sich Gewerbe 
und Industrie ausgebreitet. Die arabische Papierfabrikation aus Baumwolle 
hat im XI. und XII. Jahrhundert das Pergament in Europa verdrängt. In der 
Herstellung seidener Prachtgewänder mit Goldfäden hatten Irak und Syrien 
ein tatsächliches Monopol. Dazu kommt die Herstellung besonders wertvoller 
Teppiche und Tapeten, von kostbaren Möbeln, köstlichen Wohlgerüchen, von 
schönen Buchbinderarbeiten, kunstvollen Zelten, von berühmten Waffen und 
Rüstungen u.s.w. 

Ö § 21. Für die Volkswirtschaftslehre bietet noch die Tatsache ein beson¬ 
deres Interesse, daß auch die arabische Welt — ähnlich der griechischen — zu 
einer Zeit, in welcher der Untergang des Reiches schon besiegelt war, den Ari¬ 
stoteles der arabischen Kultur hervorgebracht hat: Ibn Chaldun. Geboren zu 
Tunis im Jahre 1332 n. Chr., aus einer angesehenen Familie des spanischen Ara¬ 
bien stammend, mit den Verhältnissen fast der ganzen arabischen Welt aus per¬ 
sönlicher Augenscheinnahme bekannt, starb er im Jahre 1406 n. Chr. als Ober¬ 
richter und Sekretär des Sultans in Kairo. Professor von Kremer hat ihn den er¬ 
sten kritischen Kulturhistoriker mit induktiver Methode genannt. Sein Haupt¬ 
werk beschäftigt sich mit dem großen volkswirtschaftlichen Problem des Fort¬ 
schritts und Niederganges der Völker. Seine Endresultate klingen in einem heu¬ 
te noch vielfach vertretenen Pessimismus aus: jedes Reich und jedes Volk geht 
nach einer bestimmten Zeit zu Grunde. Seine diesbezüglichen Untersuchungen 
ruhen auf einer ungewöhnlich umfassenden Basis. Er berücksichtigt die geo¬ 
graphische Lage des Landes, Sitte, Moral, Religion, privates und öffentliches 
Recht, die Zeitverhältnisse, die Rassenfrage, die Landesverteidigung und ganz 
besonders die volkswirtschaftlichen Verhältnisse. Er untersucht das Geld bis in 
die letzten Konsequenzen der Kapitalistenherrschaft, die Bevölkerungsfragen 
mit der Brotversorgungspolitik und der öffentlichen Gesundheitspflege, er be¬ 
schäftigt sich mit der Steuerpolitik und dem Finanzwesen, mit den Staatsmono¬ 
polen, der Agrarpolitik, der Handels- und Händlerpolitik. Schon Ibn Chaldun 
kennt den Unterschied zwischen Tauschwert und Gebrauchswert. Er schreibt 
sehr viel zutreffendes über Luxus und Reichtum. In seiner Getreidepreispolitik 
will er zu niedrige und zu hohe Getreidepreise gleich sehr vermieden wissen, 
ohne dabei zu vergessen, daß ein guter Markt für Getreide im Interesse des 
ganzen ö Volkes am meisten zu wünschen sei. Wenn der Getreidebau viel ein¬ 
bringt, zieht der Staat den meisten Nutzen daraus. Hier finden sich deutlich 
die Elemente der Ricardo'schen Grundrententheorie. Die Arbeitsteilung wird 
eingehend als wichtige Quelle des Reichtums und der Kultur behandelt. Und 
selbst der Begriff „Lieferwaren" unserer modernen Börsenusancen findet sich 
schon bei Ibn Chaldun. Wie Professor Köhler moderne Rechtsfragen mit ent¬ 
schiedenem Vorteile für unsere Kenntnisse an den Entscheidungen und Theo- 
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rien der alt-islamischen Juristen gemessen hat, so kann auch unsere national¬ 
ökonomische Wissenschaft nur gewinnen, wenn sie endlich beginnt, sich mit 
den Ausführungen des Ihn Chaldun näher bekannt zu machen. 


Ö3. Niedergang und Ende des 
arabisch-islamischen Reiches. 
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§ 22. Der Chalife Omar I., den wir bereits als Organisator des arabisch¬ 
islamischen Weltreiches kennen gelernt haben, hatte als sein Testament folgen¬ 
de Regierungsätze hinterlassen: „Ich empfehle meinen Nachfolgern die Flucht¬ 
genossen und Hülfsgenossen des Propheten, die Bewohner der militärischen 
Standlager, die Einsammler der Steuern. All diesen sollten nur solche Steuern 
auferlegt werden, als sie freiwillig zahlen. Ich empfehle die Beduinen, die die 
Wurzel der Araber und der Kern des Islam sind, sie sollen ihre Armensteu¬ 
ern unter ihre Armen verteilen. Die Verträge mit den Ungläubigen soll man 
halten und sie nicht zu sehr mit Steuern belasten." Auf seinem Sterbebette 
schlägt Omar I., mit Umgehung seines eigenen Sohnes, Othmann als seinen 
Nachfolger vor. Als er die Liste der Staatsdotationen festsetzte, riet ihm seine 
Umgebung, in seiner Eigenschaft als Chalife sich an erster Stelle zu bedenken. 
Er tat es nicht, sondern setzte an erste Stelle die Witwen des Propheten, um 
sich selbst an zweiter Stelle, in der gleichen Reihe mit einer größeren Zahl sei¬ 
ner Glaubensgenossen mit etwa der halben Summe zu begnügen. Man ersieht 
aus alldem: innerhalb des von Muhammed einmal gegebenen Raubrechtes war 
Omar in ö ehrlicher Weise bemüht, dem menschlichen Gerechtigkeitsempfin¬ 
den treu zu bleiben und auch die Flenne nicht zu schlachten, welche die gol¬ 
denen Eier in das „Schatzhaus der Muslime" legen sollte. Die große Mehrzahl 
der im Staate maßgebenden Gläubigen liebte eine weniger ideale Lebensauffas¬ 
sung. Kaum hatte Muhammed die Augen geschlossen, als auch die zentralara¬ 
bischen Stämme bereits die Erklärung nach Medina schickten, sie wollten zwar 
beim Islam bleiben, aber keine Armensteuer mehr zahlen, m.a.W. sie wollten 
die Vorteile des Islam genießen, aber möglichst ohne Gegenleistung ihrerseits. 
Was vielleicht noch bedenklicher war: es fanden sich jetzt schon falsche Pro¬ 
pheten, welche die Methode Muhammeds nachzuahmen versuchten, um als 
direkte Beauftragte Gottes eigene Religionsanhänger zu gewinnen und durch 
deren Elülfe zu politischer Macht und vielleicht auch zu ökonomischem Reich¬ 
tum zu gelangen. Von da an bis in unsere Tage wird die muhammedanische 
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Welt immer wieder von Unternehmern heimgesucht, welche den Propheten¬ 
beruf als ein ausgezeichnetes Geschäft betrachten und in der Tat oft genug 
dabei ausgezeichnete Geschäfte machen. Der erste Chalife Abu Bakr verstand 
solchen Bestrebungen gegenüber keinen Spaß. Seine Antwort an die zentrala¬ 
rabischen Stämme lautete: „Unbedingte Unterwerfung unter den Islam oder 
Krieg bis zur Vernichtung!" Der Ausgang der Schlacht bei Akraba hat seiner 
Politik zunächst Recht gegeben. Aber das Blut, das hier vergossen wurde, um 
die heidnisch-arabischen Stämme unter die Fahne des Islam zu zwingen, war 
deshalb nicht vergessen. Denn trotz des Koran hielten die Araber auch wei¬ 
ter an ihrem alten Grundsätze fest: „Meine Rache muß ich haben und sollte 
die Welt darüber zu nichte gehen!" Die Gelegenheit zur reichlichen Heimzah¬ 
lung an die frommen Herren von Medina boten nur zu ö bald die habgierigen 
Pläne von Mitgliedern der Familie Koreisch, der bekanntlich auch der Prophet 
entsprossen war, und für welche der Koran eine besondere Anweisung auf die 
geschäftlichen Erträge des islamischen Unternehmens enthielt. 

§ 23. Der Nachfolger von Omar I. war Othmann geworden, ebenfalls ein 
Koreischite. Er war nicht blind jenen schamlosen Diebstählen gegenüber, de¬ 
ren sich die arabischen Herren im neuen islamischen Reiche befleißigten. Sein 
Streben war deshalb darauf gerichtet, vor allem die Steuereinhebung von den 
Funktionen der Statthalter in den Provinzen zu trennen. Der Statthalter von 
Aegypten Amr schrieb ihm darauf ganz offen: „Wenn hier ein Anderer die Steu¬ 
er einzieht, dann bin ich in der Lage eines Mannes, welcher die Kuh bei den 
Hörnern festhält, während ein Anderer sie melkt." Othmann war zu schwach, 
um den verdienten General, welcher Aegypten dem Islam erobert hatte, die 
Staatskuh nicht weiter melken zu lassen. Diese seine persönliche Gutmütigkeit 
ließ die Ansprüche seiner nächsten mekkanischen Verwandten immer maßlo¬ 
ser werden. Seinem Vetter, dem „armen Schlucker" Moawija, gab er den Statt¬ 
halterposten für Syrien in Damaskus und schenkte ihm die in Syrien gelegenen 
Staatsdomänen, deren Erträge bisher in die Staatskasse geflossen waren. Oth¬ 
mann durchbrach somit das so wichtige Omar'sehe Staatsgrundgesetz, wonach 
kein Araber außerhalb Arabiens Grundbesitz erwerben sollte. Auch die üb¬ 
rigen guten Staatsämter besetzte er mit seinen Verwandten und Günstlingen, 
welche alle wie die Raben gestohlen haben. Das Omar'sche System der Jahres¬ 
dotationen aus der Staatskasse an die Gläubigen wurde damit durchbrochen. 
Die Einnahmen der Staatskasse genügten bald nicht mehr für die Auszahlun¬ 
gen, an welche sich die Gläubigen nur zu rasch gewöhnt hatten. Die Masse 
der Gläubigen sah sich gegen ö über den Verwandten und Günstlingen Oth- 
mann's entschieden benachteiligt. Die Unzufriedenen sammelten sich in Me¬ 
dina, stürmten das Haus des Chalifen und als der alte Herr nicht abzudanken 
beliebte, wurde er ermordet. Zu seinem Nachfolger hat man den strenggläubi¬ 
gen Ali, Schwiegersohn des Propheten Muhammed, (656 n. Chr.) ausgerufen. 
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Mit dieser Wendung der Dinge war natürlich die in fette Staatspfründen 
eingewiesene mekkanische Aristokratie nicht einverstanden. Der Statthalter 
von Damaskus Mo awija verweigerte die Anerkennung des neuen Chalifen und 
bereitete sich mit seinen ihm ergebenen syrischen Truppen auf den Kampf vor. 
Der schlaue Amr in Aegypten schloß sich Moawija an. Ein anderer Statthalter 
Ja Ala nahm aus seiner Provinz die wohl gefüllte Staatskasse mit nach Mekka, 
wo sie als Kriegskasse gegen Ali und seinen Anhang diente. Kräftigen Zuzug 
erhielten die nimmersatten Mekkaner aus den Reihen der durch die Schlacht 
bei Akraba zum Islam gezwungenen zentralarabischen Stämme. Der blutige 
Bürgerkrieg dauerte von 656 - 661 n. Chr. Durch die bessere List und größere 
Verschlagenheit siegten die religionslosen Geschäftsleute über die ehrlicheren 
Gläubigen. Ali wurde ermordet und dem Sieger Moawija gehörte die Beute: 
das Chalifat von 661 - 680 n. Chr. Er verlegte den Regierungssitz des Reiches 
aus der heiligen Stadt Medina, nach dem weniger heiligen, aber prächtig ge¬ 
legenen Damaskus. Die Herrschaft der Omaijaden-Chalifen hatte begon¬ 
nen. 
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§ 24. Eben diesem Moawija hatte Keis Ibn Ssaad in einem Briefe geschrie¬ 
ben: „Du bist nichts als ein mekkanischer Götzendiener, ungern bist Du in den 
Islam ein- — gern wieder ausgetreten." Der Götze, welchen dieser Nachfolger 
der Propheten und Fürst der Gläubigen anbetete, war das goldene Kalb. Mit 
wenigen Ausnahmen haben die Mitglieder der Omaijadenfamilie keinen Hehl 
Ö daraus gemacht, daß ihnen die religiösen Vorschriften des Islam lästig seien. 
Als lustige Lebemänner und unersättliche Zecher zogen sie es vor, sich durch 
das fünfmalige tägliche Gebet und durch die Freitagspredigt nicht immer stö¬ 
ren zu lassen. Der Chalife Jezyd I, Sohn und Nachfolger des Moawija, ließ sich 
in der Moschee durch den Obersten seiner Leibgarde vertreten. Walid I (705 
- 715 n. Chr.) soll sogar eine verkleidete Haremsdame als Vertreterin an seiner 
Stelle in die Moschee geschickt haben. Mit der Freiheit und Gleichheit der Ara¬ 
ber war es jetzt vorbei. Der kluge, schlaue Absolutismus mit Gift und Dolch 
und ohne moralisches Gewissen war mit Moawija zur Herrschaft gekommen. 
Seinen Sohn Jezyd hatten die Araber schon 670 n. Chr. als seinen Nachfolger im 
Chalifate nicht mehr zu wählen, sondern nur auf Befehl anzuerkennen. Dabei 
wurden in der Moschee neben jede zweifelhafte Persönlichkeit zwei Soldaten 
mit entblößten Schwertern gestellt, welche den Auftrag hatten, den Betreffen¬ 
den im Falle einer Verweigerung der Anerkennung sofort nieder zu hauen. Die 
Strenggläubigen waren natürlich diesem Chalifen ein Dorn im Auge. Aus 
irgend welchem Anlaß wurden bald hier bald dort Vertreter dieser Richtung 
aufgegriffen, hingerichtet und ihr Vermögen zu Gunsten der Staatskasse und 
damit vor allem zu Gunsten des Chalifen konfisziert. Doch die arabische Rache 
blieb auch jetzt nicht aus. Nach jeder Hinrichtung dieser Art war am folgenden 
Tage der Vollstrecker eine Leiche. 
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§ 25. Schonender behandelte Moawija die Geldgier des Volkes. Die von 
Omar I angesetzten Staatsdotationen wurden wieder ausgezahlt, nachdem in 
dem vorausgegangenen Bürgerkriege die Zahl der zu den höchsten Bezügen 
Berechtigten gelichtet war. Diese Dotationen wurden auch dadurch etwas ge¬ 
kürzt, daß man die 2 1/2 % der Armensteuer bei der Auszahlung zurück be¬ 
hielt. ö Um trotzdem tunlichst reiche Mittel für den Chalifen übrig zu behal¬ 
ten, wurde das Finanzwesen streng geordnet. In der Steuererhebung wurden 
den Statthaltern der Zentralkasse gegenüber in der Weise die Hände gebunden, 
daß Moawija das Steuersoll jeder Provinz einschätzte und vom Statthalter die 
Ablieferung dieser Summe alljährlich verlangte. Es ist begreiflich, daß der hab¬ 
gierige Chalife in diesen seinen Steuereinschätzungen nicht niedrig zu greifen 
gewohnt war. Die Provinz Irak z.B. hatte danach jährlich 100 Millionen Fran¬ 
ken zu zahlen. Durch welche Erpressungen diese Summen aufgebracht wur¬ 
den, war dem Chalifen gleichgültig. Wo es nötig war, wurden einfach durch 
Vermögenskonfiskationen bei den Reichsten die Barbestände der Steuerkassen 
ergänzt. Eine bessere Ordnung des Münzwesens, die erste Organisation der 
Reichspost, welche zugleich die Aufgaben der Geheimpolizei zu besorgen hat¬ 
te, traten ergänzend hinzu. Und nachdem das Chalifat genügend gesichert schi¬ 
en, wurde auch wieder der vom Propheten befohlene „heilige Krieg" gegen die 
Ungläubigen in Szene gesetzt. Transoxanien und Chorassam wurde erobert. 
Bis nach dem Indus drangen die siegreichen Heere vor. Der Raubzug gegen das 
byzantinische Reich führte zur ersten Belagerung von Konstantinopel, die 
freilich erfolglos blieb. 
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§ 26. Nach dem Tode des gefürchteten Moawija (680 n. Chr.) begann der 
Bürgerkrieg von neuem aufzulodern. Die frommen Muslime wollten keinen 
Glaubenslosen als „Fürst der Gläubigen" haben. Man hatte Jezyd freilich 
im Jahre 670 n. Chr. als Nachfolger des Chalifen anerkannt. Aber diese Aner¬ 
kennung konnte mit Recht als eine erzwungene bezeichnet werden. Man hielt 
sich deshalb durch dieselbe nicht gebunden. Von der Gegenseite wurde dar¬ 
aus gefolgert, daß Eide überhaupt nicht mehr bindend seien. Und bald ließ 
man ö Eide, die einigermaßen als haltbar gelten sollten, fünfzig mal schwö¬ 
ren. Dieser zweite Krieg der Strenggläubigen zur Beseitigung der Herrschaft 
der Glaubenslosen dauerte 13 Jahre (680 - 693 n. Chr.). Er wurde mit höchster 
Erbitterung geführt und endete abermals mit dem Siege der Omaijaden. Von 
den Soldaten des Chalifen, unter der Führung eines heidnischen Arabers, wel¬ 
cher seine Rache für Akraba an der Familie des Propheten haben wollte, wird 
Hussein, der Sohn des Ali und Enkel des Propheten mit den besten Freunden 
der Prophetenfamilie bei Kerbel a hingeschlachtet und der Kopf des Hussein an 
den Chalifen nach Damaskus geschickt. Auf dem Zuge gegen die heilige Stadt 
Medina, dem Hauptsitze der orthodoxen Partei, wurde den Soldaten des Chali¬ 
fen doppelte Löhnung gegeben, Medina zerstört, die Moschee des Muhammed 
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geschändet und 2400 Hülfsgenossen des Propheten mit 2300 strenggläubigen 
Koreischiten niedergemacht, der Rest der Bevölkerung in die Sklaverei abge¬ 
führt. Auch Mekka wurde belagert und selbst die Kaaba nicht geschont. Mit 
solchen Ereignissen wurde der Religionskrieg eingeleitet. Wenige Jahre später 
fand sich ein neuer Prophet, welcher sich für einen Sohn des Ali ausgab und 
an den Glaubenslosen ein Rächer für Hussein werden wollte. Auch die ehrgei¬ 
zigen Mekkaner schlossen sich diesem neuen Unternehmen an, das 687 n. Chr. 
im Blute erstickt wurde. Inzwischen war der Säufer Jezyd I. nach dreijähriger 
Regierung gestorben. Sein schwacher Sohn Moawija II. war nach einer Regie¬ 
rung von nicht ganz einem Jahre aus dem Wege geräumt worden. Der dann 
folgende Chalife Merwan II. (683 - 685 n. Chr.) fand durch die Hand seiner 
Gattin seinen Tod. Erst mit Abdalmelik I. (685 - 705 n. Chr.), dem größten der 
Omaijaden-Chalifen, der wenigstens sein Gewissen mit keinem Giftmord bela¬ 
stet hat, beginnt allmählich die BeCruhigung des Reiches, die im Jahre 693 n. 
Chr. zur Einigung der Parteien führte. 
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§ 27. Solche Religionskriege mit dem raschen Wechsel der Chalifen muß¬ 
ten die Finanzen des Reiches tief erschüttern. Von dem Bezug der von Omar I. 
ausgesetzten Staatsdotationen war längst keine Rede mehr. Die Einnahmen der 
Staatskasse reichten nicht einmal aus. den Truppen der Regierung ihren Sold zu 
zahlen. Zu Beginn seiner Regierung mußte sich Abdalmelik dazu verstehen, 
die von Byzanz drohenden räuberischen Einfälle durch besondere Tributlei¬ 
stungen abzuwenden, um sich so den Rücken zu sichern, und alle vorhandenen 
Streitkräfte endlich zur Niederwerfung der heimischen Gegner zusammenfas¬ 
sen zu können. Außergewöhnliche Dienste wurden hierbei dem Chalifen von 
einem Schulmeister aus einem persischen Gebirgsdorfe mit Namen Haggag 
geleistet, den Abdalmelik auf seinem Heereszuge persönlich kennen gelernt 
und sofort zum Heerführer und Statthalter der so wichtigen Provinz Irak er¬ 
nannt hatte. Mit eisernem Besen hat dieser Neumuslim in die, durch lange Reli¬ 
gionskriege sehr verwilderten Staatsverhältnisse Ordnung gebracht. Wer unter 
seinem Regiment als Muslim vom Kriegsdienste sich drücken wollte, wurde 
sofort hingerichtet. Aber mit der politischen Ordnung und Unterwerfung des 
Volkes allein war noch nicht den jetzt wesentlich verändertenöKONOMiscHEN 
Verhältnissen Rechnung getragen. 

§ 28. Die Araber hatten unter ihrem Propheten und den ersten beiden Cha¬ 
lifen gelernt, daß das islamische Reich eine Einrichtung zu ihrer ökonomi¬ 
schen Versorgung sei. Sie haben den vierten Chalifen ermordet, weil er sich 
eine merkliche Verschiebung dieser Organisation zu Gunsten seiner Verwand¬ 
ten und Günstlinge gestattete. Die weitere Folge dieses politischen Mordes war 
die Unterwerfung der Araber unter das absolute Regiment ö der Omaijaden, 
deren Herrschaft in zwei Religionskriegen, von denen der erste 6, der zweite 
12 Jahre dauerte, nicht gebrochen wurde. Wollte jetzt Abdalmelik die innere 
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Ruhe herstellen, so durfte er seine Aufgabe nicht allein in der Niederwerfung 
der noch vorhandenen bewaffneten Oppositionspartei erblicken. Er mußte viel¬ 
mehr als kluger Fürst außerdem darnach streben, die materiellen Interessen 
der Araber wieder in irgend welcher Form mit der Existenz des islamischen 
Reiches zu verknüpfen. 


Eines dieser Mittel war der Erwerb von landwirtschaftlichem Grund¬ 
besitz. Zu Gunsten der Omaijaden war ja das Verbot Omars I., außerhalb Ara¬ 
biens als Muslim Grundbesitz zu erwerben, aufgehoben worden. Unter den 
Omaijaden hatte dann dieser Grunderwerb in den eroberten Ländern so zuge¬ 
nommen, daß die Provinz Irak als „Garten der Koreischiten" bezeichnet wird. 
Mit diesem landwirtschaftlichen Besitz war keineswegs die landwirtschaftliche 
Erwerbstätigkeit verbunden. Alles Land war vielmehr wieder an Bauern ver¬ 
pachtet. Auch dieser Erwerb von Großgrundbesitzungen spielte sich hier häu¬ 
fig in jenen räuberischen Formen ab, welche die deutsche Sprache mit „Bau¬ 
ernlegen" bezeichnet. An Abgaben an den Staat hatte der Araber von diesen 
Latifundien den Zehent zu leisten. Rechnen wir also durchschnittlich eine Ein¬ 
nahme aus der Pachtleistung des Bauern gleich 1/2 des Bruttoertrages und zie¬ 
hen davon die nur zu häufig von den Arabern garnicht gezahlte Staatssteuer 
gleich V 10 des Ertrages ab, so blieb dem Grundherrn eine arbeitslose Rente in 
der Höhe von V 10 des aus dem Boden durch die Arbeit der Bauern herausge- 
wirtschafteten Ertrages. Die Herren Araber waren durch entsprechend große 
Grundbesitzungen ganz gut versorgt. 


§ 29. Nun hatte aber auch diese Medaille ihre Kehrseite. Nach den Grund¬ 
sätzen ihrer Religion hatten ö alle Gläubigen gleiche Rechte. Omar I. hat des¬ 
halb den Neubekehrten den gleichen entsprechenden Anteil an den Staatsdota¬ 
tionen zugewiesen und gleichzeitig auch von ihnen verlangt, daß sie auf ihren 
Grundbesitz zu Gunsten ihrer bisherigen Glaubensgenossen verzichteten, um 
die Staatseinnahmen aus der wesentlich höheren Grundsteuer der Besiegten 
nicht zu schmälern. Wenn aber inzwischen den Arabern gestattet wurde, au¬ 
ßerhalb Arabiens Grundbesitzer zu werden, dann konnte es den Neubekehrten 
im Lande nicht verboten sein, Grundbesitzer zu bleiben. Die Steuererleichte¬ 
rung aber, welche durch den Uebertritt zum Islam und der Verpflichtung der 
Gläubigen nur zur Zahlung des Zehnt, wahrscheinlich auf 1/3 und 1/4 der bis 
dahin gezahlten Grundsteuer herabgegangen wäre, ungerechnet die gleichzei¬ 
tige Befreiung von der Kopfsteuer, hätte mit der längeren Dauer der arabischen 
Herrschaft die Neubekehrungen immer mehr anwachsen lassen. Der Umstand, 
daß mit Haggag ein Neumuslim Vorbeter in der Moschee und Statthalter ge¬ 
worden war, mag diesen Bekehrungsprozeß aus ökonomischen Gründen noch 
mehr angeregt haben. Die Interessen der Staatskasse waren indeß mit diesen 
Vorgängen kaum in Einklang zu bringen. Denn der Gewinn, den der Islam 
mit den Neubekehrten als Zuwachs seiner Anhänger gemacht hat, bedeute- 
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te für die Steuereinnahme einen entsprechenden Verlust. Wenn nun auch den 
Arabern gegenüber in diesem Falle wieder ein Auge zugedrückt wurde, weil 
sie in dem Erwerb von größeren Grundbesitzungen einen Ersatz für die verlo¬ 
ren gegangenen Staatsdotationen fanden, den Neubekehrten gegenüber konn¬ 
te der rein fiskalische Standpunkt um so leichter vertreten werden, je weniger 
die herrschende Familie der Omaijaden sich um die Bestimmungen des Koran 
kümmerte. So erschien denn im Jahre 700 n. Chr. das Gebot, daß durch den 
Uebertritt zum Islam G keinerlei Veränderung in den Steuerverpflich¬ 
tungen bedingt sei. Die Neubekehrten hatten nach wie vor die Grundsteuer 
der Besiegten und die Kopfsteuer zu zahlen. 

§ 30. Damit man daraus nicht etwa den Schluß ziehen konnte, es sei der Re¬ 
gierung des „Fürsten der Gläubigen" weniger um die Gewinnung neuer Glau¬ 
bensgenossen und mehr um die Erhaltung und Erhöhung der Steuereinnah¬ 
men zu tun, kam jetztEiNE andere Methode in der Behandlung der Ungläu¬ 
bigen zur Anwendung. Die nach den Grundsätzen der Omar'sehen Politik der 
Duldung mit den Ungläubigen abgeschlossenen Kapitulationen wurden auf¬ 
gehoben. Ihre Kirchen und Tempel wurden niedergerissen. Das Vermögen der 
Reichsten unter ihnen wurde zu Gunsten der Staatskasse konfisziert. Christen, 
Juden und Perser mußten schon äußerlich durch ihre Kleidung als Nichtmus¬ 
lime sich kenntlich machen. Die Angehörigen dieses Religionsbekenntnisses 
wurden aus allen Staatsämtern entlassen, um die so freigewordenen Versor¬ 
gungsstellen künftig nur mit Muslime zu besetzen. Nur im Berufe der Aerz- 
te und der Geldwechsler wurden Andersgläubige fortan noch geduldet. Die 
innere Notwendigkeit dieser politischen Wendung ist klar. War man aus fis¬ 
kalischen Gründen gezwungen, die Neubekehrten schlechter zu behandeln als 
die Alt-Muslime, so mußten zum Ausgleich im Interesse des Islam die Nicht¬ 
muslime um einige Grade schlechter behandelt werden. Namentlich die Ara¬ 
ber haben auch jetzt wieder die für sie frei gewordenen oder neu geschaffenen 
Staatsstellen mit dem ihnen in so hohem Grade eigenen Verständnis verwaltet. 
Ein Staatskommissar, welcher den Auftrag erhalten hatte, die Feuertempel der 
Perser im Reiche zu zerstören, wußte bei Erfüllung seiner Mission 40 Millionen 
Franken zu erübrigen. Die Feuertempel der armen Kultusgemeinden wurden 
zerstört, wo aber reiche Gemeinden entsprechende Ablösungsö summen zah¬ 
len konnten, blieben die zum Abbruch bestimmten Tempel unberührt. 

§ 31. Daß speziell den Bauern gegenüber mit der Steuerschraube über 
das bereits erreichte Maß nicht hinausgegangen werden könne, ohne die Staats¬ 
einnahmen selbst auf das Schwerste zu schädigen, hat der tüchtigste Statthal¬ 
ter Abdalmelik's Haggag in der reichsten Provinz Irak bald genug erfahren. 
Nachdem die Jahreseinnahmen aus der Grundsteuer zunächst auf 118 Millio¬ 
nen Franken gestiegen waren, gingen sie infolge der neuen Steuererhöhungen 
auf 40, nach anderen Quellen sogar auf nur 16 Millionen Franken zurück. Die 
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weitaus größte Einnahmequelle des Staates war nämlich die auf dem Getrei¬ 
debau ruhende Grundsteuer. Als diese Abgabe so sehr erhöht wurde, daß die 
Bauern, trotz solidarischer Steuerhaftpflicht der Gemeinden, sie nicht mehr tra¬ 
gen konnten, ließen sie die Felder brach liegen und ernährten sich von der 
Viehhaltung. Haggag verfiel dann auf das Mittel, den Bauern das Schlachten 
der Rinder für den eigenen Bedarf zu verbieten. Aber die Erträge der Grund¬ 
steuer in Irak haben sich doch erst nach Haggag unter der milderen Regierung 
Omars II. (717 - 720) wieder auf 120 Millionen Franken gehoben. 

Unter solchen Umständen blieb immer noch ein neuer Raubzug in die 
Länder der Ungläubigen am dankbarsten. Nachdem im Jahre 693 n. Chr. die 
Einigung der Muslime geglückt war, wurden unter Abdalmelik und Walid I. 
(705 - 715) die Eroberungszüge nach Osten wie nach Westen fortgesetzt. Das 
Unternehmen gegen Indien kostete jährlich 60 Millionen und brachte eine jähr¬ 
liche Einnahme von 120 Millionen. So wurden jetzt Turkestan, Cilicien, Arme¬ 
nien, Kleinasien, Sardinien, die Balearen und der größere Teil von Spanien 
dem arabisch-islamischen Weltreiche ein verleibt und eine außer ö ordentlich 
reiche Kriegsbeute eingeheimst. Das Chalifat erreichte damit die grösste 
Ausdehnung als einheitliches Reich. 
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§ 32. Trotzdem ging die Omaijadenherrschaft bereits ihrem blutigen 
Ende entgegen. Die Eroberungen in den Ländern der Ungläubigen mit dem 
Ertrage der Kriegsbeuten erreichten allmählich ihre natürlichen Grenzen. Den 
fortgesetzten Angriffen der Muslime gegenüber zeigten sich die Mauern von 
Konstantinopel noch bis zum Jahre 1453 überlegen. Ganz Nordafrika und 
den größeren Teil von Spanien konnten die Araber erobern. Als sie aber durch 
die baskischen Pässe nach Südfrankreich einfielen, begegneten sie der Kriegs¬ 
macht des Frankenreiches unter Karl Martell. Nach der Schlacht zwi¬ 
schen Tours und Poitiers (732 n. Chr.) war von einem weiteren Vordringen 
der islamischen Waffen nach dieser Seite keine Rede mehr. Durch die fortge¬ 
setzten Eroberungen war auch das Islamische Reich bereits zu groß geworden. 
Ein Ländergebiet von mindestens der Flächenausdehnung des europäischen 
Kontinentes ließ sich, trotz der vorzüglich organisierten Reichspost, auf die 
Dauer von einer Stelle aus durch eine Hand nicht leiten. Schon im Jahre 756 n. 
Chr. löst Abderrachmann I. Spanien als Chalifat von Cordova vom einheit¬ 
lichen Reiche ab und wenig über 50 Jahre später ist der Abbröckelungsprozess 
im Reiche allgemein. Bevor noch diese Ereignisse eintraten, zeigten sich immer 
deutlicher in der Familie des Omaijaden die Symptome der Degeneration. 


§ 33. Das jährliche Einkommen des Chalifen mit 300 bis 400 Millionen 
Franken war zu groß, um nicht maßlose Genußsucht auf Seiten des Regenten 
und gefährlichen Neid selbst innerhalb der herrschenden Familie aufkommen 
zu lassen. Die einzelnen Familiengruppen ö der Omaijaden bekämpften ein- 
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ander um das Chalifenamt und sein Einkommen und benutzten dabei in der 
üblichen Weise Gift und Dolch, um die Regierungszeit des jeweiligen Herr¬ 
schers tunlichst abzukürzen. Jetzt erst wurde das scheussliche System der 
Haremswirtschaft eingeführt. Das übermäßige Einkommen der Reichen hat¬ 
te gewinnsüchtige Unternehmer ein Geschäft daraus machen lassen, junge, be¬ 
sonders hübsche Sklavinnen zu erwerben, sie in den raffiniertesten Künsten 
der Verführung besonders zu unterrichten und dann zu Preisen bis 170 000 
Francs an einen Liebhaber zu verkaufen. So kam die altgriechische Hetären¬ 
wirtschaft wieder auf. In gleichem Maße hielt man es für nötig, die legitimen 
Frauen durch die tausende, aus dem christlichen Byzanz erst bezogenen Eunu¬ 
chen im Hause streng bewachen zu lassen. Es nützte wenig, daß die gleichzeiti¬ 
ge arabische Literatur die volle Schale ihres Zornes über diese so bedenklichen 
Neuerungen gegossen. Selbst die Chalifen waren jetzt meist Söhne griechischer 
und persischer Sklavinnen. Mit den Eunuchen übernahm man aus Byzanz bald 
auch das altgriechische Laster der Knabenliebe. Die Sitten wurden immer ro¬ 
her, die Stellung der Frau eine immer ungünstigere. Die Auffassung politischer 
Verpflichtungen dem Gemeinwesen gegenüber reduzierte sich bis zu dem Ma¬ 
ße, daß die Schmeichler und Günstlinge des Chalifen Hischam (724 - 743 n. 
Chr.) es für überflüssig hielten, die ihnen übertragenen Statthalterposten in den 
Provinzen persönlich anzutreten. Sie blieben vielmehr in der herrlichen Resi¬ 
denz am wasserreichen Baroda, amüsierten sich auch ferner mit dem Chalifen 
und schickten nach den bedauernswerten Provinzen selbst beglaubigte Pro- 
CURATOREN, die nur den Auftrag hatten, die Taschen ihrer Herren möglichst zu 
füllen. Daß sie dabei ihre eigene Tasche nicht vergessen haben, war selbstver¬ 
ständlich. Es kann kaum ö überraschen, daß unter solchen Umständen die 
Statthaltereien einzelner Provinzen es bald unterlassen haben, irgend welchen 
Ueberschuß an die Zentralstaatskasse abzuführen. 


§ 34. Mitten in dieser Regentenreihe der Schlemmer und Prasser steht der 
einfache, milde, gerechte und fromme Omar II. (718 bis 719 n. Chr.) Die Streng¬ 
gläubigen hatten große Hoffnungen auf ihn gesetzt. Jedenfalls war er ehrlich 
bemüht, in Recht und Sitte zu den Grundsätzen des Propheten und der ersten 
Chalifen zurück zu kehren. Ueberall sollte die alte Einfachheit wieder einge¬ 
führt werden. In der überprächtigen Moschee zu Damaskus wurden alle kost¬ 
baren Prunkstücke verhüllt. In der Verwaltung der Staatsangelegenheiten soll¬ 
ten wieder Recht und Gerechtigkeit gelten. Das so wichtige Verbot Omars I. 
außerhalb Arabiens als Araber keinen Grundbesitz zu erwerben, wurde erneu¬ 
ert. Und wenn auch die inzwischen erworbenen Rechte ausdrücklich anerkannt 
wurden, so sollte doch jeder neue Grundbesitzerwerb durch Araber in den er¬ 
oberten Ländern null und nichtig sein. Im Hinblick auf den Wortlaut der alten 
Omar'sehen Bestimmungen war das alles gewiß verständlich. Aber die inzwi¬ 
schen völlig veränderten Zeitverhältnisse mußten ein solches Gesetz in neues 
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Unrecht wandeln. Denn die Zeit der Omar'sehen Staatsdotationen war vor¬ 
bei. Der Grundbesitzerwerb durch Araber in den eroberten Ländern war eine 
der Möglichkeiten, sich und seinen Nachkommen ein anderes arbeitsloses Ein¬ 
kommen und damit einen Ersatz für die verlorenen Staatsdotationen zu ver¬ 
schaffen. In diese ausgleichende Entwickelung durch ein Verbot einzugreifen, 
mußte als eine Ungerechtigkeit namentlich auf Seiten jener Araber empfunden 
werden, welche bis dahin noch keinen, oder einen geringen Grundbesitz in den 
neuen Provinzen erworben hatten. 


Ö Ferner wurde der arabische Großgrundbesitzer durch Omar II. daran 
erinnert, daß auch er den Zehent an die Staatskasse zu zahlen habe. Den Statt¬ 
haltern aber ließ er den Auftrag zugehen, alle der Bevölkerung ungerecht auf¬ 
erlegten Steuern nicht mehr zu erheben. Die Statthalter und Steuereinnehmer 
ließen sich das nicht zweimal sagen. Die eigentlich ungerechten Steuern wur¬ 
den von ihnen zwar vielfach nach wie vor erhoben, der auf der Bevölkerung 
lastende Steuerdruck keineswegs überall gemindert, wohl aber hatten die hab¬ 
gierigen Staatsverwalter jetzt eine ausgezeichnete Ausrede, um möglichst viel 
von den Staatseinnahmen in ihre Tasche verschwinden zu lassen und dann an 
die Zentralkasse zu berichten: „Nach Erlaß der ungerechten Steuern sind die 
Einnahmen so zurück gegangen, daß sie von den lokalen Ausgaben verschlun¬ 
gen wurden." Einzelne Statthalter hatten sogar die Unverfrorenheit, sich mit 
dieser Motivierung vom Chalifen noch Zuschüsse für ihre Provinzen zahlen zu 
lassen. So wurden denn die Kassen des Chalifen rasch leer. Die Soldzahlun¬ 
gen an seine Truppen blieben im Rückstand. Auch für die Mitglieder der herr¬ 
schenden Familie mußte jetzt viel weniger abfallen, als früher. Die auffallen¬ 
de Hinneigung Omar II. zu den Aliden, welche als direkte Nachkommen des 
Propheten die geschworenen Feinde der Omaijaden-Dynastie waren, tat das 
Uebrige. Nach nicht ganz zweijähriger Regierung wurde Omar II. von seinen 
eigenen Verwandten vergiftet. Sein Nachfolger hat die von ihm getroffenen 
prinzipiellen Bestimmungen sofort wieder aufgehoben. 
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§ 35. Die Unzufriedenheit mit den herrschenden Zuständen im Reiche 
war trotzdem nicht kleiner geworden. Wie das Volk noch heute für die ob¬ 
jektiven Gewalten der volkswirtschaftlichen Verhältnisse keinen Blick hat, son¬ 
dern in seiner Kurzsichtigkeit immer geneigt Cj ist, für gute wie für schlechte 
Zeitverhältnisse in erster Linie den Regenten und die Regierung verantwort¬ 
lich zu machen, so auch hier. Die Omaijadendynastie trug für alle ungünstiger 
gewordenen Verhältnisse die Schuld. Die Orthodoxen konnten diese Auffas¬ 
sung wenigstens mit einem gewissen Maße der Berechtigung vertreten. Es war 
zum Mindesten widersinnig, daß ein durch Gründung einer neuen Religion 
ins Leben gerufenes Staatswesen von einer Familie regiert wurde, deren Mit¬ 
glieder fast durchweg eben dieser Religion feindlich gesinnt waren und deren 
Regentenhände nur zu stark mit heiligem Märtyrerblut sich befleckt hatten. 
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Was durch die Tätigkeit der islamischen Missionare namentlich in Persien an 
Neumuslimen gewonnen wurde, nahm mit der neuen Lehre auch den Hass ge¬ 
gen die Omaijaden in sich auf. Die ungleiche Behandlung der Alt- und Neu- 
Muslime in der Besteuerung, trotz des entgegenstehenden klaren Wortlautes 
im Koran mag auch hier seine Rolle mitgespielt haben. Zu dieser wachsenden 
Macht der Strenggläubigen gesellte sich die Macht der Unzufriedenen. Beide 
Bewegungen wußte sich der mekkanische Aristokrat Ibrahim, ein Urenkel 
Abbas, und mithin der Nachkomme eines Oheims des Propheten in äußerst 
geschickter Weise dienstbar zu machen. Zwar siegten noch einmal die Waffen 
des Chalifen und Ibrahim wurde im Kerker ermordet. Aber in eben diesem 
Kerker hatte er seinen Anspruch auf das Chalifat an Abul Abbas abgegeben, 
der mit Hülfe seines Oheims und Feldherrn Abdallah den letzten Omaijaden- 
Chalifen Merwan II. schlug und vernichtete und als Abul Abbas I. (750 bis 754 
n. Chr.) die Reihe der Abbasidenchalifen eröffnete. 

§ 36. Mit der Ablösung der Omaijaden-Dynastie durch die Abbasiden ist 
namentlich die arabische Bevölkerung des Reiches aus dem Regen unter die 
Traufe gekommen. Es war also doch ein großer Irrtum, zu behaupten, die ö 
von frommen Leuten so oft verfluchten Omaijadenchalifen seien die eigentliche 
Ursache der immer schlechter werdenden Zeitverhältnisse. Abbas I. hatte sich 
selbst den Beinamen „el Saffah", d.i. „Blutvergiesser", gegeben. So etwas wie 
ein menschliches Gewissen schienen die Mitglieder dieses Fürstenhauses nicht 
zu besitzen. Von einer ununterbrochenen Reihe von Mord, Meineid und Meu¬ 
chelmord wird ihre Regierungstätigkeit begleitet. Zunächst mußten natürlich 
die Anhänger der gehaßten Omaijaden tunlichst rasch ins Jenseits befördert 
werden. Es wird berichtet, daß von diesem Loose in dem leichtlebigen Syri¬ 
en allein 60 000 Menschen betroffen worden seien. Nach der Ermordung des 
letzten Omaijadenchalifen kam es zu einer feierlichen Aussöhnung mit den 
Omaijaden-Prinzen, die dann sämtlich zu einem Gastmahl nach Mekka gela¬ 
den wurden, um hier — trotz der bestimmtesten feierlichsten Zusicherungen 
— abgeschlachtet zu werden. Wer Abbas I. nicht als Chalifen anerkennen woll¬ 
te, wurde sofort hingerichtet. Wer politisch irgendwie nur verdächtig war, dem 
wurden Hände und Füße abgehauen. Später wurde hierfür lebendiges Einmau¬ 
ern beliebt. Selbst die besten Freunde des Chalifen, wie sein eigener Oheim 
und Feldherr Abdallah, dem er eigentlich alles zu verdanken hatte, fielen ei¬ 
ner Mordwaffe dieses Blutvergießers zum Opfer. Diese Regierungsgrundsätze 
wurden von fast allen Abbasidenchalifen treu befolgt. Nur wenn der jeweili¬ 
ge Machthaber gerade sehr vetterlich aufgelegt war, begnügte er sich seinen 
eigenen Verwandten gegenüber damit, dem Opfer seiner Politik oder seiner 
schlechten Laune mit einem glühend gemachten Eisenstift über beide Augäp¬ 
fel zu streichen und es so zu „blenden". Diese neronische Veranlagung der Ab¬ 
basiden ging so weit, daß der Chalife Mutadhid (892 bis 902 n. Chr.) in einem 
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nervösen Wutanfall eine große Zahl seiner Diener und Dienerinnen ohne jedes 
Verschulden ö ihrerseits hinrichten ließ. Für die Person des Chalifen wurde 
auf solche Weise naturgemäß keine größere Sicherheit geschaffen. Unter fünf 
Abbasidenchalifen haben mindestens immer vier ein gewaltsames Ende ge¬ 
funden. Kann es überraschen, daß unter einer solchen Regierung das ganze 
arabisch-islamische Weltreich in einem Meere von Blut untergehen mußte? 
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§ 37. Mit dieser furchtbaren Gewissenlosigkeit verknüpften die Abbasi- 
den den Schein tiefster Frömmigkeit. Die religiösen Vorschriften des Koran 
wurden in der Oeffentlichkeit wenigstens auf das Gewissenhafteste erfüllt, die 
orthodoxe Partei in jeder Weise unterstützt. Jetzt sollte auf Kommando dem 
Volke wieder eine größere Religiosität beigebracht werden. Die ungünstigere 
Behandlung der Neumuslime in der Besteuerung, welche durch die Omaija- 
den eingeführt worden war, wurde unter den Abbasiden aufgehoben. Neu¬ 
muslim und Araber fanden jetzt die gleiche Behandlung vor dem Gesetze, aber 
gewiß nicht nur deshalb, weil es so der Koran bestimmte, sondern wohl auch 
deshalb, weil die Abbasidenherrschaft die Unterstützung durch die neubekehr¬ 
ten Perser nicht entbehren konnte. Nur die beiden Chalifen Mamün (813 bis 
833 n. Chr.) und Motassim (833 bis 842 n. Chr.) sind etwas aus der orthodo¬ 
xen Rolle der Abbasiden gefallen, insofern sie Gegner der extrem theologischen 
Richtung waren und eine freie wissenschaftliche Forschung allgemein be¬ 
günstigten. Für so weitgehende Unterstützung durch die Abbasiden zeigten 
sich die Strenggläubigen dankbar, indem sie der Dynastie den Ehrentitel „von 
Gottes Gnaden" beilegten. 


Anders muss der einfache Mann im Volke vielfach gedacht und emp¬ 
funden haben. Man hatte die Vereinigung der Regierungsgewalt mit der 
strenggläubigen Richtung vor Augen. Daß die Verhältnisse vorher unter ö 
den gottlosen Omaijaden-Chalifen immer schlechter wurden, schien selbstver¬ 
ständlich. Daß aber jetzt die allgemeinen Verhältnisse immer noch schlechter 
wurden, mußte das Denkvermögen des armen Volkes vielfach zur Verzweif¬ 
lung an Gott und den Menschen bringen. Das war der Boden, aus dem die Bil¬ 
dung neuer Sekten und Glaubensanschauungen in ungewöhnlich grosser 
Hast mit teils kommunistischem, teils sogar anarchistischem Charakter em¬ 
por gewachsen ist. Und immer allgemeiner bestärkte sich dabei im Volke der 
Glaube an die Wiederkehr eines Welterlösers oder doch eines neuen Propheten, 
der das Volk aus allem Jammer wieder befreien werde. Bei dem furchtbaren 
Regiment der weltlichen Gewalt gebot die Selbsterhaltung einer jeden solchen 
neuen Glaubensgemeinde die Form des Geheimen und des Geheimnisvollen. 
So wird uns jetzt von den Zendiken, den Mosdakiten, den Ismaeliten, den 
Karmaten, den Fatimiden, den Charidschiten, den Dschafars, den Drusen 
u.s.w. denen schließlich auch die Aliden zuzuzählen sind, berichtet. 
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Für die bestehende Staatsverfassung und die herrschende Chalifenfami- 
lie lag — wie die Geschichte des Islam selbst zur Genüge lehrte — in diesen 
geheimen Sekten eine große Gefahr. Nicht minder peinlich fühlten sich die 
Strenggläubigen durch diese Neuerer auf dem Glaubensgebiete berührt. Durch 
das Zusammenwirken dieser beiden Interessenkreise zu ihrem gegenseitigen 
Schutze kam der furchtbare islamische Ketzerprozess zu Stande. Für Ketzer 
im allgemeinen gebrauchte man das persische WortZENDiK d.h. Zauberer. Man 
klagte den Einzelnen des Zendikismus an. Der Grossinquisitor hieß Zendik- 
meister. Die Ketzer wurden öffentlich verflucht und sobald man ihrer habhaft 
wurde, gefoltert, gekreuzigt, verbrannt oder auf irgend eine andere Art hin¬ 
gerichtet. Das Verö mögen der Ketzer wurde zu Gunsten der Staatskasse kon¬ 
fisziert. Die ketzerischen Bücher und Schriften wurden dem Feuer überliefert. 
Der Großinquisitor hatte das kirchliche Aufsichtsrecht auch über den Chalifen, 
welcher, unbedeutender Religionsvergehen halber, selbst strengere Bußen ohne 
Widerrede sich gefallen ließ. Die Flinrichtungen der Ketzer wurden im arabi¬ 
schen Spanien wenigstens mit öffentlichen Volksbelustigungen verknüpft. Die 
Einführung dieses islamischen Ketzerprozesses scheint vor dem Jahre 779 n. 
Chr. erfolgt zu sein. Wir hören von nun ab immer wieder von außerordent¬ 
lich umfangreichen Ketzerverfolgungen. Und nicht selten wird dieser kurze 
summarische Prozeß auch angewendet, um persönliche oder politische Geg¬ 
ner rasch aus dem Wege zu schaffen. 

Nicht überall ist es indeß der Staatsregierung und den Strenggläubigen 
gelungen, mit Hilfe des Ketzerprozesses der betreffenden Bewegung Herr zu 
werden. So gründete z.B. Hassan Ibn Said unter dem Chalifen Mustein (862 
bis 866 n. Chr.) in Tab aristan ein unabhängiges Reich, das durch 50 Jahre beste¬ 
hen konnte. Obeid all ah eroberte sich im Jahre 934 n. Chr. als Haupt der Ge¬ 
heimsekte der Fatimiden Aegypten. Die ketzerischen Karmaten, ein Zweig der 
Ismaeliten, haben im Jahre 930 n. Chr. Mekka während der Wallfahrtszeit über¬ 
fallen, tausende von Pilgern getötet, die berühmte Reliquie, den schwarzen 
Stein der Kaabe geraubt und mit nach Lahsa genommen, wo er bis 951 n. Chr. 
verblieben ist. Erst seit 1037 n. Chr. ist diese Sekte verschwunden. Von den Leh¬ 
ren dieser verschiedenen Sekten wissen wir wenig. Die auf uns überkommenen 
Darstellungen ihrer gehässigen Gegner, welche zumeist von Weiber- und Gü¬ 
tergemeinschaft erzählen, können als objektive Berichte nicht gelten. 

§ 38. Zur Zeit der schon vollständigen Auflösung der arabisch-islamischen 
Reichsgewalt kommt zu diesen ö ketzerischen Sektenbildungen noch die ei¬ 
genartige anarchistische Organisation der Assassinen. Hassan Ibn Ssabbach 
bemächtigte sich im Jahre 1090 n. Chr. der am Randgebirge des kaspischen 
Meeres gelegenen Felsenburg Al amut (d.i. Adlernest). Dieser Mann suchte sich 
aus den Reihen der Ismaeliten geeignete Werkzeuge, gab ihnen das jetzt auf¬ 
kommende Opium und Haschisch, ein narkotisches Hanfpräparat, und mach- 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte des arabisch-islamischen Weltreiches. 


35 


te dann die Leute glauben, daß die schönen Träume, welche sie gehabt, ihnen 
einen Einblick in die Paradiesesfreuden gewährt hätten, kraft der ihm verliehe¬ 
nen göttlichen Macht. Den so Betörten drückte Hassan dann einen Dolch in die 
Hand mit dem Aufträge, eine bestimmte Person nach seinen Dispositionen zu 
ermorden. Fände der Beauftragte bei Ausführung dieses Befehls seinen Tod, so 
komme er direkt in das Paradies, dessen Freuden er ja bereits gekostet habe. Die 
islamischen Todbringer dieser Art heißen „Fedwari". Ihr Name „Assassinen" 
gebildet von „Haschaschin" wurde von dem berauschenden „Haschisch" ab¬ 
geleitet und bedeutet „Hanfraucher". Mit der Ausbreitung dieser Sekte im Tan¬ 
de hielt ihre Organisation Schritt. Auf Dutzenden von Felsenburgen im Gebirge 
waren ihre Filialen verteilt und ein vorzüglicher Nachrichtendienst mit Brief¬ 
tauben und Spionen ermöglichte die stramme einheitliche Feitung von Alamut 
aus. 


Es ist bezeichnend für die Rolle, welche diese Anarchisten in den Kreuz¬ 
zugswirren auch auf Seiten der christlichen Ritter gespielt haben, daß die da¬ 
mals von den Europäern in Kleinasien als Weltsprache gebrauchte franzö¬ 
sische Sprache die Worte assassin und assassinat als gleich bedeutend mit 
Mörder, Meuchelmord und schändlicher Gewalttat übernommen und bis zum 
heutigen Tage beibehalten hat. Durch 200 Jahre hat diese anarchistische Herr¬ 
schaft weit verhängnisvoller auf dem arabisch- ö islamischen Reiche gelastet, 
als alle Kreuzzüge des christlichen Europa. Ganz Vorderasien zitterte vor die¬ 
sen Mördern. Wo irgend eine bedeutende politische Persönlichkeit sich zeigte, 
die das Zeug gehabt hätte, in die gänzlich zerfahrenen politischen Verhältnisse 
wieder etwas Ordnung zu bringen, da traf sie auch schon ein Assassinendolch. 
Ein Kleinfürst in Syrien ruft 1102 n. Chr. die Assassinen zum Schutze seiner 
Herrschaft in sein Fand, wo sie sofort sich organisieren, und neue Felsenbur¬ 
gen bauen. Selbst der Sultan Saladdin ist zweimal nur durch einen glückli¬ 
chen Zufall dem für ihn bestimmten Fedwari-Dolche entkommen und hat sich 
trotzdem entschlossen, nach einem Feldzuge gegen die Assassinen, mit die¬ 
sem Gelichter einen förmlichen Frieden zu schliessen. Der gefürchtete Mam- 
luckensultan Beibars in Aegypten nahm die Assassinen in seine Dienste und 
verwendete sie als Geheimpolizisten und Henkersknechte. Der Chalife Nas- 
SIR in Bagdad setzte sich mit dem Herrn von Alamut in Verbindung, um für 
entsprechende Zahlungen unbequeme islamische Fürsten ermorden zu lassen. 
Erst das Jahr 1256 n. Chr. hat die Wogen des Mongolensturmes auch über die 
steilen Gipfel der Felsenburg Alamut zusammenschlagen sehen. Für die Entste¬ 
hungsgeschichte und das innere Wesen des islamischen Reiches aber bleibt es 
im höchsten Maße charakteristisch, daß die großartigste anarchistische Organi¬ 
sation der Menschengeschichte zur religiösen Begründung ihrer Berechtigung 
sich auf den Propheten Muhammed selbst berufen konnte, welcher sich eben- 
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falls eines Meuchelmörders bedient hatte, um unbequeme persönliche Gegner 
zu beseitigen. 

§ 39. Welcher Art war nun die Entwicklung der volkwirtschaftlichen 
Verhältnisse, welche unter den Abbasidan-Chalifen so grauenhafte Zu¬ 
stände herbeiführen konnte ? 
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Ö Wir haben bei der Gründung ihres Weltreiches die Araber als eine gut 
organisierte Räuberhorde kennen gelernt, welche von der Ueberzeugung aus¬ 
ging, daß die Bevölkerung der übrigen Welt nur dazu bestimmt sei, für die 
Araber zu arbeiten und von ihnen sich beherrschen und ausbeuten zu lassen. 
In dem Maße, als dann der Chalife aus einem Nachfolger des Propheten ein 
absoluter Fürst der Gläubigen geworden war, vollzog sich auch der Prozess 
der Expropriation der Araber aus den Tributleistungen der eroberten Provin¬ 
zen zu Gunsten des Chalifen. Den Arabern blieb davon bald nur der 4 /5 Anteil 
der Beute, welche in neuen Eroberungskriegen gemacht wurden. Als aber die¬ 
ser kriegerische Beuteerwerb häufiger durch Bürgerkriege unterbrochen wur¬ 
de, deren letzter Grund der Kampf um die bereits gemachte Beute war, und als 
nach und nach die Eroberungskriege auch deshalb ihr natürliches Ende fanden, 
weil andere Völker stark genug waren, die Araber erfolgreich abzuweisen, da 
blieb auch diesen so vornehm sich dünkenden Herren nichts anderes übrig, als 
nach einer anderen Art des Erwerbs Umschau zu halten. 
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Als Nächstliegendes kamen natürlich die Aemter des Staates in Betracht. 
Die Christen, Juden und Perser wurden deshalb jetzt aus allen Staatsstellen 
verdrängt durch Araber, welche natürlich auch in dieser neuen Position be¬ 
müht waren, sich das Möglichste anzueignen. Eine andere Erwerbsart zeigte 
sich den Arabern in dem Besitz von Latifundien. Die Nichtaraber mußten an 
den Staat eine Grundsteuer bis zur Hälfte des Bruttoertrages zahlen. Die Ara¬ 
ber hatten nominell nur den Zehnt zu entrichten, pflegten aber nur zu häufig 
auch diese Verpflichtung dem Staate gegenüber nicht zu erfüllen. Nachdem 
aber die erzielte Pachtrente für den Nichtaraber wie für den Araber die gleiche 
war, mußte der Araber aus seinen Grund öbesitzungen noch ein besonderes 
arbeitsloses Einkommen von mindestens 4 /io des Bruttoertrages ziehen. Doch 
das alles konnte auf die Dauer nicht genügen. 

Die Polygamie durfte zu Anfang der arabisch-islamischen Geschichte die 
Berechtigung für sich beanspruchen, die kleine Minderheit der Eroberer, wel¬ 
che in der ihnen untergebenen Welt nur kleine Oasen bilden konnten, tunlichst 
rasch anwachsen zu lassen. Es wird erzählt, daß ein Sohn des Omaijaden Cha¬ 
lifen Walgas I. 60 Söhne hatte und kurz vor seinem Tode in seinem Haushalte 
1000 Personen zählte. Zur Zeit des Chalifen Mamun (813 - 833 n. Chr.) erreichte 
die 750 n. Chr. zur Herrschaft gekommene Abbasidenfamilie 33 000 Angehöri¬ 
ge. Solange aus der Staatskasse eine Jahresdotation von 1000 bis 50 000 Fr. per 
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Kopf der arabischen Bevölkerung gezahlt wurde, konnte diese Vermehrung der 
Araber nicht bedenklich erscheinen — wenn auch dieser Bevölkerungszunah¬ 
me gegenüber binnen absehbarer Zeit die reichste Staatskasse der Welt versa¬ 
gen mußte. Sobald aber diese Staatsdotationen zu Gunsten des Chalifenein- 
kommens aufhörten, und die Araber auf Eigenerwerb angewiesen waren, hat 
auch die Polygamie wesentlich zu ihrer raschen Verarmung beigetragen. 


§ 40. Diese schon damit bedingte wirtschaftliche Notlage der Araber 
hat sich mit dem Beginn der Abbasidenherrschaft noch mehr verschärft. Wie 
bereits erwähnt, war der neuen Fürstenfamilie wesentlich durch die Unter¬ 
stützung von Seiten der persischen Neubekehrten der Sieg über die Omaija- 
den gelungen. Es mußte deshalb jetzt die bis dahin ungleiche Besteuerung der 
Grundbesitzungen der Alt- und Neu-Muslime beseitigt werden. Wenn auch 
damit die Liebesgaben aus der Steuerkasse an die arabischen Großgrundbe¬ 
sitzer noch nicht verloren gingen, so mußten sie dieselben doch von jetzt ab 
auch ö den nicht arabischen Großgrundbesitzern zufließen sehen und, da die¬ 
se Latifundienbesitzer auch sumpfige Ländereien entwässern und dürres Land 
in das Bewässerungssystem einbeziehen ließen, so ist es zum mindesten nicht 
unwahrscheinlich, daß schon dadurch eine Art lokale Ueberproduktion in 
landwirtschaftlichen Produkten hervorgerufen wurde. Es kommt ferner 
in Betracht, daß der Uebergang von der Omaijaden- zur Abbasidenherrschaft 
sich in der Form eines etwa 25jährigen Bürgerkrieges vollzog. Solchen Ereig¬ 
nissen folgt erfahrungsgemäß eine wesentliche Verschlechterung des Marktes 
für landwirtschaftliche Produkte und namentlich für Getreide, das nach den 
Steuereinschätzungen für Babylonien 80 bis 90 % der gesamten Bodenproduk¬ 
tion ausmachte. Je billiger aber die Getreidepreise wurden, desto weniger wa¬ 
ren die Bauern und Pächter in der Lage, ihre aus früherer Zeit recht hoch be¬ 
messenen GELDverpflichtungen den Grundherren und der Steuerkasse gegen¬ 
über weiter zu erfüllen. Aus der Not der Pächter und Bauern wurde so eine 
Not der Grundherrn und der Staatskasse. Aus dieser Zeit ist uns eine Fabel 
erhalten, durch welche der Vezir dem absoluten Fürsten ein Bild von der all¬ 
gemeinen landwirtschaftlichen Notlage zu geben bemüht war. Er sei auf einer 
nächtlichen Wanderung, so erzählte der Vezir, in der Lage gewesen, zwei al¬ 
te Eulenpaare zu belauschen, welche über die Verheiratung ihrer Kinder ver¬ 
handelten. Die eine Partei habe eine größere Zahl verfallener Bauerndörfer als 
Mitgift gefordert. Darauf habe die andere Partei geantwortet: „An verfallenen 
Dörfern fehlt es uns nicht. Gott erhalte uns noch recht lange seine jetzt regieren¬ 
de Majestät, denn unter seiner glorreichen Regierung werden wir stets verlas¬ 
sene Bauerndörfer genug haben, da die Bauern wegen des Steuerdruckes alle 
Reißaus nehmen". 
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Ö § 41. Die Erwägungen, welche sich mit der Beseitigung dieser Notlage 
beschäftigten, führten unter el Mansur (754 bis 775 n. Chr.) zu einer Art Ver- 
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staatlichung des Getreidehandels. Die bisher weit überwiegenden Geld¬ 
steuerleistungen auf Getreide namentlich wurden abgeschafft und Naturalab¬ 
gaben in der Höhe von 1 / 2 , t/3 und 1/4 des Bruttoertrages der Getreidefelder, 
je nach der Qualität des Bodens, eingeführt. (Das Mokasama-System im Ge¬ 
gensätze zur weit überwiegenden Geldsteuerleistung des Wazifa-Systems, das 
auf einem ordentlichen Grundsteuerkataster mit Parzellenvermessung beruh¬ 
te, welcher im Irak zuerst, durch den Perserkönig Chosroes {531 bis 579 n. 
Chr.} eingeführt worden sein soll.) In großen staatlichen Scheunen (ahra), in 
welchen bis 1000 Tonnen Getreide gedroschen wurden, kam es zur Einsamm¬ 
lung der Garben. Gedroschen wurde unter Aufsicht besonderer Staatsbeam¬ 
ten, welche auch die richtige Ablieferung der dem Staate gehörenden Antei¬ 
le kontrollierten. Solche Kontrollscheunen soll es in Babylonien allein für 266 
Dörfer 6036 gegeben haben. Diese Naturalsteuerabgaben erreichten damit über 
90 % der gesamten Staatseinnahmen aus der Grundbesteuerung, während vor¬ 
her die Grundsteuer überwiegend als Geldsteuer geleistet wurde. Im Besitze 
so großer Getreidemassen beherrschte der Staat bezw. sein Steuerpächter den 
Getreidemarkt und dessen Preisbewegung vollständig. Es kann mithin nicht 
überraschen, daß von jetzt ab trotz der entschieden niedergehenden volkswirt¬ 
schaftlichen Entwicklung die Getreidepreise wesentlich steigen. Während 
nach Prof. Sprenger unter den Omaijaden ein Preis von 50 bis 60 Mk. per 1000 
Ko. Brotgetreide (Weizen und Gerste) angegeben wird, erheben sich jetzt diese 
Preise auf 100 Mk. und mehr. Für das Jahr 969 n. Chr. wird für Bagdad ein Preis 
von 140 Mk. per 1000 Ko. berichtet. Da inzwischen der Arbeitslohn, Q welcher 
zur Zeit der Erbauung von Bagdad (756 n. Chr.) mit etwa 5 Pfg. pro Tag für 
einen Werkmeister und von etwa 2 1/2 Pfg. für einen gewöhnlichen Arbeiter 
uns überliefert ist, kaum gestiegen sein dürfte, so wird es begreiflich, daß diese 
Art der Getreidepolitik ganz wesentlich zum raschen Verfall der Städte beige¬ 
tragen hat. Auch wird trotz der großen Lücken in den auf uns überkommenen 
Aufzeichnungen wiederholt erwähnt, daß ein Minister oder ein anderer Gene¬ 
ralsteuerpächter durch Einsperren von Getreide eine solche Preissteigerung 
herbeigeführt habe, daß der Volksaufstand nur durch sofortige Aufhebung 
des Steuerpachtvertrags und kostenlose Verteilung der eingesperrten Getrei¬ 
devorräte an das Volk gedämpft werden konnte. 

§ 42. Mit den höheren Getreidepreisen erwachte sofort wieder die Tendenz 
der Latifundienumbildung. Den Bauern wurde von allen Seiten so viel zuge¬ 
setzt, daß sich zu Anfang der Abbasidenherrschaft das Sprichwort im Volke 
gebildet hatte: Jemanden so schlecht wie einen Bauern behandeln. All diesem 
Leiden gegenüber gab es in vielen Fällen nur das eine Mittel, das in der ger¬ 
manischen Entwicklung zur Zeit Karls des Großen aus etwas anderen Grün¬ 
den in Mode gekommen war, nämlich: daß der Bauer freiwillig seinen ererbten 
Grundbesitz einem Mächtigen zu Eigentum übertrug und von da ab mit der 
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Stellung eines Erbpächters sich begnügte. So stand er unter dem Schutze eines 
einflußreichen Herrn und war nicht mehr recht- und wehrlos. Seine bisherigen 
Steuerverpflichtungen ermäßigten sich damit auf etwa 1/4, wobei freilich zu be¬ 
rücksichtigen ist, daß die übrigen 3/4 von jetzt ab an den neuen Grundherrn als 
Erbpachtschilling zu leisten waren. Der neue Großgrundbesitzer hatte den Ze¬ 
hent mit teilweisen besonderen Erhöhungen an die Staatskasse zu zahlen, was 
aber nur zu häufig unterblieb. 

Ö Wenn trotzdem die Latifundienbildung von nun an sich nicht als ei¬ 
ne verheerende Krankheit im Volkskörper ausbreiten konnte, so ist das auf 
die reichlich geübte Sitte zurück zu führen: den beim Chalifen oder seinen 
Ministern aus irgendwelchem Grunde unbeliebt gewordenen Latifundienbe¬ 
sitzern das ganze Vermögen zu konfiszieren, meistbietend zu Gunsten der 
Staatskasse in einzelnen Teilen zu verkaufen oder an einen neuen Günstling 
ohne Land zu verschenken. Nicht selten wurde bei dieser Prozedur auch dem 
bisherigen Grundbesitzer der Kopf abgeschlagen. 
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Diese für die zunächst betroffenen Personen gewiß nicht angenehme wirt¬ 
schaftspolitische Maßnahme gegen die Latifundienbildung versuchte man bald 
in einer Weise zu umgehen, welche für die Regierungszeit der Abbasidencha- 
lifen charakteristisch ist. Schon Omar I. hatte nämlich Grundbesitzungen für 
fromme und milde Stiftungen bestimmt und sie ausdrücklich auch für die 
Staatsgewalt als unantastbar bezeichnet. So finden wir schon früh im arabisch¬ 
islamischen Reiche den unveräußerlichen Grundbesitz der toten Hand. Nach¬ 
dem das gesamte Staatseinkommen einschließlich der Armensteuer mehr und 
mehr zur ausschließlichen Verfügung des absoluten Chalifen gestellt worden 
war, kam in gleichem Maße die Sitte frommer und milder Stiftungen auch in 
Grundbesitz auf und zwar für Arme, für Spitäler, für Verteidigung der Gren¬ 
zen, für die heiligen Städte Mekka und Medina, für die Pilgerkarawanen u.s.w. 
Stiftungen dieser Art wurden jetzt von den Latifundienbesitzern in der Weise 
gepflegt, daß man für sich oder seine Verwandten mit einer in der Stiftungs¬ 
urkunde namhaft gemachten Erbfolgeordnung innerhalb der Lamilie die aus¬ 
schliessliche Verwaltung der gesamten Einkünfte vorbehielt. So hoffte 
man in wirksamer Weise durch eine andere Art Lamilienfideikommiss sich ge¬ 
gen die wenig beliebten Besitzstörungen ö durch den Staat zu sichern. Daß 
dabei die Stifter und ihre Erben sich wenig um den frommen Stiftungszweck 
kümmerten und das Stiftungseinkommen fast ausschließlich für ihre eigene 
Person verwendeten, war selbstverständlich. Dieser Mißbrauch hatte bald einen 
solchen Umfang angenommen, daß der Chalife Harün al Raschid (786 - 809 
n. Chr.) unter dem Drucke der laut gewordenen Klagen seine eigene Mutter 
aufforderte, auf die von ihr gemachten Latifundienstiftungen freiwillig zu ver¬ 
zichten. Ihre Weigerung führte zur Säcularisation durch den Chalifen. Von 
da ab war es mit der so geschickt gewählten Sicherung des Latifundienbesit- 
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zes vorbei, und das Expropriations- und Wiederaufteilungsverfahren des 
Staates war in der Lage, mit der neuen Latifundienbildung Schritt zu halten. 

§ 43. Diese beiden Erwerbsmöglichkeiten: Uebernahme einer einträglichen 
Staatsstelle und Aneignung eines landwirtschaftlichen Grossgrundbesitzes wa¬ 
ren indeß längst nicht genügend, um die ungemein rasch fortschreitende 
Verarmung des islamischen Volkes aufzuhalten. So blieb dann schliesslich 
den Nachkommen der einstmaligen Herren des islamischen Weltreiches nichts 
anderes übrig, als sich endlich auch zur wirtschaftlichen Arbeit zu beque¬ 
men. Die Araber mussten anfangen, sich auch mit dem Handwerk, mit Han¬ 
del und Gewerbe zu beschäftigen, wobei die Stufenreihe ihres Eindringens in 
die einzelnen Berufsarten naturgemäss von ihrer sittlichen und religiösen An¬ 
schauung abhängig war. Erst im Jahre 932 n. Chr. eröffnet der große Razy die 
Reihe der berühmten muhamedanischen Naturforscher und Aerzte. Von 
den ersten arabisch-muhamedanischen Geldwechslern, Goldschmieden und 
Juwelenhändlern die dem Wuchergewerbe nahestehen sollten, wird — so¬ 
weit bis heute bekannt — aus dem Jahre 941 n. Chr. berichtet. Dass sich die 
Araber mit besonderer Vorliebe ö dem bäuerlichen Berufe zugewendet hätten, 
wird nicht berichtet. Was an Arabern in der Stadt keinen dauernden Aufent¬ 
halt nahm, lebte auf dem Lande als Beduine — eine Erscheinung welche nicht 
nur auf historische, sondern vielleicht mehr noch auf geographische Ursachen 
sich zurück führt. Die Wüste spielt nicht nur in der Urheimat Arabien, sondern 
in dem ganzen arabischen Weltreich eine grosse Rolle, die wahrscheinlich nur 
von Jenen ganz verstanden werden kann, welche die Poesie des Wüstenlebens 
aus eigener Anschauung kennen. Der Gegensatz zwischen Stadt und Land, 
welcher von nun an auch in der arabisch-islamischen Geschichte eine hervor¬ 
ragende Bedeutung besitzt, löst sich hier nicht in Bürger und Bauer, sondern in 
Bürger und Beduine auf. 


Der Jungbrunnen des Volkes ist deshalb bei Ibn Chaldun nicht der Bau¬ 
ernstand auf Feld und Weide, sondern der Beduinenstand in der Wüste. Die 
Reichen in der Stadt schicken ihre Kinder zur tunlichsten Kräftigung ihrer Ge¬ 
sundheit nicht, wie z.B. in Frankreich, zu einer bäuerlichen Familie aufs Land, 
sondern zu einer Beduinenfamilie in die Wüste. Das ausschliessliche Stadt¬ 
leben aber wirkte auch hier rasch degenerierend auf die Bevölkerung. 

§ 44. Mit diesem Uebergange des arabischen Volkes vom kriegerischen 
Räuberhandwerk zum wirtschaftlichen Erwerbe steht eine andere tiefein¬ 
schneidende Veränderung in innigster Verbindung d.i. die Auflösung des al¬ 
ten, bis dahin so streng festgehaltenen Geschlechterverbandes und seine Er¬ 
setzung in der Stadt durch die Zunftverfassung, welche von den Arabern 
als das System der Akilah bezeichnet wird. Nicht mehr die Geschlechtsgenos¬ 
sen sondern die Zunftgenossen wohnten jetzt in der Stadt nebeneinander und 
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hatten am Markte als besondere Gilde ihren eigenen ö Platz. Die Zunftgenos¬ 
sen waren zu gemeinsamer Haftpflicht und zu gemeinsamem Schadenersatz 
gebunden. Wo ein Gewerbe nicht genügend Mitglieder zählte, galt das Dorf 
oder Stadtviertel als Zunft. Den Beginn der Auflösung des Geschlechterverban¬ 
des bezeichnet charakteristischerweise die willkürliche Einreihung jedes Ein¬ 
zelnen in den Heeresverband durch die Heeresleitung, ein Ereignis, welches in 
Vorderasien mit dem Beginn der Abbasidenherrschaft (750 n. Chr.) in Spanien 
erst mit der Ruhmeszeit Almansors (etwa 990 n. Chr.) zusammenfällt. 
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Die realistische Auffassung ging bei dieser neuen Zunftorganisation im 
Abbasidenreiche so weit, dass sich in der Residenzstadt Bagdad unter den Au¬ 
gen der Regierung auch eine Zunft der Diebe bildete. Und diese Diebsgenos¬ 
senschaft kam gelegentlich zu solcher Macht, dass sie sich der Hauptstadt Bag¬ 
dad bemächtigte und der Chalif, um sich und seine Schätze zu retten, es vorzog, 
seinen eigenen Sohn in die Diebszunft als Mitglied aufnehmen zu lassen. Die¬ 
ser Situation ist es vollkommen entsprechend, wenn wir weiter hören, dass die 
Zunft der Diebe in Bagdad einem hohen Beamten für dessen Schutz monatlich 
150 000 Frcs. zahlte, und wenn die arabischen Historiker sich als besten Beweis 
für die allgemeine Verarmung des Volkes auf die Tatsache berufen, dass im Jah¬ 
re 989 n. Chr. die Zunft der Diebe in Bagdad der Staatspolizei für unbehelligte 
Plünderung der Mekkapilger nur lumpige 50 000 Frs. bieten konnte. 


§ 45. Im Uebrigen FLIESSEN auch um diese Zeit in der arabisch-islamischen 
Weltanschauung die Begriffe Diebstahl, Raub und Erwerb, Erpressung, Be¬ 
stechung und staatliche Besoldung so sehr in einander über, daß es un¬ 
möglich ist, sie auseinander zu halten. Ein Vezir, der auch nur einige Jahre sei¬ 
nes ö Amtes waltete, hat selbstverständlich inzwischen neben seinen Schätzen 
in Edelmetall und Edelsteinen auch einen Latifundienbesitz mit einer jährli¬ 
chen Rente von etwa 10 Millionen Franken „erworben". Ein Regierungsschrei¬ 
ber, oder um den entsprechenden modernen Ausdruck zu gebrauchen: ein Vor¬ 
tragender Rat im Ministerium erhält aus der Staatskasse jährlich einen Sold von 
3600 Frs. aber gegen Ende seiner Beamtenlaufbahn verfügt er seltsamer Weise 
über ein Gesamtvermögen von 20 Millionen Franken. Daß auch die anderen 
Berufsstände in ähnlicher Weise sich betätigten, bestätigt ein Epigramm des 
berühmten syrischen Dichters Ma'rry (973 bis 1057 n. Chr.), welches besagt: 
„In den Wüsten hausen die Räuber von Kamelen, in der Stadt sind Räuber 
anderer Art. Diese nennt man Notare und Kaufherren. Jene heißen einfach Be¬ 
duinen." Auch diese Beduinen beschränken sich jedoch nicht immer auf den 
Diebstahl von Kamelen. In den Jahren 900 bis 915 n. Chr. plünderten sie so eif¬ 
rig die Mekkapilger, daß zwei Jahre lang diese Wallfahrt überhaupt unterblieb, 
und die frommen Pilger sich dann entschließen mußten, ihre Sicherheit auf der 
Reise nach Mekka vorher von den Beduinen zu erkaufen. 
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Da das „Eigentum" bis zu solchem Maße „Diebstahl" war, mußten die 
regelmässigen Vermögenskonfiskationen durch die Staatsgewalt als EINE 
Einrichtung ausgleichender Gerechtigkeit erscheinen. Sobald irgend Je¬ 
mand durch großen Reichtum sich bemerkbar machte, ließ auch seine, nach ab¬ 
gekürztem Verfahren, durchgeführte staatliche Expropriation kaum lange auf 
sich warten. Sobald ein Minister in Ungnade fiel, wurde sein ganzes Personal 
mit ihm entlassen und der Minister wie zwei seiner Beamten, welche als reich 
bekannt waren, zu einer Geldstrafe von so und so viel Millionen Franken ver¬ 
urteilt. Eine Geldstrafe von nur eine Million Frs. pro ö Person hat als milde 
gegolten. Es kamen Strafzahlungen bis zu 20 Millionen pro Person vor. Es kam 
aber auch vor, daß dem bisherigen Vezir mit seinen Freunden Vermögen und 
Leben genommen wurde. In der Auffassung der damaligen Gesellschaft hatten 
all diese Geldstrafen keine entehrende Bedeutung. 

§ 46. All diesen wirtschaftlichen Verschiebungen laufen bedeutsame Aen- 
derungen in der Verfassung des Staates parallel. Die Zentralverwaltung des 
Reiches war im Vergleich zu den so einfachen Verhältnissen Omar I. recht kom¬ 
pliziert geworden. Während damals die Einführung einer Staatsbuchhaltung 
als eine außerordentliche Neuerung erscheinen mußte, zählte die Zentralre¬ 
gierung des ersten Abbasidenchalifen sieben Hauptkanzleien, nämlich: 


1. Die Zentralstelle der Steuern, 

2. die Kanzlei der Krongüter, 

3. den obersten Rechnungshof, 

4. die Kanzlei der Truppen, 

5. die Kanzlei der Klienten und Sklaven, 

6. die Generalpostdirektion, 

7. die Kanzlei für Buchhaltung der Ausgaben. 


Hieraus lassen sich leicht das Ministerium des kaiserlichen Hauses, das 
Kriegsministerium, das Ministerium des Innern und der Finanzen mit dem 
Reichsrechnungshofe und der Reichspostverwaltung unterscheiden. 

Auch die Steuerquellen haben sich entsprechend vermehrt. Wir hören 
unter den ersten Abbasidenchalifen von folgenden Staatseinnahmen: 


1. Grundsteuer verschiedener Art, 

2. Vermögenssteuern, 

3. Zehent von den Handelsschäften, 

4. Doppelter Zehent von Bergbau und Weide, 
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5. Kopfsteuer, 

6. Münzgebühr, ö 

7. Mautgelder, 

8. Salz- und Fischereisteuer, 

9. Grundrentensteuer für Benutzung öffentlicher Plätze, 

10. Mahl- und Fabrikationssteuer, 

11. Luxus- und Konsumsteuer. 



Die daraus erzielten Einnahmen werden für die Jahre 775 bis 786 n. Chr. 
auf 411 Millionen Franken angegeben. Das alles konnte in einem so großen 
Reiche der Fürst persönlich nicht mehr überschauen. Die ersten Abbasiden- 
chalifen bedienten sich deshalb um so lieber hierzu der Mithilfe eines ihnen 
verantwortlichen Staatsmannes und dessen Gehilfen, als sich auf solche Wei¬ 
se die zunehmende Unzufriedenheit der Bevölkerung unter Umständen leicht 
und vorteilhaft auf den leitenden Minister ablenken ließ. So ist Amt und Würde 
des islamischen Vezir entstanden, welche von 750 bis 800 n. Chr. in den ge¬ 
schickten Händen der alten persischen Adelsfamilie der Barmekiden ruhten. 


§ 47. Nach dem Sturze der Barmekidenfamilie unter Haruün al Raschid 
versuchte der Chalife Mamun (813 bis 833 n. Chr.) die Erblichkeit des Vezira- 
tes durch die Erblichkeit der Statthalterposten in den Provinzen zu er¬ 
setzen. Die erbliche Vezirwürde mochte mit der Gefahr verknüpft erscheinen, 
bei einer schwächlichen Persönlichkeit des Chalifen zu einer Verdrängung der 
ganzen Herrscherfamilie vom Throne zu führen. Mit dem erblichen Statthalter 
dagegen konnte eine reiche und deshalb kräftige Zentralgewalt leichter fertig 
zu werden hoffen und doch die Vorteile genießen, welche aus dem größeren 
Interesse einer erblichen Statthalterwürde an dem Gedeihen der betreffenden 
Provinz fließen mußte. Anfangs schienen diese Erwartungen sich zu bestätigen. 
Die Aghlabiden in Nordafrika haben unter Mamun Sizilien und Sardinien er¬ 
obert, die von jetzt ab 200 Jahre unter islamischer ö Herrschaft geblieben sind. 
Die Einnahmen der Zentralkasse aber zeigten bald eine weniger günstige 
Entwickelung. Die 411 Millionen Franken in den Jahren 775 bis 786 n. Chr. sind 
auf 372 Millionen in den Jahren 819/20 n. Chr. und auf 293 Millionen im Jahre 
845 n. Chr. zurückgegangen. Das ist ein Verlust von 119 Millionen gleich 29 % 
binnen 59 Jahren. Weil aber das Ausgabebedürfnis des Chalifen in keiner Wei¬ 
se das Bestreben zeigte, sich nach der kürzer werdenden Decke zu strecken, 
wurde die Steuerschraube fast überall noch weiter zu drehen versucht, mit 
Vermögenskonfiskationen und Hinrichtungen der Reichen noch ausgiebiger 
vorgegangen und die Staatsämter öffentlich an den Meistbietenden verge¬ 
ben. Damit steigerte sich die Unzufriedenheit der Bevölkerung bis zu dem Ma¬ 
ße, daß der Chalife Motassim (833 bis 842 n. Chr.) sich in der Mitte heimischer 
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Truppen nicht sicher genug fühlte und sich deshalb ein Heer aus fremden 
Söldnern, Türken und Berbern zusammenstellte, deren Zahl bald die Höhe 
von 70 000 Mann erreicht haben soll. Diese Soldateska betrug sich in Bagdad 
so schlecht, daß die ernstesten Beschwerden darüber aus der Bevölkerung der 
Residenzstadt den Chalifen veranlaßten, mit seiner Leibgarde und seinen Be¬ 
amten nach dem neu erbauten Ssamarra auszuwandern. 
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Das Los des Chalifen war damit noch schlechter geworden. Die hoch be¬ 
soldete Leibgarde verwandelte sich rasch in übermütige Prätorianer, die ihre 
eigentliche Aufgabe darin erblickten, aus der Kasse des Chalifen so viel als 
möglich in ihre Taschen zu bringen. Das Stündlein der Expropriation des 
Chalifen hatte sich angekündigt. Nach jeder Erledigung des Thrones kam es 
von jetzt für den Nachfolger in erster Linie auf die Anerkennung durch die 
Leibgarde an. Und diese Leibgarde war immer für jenen Thronkandidaten, 
welcher ihr die ö reichsten Geschenke zusicherte. So kam es, daß bei jedem 
Thronwechsel der ganze Staatsschatz ausgeplündert werden mußte, nur um 
die Anerkennung der Prätorianer und der mächtigsten Beamten für den neuen 
Chalifen zu erkaufen. Die Prätorianer waren deshalb wesentlich daran interes¬ 
siert, daß möglichst oft eine Neubesetzung des Chalifenthrones eintrete. Und 
wenn die bessere Körperkonstitution des Fürsten der Gläubigen dieses Ereignis 
länger hinauszuschieben drohte, wurde durch geeignete Mittel nachgeholfen. 
Von 13 Chalifen, welche unter der Herrschaft der Prätorianer regierten, wur¬ 
den 8 ABGESETZT, GEBLENDET ODER ERMORDET. 
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§ 48. Der Chalife als Puppe in der Hand der Prätorianer hatte natür¬ 
lich sein Spiel mit den erbberechtigten Statthalterfamilien bald verloren. 
Rasch treten uns deshalb in dem seither einheitlichen Reiche fast selbständi¬ 
ge Vasallendynastien und dann auch unabhängige Einzelstaaten entgegen, 
deren Bedeutung und Einfluß in dem allgemeinen Wirrwarr der politischen 
Verhältnisse vor allem auf der mehr oder minder machtvollen Persönlicheit 
des Herrschers beruhte. Als im Jahre 872 n. Chr. Ssaffar sich anschickte, den 
Statthalterposten für Choressan sich mit Waffengewalt zu „erwerben", erschi¬ 
en ein Abgesandter des Chalifen bei ihm mit der bescheidenen Anfrage: wo 
Ssaffar denn seine vom Chalifen ausgefertigte Bestallungsurkunde für Choras- 
san habe? Da lautete die sachgemäße Antwort, indem Ssaffar auf sein Schwert 
schlug: „Hier ist meine Bestallung!" Der Chalifengesandte war nicht in der La¬ 
ge, gegen die Gültigkeit dieses Dokumentes Einspruch zu erheben. Irgend ein 
tüchtiger General, der mit seinen Söldnern dem Chalifen einmal sich nützlich 
gezeigt, ließ sich dafür eine erbliche Statthalterschaft übertragen und regierte 
hier, bis ein Stärkerer ihn verjagte. So entstanden nach 870 n. Chr. Dutzende 
von Räuberö Dynastien aus jener Machtfülle, welche durch den Zersetzungs¬ 
prozeß des Chalifats frei geworden war. 
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§ 49. Die Geldnot in der Chalifenkasse wurde immer größer. Die selb¬ 
ständigen oder fast selbständig gewordenen Statthalterdynastien zahlten na¬ 
türlich nichts oder nur wenig an die Zentralkasse nach Bagdad. Die Staatsein¬ 
nahmen sind deshalb von 411 Millionen Franken in den Jahren 775 - 786 n. 
Chr. auf 24 Millionen in den Jahren 915/16 n. Chr. zurückgegangen. Mit Mühe 
und Not hatte sich der Chalif Mutamid im Jahre 873 n. Chr. aus der Präto¬ 
rianerstadt Ssamarra nach Bagdad zurückgerettet. Seine traurige Lage wurde 
damit nicht wesentlich gebessert. Die Soldrückstände erreichten gelegentlich 
einen solchen Umfang, daß die Schmuckgegenstände und ein Teil der Einrich¬ 
tung des Chalifenpalastes versteigert werden mußten, um die drohende Mi¬ 
litärrevolte zu beschwichtigen. Findige Minister aber wußten selbst aus die¬ 
sen unbezahlten Gehältern reiche Gewinne zu ziehen. Sie ließen nach der bei 
unseren Großbanken für exotische Anleihen beliebten Methode durch beson¬ 
dere Agenten die Quittungen für rückständige Gehaltsforderungen zur Hälfte 
des Nominalbetrages aufkaufen und rechneten dieselben dann zum Vollbetra¬ 
ge mit der Staatskasse ab. Der Chalife fühlte sich der wachsenden Sorge und 
Unsicherheit seines Berufes nicht mehr gewachsen. So kam es zum politischen 
Selbstmord des Chalifats. AI Radhi (934 bis 941 n. Chr.) schuf das Amt des 
Emir al Muara, welcher die ganze Herrschaft „im Namen des Chalifen" zu 
führen hatte und betraut damit 935 n. Chr. den Generalissimus seiner Söldner. 
Sein Nachfolger Mustakfi (944 bis 945 n. Chr.) warf sich den Bujiden in die Ar¬ 
me, welche seit 925 in Persien zur Herrschaft gekommen waren. Dem Chalifen 
blieben die religiösen Ehrenämter mit der Münze, während die ö gesamte üb¬ 
rige Regierungsgewalt von den Bujiden unumschränkt, wenn auch im Namen 
des Chalifen ausgeübt wurden. Der einfachen Rechnung halber zahlten die Bu¬ 
jiden dem Chalifen eine Zivilliste, die oft so bescheiden ausfiel, daß es dem 
Fürsten der Gläubigen an dem Nötigsten fehlte. Seit dieser Zeit war die Re¬ 
densart: SICH MIT DER PREDIGT UND DER MÜNZE BEGNÜGEN! aufgekommen für 
ein Vertragsverhältnis, nach dessen Inhalt der Eine fast alles, der Andere fast 
nichts behielt. Damit hatte die weltliche Herrschaft der Nachfolger des Prophe¬ 
ten nach 300 Jahren ihr Ende erreicht. Die Bujiden wurden schon 993 n. Chr. 
von den Sedschuken abgelöst. 
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§ 50. Der finanzielle Bankrott des Chalifats, dem der politische Bankrott 
auf dem Fuße folgte, mußte notwendiger Weise jene charakteristischen Erschei¬ 
nungen hervorrufen, die wir schon in der Geschichte des niedergehenden rö¬ 
mischen Kaiserreiches als die gewaltsame Rückbildung aus der Geldwirt¬ 
schaft in die Naturalwirtschaft kennen gelernt haben. Die Verstaatlich¬ 
ung des Getreidehandels zu Anfang der Abbasidenherrschaft bedeutete be¬ 
reits die Einleitung dieses Entwicklungsprozesses. Die Aufteilung des Rei¬ 
ches in größere mehr oder minder selbständige Einzelregierungen ist eben¬ 
falls ein hierher gehörendes Symptom. Ein gleiches gilt von der fortgesetzten 
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Münzverschlechterung und von der wieder rückläufigen Bewegung von 
der Goldwährung zur Silberwährung, deren Wiedereinführung mit dem En¬ 
de der weltlichen Herrschaft des Chalifats (944 n. Chr.) zusammenfällt. Hierher 
gehört aber insbesondere die Ausbildung des Soldatenlehens und damit eine 
ziemlich allgemeine Einführung einer Abart lehensstaatlicher Verfassung. 

Der Ausgangspunkt für diese Entwicklung waren die Rückstände in den 
Soldzahlungen. Infolge der fortgesetzten ö Vermögenskonfiskationen hielt die 
Staatskasse fortwährend öffentliche Grundstücksversteigerungen ab. Bei die¬ 
sen traten die Soldaten als Käufer auf und zahlten mit Belegen für rückständi¬ 
gen Sold. Die Soldaten wurden so Eigentümer von Grundstücken, auf wel¬ 
chen sich Bauern als Erbpächter abmühten, um neben ihren Steuern noch den 
entsprechenden Pachtertrag für den jeweiligen Grundherrn heraus zu wirt¬ 
schaften. Truppenführer kamen auf solche Weise in den Besitz ganzer Ortschaf¬ 
ten, für deren wirtschaftliches Gedeihen sie in der Regel ein gewisses Verständ¬ 
nis zeigten. Den plötzlich zu Grundherren avancierten Soldaten aber scheint 
diese Rangerhöhung etwas in den Kopf gestiegen zu sein. Wir hören oft von 
persönlichen Erpressungen und bösen Chicanen, welche sich die Soldaten den 
Bauern gegenüber haben zu Schulden kommen lassen. Die Bewässerungskanä¬ 
le wurden vernachlässigt, die Straßen nicht mehr ausgebessert, die Dämme der 
Kanäle eingerissen und nicht mehr hergestellt, das Land versumpft und ver¬ 
sandet. Die Bauern verlassen die Höfe. Waren aber infolge all dieser Sünden 
die Soldatenländer verödet, dann stellten die Soldaten diese dem Staate wieder 
zurück und verlangten bessere, neue. Auch diese Soldatenländer hätten den 
Zehent an die Steuerkasse entrichten sollen, es geschah nur in der Regel nicht. 

Was so für die Soldaten und Offiziere recht war, das schien bald für Jeder¬ 
mann, der Anspruch auf Staatsgehälter erheben konnte, billig zu sein. So erhielt 
denn jedes Mitglied der herrschenden Familie, jeder Emir, eine Stadt oder eine 
Landschaft als Lehen, über welches der Lehensträger unumschränkt gebot, 
die Patrimonialgerichtsbarkeit ausübte, die Bauern mit Frohndiensten 
belastet und herauszupressen versuchten, was möglich war. Die konsequente 
Ausbildung dieser eigenartigen Lehensverfassung fällt etwa in die Zeit von ö 
925 - 993 n. Chr. Namentlich die Landbevölkerung ist durch diese Verhältnis¬ 
se förmlich zur Verzweiflung getrieben worden. Aber auch die Städte verfielen 
und verödeten jetzt rasch. Es kann deshalb kaum überraschen, wenn für das 
Jahr 987 n. Chr. berichtet wird, daß ein arabischer Volksstamm, welcher 12 000 
Mann zählte, geschlossen nach byzantinischem Gebiet ausgewandert sei, um 
hier freiwillig vom Islam zum Christentum überzutreten und dann von ihrer 
neuen Heimat aus an ihren früheren Peinigern durch periodische Raubzüge 
sich zu rächen. Die Verderben bringenden wirtschaftlichen Begleiterscheinun¬ 
gen der Religion des Muhammed haben diese Menschen aus der Gemeinde der 
Gläubigen verjagt. 
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§ 51. Die so weitgehende Aufteilung des arabisch-islamischen Weltreiches 
in selbständige Einzelgebiete führte zu einem fortdauernden Kriege aller 
gegen alle. Es ist der nimmer rastende Kampf der Bestien in Menschengestalt 
um die gewonnene Beute, über welchen der Geschichtsschreiber für diese Epo¬ 
che zu berichten hat. All jene traurigen Entwicklungserscheinungen, wel¬ 
che wir bei der Auflösung des Weltreiches kennen gelernt haben, wiederholen 
sich jetzt in den Einzelreichen in kleineren Verhältnissen und deshalb oft 
in noch abstossenderen Formen. Wo ein kräftigerer Haudegen mit etwas zu¬ 
verlässigeren Truppen die Regierung führt, fällt er über seine Nachbarn her, 
um ihre Besitzungen als gute Beute zu erwerben. Die Eroberungen bringen ein 
grösseres Einkommen und damit einen größeren Luxus des Herrschers, der 
bald kein Mass mehr zu halten weiß. Um die Staatskasse zu füllen, greift man 
zu Vermögenskonfiskationen und Hinrichtungen. Ein anderes Recht, als das 
der Gewalt ist unbekannt. Die Sultane nehmen den Kaufleuten ohne Entschä¬ 
digung ihre Ware weg, und zwingen dann die Bevölkerung, die Ware ö zu 
möglichst hohen Preisen dem Staate wieder abzukaufen. Das nannte man Ein¬ 
führung eines Staatsmonopols. Oder der Staat beteiligte sich an den Spekulatio¬ 
nen einzelner Kaufleute, zu deren erfolgreicher Ausführung den Konsumenten 
gegenüber die Machtmittel des Staates zur Verfügung gestellt wurden. Auch 
die Minister haben wieder wie die Raben gestohlen, wurden dafür allerdings 
auch wie die Raben behandelt. Von dem 5. Nachfolger des Sultan Beibars in 
Aegypten berichtet hierzu der Chronist wörtlich: „Sultan Nassir (1293 - 1294 
n. Chr.) MÄSTETE SEINE EMIRE, BIS SIE RECHT FETT WAREN, DANN SCHLACHTETE 
ER SIE UND ALLES VON IHNEN VERSCHLUNGENE KEHRTE ZU IHM WIEDER ZURÜCK." 
Mit der wachsenden Unzufriedenheit der Untertanen greift auch in den Ein¬ 
zelstaaten der Herrscher zu fremden Soldtruppen, welche das Land noch mehr 
bedrücken und sich rasch zu echten Prätorianern entwickeln. Das alles dauert 
so lange, bis ein Stärkerer sich das betreffende Land aneignet. 
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Wesentlich erhöht wird diese fast endlose Zahl der Raub- und Bürgerkrie¬ 
ge durch die Polygamie der Herrscher. Die Mütter der verschiedenen Thron¬ 
kandidaten sind in der Regel Sklavinnen aus den verschiedensten und fernsten 
Ländern. Jede Mutter war nur darauf bedacht, daß ihr Sohn Sultan würde. Und 
so führten dann gelegentlich vier verschiedene Sultanswitwen jede zu Gunsten 
ihres Sohnes, welche alle unmündige Kinder im Alter von 5 bis 15 Jahren wa¬ 
ren, gegen einander Krieg. Die Klagen über die Kebsweiber und die Mischlinge 
waren denn auch ziemlich verbreitet. Da es an einer festen Erbfolgeordnung 
fehlte, kamen die konsequenteren osmanischen Türken auf das Abhilfsmittel, 
sämtliche Brüder des nominierten Thronkandidaten sofort zu töten. In anderen 
Fällen entwickeln sich zwischen der Cj Sultanin und ihrem Heerführer intimere 
Verhältnisse, denen dann der Sohn und Thronerbe geopfert wird u.s.w. 
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Bei dem fortdauernden Kriegszustand hatte die Zucht der Soldaten au¬ 
ßerordentlich gelitten. Fast allgemein war das Militär der Bestechung durch 
den Feind zugänglich. Die Soldaten liefen oft mitten in der siegreichen Schlacht 
auf einmal davon. Oder der Sultan sah sich am Tage nach einer siegreichen 
Schlacht auf einmal von seinen Soldaten verlassen. Oder die Laune eines mäch¬ 
tigen Emir gab ihm nach einer Niederlage den Sieg. So wurde jetzt um Kö¬ 
nigreiche Hazard gespielt und alle Augenblicke ein neues Staatswesen aus 
beliebigen Länderfetzen zusammengeschweißt, wenn nicht der Dolch der As¬ 
sassinen plötzlich wieder die besten Spielerchancen vernichtete. 

§ 52 Mitten in diesen tollen Hexensabbath hinein fallen die Kreuzzüge der 
europäischen Christenheit. (1096 - 1270 n. Chr.) Hätten sich dieselben nicht 
gerade auf Jerusalem versteift, das auch den Muhammedanern eine heilige 
Stadt ist, so wären bei der gewaltigen Ausdehnung des islamischen Reiches die 
Kreuzzugskriege nicht über den Rahmen unbedeutender Grenzstreitigkei¬ 
ten hinausgegangen. Zu einer allgemeineren Einigung der Muslime gegen 
die Kreuzzugsbewegung ist es selbst in Vorderasien nie gekommen. Der Chali- 
fe in Bagdad schien sogar diese Verschärfung des allgemeinen Durcheinander 
nicht ungern zu sehen. War es doch inzwischen ihm möglich geworden, ein 
kleineres weltliches Herrschaftsgebiet wieder an sich zu reißen. Dem ersten 
einigermaßen kriegerisch geordneten Angriffe von europäischer Seite mußte 
also Jerusalem erliegen. Die dann auf bisher islamischem Boden gegründeten 
christlichen Reiche haben freilich die schlechten politischen Zustände, 
welche sie in Vorderasien vorgefunden haben, nur zu getreulich nachge¬ 
ahmt. Dem ö Vertreter der Einheit der christlichen Eroberung, dem Könige 
von Jerusalem, wurden nach Analogie des Chalifats in Bagdad nur ganz be¬ 
scheidene Machtbefugnisse reserviert. Die eigentliche weltliche Macht lag hier 
in den Händen der Grafen, wie dort in den Händen der Sultane. Und die Her¬ 
ren Raimund, Boemund, Tankret, Balduin und wie sie alle heißen, haben sich 
um recht kümmerliche Fetzen Landes herumgeschlagen und nicht selten dabei 
auf Seiten der Ungläubigen gegen ihre Glaubensbrüder gekämpft. Nicht min¬ 
der eifrig waren diese christlichen Herren im Kopieren der sittlichen und öko¬ 
nomischen Verderbtheit der Muslime. Als deshalb ein Sultan Nurredin (1146 
bis 1174 n. Chr.) ein streng rechtlicher kluger Herrscher sich für die islamische 
Welt zeigte, genügte die Begeisterung, mit welcher die gläubigen Muslime die¬ 
sem Führer folgten, dem dann in Saladdin ein würdiger Nachfolger erstanden 
war, um die Kreuzzugsritter aus Jerusalem dauernd zu vertreiben. Die euro¬ 
päische Kreuzzugsbewegung spielt deshalb in der islamischen Geschichte nur 
eine kleine Rolle. 


§ 53. Auch das arabisch-islamische Weltreich ist an seinem Reichtume und 
AN SEINEN EIGENEN FEHLERN ZU GRUNDE GEGANGEN. 
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Die ungeheuren Werte, welche die Raubzüge und die ihnen folgende syste¬ 
matische Ausplünderung der unterjochten Völker durch Jahrhunderte in den 
Händen der islamischen Herrscher vereinigt haben, hatten sich längst zu fa¬ 
belhaften Märchen verdichtet, die ihren Weg selbst durch den ganzen weiten 
Kontinent von Asien gefunden hatten. Nicht minder war gewiß all denen, die 
sich hierfür interessierten, bekannt geworden, daß das einst so gewaltige Herr¬ 
schaftsgebiet der Araber mit den fabelhaften Reichtümern sich in einige Dut¬ 
zend Räuberdynastien aufgelöst hatte, und deshalb innerlich viel zu schwach 
geworden war, um einem energischen Ansturm widerstehen ö zu können. 
Das alles mußte in der ganzen Welt die Eroberungslust anreizen, die zu Be¬ 
ginn der Kreuzzüge deutlich genug aus der geschäftigen Bereitwilligkeit der 
Normannen und der führenden italienischen Handelsstaaten hervorgetreten 
ist. Für Eroberer mit islamischem Glauben lag es besonders nahe, die wichti¬ 
ge Lehre aus der Gründungsgeschichte des arabisch-islamischen Reiches nicht 
außer acht zu lassen und die religiöse Begeisterung ihrem Unternehmen zu 
sichern. So wurden auch diese Eroberungskriege zu Religionskriegen. 
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Zunächst überschwemmten von 933 n. Chr. ab die Türken jenseits des 
Oxus in zwei großen Wogen Westasien, Südeuropa und Indien. Ihr erster An¬ 
sturm war vorgeblich der Vernichtung der ketzerischen ismaelitischen 
Propaganda in Persien gewidmet. Aber nur vereinzelt ist aus diesen Türken 
etwas Besseres geworden als Reiter und Kopfabschneider. Zweihundert Jahre 
lang wurden ihre Züge durch Menschenleichen, verbrannte Dörfer und Städ¬ 
te bezeichnet. Ueber Nordafrika und Spanien verbreiteten sich im XI. und XII. 
Jahrhundert die sich ablösenden Plünderungshorden der fanatischen Almora- 
viden und Almohaden, welch letztere von einem der größten Schwindler or¬ 
ganisiert worden waren. Mit dem XIII. Jahrhundert endlich heben jene furcht¬ 
baren Mongolenstürme an, deren Geschichte die Todeskunde des Islam und 
der Muslime bedeutet. 


§ 54. Als der große Mongolenherrscher Dschingis-Chan auf seinem Er¬ 
oberungszuge (1216 - 1223 n. Chr.) in die Nähe des ersten Grenzstaates des 
islamischen Reiches kam, schickte er dem regierenden Sultan einen Brief, wel¬ 
cher lautete: „Ich betrachte Dich als meinen liebsten Sohn und werde Dich in 
nächster Zeit besuchen." In einfaches Deutsch übertragen, bedeutete das: Ich 
betrachte Dich als meinen Vasall und wenn Du nicht ö damit einverstanden 
bist, dann hast Du Dich auf Leben und Tod zu verteidigen. Dschingis-Chan 
nannte sich selbst „Gottes Geissel", wie einst sein Vorgänger Attila. Er war 
vorgeblich gekommen, um im Aufträge Gottes die Menschen für ihre schwe¬ 
ren Sünden schwer zu bestrafen. Eine mehr nüchterne historische Auffassung 
wird aber zugeben müssen, daß auch einen Dschingis-Chan die Sünden der 
Menschen in fremden Staaten nicht zu einem militärischen Eingreifen gereizt 
hätten, wenn diese sündigen Menschen arm gewesen wären. Er ließ Herat zer- 
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stören und alle Menschen, deren man habhaft wurde, ermorden. Nachdem das 
Heer schon einige Tagesreisen von den brennenden Ruinen entfernt war, kam 
man auf den Einfall, umzukehren und nachzusehen, ob sich nicht doch wieder 
Menschen eingefunden hätten. Richtig faßte man 2 bis 3000 ab, die abermals 
hingeschlachtet wurden. Von den vorher 100 000 Einwohnern von Herat wa¬ 
ren noch 16 übrig geblieben, die sich auf unzugängliche Felsen gerettet hatten. 
Als in der Stadt Merw alles zerstört und gemordet war, kam man auf den Ge¬ 
danken, von der Moschee den Gebetruf erschallen zu lassen. Wirklich fanden 
sich darauf die Uebriggebliebenen zum Gebete zusammen, um den Tod zu fin¬ 
den. So wurden auch Buchara, Samarkand, Chiwa und Balch erobert. Zehn¬ 
tausende hat man als Gefangene zur Schanzarbeit vor den belagerten Städten 
gezwungen, wo sie den Pfeilen und Wurfspeeren der Belagerten zum Opfer 
fielen, wenn sie nicht schon vorher an Entbehrungen zu Grunde gegangen wa¬ 
ren. Frauen, Kinder und Handwerker schleppte man mit den eroberten Schät¬ 
zen tief nach Asien hinein. Was Dschingis-Chan zurückließ, war eine Wüste, 
wo vorher auf hoch kultiviertem Lande Millionen fleißiger Menschen sich be¬ 
tätigten. Eine furchtbare Panik vor den Mongolen hatte sich der Bevölkerung 
allgemein bemächtigt. 

Ö § 55. Von 1253 bis 1265 n. Chr. besuchte ein Enkel des Dschingis-Chan, 
der gewaltige Hulagu die weiter nach Westen gelegenen Teile der islami¬ 
schen Reiche und gründete die mongolische Dynastie in Persien. Sein Zug 
galt vorgeblich der Vernichtung der Assassinen, welche er konsequent 
durchführte. Als er in Bagdad eingetroffen war, versammelten sich die isla¬ 
mischen Fürsten, um ihm Untertänigst zu huldigen. Einer dieser Sultane über¬ 
reichte Hulagu dabei ein Paar kostbare Pantoffeln, auf deren Sohlen das Bildnis 
des Sultans kunstvoll eingestickt war, mit den Worten: „Es ist die Hoffnung des 
Sklaven, daß der Padischah mit seinem segenspendenden Fuße den Sklaven er¬ 
höhen möge." Der Chalife wurde in seinem Palaste besucht und aufgefordert 
seine Gäste in würdiger Weise zu bewirten. Nachdem er all seine Schätze aus¬ 
geliefert hatte, wurde er ergriffen und mit seiner ganzen Familie hingerichtet. 
Das Chalifat der Abbasiden in Bagdad erreichte so mit dem 38. Chalifen 
sein Ende. 


§ 56. Was Dschingis-Chan und Hulagu noch übrig gelassen hatten, holte 
in den Jahren 1380 bis 1405 der eiserne Timur-Leng. Mit ihm war ein Mann 
ins Land gekommen, dessen Name wie der jenes Königs von Assur: Raubebald 
Eilebeute lautete. Timur bedeutet „Eisen", leng „lahm", der große Organisa¬ 
tor der Siege hinkte. Sein Wahlspruch auf seinem Ringe eingegraben: rüsti ra- 
sti muß sinngemäß mit „Gewaltrecht" übersetzt werden. Man ersieht aus all 
dem: Dieser Mongole war seiner historischen Rolle als „Expropriateur 
der Expropriateure" sich klar bewusst. Sein Auftreten bedeutet die Vollen¬ 
dung des Ruins der islamischen Länder. Eine seiner Liebhabereien bestand dar- 
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in, nach der Eroberung großer Städte aus ganzen Menschenleibern und Men¬ 
schenköpfen Pyramiden bauen zu lassen. Gelegentlich benutzte er einmal ca. 
2000 lebende Menschen als Baumaterial ö zwischen Stein und Mörtel. Auch 
Timur-Leng war ein Vertreter der orthodoxen Richtung. Seine Eroberun¬ 
gen erstreckten sich von der chinesischen Mauer bis nach Moskau, südwest¬ 
lich bis zur kleinasiatischen Meeresküste und nach Aegypten, südöstlich bis 
zum Indus und zur Mündung des Ganges. Nach Timur-Leng herrschte in den 
arabisch-islamischen Reichen, die er durchzogen, die Ruhe des Kirchhofs. Die 
MUHAMMEDANISCHE GESCHICHTE IST VON NUN AB EINE GESCHICHTE DER TÜRKEN. 


82 


§ 57. Der grosse einheitliche Zug, welcher die Entwicklungsgeschichte 
des arabisch-islamischen Weltreiches beherrscht, bildet den eigentlichen Inhalt 
des ÖKONOMISCHEN GESETZES VON DER EXPROPRIATION DER EXPROPRIATEURE. 


Zu Anfang sehen wir das Volk der Araber als Räuberhorde organisiert, 
um möglichst viele Völker zu erobern und auszuplündern. Das Volk der Ara¬ 
ber wird dann in dem dadurch gewonnenen Einkommen expropriiert durch 
den Chalifen. Die ersten Beamten und die geschickten Unternehmer, wel¬ 
che sich an dem Raub des Chalifen beteiligten, werden, wenn sie genügend 
Reichtum zusammengescharrt haben, wieder expropriiert durch den Chali¬ 
fen. Der damit wachsenden Verfeindung mit dem Volke sucht der Fürst der 
Gläubigen durch Einstellung fremder Soldtruppen zu begegnen, die sich je¬ 
doch rasch in die Rolle der Prätorianer finden und als solche mit der Ex¬ 
propriation des Chalifen beginnen, die durch die selbständig gewordenen 
Statthalter vollendet wird. Das damit eingeleitete allgemeine Elazardieren 
um Königreiche weckt den Türken- und Mongolensturm und führt damit zur 
Expropriation aller bisher zusammengeraubten Schätze. 
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6 E. 

Entwicklungsgeschichte der Völker des 
christlichen Abendlandes. 


Vorbemerkung und Literatur. Die historische Literatur hat sich naturgemäß zu allen Zeiten 
mit dem Problem der auf steigenden und niedergehenden Entwicklung der Völker beschäf¬ 
tigt. Daß die historische Forschung in diesen Fragen noch nicht zum Abschluß gekommen ist, 
hat triftige Gründe. Einmal ist jedes Urteil eine Sache des Vergleiches. Wer nur für wenige 
Völker die Entwicklungsgeschichte übersieht, wird auf dieses ungemein schwierige Problem 
kaum die rechte Lösung finden. Ferner vermögen doch wohl nur solche Historiker, welche 
eine Reihe von Jahren hindurch in der politischen Praxis selbst beobachten konnten, wie das 
Kleid der Geschichte gewoben wird, aus den uns überlieferten Fetzen das Kleid der histori¬ 
schen Vergangenheit zu rekonstruieren. Endlich hat eine solche Arbeit zur Voraussetzung, daß 
die Specialforschung einen ausreichenden Teil der Quellen gesammelt, kritisch geprüft und 
übersichtlich geordnet hat. Die Historiker der Gegenwart sind immer noch mit der Samm¬ 
lung und Verarbeitung der Quellen voll beschäftigt. Es ist deshalb leicht zu verstehen, daß das 
Entwicklungsgesetz der Völker noch keine neuzeitliche Bearbeitung von dieser Seite gefun¬ 
den hat. Unsere großen nationalökonomischen Lehrbücher behandeln heute immer noch die 
Nationalökonomie zu ausschliesslich als „Lehre von den wirtschaftlichen Erscheinungen". So 
hat sich diese wissenschaftliche Disciplin noch nicht zur „Lehre vom gesunden und kranken 
Völkskörper" emporschwingen können. Um so seltsamer klingt aus dem Munde eines Profes¬ 
sors für Nationalökonomie der Vorwurf, das Volk habe noch nicht seine volle politische Rei¬ 
fe gewonnen. So lange die nationalökonomische Wissenschaft so wenig wie bis heute unsere 
ent ö wicklungsgeschichtliche Erkenntnis des Völkerlebens gefördert hat, bleiben auch die Ver- 84 
treter dieser Wissenschaft in erster Linie für die politische Unreife des Volkes verantwortlich. 

Nur wenige begabtere Doctoranden und jüngere Gelehrte haben den Mut gehabt, wenigstens 
die ökonomische Entwicklungsgeschichte eines einzelnen Volkes in Angriff zu nehmen. Zu 
diesen Arbeiten gehört z.B. Dr. Moritz Julius Bonn, Spaniens Niedergang 1896. Die 199 Seiten 
fassende Schrift ist am volkswirtschaftlichen Seminar der Universität München nach 2 1/2 jäh¬ 
rigem Bemühen fertig geworden. Sie hat nach der Vorrede des Verfassers die „unermüdliche 
Unterstützung der Professoren Brentano und Lotz" gefunden, aber auch die „reichen Bücher¬ 
schätze des Professor Karl Menger in Wien" benutzt. Der Verfasser schickt trotzdem sein Buch 
mit folgendem Klagelied in die Welt hinaus: „Die vorliegende Arbeit wird sich in mancher 
Hinsicht kaum mit dem üblichen Maße von Nachsicht, das man Erstlingsarbeiten gern zuge¬ 
steht, begnügen können. Ich habe nichts Fertiges zu bieten, sondern höchstens einen Versuch, der 
Fragen aufwirft, sie aber nicht beantwortet." — Das ist doch wohl ein guter Beleg dafür, daß 
solche Arbeiten nur bei einer mehr als gewöhnlichen Energie des Denkens gedeihen. 

Es muß eben deshalb immer wieder betont werden, daß nur der streng logische Zusam¬ 
menbau des historischen Quellenmaterials uns den Schleier lüften kann, mit welchem bis heute 
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das Warum? des Niederganges der Völker verhüllt ist. Die chronologische Darstellung bleibt 
eine Vorarbeit für den logischen Aufbau des Volkslebens. Um für die Theorie diese historische 
Methode in ein bestimmtes Wort zu kleiden, möchte ich sie als „Halmtheorie der Geschichts¬ 
schreibung" bezeichnen. Es muss möglich sein, zu Anfang das Samenkorn nachzuweisen, das 
in einen bestimmten Boden eingesenkt wurde, und zu zeigen, wie sich aus diesem Samen¬ 
korn nach und nach Blatt, Stengel, Blüte und Frucht mit organischer Notwendigkeit entfalte¬ 
te. Wie das aus dem Boden aufwachsende Blatt Stengel, Blüte und Frucht schon enthält, so 
sind auch im Völkerleben die aufeinander folgenden Entwicklungsperioden in den Anfängen 
schon im Keime gegeben und wachsen daraus mit organischem Zwange hervor. Es ist deshalb 
für jede logisch organische Entwicklungsdarstellung unmöglich, in der heute üblichen Weise 
Geschichtsabschnitte nach bestimmten Jahren gelten zu lassen. Die Entwicklungsö Abschnitte 
müssen als logische Kategorien erfaßt und verstanden werden. Aufgabe der Darstellung wird 
es sein, zu zeigen, wie diese verschiedenen Perioden sich gegenseitig als Ganzes bedingen und 
tragen. In diesem Sinne scheiden wir die Entwicklungsgeschichte des christlichen Abendlan¬ 
des in 6 Hauptabschnitte: Ausbildung des fränkischen Kaiserreiches, Lehensstaat, Entstehung der 
Geldwirtschaft und des Kapitalismus, der Kapitalismus in der Kirche, der Kapitalismus auf dem Für¬ 
stenthrone und der Kapitalismus in der Gesellschaft. 


Die benutzte Literatur war für diesen Abschnitt eine so gewaltige, daß an dieser Stelle nur 
eine Auslese davon genannt werden kann. Wie die früheren Darstellungen, so wurde auch die¬ 
se Ausarbeitung von verschiedenen Specialisten und Vertretern verschiedener Richtungen einer 
freundlichen Durchsicht und einer wohlwollenden Korrektur unterzogen, wofür auch an die¬ 
ser Stelle mein aufrichtiger Dank zum Ausdruck gebracht werden soll. Eine andere Art glück¬ 
licher Arbeitsteilung wird sich für ein „System" kaum auffinden lassen. Jene Fachmänner aber, 
welche bei einer modernen Zusammenfassung der Nationalökonomie sich stolz nur auf ihr ei¬ 
genes Ich verlassen, beneide ich nicht um die Gefühle, die sie beschleichen müssen, wenn sie 
nach einigen Jahren ihre Arbeit wieder mit ehrlichem kritischen Auge durchsehen. 
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Adler, Georg, Geschichte des Sozialismus und Kommunismus. Leipzig 1899; Afanassiew, 
Georges, Commerce des Cereales en France. 1894; Altamira y Crevea, historia de Espana y de la 
civilizacion Espanola. Bd. 1. Barcelona 1900;Araskhaniantz, Awetis, Französische Getreidehan¬ 
delspolitik. Leipzig, 1883; Aschbach, Josef, Geschichte der Omaijaden in Spanien. 2. Ausgabe. 
Wien 1860. 2 Bde.; Derselbe, Geschichte Spaniens und Portugals zur Zeit der Herrschaft der 
Almorawiden und Almohaden. Frankfurt 1833 - 37.2 Bde.; Ashley, W. ]., Englische Wirtschafts¬ 
geschichte. (Deutsch von Oppenheim.) Bd. 1. 2. Leipzig, 1888 ff. 1896; Avenel, G. d' Richelieu et 
la monarchie absolue. Paris 1884 - 1890. 4 Bde.; Derselbe, histoire economique de la propriete, 
des salaires, des denrees et de tous les prix en general depuis l'an 1200 jusqu' en l'an 1800. Paris 
1898, 4 vols.; Barante, histoire des ducs de Bourgogne de la maison de Valois. 1364 - 1477. 8. 
Aufl. 1858. 8 Bde.; Baumgarten. Geschichte Karls V. Stuttgart 1885 -92. 3 Bde.; Bebel, A., ö Die 
mohammedanisch-arabische Kulturperiode. 2. Aufl. Stuttgart, 1889; Beer, Adolf, Allgemeine 
Geschichte des Welthandels. Wien 1884. 3 Bde.; Beissel, St., Geldwert und Arbeitslohn im Mit¬ 
telalter. Freiburg i. B. 1884;Below, v. G., Territorium und Stadt. München 1900; Derselbe, Das äl¬ 
tere deutsche Städtewesen und Bürgertum. Bielefeld 1898;Bezold, v., Geschichte der deutschen 
Reformation. Berlin 1890; Biollay, Les prix en 1790. Etudes economiques. Paris 1886; Blök, P. ]., 
Geschiedenis van het nederlandsche Volk. Gronningen 1891 ff.; Blumenthal, Zur Verfassungs¬ 
und Verwaltungsgeschichte von Genua im 12. Jahrhundert. Kalbe 1872; Bonn, M. ]., Spaniens 
Niedergang während der Preisrevolution des 16. Jahrhunderts. München, Stuttgart 1896; Bon- 
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nem£re, histoire des paysans depuis la fin du moyen-äge jusqu' ä nos jours. 2 vols. Paris 1856; 
Boutaric, Saint Louis et Alphonse de Poitiers. 1870; Derselbe, La France sous Philippe le Bel. 
1861; Brandt, A. von, Beiträge zur Geschichte der französischen Handelspolitik von Colbert bis 
zur Gegenwart. Leipzig 1896; Brederlow, Geschichte des Handels der Ostseereiche im Mittel- 
alter. Berlin 1820; Brosch, Moritz, Neuere Geschichte von England. Gotha 1890 - 97; Derselbe, 
Geschichte des Kirchenstaates. 2 Bde. Gotha 1880 - 82. Buckle, H. Th., history of civilization in 
England. 5. Aufl. 1879. 5 Bde. Deutsch 6. Aufl. Leipzig 1861;Buddensieg, Rudolf, Johann Wicliff 
und seine Zeit. Halle a. S. und Gotha 1885; Burke, U. R., history of Spain to the death of Ferdi¬ 
nand the catholic. London 1895. 2 vols.; Busch, England unter den Tudors. 1. Bd. Stuttgart 1892; 
Camera, Memorie storiche diplomat. dell'antica cittä e ducato di Amalfi. Salerno 1976 - 81. 2 
Bde.;CANALE, Nuova Storia della repubblica di Genova. 5 Bde. Florenz 1858 bis 1864.1874; Can- 
tini, Storia del commercio dei Pisani. Florenz 1797 - 1798. 2 Bde.; Cardenas, Don Francisco de 
Ensayo sobre la historia de la propriedad territorial en Espana. 2 Bde. 1875;Carlsohn, Geschich¬ 
te Schwedens. Gotha 1855 - 87;Cheruel, histoire de l'administration monarchique en France de¬ 
puis Philippe-Auguste jusqu' ä Louis XIV. 2 Bde. 1855; Derselbe, histoire de France pendant la 
minorite de Louis XIV. 1878 - 80;Derselbe, histoire de France sous le ministere de Mazarin. 1882. 
3 Bde.; Derselbe, dictionnaire historique des institutions, moeurs et coutumes de la France. 6. 
Auflage. 1884;Clamageran, histoire de l'impöt en France, ö 1867- 77. 3 Bde.;CLAAssEN, Walter, 
Schweizer Bauernpolitik im Zeitalter Ulrich Zwinglis. Berlin 1899; Clement, Jacques Coeur et 
Charles VII, l'administration, les finances, l'industrie, le commerce, les lettres et les arts au 15. 
siede. 4 ed. Paris 1874; Colmeiro, historia de la economia politica en Espana. 2 tomos. Madrid 
(1863), 1875; Conrad, Elster, Lexis und Loening, Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 2. 
Aufl. 1900. Artikel: Bauer, Bauernbefreiung, Bauernkrieg, Grundherrschaft, Rittergut; Cunning- 
ham, Growth of English industry and commerce durnig the early and middle ages. London 
1890; Curschmann, Fritz, Hungersnöte im Mittelalter. Leipzig 1900; Dahlmann, Geschichte der 
englischen Revolution. 7. Auflage. 1885; Dahn, R, Urgeschichte der germanischen und romani¬ 
schen Völker. 4 Bde. Berlin 1880 - 89;Derselbe, Die Landnot der Germanen. Leipzig 1887;Dareste 
de la Chavannne, histoire des classes agricoles en France depuis samt Louis jusqu' ä Louis XVI. 
2. ed. Paris 1858;Daru, Graf, Geschichte der Republik Venedig. 4 Bde. 1859;Delbrück, Hans, Ge¬ 
schichte der Kriegskunst. 2 Bde. 1900,1902; Desdevises du Dezert, Geschichte Spanies. 1. 2. Teil. 
1905. (Altertum und Mittelalter); Diercks, G., Geschichte Spaniens. Berlin 1895/96. 2 Bde.; Der¬ 
selbe, Spanische Geschichte. 1905. Leipzig; Dodwell, history of taxations and taxes in England. 
1884; Dozy, histoire des Muselmans de l'Espagne. Leyden 1861. 4 Bde. deutsch. Leipzig 1874. 2 
Bde.; Droysen, G., Geschichte der Gegenreformation. Berlin 1893; Droysen, Gustav, Das Zeital¬ 
ter des 30jährigen Krieges. Geschichte und Vorgeschichte. Berlin 1888; Du Fresne de Beaucourt, 
histoire de Charles VII. 1881 - 92. 6 Bde.;DuLLo, Gebiet, Geschichte und Charakter des Seehan¬ 
dels der größten deutschen Ostseeplätze. Jena 1880; Eheberg, K. Th., Verfassungs- Verwaltungs¬ 
und Wirtschaftsgeschichte der Stadt Straßburg bis 1681. Straßburg. 1 Bd. 1898/99; Ehrenberg, 
Richard, Hamburger Handel und Handelspolitik im 16. Jahrhundert. Hamburg 1885; Derselbe, 
Wie wurde unser Hamburg groß? II. Teil: Hamburg und Antwerpen seit 300 Jahren. Hamburg 
1889; Derselbe, Große Vermögen, ihre Entstehung und ihre Bedeutung. Jena 1902; Derselbe, Das 
Zeitalter der Fugger. 2 Bde. Jena 1896;Derselbe, Hamburg und England im Zeitalter der Königin 
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Elisabeth. 1895; Eicken, von, Geschichte und System der mittelalterlichen Weltanschauung, ö 
Stuttgart 1887;Errera, Storia dell' economia politica della republica Veneta. Venezia 1878;Falke, 
Joh., Die Geschichte des deutschen Zollwesens. Leipzig 1869;Farnam, Die französische Gewer- 
bepolitik von Colbert bis Turgot. Leipzig 1879; Forneron, histoire de Philippe II. Paris 1880 - 
82. 4 Bde. Freeman, the Growth of the English Constitution. 4. Aufl. 1884; Freemann, history of 
the Norman conquest of England. 3. Aufl. 1872 - 79. 6 Bde.; Fridrichowicz, Die Getreidehan- 
delspolitik des ancien regime. Weimar 1896;Fustel de Coulange, histoire des institutions politi- 
ques de l'ancienne France. 1875 - 1891. Nouv. ed. par Julian. 6 vols. Paris; Gairdner, the house 
of Lancaster and York. 1874; Garrido, Fernando, Das heutige Spanien. Uebersetzt von Rüge. 
1867;Gavet, Sources d'histoire des institutions et du droit francais. 1899 ;Giesebrecht, W. v., Ge¬ 
schichte der deutschen Kaiserzeit. 6 Bde. 1896;Gneist, Rudolf, Adel und Ritterschaft in England. 
Berlin 1853;Derselbe, Englische Verfassungsgeschichte. Berlin 1882;Derselbe, Das englische Par¬ 
lament in tausendjährigen Wandlungen. Berlin 1886; Goldschmidt, Levin, Universalgeschichte 
des Handelsrechts. 1891;Gothein, Eberhard, Politische und religiöse Volksbewegungen vor der 
Reformation. 1878;Gottlob, Adolf, Aus der Camera Apostolica des 15. Jahrhunderts. Geschich¬ 
te des päpstlichen Finanzwesens. Innsbruck 1890; Derselbe, Die päpstlichen Kreuzzugssteuern 
des 13. Jahrhunderts. Heiligenstadt 1892; Green, history of English people. 1878 - 80; Grupp, 
Georg, System und Geschichte der Kultur. Leipzig 1889,1891; Derselbe, Englische Wirtschafts¬ 
entwickelung im Mittelalter. Hamburg 1897;Derselbe, Kulturgeschichte des Mittelalters. 2 Bde. 
1893/94;Günther, S., Das Zeitalter der Entdeckungen. Leipzig 1901;Guizot, histoire de la civili- 
sation en France. 1890. 4 Bde.;HÄBLER, Konr. Geschichte der Fuggerischen Handlung in Spanien. 
Weimar 1896; Derselbe, Die wirtschaftliche Blüte Spaniens im XVI. Jahrhundert und ihr Verfall. 
1888;Hauck, A., Kirchengeschichte Deutschlands. 4 Bde. 1887- 1903. 3. Aufl. 1904/1905; Have- 
mann, Darstellungen aus der inneren Geschichte Spaniens (15. bis 17. Jahrhundert.) Goettingen 
1850; Hegel, Karl, Städte und Gilden der germanischen Völker im Mittelalter. 2 Bde. Leipzig 
1891; Helmolt, H. F., Weltgeschichte. Leipzig. 8 Bde. 1899 ff.; Derselbe, Amalfi. 1904; Hertzberg, 
Geschichte der Byzantiner und des os Omanischen Reiches bis gegen Ende des 16. Jahrhun¬ 
derts. Berlin 1883;Heyck, Genua und seine Marine im Zeitalter der Kreuzzüge. Innsbruck 1886; 
Heyd, Wilhelm von, Geschichte des Levantehandels im Mittelalter. 2 Bde. Stuttgart 1879; Der¬ 
selbe, Ueber die kommerziellen Verbindungen der oberschwäbischen Reichsstädte mit Italien 
und Spanien während des Mittelalters. (Württemberg. Vierteljahrshefte No. 904. III.); Dersel¬ 
be, Der Verkehr süddeutscher Städte mit Genua während des Mittelalters. (Forschungen. No. 
873 XXIV.); Heyking, v., Geschichte der Handelsbilanz-Theorie. I. Berlin 1880;Huber, Alfons, Ge¬ 
schichte von Oesterreich. 4 Bde. Berlin 1885 - 1892; Hüllmann, Deutsche Finanzgeschichte des 
Mittelalters. Berlin 1805; Hümmerich, Franz, Vasco da Gama und die Entdeckung des Seewegs 
nach Ostindien. München 1898;Jacob, G. Der nordisch-baltische Handel der Araber im Mittelal¬ 
ter. Leipzig 1887;Jähns, M., Handbuch einer Geschichte des Kriegswesens der Urzeit bis zur Re¬ 
naissance. Leipzig 1880; Derselbe, Zur Geschichte der Kriegsverfassung des Deutschen Reiches. 
(Preuß. Jahrbücher XXXIX.); Derselbe, Heeresverfassung und Völkerleben. Berlin 1885; Janssen, 
]., Geschichte des deutschen Volkes seit d. Ausgange des Mittelalters. Neuauflage von L. Pa¬ 
stor. Freiburg i. Br. 1897 ff.; Jnama-Sternegg, von, Quellen der deutschen Wirtschaftsgeschichte. 
Wien 1877; Derselbe, Die Ausbildung der großen Grundherrschaften während der Karolinger- 
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zeit. Leipzig 1878;Derselbe, Wirtschaft. (In H.Paul's Grundriß der germanischen Philologie. No. 
87. III. 2.); derselbe, Deutsche Wirtschaftsgeschichte. 3 Bde. 1879,1891,1899/01. Leipzig; Jones, 
history of British mercantile marine. London 1898; Kämpen, van N. G., Geschichte der Nieder¬ 
lande. 2 Bde. 1833;Kautsky, Geschichte des Sozialismus in Einzeldarstellungen. Stuttgart. Band 
I: „Vorläufer". Teil I. Von Plato bis zu den Wiedertäufern. 1894;Kautsky, Lafargue, Bernstein und 
Hugo. Geschichte des Sozialismus in Einzeldarstellungen. Teil II. Von Thomas Morus bis zum 
Vorabend der französischen Revolution. 1895; Kayserling, Geschichte der Juden in Spanien und 
Portugal. 1861 - 67. Berlin. 2 Bde.; Kiesselbach, Der Gang des Welthandels im Mittelalter. Stutt¬ 
gart 1860; Kindlinger, Geschichte der deutschen Hörigkeit; Kirsch, Joh. Peter, Die päpstlichen 
Kollektorien in Deutschland während des 14. Jahrhunderts. 1894; Derselbe, Die Finanzverwal¬ 
tung des Kardinalskollegiums im 13. und 14. Jahröhundert. 1895; Derselbe, Die päpstlichen 
Annaten in Deutschland während des 14. Jahrhunderts. 1903; Derselbe, Rückkehr der Päpste 
von Avignon nach Rom. 1898. Herausgegeben von der Görresgesellschaft; Kluckhohn, A., Zur 
Geschichte der Handelsgesellschaften und Monopole im Zeitalter der Reformation. (Histori¬ 
sche Aufsätze. No. 847.); König, Leo, Die päpstliche Kammer unter Clemens V. und Johann 
XXII. 1894;Kowalewsky, Maxime, Die ökonomische Entwickelung Europas bis zum Beginn der 
kapitalistischen Wirtschaftsreform. Deutsche Uebersetzung. 2 Bände. 1902; Kugler, von, Ge¬ 
schichte der Kreuzzüge. 2. Aufl. Berlin 1891;Lamprecht, Karl, Deutsche Geschichte. 6 Bde. 1905. 
Berlin; Derselbe, Deutsches Wirtschaftsleben im Mittelalter. 3 Teile in 4 Bänden. 1886. Leipzig; 
Langer, Politische Geschichte Genuas und Pisas im 12. Jahrhundert. Leipzig 1882; Laspeyres, 
Geschichte der volkswirtschaftlichen Anschauungen der Niederländer. Leipzig 1863;Lefmann, 
Geschichte des alten Indien. 2. Aufl. Berlin 1897; Leo, Heinrich, Geschichte der italischen Staa¬ 
ten. 5 Bde. Gotha 1829 - 32; Levi, history of British commerce. 2. Aufl. 1880; Lindsay, history of 
merchant shipping and commerce. 4 vols. London 1876; Luce, Simeon, La France pendant la 
guerre de cent ans. 1890;Luzac, Elias, Hollands Rykdom. 1780 - 83. 4 Bde.; Mac Murdo, history 
of Portugal. London 1888 - 91. 3 Bde. (bis 1279 reichend); Marcks, Erich, Königin Elisabeth von 
England und ihre Zeit. Bielefeld 1897; Martin Saint Leon, histoire des corporations de metiers 
depuis leurs origines jusqu' ä leur suppression en 1791. Paris 1897; Mäscher, Das deutsche Ge¬ 
werbewesen von den frühesten Zeiten bis zur Gegenwart. Potsdam 1866; Michael, E. S. J, Ge¬ 
schichte des deutschen Volkes seit dem 13. Jahrhundert bis zum Ausgange des Mittelalters. 
Freiburg i. B. 1897/1903 ff.; Mignet, Rivalite entre Francois I et Charles-Quint. 2. Aufl. 1876. 2 
Bde; Miniana y Chao, historia general de Espana; Montesa und Maurique, historia de la legislaci- 
on etc. de Espana. Madrid 1861 - 64. 7 Bde.; Morel-Fatio, L'Espagne au XVI. et au XVII. siede. 
Heilbronn 1878; Mülinen, W. F. von, Geschichte der Schweizer Söldner bis zur Errichtung der 
ersten stehenden Garde. 1497. Bern 1887; Müller, A., Der Islam im Morgen- und Abendlande. 
Berlin. 2 Bände. 1885 - 1887;Muyden, van. Allgemeine Schweizergeschichte. Lausanne 1896 ff.; 
NAUDfi, W., Deutsche städtische Getreidehandelspolitik mit beösonderer Berücksichtigung der 
Stettiner und Hamburger Getreidehandelspolitik. Leipzig 1889; Derselbe, Die Getreidehandels¬ 
politik der europäischen Staaten vom XIII. bis zum XVIII. Jahrhundert. 1896; Noel, histoire du 
commerce exterieur de la France. Paris 1879;Nübling, E., Die Judengemeinden des Mittelalters, 
insbesondere die Judengemeinde der Reichsstadt Ulm. 1896;Nuyens, Allgemeene Geschiedenis 
des neederlandschen Volks. Amsterdam 1870 - 82. 20 Bde.; Ochenkowski, England wirtschaftli- 
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che Entwickelung im Mittelalter. Jena 1879;Oliveira Martins, historia de Portugal. 4. Aufl. 1887; 
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Ö 1. Die Entstehung des fränkischen 
Kaiserreiches. 


§ 1. Durch das Zusammenwirken einer ungewöhnlich grossen Zahl von 
Faktoren während eines nicht minder ungewöhnlich langen Zeitraumes ist 
jenes historische Gebilde entstanden, das die Weltgeschichte als „christliches 
Abendland" bezeichnet. 
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Eine Vielheit von germanischen Volksstämmen wanderte, ohne jede 
einheitliche Führung, vom Norden und Osten nach dem Süden und Westen 
Europas zu einer Zeit, in welcher das römische Weltreich längst alle Sym¬ 
ptome des unabwendbaren Verfalles in seinen volkswirtschaftlichen wie po¬ 
litischen Verhältnissen zeigte. Dieses Zusammenbrechen der Römerherrschaft 
ist dadurch wieder hinausgeschoben worden, daß seit 180 n. Chr. etwa, unter 
Marc Aurel auch germanische Volksstämme in den römischen Reichsver- 
band aufgenommen wurden und germanische Heere jene Siege errungen ha¬ 
ben, welche die Geschichte noch als „römische Siege" verzeichnet. Erst nach¬ 
dem der Vandale und römische Reichsverweser Stilicho seit 400 n. Chr. 
die Legionen von der Rheingrenze zur besseren Verteidigung Italiens gegen 
den furchtbaren Westgoten Alarich fortgezogen hatte, fluteten die Scharen der 
Germanen ungehemmt herein über Gallien und Spanien, besetzten allmählich 
Britannien, um in diesen reichen Ländergebieten ihre, auf der Naturalwirt¬ 
schaft ruhenden Staaten zu gründen. 

In dem Volkskörper des absterbenden Römerreiches hatte sich das mäch¬ 
tig aufstrebende Christentum ausgebreitet, das nach den vorbereitenden 
Maßnahmen Konstantins des Grossen endlich durch Kaiser Theodosius ge¬ 
gen Ende des IV. Jahrhunderts als Staatsreligion anerkannt und seitdem 
mit der politischen Organisation des römischen Staates auf's Engste verknüpft 
Ö wurde. Das Stadtgebiet, die Civitas wurde als unterste Verwaltungsein¬ 
heit des römischen Reiches, Diözese des Bischofs und damit grundlegende 
Verwaltungseinheit für die Kirche. Ueber dem Stadtgebiet stand in der Reichs¬ 
verfassung die Provinz mit dem Provinzialstatthalter. Die Bischofsdiözesen 
der Reichsprovinz vereinigten sich dementsprechend unter der Oberleitung 
des Metropoliten d. h. des Bischofs der Provinzialhauptstädte zu einer Kir¬ 
chenprovinz. Mehrere Provinzen bildeten in der Reichsverfassung seit dem IV. 
Jahrhundert eine Reichsdiözese unter einem kaiserlichen Statthalter (vicari- 
us). Auch diese Reichsdiözese tritt seit dem IV. Jahrhundert in der kirchlichen 
Organisation als das Gebiet eines Patriarchen auf, dem die Metropoliten der 
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Provinzen einer Reichsdiözese untergeben sind. Dem Gesamtreichsverband 
entsprach endlich der Gesamtverband der Kirche, als dessen legitimes Organ 
zunächst das Reichskonzil, das sogenannte „ökumenische Konzil" erschien. 
Der Trennung des Römerreiches in zwei Hälften folgte bald die Kirchen¬ 
trennung. Im oströmischen Reiche mit seinem strengen Absolutismus krön¬ 
te den Bau der Kirche ein weltliches Haupt. Im weströmischen Reiche behielt 
die Kirche einen kirchlichen Vorstand, dessen Stellung unter dem Zauber der 
weltgeschichtlichen Ueberlieferungen der Stadt Rom auf die Dauer nicht 
dem Oberhaupte in Byzanz nachgeordnet bleiben konnte. Der Fall des west¬ 
römischen Reiches unter den Hammerschlägen der germanischen Völkerwan¬ 
derung bedeutete dann für die römische Kirche Befreiung aus den Fesseln 
des byzantinischen Absolutismus. Die Freiheit der Kirche ermöglichte ihr die 
so außerordentlich gestaltungsreiche Fortentwicklung. Der starre Zwang des 
oströmischen Absolutismus ließ auch die christliche Kirche im Orient im 
Formalismus verknöchern. So hat das absterbende Römerreich als großes ö 
Vermächtnis an die ZukunftSEiNE Verfassungsformen auf die mit neuer Kraft 
sich ausbreitende christliche Kirche übertragen. 
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§ 2. Indeß hatte die römische Kirche nicht nur die Verfassung des Römer¬ 
reiches mit den historischen Traditionen Roms übernommen und den Kultur¬ 
reichtum des Altertums bewahrt, sie verfügte auch über ein vollständig aus¬ 
gearbeitetes volkswirtschaftliches Programm, das nach den Grundsätzen 
des Christentums aus jenen furchtbaren ökonomischen Misständen abgelei¬ 
tet war, welche den Zusammenbruch der antiken Welt begleiteten. Immer 
häufiger wurde das Volk von Hungersnöten und Elend aller Art heimgesucht. 
Wie Hyänen des Schlachtfeldes haben die Wucherer mit Hilfe des durchaus ka¬ 
pitalistischen römischen Rechtes diese Notlage ihrer Mitmenschen ausgebeu¬ 
tet. Was aber auf solche Weise an Reichtümern zusammen gerafft worden war, 
konnte bei der herrschenden Ungewißheit der allgemeinen Lage auf einen gesi¬ 
cherten Bestand nicht bauen. Also überließen sich die Reichen dem so raffinier¬ 
ten Genußleben einer alten Kultur, ohne alle Rücksicht auf all das hungernde 
Elend, das rings um sie herum um Hilfe klagte. 


Solchen Zuständen gegenüber war die christliche Kirche zu einem ganz 
bestimmten Programm gezwungen. Systematischen Ausdruck hat dasselbe 
durch jenen Kirchenvater gefunden, den wir auch als einen der besten Ken¬ 
ner der antiken Welt bezeichnen dürfen: den großen Bischof von Hippo Regi- 
us in Nordafrika Aurelius Augustinus (353 bis 430 n. Chr.) In seinen 22 Bü¬ 
chern über die Bürgergemeinde Gottes (De civitate Dei) bezeichnete er den 
antiken Staat als das, was er in Wirklichkeit war: als eine Räuberbande, die 
sesshaft geworden ist. „Nachbarn mit Krieg überziehen und Völker, welche 
keine Veranlassung dazu gegeben haben, aus bloßer Herr ö Schaft zu Grunde 
richten und unterwerfen, wie ist dies anders denn als Räuberei im Großen zu 
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bezeichnen?" Dieser Räuberei des Staates im Grossen entspricht der Wucher 
und betrügerische Erwerb der Bürger im Einzelnen. Schamlos werden die 
Mitmenschen ausgebeutet von Jenen, die den Begierden des Reichtums nach¬ 
jagen. Das im Staate geltende Recht unterstützt geradezu die Geldgier, diese 
Burg der Sünde. Wer sich mit diesem sündhaften Erwerb gesättigt hat, wird 
vom Staate und der Gesellschaft als „Reicher" geachtet und geschätzt, statt als 
das erkannt und behandelt zu werden, was er ist: als ein Ungerechter oder 
als der Erbe eines Ungerechten. Einem solchen Räuberstaate gegenüber hat 
der christliche Bürger nicht die Pflicht des Gehorsams. Es ist vielmehr sicher, 
daß eigentliches Heil nur von einer Revolution dieser bestehenden Gesell¬ 
schaftsordnung kommen kann, weil nur auf solche Weise der Tag und die 
Stunde näher rücken, welche den Aufbau des Idealstaates der Zukunft end¬ 
lich möglich machen. 



Die Christen sollen sich vor allem der körperlichen Arbeit widmen; 
denn MÜSSIGGANG ist ein Feind der Seele. Arbeit ist Pflicht für jedermann, 
auch für den Klerus und die Mönche. Wer nicht arbeiten will, soll auch nicht 
essen! Auf diesem Grundsätze wird die Armenversorgung aufgebaut. Was 
der Einzelne als Erbe eines Ungerechten gewonnen hat, soll vor allem den ar¬ 
beitswilligen Armen gewidmet werden. Was der Einzelne durch Arbeit über 
seinen Bedarf hinaus verdient, soll abermals als Almosen hingegeben werden. 
Denn alles Ueberflüssige ist eigentlich schon fremdes Gut. Dieses fremde Gut 
hält zurück, wer nicht wohltätig ist. Almosen spenden, statt den Ueberfluß ver¬ 
prassen, ist eine ganz besondere Pflicht der Christen. Denn die ö Almosen 
sind das Lösegeld der Sünden. Die Hand der Armen ist die Schatzkammer 
Christi. Wer aber wirtschaftlich sich betätigt, sehe zu, daß er nicht auf un- 
rechte Weise fremdes Gut erwerbe und Wucher treibe. Von dieser schweren 
Sünde kann sich jener frei halten, der nicht mehr zurückfordert, als er ge¬ 
geben hat. Wer Geld leiht und Zinsen fordert, wer einen Scheffel Getreide 
hingegeben hat und mehr zurückfordert, treibt Wucher! 

Wenn sich die Christen im Geiste dieser christlichen Lehrsätze üben und 
darnach handeln, wird nach dem bereits begonnenen Zusammenbruch der be¬ 
stehenden antiken Gesellschaftsordnung ein neues ideales Staatswesen ge¬ 
gründet werden können, das ganz von diesen Grundsätzen getragen ist. Die¬ 
sem Zukunftsstaate im Sinne der göttlichen Rechtsordnung ist dann der 
Christ zu absolutem Gehorsam verpflichtet. Die Grenzen dieser Bürgerge¬ 
meinde Gottes werden sich nicht auf die Grenzen des Okkupationsgebietes 
nur einer Nation beschränken. Dieser Idealstaat wird vielmehr nach und 
nach alle Völker der Erde umspannen, wie auch das Christentum über die 
ganze Erde sich verbreiten wird. Das Endziel dieser Entwicklung aber wird 
„Friede auf Erden" sein. So etwa lautet das festgefügte Staats- und Wirtschafts¬ 
programm des heiligen Augustinus. 
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§ 3. Welchem germanischen Volksstamme sollten all diese Schätze 

DER RÖMISCHEN KIRCHE ZUFALLEN? 


Die Bevölkerung des oströmischen Reiches war in der größeren Hälfte 
des IV. Jahrhunderts arianisch gewesen, d. h. sie glaubten nach der Lehre des 
Arius nicht an die Wesensgleichheit von Gottsohn und Gottvater. Gerade um 
jene Zeit hatten an den Ufern der Donau die Goten und die ihnen verwandten 
Stämme, die Vandalen, ö Burgunder, Alanen, Sueven, das Christentum von 
oströmischer Seite in der Glaubensform der Arianer empfangen. Das erste 
große ökumenische Konzil zu Nicaea (325 n. Chr.) hatte die arianische Auf¬ 
fassung verworfen und ihre Anhänger als Ketzer verdammt. Die Arianer sind 
dann im Laufe des IV. Jahrhunderts innerhalb der Grenzen des römischen 
Imperiums verschwunden. Die germanischen Völker aber waren der einmal 
angenommenen Lehre zunächst treu geblieben. Die römische Kirche konnte 
sich unmöglich mit einem Volke ketzerischen Glaubens vereinen. Bei dem sieg¬ 
reichen Vorrücken dieser Germanen war die Lage der Kirche in Rom um so we¬ 
niger erfreulich, je mehr sich gleichzeitig ihre Beziehungen zum oströmischen 
Reiche trübten. Die Franken unter Chlodwig waren der erste germanische 
Volksstamm, welcher im Jahre 496 das Christentum in römisch-katholischer 
Form angenommen hat. Von da ab datiert jener eigenartige Verschmelzungs¬ 
prozess DER FRÄNKISCHEN HERRSCHAFT MIT DER RÖMISCHEN KIRCHE, Welcher im 
Jahre 800 mit der Vereinigung des christlichen Abendlandes unter dem kai¬ 
serlichen Zepter Karls des Grossen seinen vorläufigen Abschluß fand. Dieser 
ganze Werdegang besitzt indeß für das Völkerleben eine so hervorragende Be¬ 
deutung, daß wir an dieser Stelle seinen inneren Zusammenhang nicht überge¬ 
hen können. 
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§ 4. Nicht die kulturell viel höher stehende römische Kirche, sondern die 
machtvollen Franken, nicht der Lehrer, sondern die Schüler blieben der 
Herr in diesem Verhältnis. Das erforderte auf Seiten des Lehrers ein unge¬ 
wöhnliches Maß von Klugheit und Vorsicht. Die römische Kirche ist schon 
in ihrem Bekehrungswerke in durchaus schonender Weise vorgegangen. So 
schreibt Papst Gregor der Grosse an einen Missionsbischof um das Jahr 600: 
„Keinesfalls soll man die Göttertempel zerö stören, sondern nur die Götterbil¬ 
der, die in dem Tempel sind, und an ihre Stelle darin Altäre errichten. Sind die 
Tempel gut gebaut, so muß man sie aus dem Kult der Dämonen in eine Stätte 
der Verehrung des wahren Gottes umwandeln, damit das Volk von Herzen sei¬ 
nen falschen Glauben ablegt und in der Erkenntnis und Anbetung des wahren 
Gottes desto williger zu den gewohnten Stätten pilgere. Und weil das Volk ge¬ 
wohnt ist, viele Stiere seinen Göttern zu opfern, so soll man ihnen diese Feier 
nicht antasten. Sie mögen immerhin am Tage der Kirchweihe um ihre früheren 
Tempel, welche inzwischen in Kirchen umgeweiht sind, Hütten aus Baumzwei¬ 
gen errichten, und beim heiligen Mahle ihre Feier begehen, Gott zum Lobe ihre 
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Tiere schlachten und essen und dem Geber alles Guten für ihre Sättigung Dank 
sagen. Nur wenn man diesem Volke einige äußere Freuden läßt, vermag man 
es leichter zu den inneren Freuden hinüber zu leiten. " 
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Als von 722 ab der nachmalige Erzbischof Bonifatius es schon wagen 
durfte, die zerstreuten christlichen Kirchen unter den Germanen auf Grund 
päpstlicher Einführungsschreiben an Karl Martell nach den Verfassungs¬ 
grundsätzen der römischen Kirche einheitlich zu organisieren, blieb doch 
selbst dieser Feuergeist bei seinem Wirken auf die Unterstützung des Fran¬ 
kenfürsten angewiesen. Bonifatius selbst schreibt darüber: „Ohne Schutz des 
Frankenfürsten kann ich weder das Volk für die Kirche leiten, noch Priester 
und Kleriker, Mönche und Nonnen beschirmen, ja nicht einmal die heidnischen 
Gebräuche des Götzendienstes in Deutschland vermag ich ohne Auftrag und 
Fhlfe von ihm zu beseitigen." 

Aber auch die ganz ungebändigte Urwüchsigkeit der Germanen erfor¬ 
derte viel Zeit und Geduld, um sie nach und nach erst für die Anforderun¬ 
gen der Kirche ge ö schickt zu machen. So berichtet z. B. der Biograph des 
Papstes Gregors des Grossen (590 - 604), daß es nicht möglich gewesen, bei 
den Germanen den gregorianischen Kirchengesang einzuführen, weil ihre rau¬ 
hen, wie Donner brüllenden Stimmen keiner Modulation fähig wären. Den an 
den Trunk gewöhnten und ungebildeten Kehlen wollten jene Biegungen, die 
eine zarte Melodie erfordert, nicht gelingen, so zwar, daß ihre Abscheu er¬ 
weckenden Stimmen nur solche Töne hervorbrachten, die dem Gepolter eines 
von einer Anhöhe herunterrollenden Lastwagens ähnlich seien. 

§ 5. Gewiß war es den Franken bei Ausbreitung ihrer Herrschaft nach 
Südwesten ungemein zustatten gekommen, daß sie mit ihrer Heimat am Nie¬ 
derrhein geographisch in unmittelbarer Verbindung geblieben sind und so 
im Falle einer Bedrängnis auf dieser gesicherten Operationsbasis immer neue 
Unterstützungen holen konnten. Bedeutungsvoll für die fränkischen Erfolge 
blieb auch der Umstand, daß die verhältnismäßig kleinere Zahl der fränki¬ 
schen Eroberer mit Land versorgt werden konnte, ohne eine Revolution 
in der römisch-gallischen Grundbesitzverteilung hervorzurufen. Aber ein 
nicht minder großer Teil der fränkischen Erfolge muß der Mitwirkung der rö¬ 
mischen Kirche zugeschrieben werden. Zweifelsohne haben bei den Siegen 
Chlodwigs über die Alamannen, Burgunder und Westgoten die Anhänger 
Roms im Lande wesentliche Unterstützung geleistet, wie auch die Zugehörig¬ 
keit zum gleichen Religionsverbände die Verschmelzung der Franken mit 
den römisch gallischen Elementen sehr erleichterte. Der Sieg der Franken 
über die benachbarten germanischen Völkerschaften war zugleich der Sieg der 
römischen Kirche über die Anhänger des arianischen Glaubensbekenntnis¬ 
ses. Der römischen Kirche mußte deshalb daran gelegen sein, ö das Franken- 
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reich stark und mächtig zu erhalten. Als das Königsgeschlecht der Mero¬ 
winger rasch degenerierte und im Jahre 751 Pippin der Jüngere den letz¬ 
ten Merowinger in ein Kloster schickte, um selbst die Frankenkrone zu tragen, 
da war der römische Papst ausdrücklich damit einverstanden. Als bald darauf 
Papst Stephan II. persönlich bei Pippin gegen den Langobardenkönig Aistulf 
Schutz suchte, benutzte Pippin diese Gelegenheit, um sich und seine beiden 
Söhne Karl und Karlmann salben zu lassen. Die Herrschaft der Karolinger 
im Frankenreiche war damit auch formell gesichert. Durch die gleichzeitige 
Uebertragung der Würde eines römischen Patricius und Beschützers von 
Rom auf Pippin durch den Papst war auch schon die Vorstufe zum römischen 
Kaiserthrone erreicht worden. 


§ 6. Die römische Kirche war indeß nicht nur bemüht, den Germanen im 
Frankenreiche die christlichen Lehren zu verkünden und die fränkische Macht¬ 
politik nach Kräften zu fördern, die Tätigkeit der Kirche war nicht minder auf 
die Erziehung der Germanen zur Kulturarbeit gerichtet und zwar vor al¬ 
lem durch das Beispiel der produktiven Arbeit der Missionare selbst. Die 
irischen Mönche der Kolumbaregel, die sich bald mit der Benediktinerregel 
verschmolzen hat, sollten tagsüber sich in körperlicher Arbeit so müde ma¬ 
chen, daß sie der Schlaf schon auf dem Wege zum Lager befällt. Diese Män¬ 
ner, welche den Weinkrug nur zum Schein mit den Lippen berührten, in den 
einsamsten Gegenden der Urwälder mit täglich siebenstündiger Handarbeit 
fruchtreiche Gefilde schufen, als freie Klostergenossenschaft in einfachen Hüt¬ 
ten hausten, in schmucklosen Kirchen den Gottesdienst pflegten und in allen 
Fällen der körperlichen Not freudig Hilfe leisteten, mußten auf das Gemüt der 
Germanen einen tiefgehenden, bleibenden Einfluß gewinnen. 

Ö In der Verwaltung grosser Grundherrschaften war die Kirche, wel¬ 
che auch hier über die reichen Erfahrungen der Römer verfügte, der Wirt¬ 
schaftsweise aller Franken natürlich weit überlegen. Selbst Karl der Grosse 
hat die Anregung zu seiner ausgezeichneten Wirtschaftsanordnung für die Kö¬ 
nigshöfe (capitulare de villis) der vortrefflichen Verwaltung der Kirchenbesit¬ 
zungen entlehnt. In welchem Maße deshalb unsere Kultur in der Feld-, Gar¬ 
ten- und Hauswirtschaft mit Uebertragungen aus der römischen Kultur 
arbeitet, bezeugt unsere Sprache, welche die Wörter Linse, Wicke, Kohl, Ret¬ 
tich, Kirsche, Pflaume, Pfirsich und Lilie, Esel, Maultier, Pfau, Fasan, Kammer, 
Keller, Fenster, Speicher, Ziegel, Schindel, Spiegel, Schüssel, Pfanne, Korb, Ki¬ 
ste, Schrein und Kissen, Sohle, Schürze und selbst Käse und Butter aus dem 
Lateinischen entlehnt hat. Auf den zahlreichen Klosterhöfen bestellte der Bau¬ 
er das Land und züchtete sein Vieh nach jenen Regeln, die ihm der Klostermaier 
vorgeschrieben. Das geerntete Getreide wurde in der Klostermühle vermahlen 
und in der Klosterbäckerei verbacken. Aus den Klostergärten verbreitete sich 
die Kunst des Gemüsebaues, des Obst- und Weinbaues usw. 
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§ 7. Bei jedem Kloster wie bei jedem Bistum waren Schulen errichtet. So 
wurde die Sprache der kirchlichen Kreise, nämlich das Lateinische, die Spra¬ 
che der Gebildeten überhaupt. Namentlich das Benediktinerkloster St. Gal¬ 
len erfreute sich durch seine Mönchgelehrten und Mönchkünstler weithin ei¬ 
nes besonderen Rufes. Klösterliche Baumeister und Steinmetze entfalteten eine 
rege Tätigkeit. Erzguß, Glasmalerei, Mosaikarbeit, Holzschnitzerei und Gold¬ 
schmiedekunst fanden hinter den Klostermauern eifrige und eigenartige Pfle¬ 
ge. Hier war die Heimstätte der bildenden Kunst und des Kunsthandwerks, 
in welchen der Geist des Christentumes eine Verbindung mit ö den Formen 
der Antike eingegangen ist und so den romanischen Stil geschaffen hat. In 
Metz und in den niederrheinischen Klöstern blühte die Elfenbeinschnitze¬ 
rei. Die Textilindustrie beschäftigte in den Benediktinerabteien am Rhein und 
an der Donau emsige Hände. Den Mönchen von St. Emeran in Regensburg 
wurde die Kunst der Purpurfärberei nachgerühmt. Zu der heiligen Klausnerin 
Luitbirg, die bei Halberstadt in einem ausgehölten Felsen auf der Klus, einem 
Vorberge des Harzes, hauste (gestorben um 870), schickte Bischof Anskar von 
Bremen junge Mädchen zum Handarbeitsunterricht. An den Hauptverkehrs¬ 
straßen und insbesondere an der großen Pfaffengasse des Mittelalters, dem 
Rheinstrome, entlang, waren die Klöster zu großen europäischen Gasthöfen 
geworden. Die fremden Botschafter, die Königsboten, die Hofbeamten, angel¬ 
sächsische Mönche, sprachkundige Italiener, herumziehende Sänger, Kaufleu¬ 
te, sie alle suchten und fanden ihre Reiseherberge in den reichen Klöstern. In 
den Klosterräumen wurden, wie in einer Notariatskanzlei, alle wichtigen Ge¬ 
schäfte abgeschlossen. Im Jahre 811 klagten die Fuldaer Mönche gegen ihren 
Abt bei Karl dem Großen: sie seien zu Maurern degradiert, durch übermäßige 
Bauarbeit ermüdet, ihr Kloster sei durch das weltliche Treiben, durch Handel 
und Lehensverträge und Geldgeschäfte aller Art entweiht. Wer könnte es da 
nicht verstehen, daß ein Staatsmann wie Karl der Große seine Mönche und 
seine Klöster mit ihren Leistungen wohl zu schätzen wußte? Trotzdem bleibt 
auch hier dieser gewaltige Herrscher frei von jeder Einseitigkeit: er verbietet 
das Mönchwerden, um die Verödung seiner Königshöfe zu verhüten und ver¬ 
bietet, daß ein Grundstück, welches dem Könige zinspflichtig sei, Gegenstand 
einer Schenkung an die Kirche werde. 

§ 8. Die Verwaltungsorganisation des fränkischen Staates war jener 
der Kirche angepasst, ö Dem Machtgebiete des Bischofs entsprach das des 
Grafen, dem des Archidiakon das des Centenar. Da die kirchlichen Funk¬ 
tionäre VERMÖGE IHRER LATEINISCHEN BILDUNG FÜR DIE NEUEN AUFGABEN DES 
weltlichen Staates zumeist besser geeignet schienen, als die altfränkischen 
Grafen und Centenare, wurden sie immer häufiger mit neuen staatlichen Auf¬ 
trägen betraut. In den neu eroberten Gebieten war die Frankenkirche ein 
besonderes wichtiges Machtmittel, um die Besiegten in Untertänigkeit zu er- 
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halten. Den Friesen und Sachsen ist das Christentum unter dem Schutz des 
fränkischen Staates gebracht worden. Als beide Germanenstämme sich gegen 
die Frankenherrschaft erhoben, richtete sich ihr Angriff nicht minder auch ge¬ 
gen die Vertreter der Kirche. Der Organisation der Armen- und Krankenpfle¬ 
ge im Reiche diente vor allen die Zehntabgabe, welche als Kirchensteuer er¬ 
hoben wurde. Die Ueberwachung von Mass und Gewicht auf den Märkten 
wurde nicht den Grafen, sondern den Bischöfen übertragen, welche auch für 
die Münze zu sorgen hatten. Und da man zur einheitlichen Ordnung von Maß 
und Gewicht ein Normalmass und Normalgewicht brauchte, schickte Karl 
der Große zu dem Benediktinermutterkloster Monte Casino in Italien, um bei¬ 
des von dort für sein Reich zu holen. Den Bischöfen wurde vielfach schon die 
Immunität für bestimmte Gebiete mit den damit verbundenen Einnahmen aus 
Bußgeldern u.s.w. verliehen. Selbst das Heerbannaufgebot ist ihnen verein¬ 
zelt übertragen worden. Und als Karl zur Kontrolle der Rechts- und Verwal¬ 
tungspflege seines weiten Reiches das Institut der Königsboten einrichtete, 
wurden die kirchlichen Würdenträger wieder bevorzugt, weil sie reich genug 
waren, „um keine Geschenke gegen Unschuldige annehmen zu müssen." 


§ 9. Schon unter den Merowingern war die Kirche reich namentlich an 
Grundbesitz. Sie soll damals mehr ö als den dritten Teil des gesamten Kultur¬ 
landes besessen haben. St. Germain des Pres bei Paris hatte im VIII. Jahrhun¬ 
dert einen Besitz von 442 150 Hektar mit einer abhängigen Bevölkerung von 
10 026 Seelen und einer jährlichen Grundzinseinnahme von 605 628 Frs. Fulda, 
das Kloster des heiligen Bonifatius, war nicht lange nach seiner Gründung mit 
15 000 Hufen Land nicht weniger begütert. 
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Die Quellen, aus denen dieser Riesenbesitz der Kirche geflossen ist, wa¬ 
ren die Geschenke der Gläubigen und die für die Armenpflege angesammelten 
Reserven. Als dann zu Anfang des VIII. Jahrhunderts die ausgezeichnet berit¬ 
tenen islamischen Heere durch Spanien erobernd vorgedrungen sind und die 
fränkische Kriegsmacht zur Abwehr dieser großen Gefahr ein besseres Reiter¬ 
heer benötigte, haben die Frankenfürsten in Zeiten der Not vielfach das Verfü¬ 
gungsrecht über das Grundeigentum der Kirche in Anspruch genommen. Die 
Kirche hat sich nachträglich damit abgefunden, gegen entsprechende jährliche 
Zinsleistung derjenigen, denen die Nutznießung des Kirchengutes durch den 
Fürsten zugewiesen war. Der entscheidende Sieg Karl Martells zwischen Tours 
und Poitiers über die Araber (732) war die Frucht dieser Maßnahmen. Das ver¬ 
ständnisvolle Zusammenwirken von Kirche und Staat führte das Frankenreich 
aufwärts von Stufe zu Stufe bis zur gebietenden Höhe des Karolingerweltrei¬ 
ches. 


§ 10. Im Mittelpunkte des Karolingerreiches steht Karl der Grosse selbst 
Er war der gewaltigste Herr, welchen germanische Völker jemals bewundert 
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und gehaßt haben. Mit stahlharter Ausdauer hat er sein neues Weltreich auf 
den Grundsätzen der Arbeit und der Gerechtigkeit nach jenen großen Richt¬ 
punkten aufgebaut, die er den besten Ueberlieferungen der Kirchenväter ent¬ 
lehnen konnte. In den ersten 30 Jahren seiner Regierung führten ihn seine Heer¬ 
züge gegen unruhige ö Nachbarn fast alljährlich über die Grenzen zu neuen 
Siegen. Seine Herrschaft reichte vom Ebro in Spanien bis zur Raab an der West¬ 
grenze Ungarns, von der britannischen Mark und der Eider an der Nordgrenze 
Holsteins bis zum Golf von Neapel. Dazu pflegte Karl freundschaftliche Bezie¬ 
hungen zu dem Chalifen von Bagdad, Harun al Raschid, er schlichtete Thron¬ 
streitigkeiten der sarazenischen Fürsten in Spanien, leitete dazu Verhandlun¬ 
gen mit der Regierung des oströmischen Reiches und empfing Gesandte der 
Christen aus Jerusalem, welche um seinen Schutz zu bitten kamen, nachdem 
der Kaiser von Byzanz sich zu schwach dazu erwiesen habe. Soweit er auf sei¬ 
nen fast ununterbrochenen Rundreisen die Klagen seiner Untertanen nicht 
persönlich hören und abstellen konnte, schickte er mit besonderer Sorg¬ 
falt auserlesene Königsboten zur Kontrolle der gesamten Rechtsprechung und 
Verwaltung und ließ sich von diesen über alles Wichtige genau berichten. Der 
Kaiser selbst legte sich den Titel eines Schirmherrn der Armen, Witwen und 
Waisen bei. Karl warb die grössten Gelehrten seiner Zeit, wie den Angel¬ 
sachsen Alkuin und Peter von Pisa, den Langobarden Paulus Diakonus u. A. 
für die von ihm gegründete Hofschule, in welcher fast alle führenden Män¬ 
ner der folgenden Generation unter seinen Augen gebildet wurden. Unablässig 
blieb er bemüht, den Schulunterricht für sein Volk zu fördern. Persönlich 
zensierte er Schularbeiten und hat noch im reifen Mannesalter sich selbst Unter¬ 
richt erteilen lassen. Geradezu mustergültig bleibt Karls Kolonisationspolitik 
auf sächsischer Erde. Nachdem er durch einen scharfen Angriff gegen die 
Mitte des Landgebietes dasselbe in zwei Teile gesprengt, ging er seit 777 mit 
der Christianisierung der Sachsen vor, indem er die acht westfälischen Bistü¬ 
mer einrichtete. Dann ließ er auf dem ö Reichstage zu Paderborn die Großen 
des Landes taufen. Wer von nun an abfiel, war Rebell. 782 mißlang der Versuch, 
durch gemeinsamen Kampf gegen die Slaven den Gegensatz zwischen Sachsen 
und Franken auszugleichen. Als sich die Heere begegneten am Sündelgebir- 
ge, überfielen die Sachsen das fränkische Aufgebot und vernichteten es. Dafür 
folgte die strenge Strafe bei Verden an der Aller (wenn auch nach neuerer 
Forschung die Zahl der getöteten Sachsen mit 4500 etwas zu hoch gegriffen 
erscheint). Noch einmal rafften sich die Sachsen auf zum offenen Kampfe in 
der Feldschlacht. Als sie hier abermals geschlagen wurden, unterwarf sich der 
sächsische Adel, ließ sich taufen und wurde von nun an durch gute Stellen 
begünstigt und dauernd gewonnen. Die sächsischen Bauern aber setzten den 
Kampf gegen die Franken unermüdlich fort, bis Karl zum letzten Mittel griff 
und die sächsischen Bauern „entwurzelte". Ganze Bauerndörfer wurden von 
Sachsen nach Franken und umgekehrt auf königlichen Befehl „verpflanzt". Erst 
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damit war für immer aller Widerstand hingeschwunden. Mehr noch! die Sach¬ 
sen hatten sich mit den Franken vereint. Hundert Jahre später ruht die Leitung 
der deutschen Geschicke in der starken Hand des sächsischen Stammes. Bei all 
dem fand Karl noch Zeit, die Wirtschaftsführung seiner Königshöfe bis auf 
die Zahl der Eier zu kontrollieren, die sie ihm zur Ablieferung brachten. Wer 
so in unermüdlicher Arbeit den Wohlstand seines Reiches zu fördern beflissen 
war, konnte auch bei seinen nächsten Angehörigen Müßiggang nicht dulden. 
Selbst den Königstöchtern wurde befohlen, im Frauengemach Wolle zu spin¬ 
nen, „damit sie nicht auf unnütze Einfälle kommen". 


§ 11. In seiner Wirtschaftspolitik folgte Karl der Grosse vor allem den 
Grundsätzen des heiligen G Augustinus, wie sie in dessen Büchern über die 
Bürgergemeinde Gottes niedergelegt sind. Als um die Wende des VIII. ins IX. 
Jahrhundert Notjahre in seinem Reiche sich einfanden, erließ er ein Verbot 
der Ausfuhr von Lebensmitteln und Preistaxen für den inländischen Ver¬ 
kehr, um der übermäßigen Preistreiberei entgegen zu treten. Die königlichen 
Güter wurden angewiesen, ihre Getreideüberschüsse billig an Bedürftige zu 
verkaufen. Wo die Not die Leute aus ihren bisherigen Wohnsitzen vertrieb, 
wurde ihnen besonderer kaiserlicher Schutz gegen die Habgier der Wuche¬ 
rer gewährt mit dem Privileg, sich anderwärts, wo es ihnen beliebte, nieder¬ 
zulassen. Seinen Königsboten gab Karl eine eingehend motivierte Verord¬ 
nung gegen den Wucher und gegen die Habgier. Nach dieser Verordnung 
des großen Frankenkönigs ist alles das Wucher und „Uebermass", was mehr 
empfangen wird, als gegeben war. Wer 1 Scheffel Getreide gab, um dafür 
später 11/2 Scheffel Getreide zu empfangen, war ein Wucherer. Jedem Kauf 
und Verkauf zur Zeit der Not wurde die Rechtsgültigkeit versagt, wenn 
Leistung und Gegenleistung ungleich waren. In diesem Falle hatte die, unter 
dem Druck der Notlage gestandene Partei das Recht, das Geschäft nachträglich 
durch Rückgabe des Kauf- oder Verkaufspreises rückgängig zu machen. Auch 
das Zinsnehmen hat Karl als Wucher verboten. Die Habsucht, die Gier nach 
dem Reichtume und die Ungerechtigkeit wurden von ihm als schwere Sünden 
verdammt. Dazu kam die Einrichtung fester Verpflegungsstationen für die 
Armen, wesentliche Erleichterungen des Aufgebotes zu einem Heereszu¬ 
ge für jene Gegenden, welche von der Notlage betroffen waren, ausdrückliche 
Verpflichtung der Reichen zum Almosengeben u.s.w. 
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Ö § 12. In besonderem Maße eigenartig war die Stellung Karl des 
Grossen zur römischen Kirche. Er fühlte sich nicht nur als Herr seines Staa¬ 
tes, sondern auch als Herr seiner Kirche innerhalb seiner Bürgergemeinde 
Gottes. Es erschien ihm selbstverständlich, daß seine Kirche ganz in den Dienst 
seines Staates gestellt wurde und daß er in allen kirchlichen Angelegenheiten 
oberste Instanz blieb. Karl präsidierte persönlich den Konzilien des fränki¬ 
schen Episkopats, er ernannte nicht nur seine Bischöfe und Aebte, er schickte 
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ihnen auch Dispositionen für ihre Katechismuspredigten, über deren Abhal¬ 
tung er sich wieder berichten ließ, er normierte das geistliche Recht, beauf¬ 
sichtigte das ganze kirchliche Leben und den Bildungsgang der Geistlichen. 
Auf seinem ersten Römerzuge (773/4) besuchte Karl den Papst Hadrian I. 
in Rom, beschwor mit ihm über dem Grabe der Apostelfürsten in germani¬ 
scher Weise einen Bruderbund und schaltete als Patricius von Rom und Ge¬ 
bieter des Langobardenreiches. Als dieser selbe Papst Hadrian die Akten des 
zweiten Konzils zu Nicäa (787 - 790) über die Bilderverehrung dem Könige 
der Franken zuschickte, erschienen die berühmten „Karolinischen Bücher" 
(libri Carolini), welche auf der Synode von Frankfurt (794) unter Karls Vorsitz 
von dem gesamten fränkischen Episkopat einmütig angenommen wurden. In 
diesem „Werke des ausgezeichneten Frankenkönigs Karl gegen die törichten 
und anmaßenden Beschlüsse einer griechischen Synode zu Gunsten der Bil¬ 
derverehrung" (so der amtliche Titel dieser Schrift) ist beides, sowohl die Bil¬ 
derverehrung wie die Bilderzerstörung, verworfen worden. Dem Papst wurde 
das königliche Buch amtlich übermittelt. Er begnügte sich mit einer formalen 
Verwahrung gegen dessen Tendenz. Sein Nachfolger Papst Leo III. (795 - 816) 
übersandte nach seiner Wahl dem Frankenkönige die Schlüssel von ö St. Peter 
und das Banner (Vexillum) der Stadt Rom, datierte seine Urkunden nicht nur 
nach dem Jahre seines Pontificats, sondern auch nach Karls Regierungsjahren 
und ließ in einem Saale des Lateran ein Mosaik anbringen, welches — im Ver¬ 
gleich mit dem gegenüberstehenden Mosaik — Karl den Großen als Nachfolger 
des römischen Kaisers Konstantin zur Darstellung bringt. Im Jahre 799 mußte 
Leo vor seinen persönlichen Feinden aus Rom flüchten und eilte, Schutz su¬ 
chend, zu Karl dem Großen nach Paderborn. Dieser ließ den Papst unter frän¬ 
kischer Bedeckung nach Rom zurückführen und erschien dort im folgenden 
Jahre (800) mit einem starken Heere selbst, um auch über den Pontifex zu rich¬ 
ten, der von seinen Gegnern schlimmer Vergehen angeklagt war. Am Weih¬ 
nachtsfeste 800 KRÖNTE DANN LEO KARL DEN GROSSEN ALS RÖMISCHEN KAISER. 
Von nun an ist Karl Schirmherr der römisch-katholischen Kirche und der 
Idee nach als römischer Kaiser Herr der Welt. In Rom aber, wo das Schwert 
des Frankenkönigs für Ruhe und Sicherheit sorgte, konnten jetzt die ersten 
Blüten einer christlichen Kunst auf römischem Boden sich entfalten, wel¬ 
che in ihren Formen die Beziehungen zur neuen fränkischen Kultur erkennen 
lassen. 


Daß für Karl die neue Würde eine besondere Bedeutung hatte, geht dar¬ 
aus hervor, daß er noch das goldne Szepter, den Thron und die Krone als Ab¬ 
zeichen seiner neuen Macht angenommen und im Jahre 802 alle Bürger seines 
Reiches einen neuen persönlichen Treueid schwören ließ, welcher alle je¬ 
ne Verpflichtungen enthielt, die der Vasall seinem Lehensherrn gegenüber ein¬ 
ging. Bei der ganz überwiegenden Bedeutung des Grundbesitzes in der dama- 
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ligen fränkischen Volkswirtschaft führte die Logik der weiteren Entwickelung 
notwendigerweise zur Verallgemeinerung des Vasallenverhältnisses und 
seiner Ausdehnung über alle Kreise der Bevölkerung. 

Ö § 13. All diese intimen Wechselbeziehungen zwischen Kirche und Fran¬ 
kenreich brachten eine Reihe eigenartiger Bildungen im Rechts- und Wirt¬ 
schaftsleben, welche gewiß zu Anfang den gegebenen Verhältnissen durch¬ 
aus entsprochen haben, im Laufe der Geschichte aber über kurz oder lang zu 
Neubildungen und Konflikten führen mussten. 
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Freie wie Sklaven, welche aus Furcht vor ihren Verfolgern sich unter die 
Türe oder in den Vorhof der Kirche flüchteten, standen im Schutze der Kirche. 
Verletzungen dieses kirchlichen Asylrechts wurden von der weltlichen 
Macht bestraft. Wer an kirchlichen Feiertagen knechtische Arbeit verrich¬ 
tete, wurde unfrei, also mit einer weltlichen Strafe belegt. Mord, Forstfre¬ 
vel, Münzverbrechen und Wucher wurden mit kirchlichen Strafen geahndet. 
Diese Vermischung des kirchlichen und weltlichen Strafrechts hat dazu 
geführt, daß das System der Geldbussen der alten germanischen Volksrech¬ 
te sich in das System der Kirchenstrafen eingeschlichen. Bei den Angel¬ 
sachsen fanden sich Rechtsvorschriften, welche eine Kompensation der kirch¬ 
lichen Bußzeit durch Almosen zuließen. Das Bussbuch von Reims hat schon 
eine förmliche Preistabelle für gute Zwecke ausgearbeitet, wonach die Ablö¬ 
sung einer kirchlichen Jahresbuße durch 26 Schilling, die einer dreijährigen Bu¬ 
ße durch ein Almosen von 26 Schilling im ersten, 20 im zweiten und 18 im drit¬ 
ten Jahre gestattet war. Als Karl der Grosse nach seinem Avarensiege im Jahre 
791 ein dreitägiges Fasten gebot, war ein Dispens vom Verbot des Weintrinkens 
für diejenigen vorgesehen, die 1 Schilling pro Tag an die Kirche entrichteten. Es 
ist durchaus germanische Rechtsprechung, wie auch die Institution des Wehr¬ 
geldes beweist, daß eine Sühne durch Geldzahlung geleistet werden kann. So 
hat Karl der Grosse im Kapitulare vom Cj Jahre 803 verfügt, daß die Ermor¬ 
dung eines Subdiakon mit 300, eines Diakon mit 400, eines Presbyter mit 600 
und eines Bischofs mit 900 Schilling Buße bestraft werde. Die altkirchliche 
Lehre von der Sündensühne durch Almosen, verwandelte sich, in Anleh¬ 
nung an das Buss- und Wehrgeldsystem des altgermanischen Strafrech¬ 
tes, in eine Ablösung der Kirchenbusse durch Geldzahlung und legte damit 
den Keim zu jener späteren kirchlichen Ablasspraxis, welche in der Refor¬ 
mationsbewegung eine so hervorragende Rolle gespielt hat. 

§ 14. Hierher gehört auch das Institut der Eigenkirchen. Die Gründung 
einer Kirche ohne Ausstattung mit Grundbesitz war bei der damaligen Natu¬ 
ralwirtschaft undenkbar. Wo eine neue Kirche entstanden war, erwies sie sich 
auch als vorzügliches Mittel, ein größeres Einkommen anzuziehen. Es lag des¬ 
halb nahe, daß fränkische Grundbesitzer es rentabel fanden, neue Kirchen auf 
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ihren Besitzungen ins Leben zu rufen. Zu diesem Behufe errichtete man an ei¬ 
nem geeigneten Orte ein entsprechendes Gebäude, ließ dieses als Kirche wei¬ 
hen, einen häufig unfreien Knecht des Grundherrn auf der nächsten Priester¬ 
schule für die geistlichen Funktionen heranbilden und auch weihen. Damit war 
dann die kirchliche Neugründung fertig. Der unfreie Knecht und Priester muß¬ 
te seinem Herrn bei Tisch aufwarten, Wein einschenken, er hatte die Reitpferde 
der Frauen zu lenken, beim Auszug zur Jagd die Meute zu führen u.s.w. Für 
all' diese Dienste, wie für seine priesterliche Tätigkeit gab ihm sein Herr soviel, 
als ihm beliebte. War der Knechtpriester damit nicht zufrieden, so gab es noch 
eine Zulage in Prügeln. Das Einkommen der neuen Kirchen in Spenden und 
Almosen der Gläubigen, im Kirchenzehnt u.s.w. gehörte natürlich dem Grund¬ 
herrn, der auch das Recht hatte, seine Kirchen ögründung als rentables Vermö¬ 
gensobjekt zu verkaufen, zu vererben und zu verpfänden. Im Jahre 819 wurde 
den schlimmsten Mißbräuchen dieser Einrichtung dadurch begegnet, daß ge¬ 
boten wurde: diese unfreien Priesterknechte schon vor der Priesterweihe frei zu 
lassen, dem dann also freien Geistlichen ein gewisses Minimaleinkommen zu 
sichern und über seine priesterlichen Funktionen hinaus keine weiteren Dienst¬ 
leistungen von ihm zu fordern. Es wurde den Grundherren ferner verboten, die 
Priester ihrer Eigenkirchen zu prügeln und auszubeuten. Nur unter der Voraus¬ 
setzung, daß das Kirchengebäude und der Gottesdienst nicht gestört würden, 
war auch ferner gestattet, Eigenkirchen zu verkaufen und zu übertragen. 

§ 15. Diese Grundsätze fanden analoge Anwendung auch auf die Klöster, 
Abteien und Bistümer. Keine dieser Neugründungen entstand ohne innige 
Anlehnung an eine große grundherrliche Familie, deren vornehmste die kö¬ 
nigliche war. Mit den reichen Schenkungen an Land und Einkünften aller Art 
war damals schon nach der Rechtsauffassung der Zeit selbstverständlich der 
Anspruch verbunden, die kränklichen Söhne, die unverheirateten Töchter der 
Familie in dem betreffenden Kloster nach Wunsch unterzubringen, die freiwer¬ 
denden Abt- und Bischofsstellen mit einem Mitglied oder einem besonderen 
Günstling der Familie zu besetzen. So kamen nur zu häufig Laien in den Be¬ 
sitz von Abteien. Ja man hat nicht selten schon damals einem Laien mehrere 
Abteien übertragen. Für das Amt eines Bischofs wurde ja nur minimale wis¬ 
senschaftliche Bildung verlangt. Der Abt und der Bischof verfügten vor allem 
über den Besitz und das Einkommen der Klöster und Bistümer. War der neue 
Abt ein gewalttätiger oder übel veranlagter Charakter, dann kam es sogar zu 
Aufständen der Mönche gegen ihren Abt, zur Auswanderung eines größeren 
Teiles der ö Mönche aus dem Kloster. Auch in den Nonnenklöstern gab es 
ärgerliche Scenen. 

Solche Zustände mußten eine kirchliche Reformbewegung im Sinne ei¬ 
ner Befreiung der Kirche aus der Laienhand über kurz oder lang hervorrufen. 
Nicht minder war die überragende Stellung Karls des Grossen in seinem 
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Reiche auf die Dauer unhaltbar. Seine gewaltige Einzelperson konnte den 
Karolingerstaat schaffen, als die Zeit reif dazu war, aber sie konnte den Karo¬ 
lingerstaat nicht erhalten. Dazu bedurfte es einer, von den wechselnden 
Zufälligkeiten der einander folgenden Regenten unabhängigen objekti¬ 
ven Organisation der Gesellschaft und des Staates. Zu diesem Zwecke stand 
nur der Grundbesitz als Basis zur Verfügung. Die nächste Entwicklung muss¬ 
te zur Ausbildung des Lehensstaates führen. In der lehensstaatlichen Einheit 
entfalteten sich dann die Konflikte der kirchlichen Reformbewegung um so 
breiter, je mehr die immer häufigeren Berührungen mit der islamischen Kul¬ 
turwelt die Ausbildung der Geldwirtschaft und des Kapitalismus neben 
dem Grundbesitz förderten. Erst mit der Herrschaft des Geldes kam dann ei¬ 
ne kurze Herrschaft der Kirche über die Staatsgewalt, welcher die Auflö¬ 
sung der Einheit des christlichen Abendlandes in eine Vielheit von Staaten 
und durch Angliederung neuer Staaten die Ausbildung des modernen euro¬ 
päischen Staatensystems folgte. 


Ö 2. Der Lehensstaat. 


§ 16. WasCAESAR im I. JahrhundertvOR Christus undTACiTUS im I. Jahrhun¬ 
dert nach Christus über die Germanen berichten, läßt sie als Kriegsvölker er¬ 
scheinen, welche die Grundzüge ihrer Heeresverfassung auf die Ordnung 
IHRER WIRTSCHAFTLICHEN VERHÄLTNISSE ANGEWENDET HABEN. Nach dem Recht 
der Kriegsbeute hatte jeder freie Germane gleichen Anspruch an Land und Bo¬ 
denfrüchten. Besonders hervorragende Krieger und namentlich der König er¬ 
hielten ausgedehntere Landzuweisungen. Die Hundertschaft als militärische 
Untereinheit hat auch als Ansiedlungseinheit gegolten u.s.w. 

Im V. und VI. Jahrhundert nach Christus sind bei Besetzung jener rö¬ 
mischen Gebiete, deren Verschmelzung unter fränkischer Herrschaft im we¬ 
sentlichen der Machtbereich des Karolingerstaates geworden ist, die ver¬ 
schiedenen Germanenstämme je nach Lage der Verhältnisse ungleich zu Werke 
gegangen. Die Goten und Burgunder hielten sich an die römische Quartier¬ 
ordnung, und zwar in der Weise, daß bei den Ostgoten ein Drittel, bei den 
Burgundern und Westgoten zwei Drittel der grösseren Güter des Landes 
den Kriegern zur Besiedlung überwiesen wurden, die Langobarden nahmen 
ein Drittel des Ertrages der Güter, deren Bewirtschaftung sie der besiegten 
Bevölkerung weiterhin überließen. Die Vandalen wählten sich, gezwungen 
durch ihre Isolierung im fernen Süden, eine für ihre Volkszahl ausreichende 
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ganze Landschaft, aus welcher die bisher ansässige Bevölkerung der Römer 
verjagt wurde. Die Franken und Alamannen dagegen fanden im nordöstli¬ 
chen Gallien so viel ganz herrenloses Land, daß ihre Bedürfnisse leicht ge¬ 
deckt wurden und nur wenige Siedler bis an das Loire- und Rhonegebiet vor¬ 
zudringen ö brauchten. Alles nach der Besiedelung übrig gebliebene herren¬ 
lose Land fiel mit den römischen Staatsdomänen dem Könige zu, der dadurch 
zum weitaus grössten Grundbesitzer wurde. Im Frankenreich der Merowin¬ 
ger erscheint mithin von Anfang an durch das Königsland neben den verhält¬ 
nismäßig gleich großen Landlosen der freien Franken der Grossgrundbesitz 
zahlreich vertreten. 


§ 17. Das germanische Königstum war in den eroberten römischen Pro¬ 
vinzen Rechtsnachfolger des römischen Kaisers geworden. Die oberste Ge¬ 
walt in Gesetzgebung, Rechtssprechung und Verwaltung, welche ursprünglich 
der Volksversammlung des wehrfähigen Volkes gehörte, war zum Teil an die 
regelmäßige Heeresversammlung am 1. März (Märzfeld) übergegangen, bald 
aber fast vollständig in der Hand des Königs vereint. Selbst unverantwortlich, 
hatte der König die Befugnis, bei Strafe zu gebieten und zu verbieten (den Kö¬ 
nigsbann) und erlangte mit dem Königsgericht auch die oberste richterli¬ 
che Gewalt. Seine Verordnungen und Entscheidungen waren an die Volks¬ 
rechte gebunden, welche auf römischen Boden zur Verhütung willkürlicher 
Rechtssprechung bald schriftlich festgelegt wurden. So das Recht der sali- 
schen Franken und der Burgunder im V., das der Ripuarier und Alamannen im 
VI. Jahrhundert. 

Einen Geburtsadel, wie die Jarle der Nordgermanen, die Earle der An¬ 
gelsachsen und die Ethelinge der Sachsen gab es bei den Franken neben dem 
Königshause der Merowinger nicht mehr. Die oberste Schicht des Volkes wa¬ 
ren die Freien, zwischen ihnen und den Unfreien bildeten die Liten einen 
besonderen Stand, der sich wahrscheinlich aus römischen Kolonen und freige- 
lassenen Sklaven zusammensetzte. 


118 


§ 18. Auch die Frankenkönige haben sich mit einem persönlichen Gefol¬ 
ge (antrustiones) umgeben, einer ö Schaar streitbarer Mannen zur Wehr und 
zur Ehr. Zur Ausübung der Herrschaft im Reiche waren viele Beamte, die Gra¬ 
fen (comites) und Herzöge (duces) unentbehrlich. 


Zu dem persönlichen Gefolge, den Tischgenossen des Königs, gehörten: 
der Seneschall (Altknecht) und der Schenk, welche die Aufsicht über die Lie¬ 
ferungen zum Unterhalt des Hofes und den gesamten Dienst des königlichen 
Tisches führten, der Marschall, welcher über Marstall und den Troß zu wa¬ 
chen hatte, der Kämmerer, dem die Hut des königlichen Schatzes unterstellt 
war, der Pfalzgraf, welcher die Geschäfte des Hof- und Pfalzgerichtes leitete, 
der Referendarius, der die Ausfertigung der königlichen Urkunden besorg- 
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te und die königlichen Siegel bewahrte, und endlich vor allem der Hausmeier 
(maior domus), ursprünglich der Anführer der königlichen Garde und Haus¬ 
minister, dann Stellvertreter des Regenten und bald selbst Träger der Königs¬ 
krone. 


Die Grafen hatten innerhalb kleiner Bezirke, welche sich in germanischen 
Landen meist mit den Gauen, auf vorher römischem Boden mit den Stadtge¬ 
bieten deckten, den König zu vertreten. Der Graf bot die kriegstüchtige Mann¬ 
schaft auf und führte sie an, er hatte gewisse polizeiliche Befugnisse, den „Gra¬ 
fenbann", er überwachte die Gerichtsversammlungen an den Malstätten, wo 
sich das Volk nach Hundertschaften zum Rechtsspruch eingefunden. Ueber 
mehrere Grafen waren Herzöge gesetzt, vorzugsweise als Anführer im Krie¬ 
ge, meist zugleich Grafen in einem engeren Bezirke. Sie wurden vom König 
ernannt. Nur die Alamannen, Bayern und Thüringer hatten Herzoge, die Nor¬ 
mannen in der Betragne standen unter Grafen als erblichen Herzogen. 


§ 19. All diese Gefolgsmannen und beamteten Grafen und Herzoge 
mußten vom Könige für ihre Dienste natürlich entlohnt werden. Womit? 
Der ö Geldverkehr war zwar keineswegs vollständig verschwunden, aber die 
Geldeinnahmen des Königs waren im Ganzen doch nur gering. Sie konnten 
nur zum Teil als Beamtenbesoldung verwendet werden, sodaß sie für den ein¬ 
zelnen Beamten nur ein Nebeneinkommen bedeuteten. Der Graf z. B. erhielt 
ein Drittel der eingehenden Strafgelder seines Bezirks. Bei dem gewaltigen 
Reichtum des Königs an Grundbesitz aber, der noch fortgesetzt durch neue 
Eroberungen und Konfiskationen des Vermögens rebellischer Großen vermehrt 
wurde, lag es nahe, die Antrustionen, Grafen und Herzoge mit Erträgnissen aus 
Königsland für ihre Dienste zu bezahlen. 

Gewiß ist es nicht selten vorgekommen, daß Königsland dem Einzelnen 
zu freiem Eigen geschenkt wurde. Aber als Regel konnte diese Art der Ent¬ 
lohnung nicht gelten. Der Reichtum und damit die wirtschaftliche Selbstän¬ 
digkeit des Königs wären sonst doch zu rasch verloren gegangen. Diese große 
und ernste Gefahr schien gemieden zu sein, wenn das Königsland den könig¬ 
lichen Dienstleuten nur zur Nutzniessung geliehen wurde und der König 
Eigentümer desselben blieb. In Anlehnung an römisch-rechtliche wie an altger¬ 
manische Rechtsinstitute hat sich unter diesen Verhältnissen folgende Art der 
Landleihe ausgebildet. 

Der betreffende Beamte oder Gefolgsmann legte seine gefalteten Hände 
in die des Königs und verpflichtete sich durch einen besonderen Eid, seinem 
Herrn immer treu und gewärtig zu sein, worauf der König ihm Schutz und 
Beistand zusicherte und eine entsprechende königliche Besitzung mit den dazu 
gehörigen Unfreien und Liten zuerst auf Lebzeiten des Königs, bald aber auf 
Lebzeiten des Beliehenen ihm zur Nutznießung übertrug. Den so Beliehenen 
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bezeichnete man bald mit dem keltischen Ausdruck ö vassus oder vasallus. 
Das ganze Rechtsinstitut erhielt den Namen Vasallität oder den der ähnlichen 
römisch-rechtlichen Einrichtung commendatio. 

Mit diesem Vasallitätsverhältnis verknüpfte sich bald die Immunität. Nach 
römischem Recht bezeichnete man damit die Abgabefreiheit des königli¬ 
chen Grundbesitzes, die auch dann erhalten blieb, wenn derselbe in andere 
Hände übergegangen war. Bei den Franken hatte sich damit auch die Ueber- 
LASSUNG ALLER MIT DIESEM GRUNDBESITZ VERBUNDENEN KÖNIGLICHEN GEFÄLLE 
und bald selbst die Wahrnehmung aller königlichen Rechte einschließlich 
der Gerichtsbarkeit innerhalb des betreffenden Gebietes verknüpft, sodaß die 
Amtsgewalt der königlichen Beamten aus dem Immunitätsgebiet vollstän¬ 
dig ausgeschlossen schien. 

§ 20. Neben dem Könige verfügte die Kirche im Frankenreiche gleichfalls 
über einen ungeheuren Grundbesitz, der aus verschiedenen Quellen zusam¬ 
mengeflossen war. 

Zunächst hatten der fromme König und die Großen den Kirchen, Bistü¬ 
mern und Klöstern Besitzungen mit den dazu gehörigen Leuten zu vollem 
Eigentum geschenkt. Dann übertrugen fränkische Bauern, um himmlischen 
Lohn dafür zu gewinnen, ihr Land vielfach der Kirche. Aber zur Hufe des Ge¬ 
meinfreien gehörten in der Regel keine unfreien Arbeitskräfte. Die Kirche hatte 
mithin ein naheliegendes Interesse daran, die bisherigen Bodenbearbeiter dem 
Bauernlande zu erhalten. Und die Bauern waren wieder interessiert daran, daß 
ihnen und eventuell ihren Nachkommen die Nahrung erhalten bliebe. Um die¬ 
sen Interessen auf beiden Seiten zu genügen, trennte man Besitz und Eigen¬ 
tum in der Weise, daß der Bauer sein Land der Kirche zu vollem Eigen gab, 
dann Q aber gegen Ausstellung eines Bittbriefes (precaria) für mässigen 
Zins auf Lebensdauer Nutzniessung und Besitz der Hufe zurück erhielt. 
Der vorher vollfreie Franke war damit allerdings in ein persönliches Abhängig¬ 
keitsverhältnis zur Kirche getreten. Aber diesem Freiheitsverluste standen ganz 
bestimmte bedeutende Vorteile gegenüber. Die Bauernhufe nahm von nun an 
Teil an der vorzüglichen Wirtschaftsorganisation des kirchlichen Grundbesit¬ 
zes. Der jetzt durch Landleihe mit der Kirche verbundene Bauer stand unter ih¬ 
rem mächtigen Schutze. Er war jetzt durch Angliederung an einen Großbetrieb 
gegen die üblen Folgen von Mißernten gesichert. Er war von nun an befreit 
von der Verpflichtung zur Teilnahme an den oft lästigen häufigen Gerichtsver¬ 
sammlungen der Hundertschaft und des Gaues und zumeist auch frei von dem 
immer kostspieligen Heeresaufgebot, wobei sich jeder Krieger selbst verpfle¬ 
gen mußte. Das gegen Bittbrief übertragene Gut hieß beneficium. Endlich ha¬ 
ben die Kirchenverwaltungen und namentlich die Klöster durch Rodungen mit 
ihren überschüssigen Arbeitskräften auf Neuland weite Flächen Landes selbst 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 77 


der Kultur gewonnen. Diese Hufen wurden mit Nachkommen ihrer Eigenleute 
und gegen Bittbrief auch mit Nachkommen freier Bauern besetzt. 

Auch dem Großgrundbesitz der Kirche ist vielfach das Privileg der Im¬ 
munität verliehen worden. Die Grossen des Reichs, welche mit königlichen 
Domänen ausgestattet waren, folgten dem Beispiel der kirchlichen Grundver¬ 
waltung in umfangreichen Rodungen auf Neuland. Auch sie verlangten für 
diese neuen Besitzungen das Recht der Immunität. Im VII. Jahrhundert war 
es mit dieser Entwickelung schon dahin gekommen, daß fast 1/4 alles Grund¬ 
besitzes im Frankenreiche der Amtsgewalt der königlichen Beamten entrückt 
war. 


Ö § 21. Zweifelsohne wurde damit die Auflösung des Frankenreiches 
IN EINE GROSSE ZAHL SELBSTÄNDIGER TERRITORIALGEBIETE VORBEREITET. Die Kö- 
nigsgewalt im Vollbesitz ihrer Rechte und im Uebermaß ihrer Aufgaben fühlte 
sich indes durch all diese Ansätze zu neuen Bildungen zunächst kaum beengt. 
Des Reiches Grenzen wurden ja immer weiter, die Kriege deshalb nicht selte¬ 
ner, wohl aber dehnten sich die Heereszüge auf immer größere Entfernungen 
aus. Die Masse des Frankenheeres bestand noch aus freien Bauern, die als Fuß¬ 
volk kämpften. Die Schwierigkeiten in der Ueberwindung langer Wegstrecken 
ließen deshalb die praktische Bedeutung einer Vermehrung der Reiterzahl 
im Kriegsdienste deutlich genug hervortreten. Als dann noch ein so gefährli¬ 
cher Gegner, wie die arabischen Eroberungsheere sich eingefunden, dessen 
vorzügliche Reiterei sich überall glänzend bewährt hatte, da lag es nahe, das 
Institut der Vasallität, mit dessen Hilfe die königliche Reitergarde erstanden 
war, im Interesse erhöhter Schlagfertigkeit des fränkischen Heeres wesentlich 
auszubreiten. Die Grossen des Reiches hatten schon begonnen, nach dem Vor¬ 
bilde ihres Königs sich auch ein reitendes Gefolge zu halten, dessen Mit¬ 
glieder mit Nutznießungsrechten an dem Grundbesitz ihres Herrn ausgestattet 
waren. Solche Vasallen wurden homines, ihre Herren seniores genannt. Der 
König fand es ratsam, solche seniores mit großem und tüchtigem Reitergefolge 
seinerseits mit Königsland zu belehnen, um im Kriegsfälle sich diese Verstär¬ 
kung seiner Reitertruppe zu sichern. Von ausschlaggebender Bedeutung aber 
mußte es nun sein, den Weg zu finden, auf welchem der riesige Grundbesitz 
DER FRÄNKISCHEN KIRCHE FÜR EINE WESENTLICHE VERMEHRUNG DES BERITTENEN 

Vasallenheeres nutzbar gemacht werden konnte. 
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Ö Nach dem willkürlichen Vorgehen Karl Martells wurde durch die Ver¬ 
einbarungen zwischen seinen Söhnen und den Leitern der fränkischen Kirche 
diese Frage dahin gelöst, daß der Frankenfürst berechtigt war, neue Vasallen 
nach Beneficiairecht in den Grundbesitz der Kirche einzuweisen. Das Eigen¬ 
tumsrecht der Kirche wurde dabei zwar ausdrücklich anerkannt und sogar ver¬ 
einbart, daß diese neue Art von Vasallen einen nicht unbedeutenden Grundzins 
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an die Kirche als Eigentümerin ihres Beneficialbesitzes entrichten sollten. Aber 
die weitere Entwickelung der Dinge hat diesen Punkt des Vertrages bald besei¬ 
tigt. Das Kirchengut war tatsächlich in jenem Augenblicke Königsgut gewor¬ 
den, in welchem die Notwendigkeit einer einschneidenden Reorganisation 
des Heeres dies forderte. 
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§ 22. Der glänzende Sieg des reorganisierten Frankenheeres über die 
so allgemein gefürchteten Araber brachte dieser neuen Politik mit ihrer eigen¬ 
artigen Militärvorlage bald eine nur zu augenfällige Anerkennung. Die Grossen 
des Reiches wetteiferten von nun an miteinander, sich ein möglichst glän¬ 
zendes Gefolge zu halten. Der Frankenfürst zeigte sich den Herren mit be¬ 
sonders großem Gefolge besonders gnädig. Die Kirchenfürsten konnten bald 
schon ihrer persönlichen Sicherheit halber auf eigene Vasallen nicht ver¬ 
zichten, an deren Spitze sie rasch gelernt hatten, ohne Zagen mit in den Kampf 
zu ziehen. Wenn einmal die Staatsgewalt im Interesse der notwendigen Ver¬ 
mehrung der Reiterei vor dem Grundbesitz der Kirche doch nicht halt machte, 
mußte es den Kirchenfürsten zweckmäßig erscheinen, sich diesen Grundbe¬ 
sitz vielleicht dadurch zu erhalten, daß man selbst ihn mit Vasallen und reisi¬ 
gen Dienstmannen besetzte. Dieses immer allgemeiner hervorbrechende Stre¬ 
ben einer Vermehrung des berittenen Kriegs övolks, das mit Nutznießungen 
an Grundstücken besoldet war, hat im Frankenreiche jenen eigenartigen Land¬ 
hunger groß werden lassen, der gewiß zu den gewaltigen Rodungen in den 
folgenden Jahrhunderten wirksamen Antrieb gegeben hat, aber auch von An¬ 
fang an nicht vor den verwerflichen Mitteln des Wuchers in Zeiten der Not, 
vor der List und selbst vor roher Gewalt zurückschreckte, um den freien oder 
FREIGEWORDENEN FRÄNKISCHEN BAUERN IHRE HUFEN ZU ENTREISSEN. 


Mit lautem Jammer haben sich daher im Jahre 811 die ärmeren Bauern 
an Karl den Grossen gewandt; sie würden von den Grafen und ihren Be¬ 
amten wie von den bischöflichen und klösterlichen Grundherren um ihr 
Eigentum gebracht. Wollten sie diesen Räubern ihr Eigengut nicht abtreten, 
dann suchten sie jede Gelegenheit auf, um sie zu Gerichtsstrafen zu verur¬ 
teilen oder in Kriegsfällen immer gegen den Feind aufzubieten, bis sie so arm 
geworden seien, daß sie, gleichviel ob gutwillig oder nicht, den Machthabern 
ihr Gut übertragen müßten. Daß es darauf allein abgesehen sei, gehe daraus 
hervor, daß die andern, die ihre Hufe diesen Herren schon übertragen hätten, 

UNBEHELLIGT DAHEIM BLEIBEN KÖNNTEN. 

Karl der Grosse hat in der Tat auf diese beweglichen Klagen hin die Ver¬ 
nichtung DES KLEINEN FREIEN BÄUERLICHEN GRUNDBESITZES durch geeignete 
Maßregeln wenigstens etwas aufzuhalten vermocht. Der Druck des Hee¬ 
resdienstes wurde in der Weise erleichtert, daß von vier Hufenbesitzern künf¬ 
tig nur einer zur Heeresfolge verpflichtet war, wobei ihn die drei anderen un- 
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terstützen sollten. Auch beschränkte Karl die Pflicht, zu dem Gerichtsthing 
sich einzufinden, auf die sieben dazu erwählten Schöffen. Die Teilnahme an 
dem so ö genannten „Umstand" wurde in das Belieben der einzelnen Besitzer 
gestellt. Unter der schwachen Regierung seiner Nachfolger aber wurde dem 
unaufhaltbaren Prozeß einer zu Gunsten der Grossen ausschlagenden so¬ 
zialen Umbildung kaum mehr entgegen getreten. Die jetzt immer häufigeren 
feindlichen Einfälle, die Bürgerkriege und zahllosen Fehden brachten nur zu 
regelmäßig schwere Hungersnöte ins Land. Missernten infolge ungünstiger 
Witterungsverhältnisse fehlten auch nicht. 


125 


SO BRACH DENN DIE FREIHEIT DER GROSSEN MEHRZAHL DER FRÄNKISCHEN 
Bauern im Laufe des VIII. und namentlich des IX. Jahrhunderts zusammen. 
Freiwillig oder unfreiwillig fanden sie Unterschlupf bei den großen weltlichen 
und geistlichen Grundherren. Nur in vereinzelten Gebieten, wie in Friesland, 
in Dithmarschen, in Westfalen, in den Alpen, in Teilen von Südfrankreich, 
in den Pyrenäen haben sich Bauern in größerer Zahl frei vom Herrenrecht er¬ 
halten können. 


§ 23. Die Bedürfnisse der Heeresverfassung blieben für die fortschrei¬ 
tende soziale Organisation des Volkes massgebend. Als die tiefen Massen 
des Fussvolkes die entscheidenden Schlachten schlugen, war jeder Krieger 
ein vollberechtigter Volksgenosse und die Ackerverteilung als Regel eine 
gleichmäßige. Als die größere Ausdehnung des Reiches aber mit den Siegen 
über die Araber und die ebenfalls berittenen Ungarn das Schwergewicht der 
Heeresmacht vom Fußvolk auf die Reiterei übertrug, die — um Tüchtiges 
zu leisten — mit Roß und Waffen in steter Uebung bleiben mußte, konnte eine 
weitgehende Differenzierung im soliden Aufbau des Volkes nicht ausblei- 
ben. Eine Differenzierung der Arbeit war notwendig. Der Eine bebaute die 
Hufe, der Andere übte sich in den Waffen und führte die Kriege des Reiches, ö 
Auch eine Differenzierung nach dem Masse der Rechte der Einzelnen war 
in einem so groß gewordenen Reiche bald notwendig. Da standen der König 
mit seinem Gefolge, die Herzoge, Grafen und geistlichen Würdenträger, 
als die höher berechtigten, gegenüber den einfachen Reitern, den Bauern 
und allen übrigen als den minder Berechtigten. Und weil die materielle Un¬ 
terlage für all diese Stufenbildungen nur der Grundbesitz sein konnte, mußte 
die reale Entwickelung notwendigerweise zunächst über die Interessen der ge¬ 
meinfreien Bauern hinweggehen und zur Bildung grosser Grundherrschaf¬ 
ten kommen. Wer aber bei Betrachtung jener Unsumme von Unrecht und böser 
Gewalt, welche mit all diesen Umwandlungen verbunden waren, zu lange ver¬ 
weilt, wird sich notwendigerweise den Einblick in die innere Zweckmäßigkeit 
dieses geschichtlichen Werdeprozesses verschließen. Daß trotz alledem der so 
entstandene Lehnsstaat für seine Zeit nicht nur etwas Neues, sondern auch 
etwas Grosses für die staatliche Entwickelung bedeutete, lassen am besten jene 
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Lehrsätze erkennen, die das Mittelalter aus den Verhältnissen des Lehnsstaa¬ 
tes sich heraus gelesen hat. 

§ 24. Der Theorie nach erstreckt sich die Einheit der lehnsstaatlichen 
Verfassung zuletzt über die ganze Erde, mindestens aber über das ganze 
christliche Abendland. An der Spitze dieser, aus militärischen Bedürfnissen 
hervorgegangenen Staatsform hatte Gott — in Konsequenz der vorausgegan¬ 
genen Verschmelzung des Frankenreichs mit der Kirche im Karolingerstaate — 
zwei Schwerter gesetzt: das geistliche und das weltliche Schwert — Papst 
und Kaiser. Beide übten im göttlichen Aufträge und unter göttlicher Gna¬ 
de die Weltherrschaft aus. Weil beide „Herren der Welt" waren, waren auch 
beide Herren des Landes und des geösamten Grundbesitzes. Sie belehnten 
ursprünglich mit Land und Amt. Die von der kaiserlichen und päpstlichen 
Krone belehnten Vasallen belehnten wieder andere, diese letzteren abermals 
andere u.s.w. Aber „belehnt" konnte nur werden, wer „Heerschild" hatte, 
mithin der neuen Heeresorganisation angehörte. Pfaffen, Frauen, Juden, Bür¬ 
ger und Bauern waren ohne Heerschild und damit aus dem Lehens verbände 
ausgeschlossen. Die verschiedenen Lehnsverträge stuften sich nach dem Sach¬ 
senspiegel (um 1230 niedergeschrieben) in sieben Heerschilde ab. Die kaiser¬ 
liche, königliche bezw. päpstliche Krone führten den ersten Heeresschild. Wer 
nur von diesen Kronen direkt belehnt war, führte den zweiten. Da die welt¬ 
lichen Fürsten sich zumeist von geistlichen Fürsten hatten belehnen lassen, 
führten die geistlichen Fürsten den zweiten, die weltlichen den dritten Heer¬ 
schild. Der Lehensträger gehörte nämlich immer einer tieferen Stufe an, als der 
Lehensherr. Es folgte als der vierte Heerschild die freien Herren, als der fünf¬ 
te die Bannerherren, als sechster die Ritter und als siebenter endlich die 
Nicht-Ritterbürtigen, genannt die Einschildigen. Infolge dieser Lehnsord¬ 
nung hatten die Beamten des Karolingerstaates aufgehört, eigentliche Beamte 
zu sein. Der Herzog und der Graf waren Vasallen des Königs oder der Kir¬ 
che geworden, das Herzogtum, die Grafschaft gehörten ihnen als ihr Lehen zu 
eigenem Rechte. Das Amt und das als Sold dazu ihnen übergebene Benefici- 
um waren so miteinander verschmolzen, daß das Amt selbst auch als Gegen¬ 
stand der Verleihung, als Lehen aufgefaßt wurde. Das ganze Lehnsverhältnis 
war auf einen gegenseitigen Treueid begründet. Der Vasall war seinem Herrn 
zu treuen Diensten verpflichtet, aber auch der Lehnsherr mußte dem Vasal¬ 
len Schutz nach Kräften leisten. Beistand in Not war wechselseitige Pflicht. 
Auch nahmen die ö Kriegsartikel keine Rücksicht auf Familienbeziehungen 
der Einzelnen. Der Vasall mußte dem Kriegsrufe seines Herrn gegen alle fol¬ 
gen, welche nicht der direkt übergeordneten Stufenreihe des Lehnstaates an¬ 
gehörten, also auch gegen den eigenen Bruder, Sohn oder Vater. So lange der 
Vasall diese Treue hielt, war er in seinem Lehen gesichert. Entstand ein Rechts¬ 
streit, so konnte jeder Fehensträger nur durch seine Genossen gerichtet werden. 
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Das Lehnsrecht hat sodas Recht des Einzelnen dem Mächtigen gegenüber in 
ein heiliges Recht verwandelt. Das konnte in einer Epoche der Roheit und Ei¬ 
genmacht nur heilsam wirken. Wer nicht zum Heeresverband gehörte, mußte 
daheim die Felder bebauen und als Angehöriger der grundholden Bevöl¬ 
kerung Abgaben und Dienste leisten. Aber auch hier fand der Einzelne jenes 
Maß von Schutz und Sicherheit, welches das Hofrecht der Grundherrschaft 
ihm gewährleistete. 

All diese Sätze des Lehensrechtes bieten indeß nur für eine ganz bestimm¬ 
te Zeit ein einigermaßen zutreffendes Bild. Die Zeitperiode, die wir unter dem 
Namen Mittelalter zusammenfassen, war so wenig verknöchert, vielmehr so 
angefüllt mit fortwährenden Umbildungen und Revolutionen, daß nur eine 
Darstellung, welche die Entwickelung der einzelnen grossen Interessen¬ 
gruppen zeichnet, das Verständnis der mittelalterlichen Geschichte erschließen 
kann. Wenden wir uns deshalb zunächst der Entwickelung des Bauernstandes 
zu. 


§ 25. Die Bevölkerung, welche im Karolingerstaate den Boden bearbei¬ 
tete, setzte sich zusammen aus Sklaven, Liten (Halbfreien) und freien Bauern. 
Die Ausbildung des Lehenstaates zerriß die freie Bauernschaft zunächst in zwei 
Klassen: ein kleiner Teil behauptete seine Freiheiten: reiche Hüfner, welche sich 
Pferde hielten, wurden durch Precarie (§ 20) [Siehe Seite 76 dieser Ausgabe.] 
reisige Dienstmannen ö (Ministerialen) der Kirchenfürsten oder der Grafen 
und Herzoge, die Masse der freien Bauern aber sank hinab zu zins- und dienst¬ 
pflichtigen Hufnern und verschmolzen als solche mit den Liten und Unfreien 
im IX. Jahrhundert zu einer Klasse grundholder Bauern oder Hintersas¬ 
sen. Aber die neue Organisation, welche diese Hintersassen jetzt in den großen 
Grundherrschaften erhielten, gab sofort wieder Anlaß zu neuen Differenzie¬ 
rungen. 
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Diese Herrschaftsgebiete hatten eine ansehnliche Ausdehnung. 
Geistliche Grundherrschaften erreichten als Regel 2200 - 4500 Hektar, aber sol¬ 
che mit 7500 - 15 000 Hektar waren keine Seltenheit. Kleine Laiengrundherr¬ 
schaften besaßen zwar nur gegen 800 Hektar, die fürstlichen Grundherrschaf¬ 
ten jedoch waren wesentlich größer. Ueberall war der Kleinbetrieb beibehalten 
worden. Die Hufenwirtschaften der Bauern hatten durch ihre Aufsaugung in 
große Grundherrschaften keine wesentliche Aenderung erfahren. Aus der frü¬ 
heren Dorfgemeinde wurde ein grundherrlicher Fronhof, auf welchem wie 
vorher neben dem Vollhufner der Halbhufner, der Leerhäusler mit ihrem eige¬ 
nen Schmiede und ihrem eigenen Zimmermann wohnten. Wie vorher in der 
Dorfgemeinde, so war man jetzt in der Fronhofswirtschaft bestrebt, alle öko¬ 
nomischen Bedürfnisse möglichst in der eigenen Wirtschaft zu decken. Nur 
etwa Salz, Eisen und Mühlsteine mußten gekauft werden. Die Aufsicht über 
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den Fronhof wurde von einem Meier geführt, welchen der Grundherr bestellt 
und in der Regel aus den Hufenbauern selbst ausgewählt hatte. Seine Aufgabe 
war es, die Zinsleistungen aller Art als Zwischenhebestelle der Grundherr¬ 
schaft in Empfang zu nehmen und nach den ihm gewordenen Anweisungen 
abzuliefern. Er beaufsichtigte die unfreien Dienstleistungen der Hintersassen, 
die etwa zu Rodungen auf Neuland, zu Wegebauten, Wasserbauten verwen¬ 
det wurden. Unter seinem ö Vorsitze versammelte sich die Gerichtsgemeinde 
des Fronhofs, um nach Hofrecht das Urteil zu finden. Nach seinen Anordnun¬ 
gen wurde die Bestellung der Felder im Flurzwange ausgeführt. Er bestimmte 
die Reihenfolge, nach welcher die grundherrliche Mühle, das grundherrliche 
Brauhaus benutzt wurde und vereinnahmte für den Grundherrn den auch da¬ 
für zu leistenden Zins usw. Mehrere solcher Fronhöfe gehörten bei ausgedehn¬ 
ten Besitzungen zu einer Propstei. Das natürliche Zentrum aller Fronhöfe bil¬ 
dete der Herrensitz des Grundherren. Hier gab es neben den Zinsbauern 
noch Fischer, Jäger, Roßhirten, Schäfer, Weinbauern, Gärtner und Handwer¬ 
ker aller Art in hofrechtlicher Abhängigkeit. Eine besondere Organisation des 
Nachrichtendienstes und des Transportwesens sorgte für regen Verkehr zwi¬ 
schen Herrenhof und Fronhöfen. Der vom Grundherren und seinen Leuten mit 
Hilfe der unfreien Dienstleistungen bewirtschaftete Teil der Grundherrschaft 
hieß „Salland" oder Salgut im Gegensatz zu den Zinshufen der Hintersas¬ 
sen. 
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In jenen Gebieten des christlichen Abendlandes, in welchen sich römische 
Städte mit römischen Verkehrswegen besser erhalten hatten und die Gunst 
der klimatischen Verhältnisse Spezialkulturen wie Weinbau, Olivenbau, Obst¬ 
kultur in gesuchten Qualitäten ermöglichte, wie in Italien und im südlichen 
Gallien, war auch der römische Großbetrieb mit Verpachtung an routinierte 
Provinzialen für größere Grundbesitzungen beibehalten worden. 

§ 26. Die Blütezeit dieser Art von Bodenbewirtschaftung unter persön¬ 
licher Leitung der großen Grundherren fällt in das X. und XI. Jahrhundert. 
Im Laufe des XI. Jahrhunderts sind plötzlich eine Anzahl von Herrenhöfen 
in „Städte" verwandelt, deren Bewohner aus hofrechtlich abhängigen Leuten 
„Bürger" geworden waren. Q Damit zeigten sich den Grundherren neue, in¬ 
teressante und rentable Aufgaben, welche ihr Interesse in solchem Masse in 
Anspruch nahmen, daß sie sich von jetzt ab von der persönlichen Leitung 
ihrer Grundherrschaften mehr und mehr zurückgezogen haben. Seit dem 
Jahre 1095 hatten die Kreuzzüge begonnen. Eine große Zahl adliger Kreuzrit¬ 
ter versuchten im Orient ihr Glück und verkauften vorher ihren heimischen 
Grundbesitz. Der Grundmarkt wurde dadurch stark mit Angebot belastet. 
Gleichzeitig nahmen die Pflichten der Ritterschaft des christlichen Abend¬ 
landes jedes Mitglied immer mehr in Anspruch, was abermals die Grundherren 
von der Selbstverwaltung ihrer Grundherrschaften fern halten mußte. Die wa- 
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gemutigen Normannen, germanische Bewohner von Skandinavien und Dä¬ 
nemark, waren im VIII. und IX. Jahrhundert für den Karolingerstaat an seiner 
Nord- und Südgrenze eine schwere Plage geworden. Sie gewannen im Osten 
die Herrschaft über Slaven und Finnen, drangen in dem heutigen Russland 
erobernd vor, gründeten das russische Reich mit der Hauptstadt Nowgorod 
und schlugen im Dienste des Kaisers von Byzanz als „Waräger" die Schlachten 
des oströmischen Reiches. Diese gefährlichen Feinde sind nur dadurch Freun¬ 
de des christlichen Abendlandes geworden, daß Karl der Einfältige, der König 
von Frankreich, im Jahre 911 ihnen die Normandie als Lehen überließ, und 
die neuen Ansiedler sich zum Christentum bekehrten. In den Jahren 1059 und 
1130 folgte die Belehnung der Normannen mit Apulien und Sizilien durch den 
Papst. Im Jahre 1066 eroberte Wilhelm von der Normandie England und 
knüpfte auch dieses Reich enger an die römische Kirche. In eben dieser Zeit 
verfolgte man ganz allgemein gegen die noch heidnischen Ungarn undsLAVi- 
schen Völker die Politik: sie durch das Schwert, das Kreuz und die deutsche 
Ö Pflugschar dem christlichen Abendlande anzugliedern, was schon Karl 
dem Großen bei dem Sachsenstamme so gut gelungen war. Bistümer, Mönchs¬ 
und geistliche Ritterorden wurden die Träger einer grossen Kolonisati¬ 
onsbewegung, die gegen den Osten von Europa erobernd vorgedrungen ist 
und im Norden bis an die Küsten der Ostsee, im Süden bis nach Siebenbürgen 
ihren Einfluß erstreckte. Durch all diese Aufgaben wuchs die Nachfrage nach 
tüchtigen christlichen Bauern außerordentlich. 
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§ 27. Große dauernde Nachfrage nach bäuerlichen Arbeitskräften, vermehr¬ 
tes Angebot von Grundherrschaften und ein immer ausschließlicheres Interes¬ 
se der Grundherren für die Pflichten ihres Schildamts, wie für die neue städ¬ 
tische Entwickelung mit ihrem Renteinkommen mußten notwendiger Weise 
EINSCHNEIDENDE VERÄNDERUNGEN IN DEN RECHTSVERHÄLTNISSEN DER BÄUERLI¬ 
CHEN Hintersassen hervorrufen. Unter Führung des Meiers hatten sich die 
Bewohner der Fronhöfe bald eine gewisse rechtliche Selbständigkeit erwor¬ 
ben, die zu einer grundholden Genossenschaft sich auswuchs, welche mit 
ihrem bisherigen Grundherren neue selbständige Geschäftsverträge zum Ab¬ 
schluß brachte. In der Normandie hat diese Hofgenossenschaft schon im 
XI. Jahrhundert begonnen, gegen Zahlung eines Lehnsgeldes das persönliche 
Herrschaftsrecht der Grundherren abzulösen und den bisherigen Fron¬ 
hof gegen eine wesentlich erhöhte Summe als freie Leute von dem Grund¬ 
herren zu pachten. Bis ins XIII. Jahrhundert hatte sich diese Umwandlung 
DER UNFREIEN HINTERSASSEN IN FREIE ZEIT-, LEHENS- ODER ERBPÄCHTER, neben 
denen jetzt freie Lohnarbeiter in den Dörfern erscheinen, ziemlich allgemein 
vollzogen. Der Meier war jetzt zu einem freien Rentbeamten des Grundherrn 
aufgerückt. Im ö westlichen Deutschland finden wir den Meier als Lehns¬ 
mann des Grundherren, welcher mit dem Fronhof erblich bewidmet ist und 
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der im Laufe des XIII. Jahrhunderts es auch noch verstanden hat, sich vom 
Lehnsnexus zu befreien. Als Herr des Fronhofs erblickte er dann in den Zins¬ 
bauern seine Grundholden. So sind im westlichen Deutschland aus den alten 
Meierhöfen Rittergüter geworden, die von den Zinsleuten der Frongenos¬ 
senschaft umwohnt blieben. In Niedersachsen sind durch Abwanderung der 
hofgenossenschaftlichen Bevölkerung in Neurodungen des Mutterlandes oder 
in das Kolonisationsgebiet des Ostens grössere Gutsbetriebe unter dem rit- 
terbürdig gewordenen Meier als Erbpächter entstanden. Die umfangreichen 
Rodungen auf deutschem Boden im XII. Jahrhundert bezeugen die zahllosen 
Ortsnamen auf rode, brand, schneid und hagen, welche aus dieser Zeit stam¬ 
men. Rodbauern waren schon im XI. Jahrhundert freie Pächter des Grund¬ 
herrn, welche auf 5 bis 7 Jahre von jedem Zins befreit waren und dann nur eine 
mäßige Erbpacht zu zahlen hatten. Im südlichen Frankreich und Italien ver¬ 
breitete sich innerhalb des Produktionsgebietes der Spezialkulturen der Teil¬ 
bau, welcher den persönlich freien Pächter einen bestimmten Prozentsatz des 
Naturalertrages (etwa die Hälfte) an den Grundherrn abzuliefern verpflichtet. 

§ 28. Durch die nach dem Osten Europas vordringende Kolonisation 
wurde 1/3 der Fläche des heutigen Deutschlands gewonnen. Auch hier erfolgte 
die Besiedelung von Anfang an unter günstigem Recht. Die ersten deut¬ 
schen Kolonisten waren Niederländer, Vlamen und Holländer gewesen, 
die durch furchtbare Mißjahre aus ihrer Heimat vertrieben wurden. Sie haben 
Moos- und Sumpfgebiete im westlichen Deutschland für den Ackerbau gewon¬ 
nen. Auch bei der Kolonisation des ö slavischen Bodens im Osten gingen sie 
voran. Ihnen folgten die Sachsen, dann auch die Thüringer, Franken und 
Bayern. Von den kirchlichen Organisationen zeichneten sich hier namentlich 
die Orden der Prämonstratenser und Cisterzienser aus. Hie und da, wie im 
westlichen Mecklenburg und auch in der Mark Brandenburg wurden die 
Slaven systematisch ausgerottet oder doch ihrer Ländereien beraubt. Anders¬ 
wo wie im östlichen Mecklenburg, in Pommern, im ganzen Sorbenlande, 
der Markgrafschaft Meissen, in Schlesien blühten überall zwischen den 
slavischen Ringdörfern deutsche Siedlungen empor. In Brandenburg z. B. 
ging die Besiedelung in folgender Weise vor sich. Die slavische Bevölkerung 
eines Dorfes wurde kurzer Hand verjagt und das dazu gehörige Gebiet einem 
Locator zur Besetzung mit Deutschen übergeben. Der Locator erhielt 2 bis 4 
Hufen für sich, 2 Hufen wurden der Pfarre zugewiesen, die andern standen 
zur Vergebung an bäuerliche Siedler offen, die der Locator heranzuziehen hat¬ 
te. Gelang die Besiedelung, so wurde der Locator Erbschulze des Dorfes und 
als solcher Beamter des Lehensherrn, der seinen Grundbesitz zu Lehen trug. 
Die Bauern bildeten unter ihm eine Gemeinde. Sie saßen zu Erbzinsrecht und 
im Rechte freien Zuges, sobald sie für einen Ersatzmann gesorgt hatten Nach 
einer Anzahl von Freijahren, die bei Urbarmachungen bis zu 16 Jahren stie- 
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gen, zehnten sie der Kirche und zahlen dem Grundherrn MÄSSIGE Zinsen. Die 
Kolonialhufen, in welche der Locator das ihm angewiesene Land aufzuteilen 
hatte, umfaßten 60 bis 120 Morgen (ä f/4 Hektar) gegen nur 30 bis 40 Morgen 
der altfränkischen Hufe. 


Ueberblicken wir diesen lehnsstaatlichen Entwickelungsgang, so sehen wir 
zunächst die Mehrzahl der freien Bauern im VII., VIII. und IX. Jahrhun¬ 
dert ihre ö persönliche Freiheit verlieren, um sich mit den Halbfreien 
und Unfreien zur Masse der grundholden Bauernschaft zu verschmelzen, 
die dann im XI. und XII. Jahrhundert sich aus ihren persönlichen Abhän¬ 
gigkeitsfesseln lösen. Für die große Masse der bäuerlichen Bevölkerung hat 
sich damit das lehnsstaatliche Verhältnis bereits ausgelebt und zwar mit einer 
WESENTLICHEN VERBESSERUNG IHRER KULTURELLEN VERHÄLTNISSE. 
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§ 29. Wie ist es in der gleichen Zeit den Vertretern der edlen Reiterei er¬ 
gangen? 

Die Lehensherren der verschiedenen Stufen hatten ursprünglich aus freien 
wie aus unfreien Leuten den Stand der Ministerialen, ihre reisigen Dienst¬ 
mannen gebildet, die dem persönlichen Gefolge zugehörten und zumeist Aus¬ 
rüstung wie Verpflegung aus dem grundherrlichen Wirtschaftsbetriebe erhiel¬ 
ten. Der reisige Dienstmann eines Grafen stand unter dem niederen Ho¬ 
frecht, der freie Bauer unter dem besseren Landrecht. Trotzdem hob Ein¬ 
fluß wie Ansehen den Reitersmann sichtlich über den Bauersmann empor. Bald 
war es Sitte geworden, dem Dienstmann ein Dienstlehen zu geben. Und als 
im XI. und XII. Jahrhundert die Grundherren sich von der persönlichen Lei¬ 
tung ihrer Grundherrschaften zurückzogen, um in den Städten und auf den 
Burgen ihrem Schildesamte zu leben, erhielten auch Ministeriale das Salgut 
zu Lehen. Die kaiserliche Politik fand es im XI. und XII. Jahrhundert rat¬ 
sam, die Erblichkeit dieser Dienstmannenlehen zu begünstigen und damit 
ihre persönliche Abhängigkeit von dem Grundherrn wesentlich abzuschwä¬ 
chen. Am meisten jedoch wurde die soziale Stellung der Ministerialen durch 
die Kreuzzüge begünstigt. In diesem großen gemeinsamen Unternehmen des 
christlichen Abendlandes gegen das islamische Morgenland ö kämpften 
und lagerten die reitenden Dienstleute Schulter an Schulter mit den Fürsten 
und Königen. Manch tapferer Schwabenstreich brachte dem einfachen Reiters¬ 
mann Ruhm über viele stolze Lehnsherren. Die verfeinerten Sitten der Araber 
in Kleinasien übertrugen nach Europa den Minnedienst, das Minnelied und 
die Wappenkunde, wie das Turnier mit einem eigenen Kodex der gesamten 
ritterlichen Sitten und Gebräuche, die von nun an im Abendlande in dem „hö¬ 
fischen Leben" zusammengefaßt wurden. Aus all dem wuchs die mittelalter¬ 
liche Idee und Vorstellung des christlichen Rittertums empor. Ritterschaft 
und Adel wurden identische Begriffe. Der Adel war jetzt die bewaffnete Rit- 
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terschaft des Reiches, der Kaiser als weltliches Oberhaupt der Christenheit 
der erste Ritter. Es gab keinen französischen, deutschen oder englischen Adel. 
Das Rittertum des Mittelalters ruhte, wie die Kirche, auf einem internatio¬ 
nalen Gedanken. Die Ritterschaft des christlichen Abendlandes war eine 
einheitliche Genossenschaft geworden, die, wie auch die Kirche, das Reich, 
die gelehrte Bildung, keine nationalen Grenzen kannte. Es darf daher nicht 
überraschen, daß zunächst schon im Laufe des XII. Jahrhunderts ursprünglich 
unfreie reisige Dienstleute der Gewalt des Grundherrn entwachsen sind, um 
als „freier niederer Adel" dem hohen Adel der Fürsten, Herzoge und Grafen 
zur Seite zu stehen. Es war die einfache Konsequenz dieser Tatsache, daß zu 
Ende des XII. Jahrhunderts durch kaiserliches Gebot dem Bauern das Eintre¬ 
ten in die Reihe der Ministerialen versagt wurde. Die ritterliche Genossen¬ 
schaft wurde nach unten abgeschlossen. Ihre Ergänzung blieb im wesentlichen 
auf die ritterbürtigen Nachkommen beschränkt, welche vorschriftsmäßig die 
Schule als Knabe, Page und Knappe durchzumachen hatten, bevor sie den 
Ritterschlag erhielten, ö der sie mit feierlichem Eide nicht nur dem Kaiser 
und Könige, sondern vor allem der römischen Kirche zu Treuen verpflichte¬ 
te. So ist also ein grosser Teil des Adels aus ursprünglich hörigen, unfreien 
Dienstmannen hervorgegangen. Der Rittergürtel ließ jeden Unterschied zwi¬ 
schen eigentlichem Adel und Hörigen verschwinden. 

Diesen veränderten Verhältnissen entsprechend geschah die Besetzung der 
neuen Kolonialgebiete östlich der Elbe mit ritterlichen Reitern in der Weise, daß 
neben der Dorfgemeinde der Bauern das Gut des Knappen oder Ritters (Rit¬ 
tergut) mit einem Umfange von 4-6 Hufen vorgesehen wurde (zu je 60 - 120 
Morgen). Der Knappe hatte mit 2-3 Spießjungen, der Ritter mit 3-4 reisi¬ 
gen Knechten anzureiten. Für diesen Reiterdienst war das Rittergut frei von 
Steuern und bäuerlichem Zins. Der ungeschmälerte Ertrag des Gutes ver¬ 
trat des Ritters Sold. Der Ritter besaß sein Gut unter Obereigentum seines 
Lehnsherrn. Statt einer streng lehnsstaatlichen Unterordnung der Bauern un¬ 
ter den Ritter beobachten wir hier im XII. und XIII. Jahrhundert eine Siedlung 
der freien Bauern neben dem Rittergute. Neue Zeiten mit anderen Verhältnis¬ 
sen standen vor der Türe. 
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§ 30. Die persönlichen Dienstmannen des Kaisers und seine Beamten, 
die Herzoge und Grafen, waren nach dem Kaiser die Spitze des Karolinger¬ 
staates. So lange ein Karl der Große die Regierung führte, blieben die hoch- 
gestellten Herren Beamte und Dienstleute, Sobald aber die Zentralgewalt in 
schwachen Händen ruhte oder böser Zwist in der Herrscherfamilie Bewerbun¬ 
gen um eine größere Gefolgschaft hervorrief oder die Degeneration der Karo¬ 
linger dazu zwang, einen der bisher ersten Beamten zum Könige zu wählen, 
oder die von Hause aus zweiköpfige Spitze des Lehnsstaates ihren unausbleib¬ 
lichen ö Kampf um die Vorherrschaft zum Austrag brachte — da bot sich auch 
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für die ersten Hof- und Staatsbeamten des Karolingerstaates Gelegenheit, die 
Frage der Rangordnung für ein bestimmtes Territorium zu ihren persön¬ 
lichen Gunsten zu entscheiden. Von jeder kraftbewußten Persönlichkeit war 
in solcher Lage nichts anderes zu erwarten. Die Antrustionen, Grafen und 
Herzoge mussten eines Tages selbständige Territorialfürsten werden und 
damit die Verfassung des Lehnsstaates zertrümmern. Für die historische Be¬ 
trachtung bleibt nur übrig zu berichten, wann und unter welchen Umständen 
dieser Wandel geschehen ist. 

Schon der erste Nachfolger Karls des Großen, Ludwig der Fromme, wurde 
833 von seinen aufständischen Söhnen gefangen, von den Bischöfen des Reichs 
abgesetzt und erst nach einer öffentlichen Kirchenbusse in der Marienkirche 
von Soissons wieder auf den Thron gehoben. Karl der Dicke ist 887 im Ost- 
und Westfrankenreiche wegen Feigheit seines Königsamtes enthoben worden. 
Ihm folgte im Ostfrankenreiche Arnulf von Kärnten und dann als letzter der 
Karolinger Ludwig das Kind im Alter von 6 Jahren (899 - 931). Das deutsche 
Reich schien sich in die Herzogtümer Sachsen, Franken, Bayern, Schwaben 
und Lothringen auflösen zu wollen. 


Nur die furchtbaren Einfälle der Ungarn, Slaven und Dänen haben die 
Großen endlich gezwungen, ihren tüchtigsten und machtvollsten Genossen 
zum König zu wählen: Heinrich I. (919 - 936) den Erneuerer des deutschen 
Reiches. Ihm folgte sein würdiger Sohn Otto I. der Grosse (936 - 973). Aber 
wie geht es jetzt in der herrschenden Königsfamilie zu? Im Jahre 938 empört 
sich Thankmar, der Halbbruder des Königs. Im Jahre darauf beginnt sein jünge¬ 
rer Bruder einen gefährlichen Aufstand. Im Jahre 941 versucht derselbe Königs- 
Öbruder einen Mordanschlag gegen Otto I. Im Jahre 976 folgt die Empörung ei¬ 
nes Vetters gegen Otto II. (973 - 983). Es war also kein durchschlagendes Hilfs¬ 
mittel zur Sicherung der Königsherrschaft, wenn Otto I. die deutschen Herzog¬ 
tümer und die ertragreichsten geistlichen Fürstentümer vor Allem an seine Ver¬ 
wandten vergeben hatte. SeitOTTOS III. Einsetzung (983 -1002) mußte auf lange 
Jahre die Vormundschaft die Regierungsgeschäfte führen. Die wachsende Selb¬ 
ständigkeit der Großen setzte es durch, daß gerade seit diesem Augenblicke 
Reichsamt und Lehen der Herzoge und Grafen erblich werden. Die eiserne 
Faust Konrads II. und seines Sohnes Heinrichs III. (1039 - 56) hat dann zwar 
noch einmal die großen Lehensherren zu unbedingtem Gehorsam niederge¬ 
zwungen. Eine Fürsten Verschwörung gegen diesen letzten Kaiser wurde 1055 
noch rechtzeitig unterdrückt. Aber unter seinem im Alter von 6 Jahren ihm fol¬ 
genden Sohne erhoben sich die Fürsten nunmehr im Bunde mit dem Papsttum 
über das Kaisertum. Der Vereinigung der fürstlichen und päpstlichen Macht 
ist der Kaiser unterlegen. Mit Heinrich V. (1106 - 1125) und Lothar (1125 - 
1137) folgen bereits die Kaiser von des Papstes Gnaden. Die grossen Vasal¬ 
len der Karolingerzeit sind jetzt die Fürsten der Staufenzeit geworden. 
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Mit Beginn des XIII. Jahrhunderts ist die Territorialherrschaft bereits 
fest begründet. Die Stammesherzogtümer fühlen sich dem Könige durchaus 
ebenbürtig. Die alten Königsrechte: das Gericht, das Münzrecht, Einkünfte ver¬ 
schiedener Art, die Verfügung über das noch herrenlose Land, sind in die Hän¬ 
de der ehemaligen Beamten und königlichen Gefolgsleute gekommen. Sobald 
die Territorialgewalt souverän wird, wird die Zersplitterung des Reiches 
unheilbar. Der Sohn folgte seit dem XIII. Jahrhundert dem Range des Vaters. 
Das Amt ist Adel und Sache des Blutes ö und der Abstammung geworden. 
Das deutsche Reich verwandelte sich aus einem König- und Kaiserreiche in 
eine aristokratische Republik. Der Kaiser hörte auf, Herr und Gebieter zu 
sein und ist bald nur noch Repräsentant des Reiches. 

§ 31. Indeß sind die neuen Territorialfürsten damit nur der weltli¬ 
chen Spitze des Lehnsstaates Herr geworden. Die Herrschaft des päpstlichen 
Schwertes besteht gerade jetzt in bisher ungeahnter Machtfülle weiter. Diese 
päpstliche Herrschaft beschränkt sich nur auf das lose Band der Oberlehnsherr¬ 
schaft oder auf den praktischen Inhalt jenes Treueides, den jeder Ritter der Kir¬ 
che geleistet hatte. Der Papst wird im XII. und XIII. Jahrhundert als Herr der 
Christenheit tatsächlich Eigentümer des gesamten Vermögens der christ¬ 
lichen Kirchen. Das bedeutete in Deutschland den Eigentumsanspruch von 
1/3, in England 1 / 2 , in Lrankreich 1/7 des gesamten Grund und Bodens. Seit 
Papst Innocenz III. (1198 bis 1216) werden diese gewaltigen Rechtsansprü¬ 
che durch Erhebung direkter Steuern auf alles Kircheneinkommen (Kreuz¬ 
zugssteuern) geltend gemacht, die sich rasch zu einer Besteuerung der ge¬ 
samten Christenheit erweitern. Mit diesen Geldsteuern ist jedoch der Boden 
der lehnsstaatlichen Ordnung der Dinge schon prinzipiell verlassen. Der Ent¬ 
wickelungsprozeß der Emanzipation der neuen Territorialfürsten auch von der 
päpstlichen Herrschaftsgewalt muß deshalb in anderem Zusammenhänge er¬ 
örtert werden. 
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§ 32. Anders als in Deutschland gestaltete sich die Geschichte der Grafen- 
und Herzogsgewalt in Frankreich. Nachdem auch hier Karl der Dicke als 
unfähiger Herrscher abgesetzt worden war, wählten die Großen des Reiches 
nicht den Mächtigsten, sondern einen kleineren ihrer Genossen zum Könige: 
den Grafen Otto von ö Paris. Und in dieser Wahl war man nicht einmal ei¬ 
nig. Eine Gruppe der Wähler trat für einen Gegenkönig aus dem Hause des Ka¬ 
rolingergeschlechts ein. Die Herrschaft dieser Gegenkönige dauerte volle hun¬ 
dert Jahre. Der lästigen Einfälle der Normannen suchte man dadurch Herr 
zu werden, daß man ihnen im Jahre 911 ein bestimmtes Gebiet im nördlichen 
Frankreich unter königlicher Oberhoheit überließ. Frankreich selbst wurde ein 
Lehen des deutschen Reiches. Erst vom Jahre 987 ab, wo der letzte Karolinger 
in Schimpf und Schande zu Grunde geht, ist die Herrschaft der Kapetin- 
GERKönige eine unbestrittene. Sie hatte trotzdem zunächst noch nicht viel zu 
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bedeuten. Die großen Grafen fühlen sich dem Könige ebenbürtig und waren 
ihm an Macht oft weit überlegen. Der Süden mit seinen vielen Städten aus 
römischer Zeit und seinen seither regeren Beziehungen zu Italien und Spani¬ 
en trennte sich vom Norden. Statt zu herrschen, begnügten sich die Kapetin- 
gerkönige vielmehr durch kleine Geschenke die freundliche Zuneigung der 
großen Herren zu erhalten. Ungehindert verfügten die Grafen und Herzoge 
über das Kirchengut und über die Kirchenämter und waren dabei fortgesetzt 
bestrebt ihr Macht gebiet durch Kriege und Fehden auf Kosten ihrer Nachbarn 
zu erweitern. Um die damit verbundenen gräulichen Verwüstungen des Lan¬ 
des und furchtbaren Quälereien namentlich der grundholden Bauernschaft et¬ 
was zu mildern, wurde von der ersten Hälfte des XI. Jahrhunderts ab durch die 
französische Kirche der Gottesfriede (Treuga Dei) gepredigt. Wenigstens 
an den Tagen der Woche, die durch die letzten Tage des Erlösers geheiligt wa¬ 
ren, von Mittwoch abend bis Montag früh, sollte jede Fehde untersagt sein und 
diejenigen, welche in dieser Zeit Gewalttätigkeiten ausübten, mit dem Kirchen¬ 
bann belegt werden. Die ohnehin schon schwierige Lage des französischen ö 
Königs wurde im Jahre 1066 dadurch noch verschärft, daß einer der mächtig¬ 
sten französischen Lehnsträger, Herzog Wilhelm von der Normandie, sich 
England eroberte. Schon im XI. Jahrhundert werden von den Grafen und Her¬ 
zogen Grafschaftssteuern in ihren Gebieten erhoben und nach ihrem Belieben 
verwendet. Ein Zerfallen des Westfrankenreiches in selbständige Territorialge¬ 
biete schien unausbleiblich. 
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§ 33. Da waren es zwei Faktoren, welche der Entwickelung dennoch den 
anderen Weg weisen sollten. 

Durch 900 Jahre blieb die französische Königskrone in dem Hause der 
Kapetinger. Die übermächtigen Großen schienen sich wenig darum zu küm¬ 
mern, daß die kleine Königswürde schon im XII. Jahrhundert erblich wurde. 
Die Kapetinger aber konnten ruhig abwarten, bis die rechte Gelegenheit ge¬ 
kommen war, Frankreich in einen Einheitsstaat zu verwandeln. Diese Ge¬ 
legenheit kam denn auch mit dem Beginn der Kreuzzüge (1095), welche das 
französische Königtum von seinen gefährlichsten Vasallen befreite, die sich 
an den neuen Eroberungen im Orient mit Eifer beteiligten. Die französische 
Kirche und die Bevölkerung der Städte, welche ebenso wie der König von dem 
Adel bedroht wurden, schlossen sich enger zusammen, um schon unter Lud¬ 
wig IV. (1108 - 1137) die raubgierigen Burgherren zu bestrafen. Ihre gemein¬ 
same Politik aber mußte vor allem gegen den König von England gerichtet 
werden, welcher um die Mitte des XII. Jahrhunderts allerdings als Vasall der 
französischen Krone die Hälfte von ganz Frankreich besaß, während der Kö¬ 
nig selbst kaum ein Viertel des Landes zu seinem gesicherten Besitz rechnen 
durfte. Der Kapetinger Philipp II. (1180 - 1223) benutzte nun die Abwesenheit 
des englischen Königs Richard Löwenherz auf seinem Kreuzzuge, um trotz 
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seines feierlichen Gegenversprechens ö in Johann ohne Land, dem Bruder 
des Abwesenden, einen eigenen Kandidaten auf den englischen Thron zu brin¬ 
gen. Aber kaum fühlte sich dieser in seiner Position gesichert, als Philipp II. 
ihn vor sein Lehnsgericht zitierte. Da Johann mit Berufung auf seine Würde 
als König von England zu erscheinen sich weigerte, erklärte Philipp ihn durch 
lehnsgerichtlichen Spruch all seines französischen Besitzes für verlustig und 
eroberte diese Gebiete zum größten Teile. Als hierauf eine Vereinigung des Kö¬ 
nigs von England mit dem deutschen Kaiser, dem Welfen Otto IV., dem Her¬ 
zog von Brabant und dem Grafen von Flandern zu Stande kam, siegte Philipp 
in der Schlacht bei Bouvines (1214) mit den Fussvolkkontingenten seiner 
Städte glänzend über die vereinigte Vasallenreiterei der Gegner. So legten die 
Kapetinger den Grundstein zu einer nationalen Einigung Frankreichs unter ih¬ 
rem Szepter in einer Zeit, in welcher die weltliche Spitze des mittelalterlichen 
Lehnsstaates schon so schwach geworden war, daß bald darauf (1247) der Papst 
Innocenz IV. die deutsche Kaiserkrone im Auslande ausbieten mußte, weil in 
Deutschland keiner der Großen mehr auf ihren Besitz reflektierte. 
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Indeß: nationale Einigung Frankreichs — städtische Fußvolkkontingente 

— Vereinigung der Krone, der Kirche und des Volkes gegen den hohen Adel 

— das alles sind Begriffe und Vorgänge, die nicht mehr dem lehnsstaatlichen 
Systeme angehören. Auch deren weitere Entwickelung wird daher in anderem 
Zusammenhänge zu betrachten sein. 

§ 34. Wiederum eigenartig lagen die Verhältnisse in England. Dem nor¬ 
mannischen Eroberer Wilhelm I. (1066 - 1087) waren die revolutionären Ent¬ 
wickelungstendenzen, welche die lehensstaatliche Ordnung auf dem Konti¬ 
nent zum Nachteile für die Zentralgewalt in sich trug, natürlich nicht unbe¬ 
kannt geblieben. Sein Streben ö war deshalb von Anfang an darauf gerich¬ 
tet, die englische Königskrone gegen diese Gefahr möglichst sicher zu 
stellen. Der König mußte vor allem reich sein. Wilhelm I. erhob deshalb 
für die Krone den Rechtsanspruch auf den gesamten Grund und Boden 
des eroberten England. Die angelsächsischen Adligen, welche das Land ge¬ 
gen ihn verteidigt hatten, wurden als Rebellen behandelt und ihr ganzes Habe 
oder doch ein Teil desselben eingezogen. Aus dem Ganzen sonderte der Kö¬ 
nig zunächst einen gewaltigen Besitz für die Krone aus. Dann wurden die 
NORMANNISCHEN UND FRANZÖSISCHEN GEFOLGSLEUTE UND SIEGESGENOSSEN MIT 
Kronlehen ausgestattet. Den Kirchen und Klöstern wurde ein bestimmter 
Besitz zugewiesen. Da und dort wurde freier bäuerlicher Besitz belassen. 
Kurz: der Eroberer führte nach seinem Ermessen eine Neuverteilung des ge¬ 
samten Grundbesitzes in England durch. Da für die Krone noch Gefälle und 
Einkünfte verschiedener Art vorgesehen wurden, schien die Königsmacht auf 
absehbare Zeit ökonomisch gesichert und unabhängig gestellt. Damit jedoch 
die vom Könige verliehenen Rechtsansprüche am Grund und Boden in Eng- 
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land sich nicht in der üblichen Weise zu Gunsten der Beliehenen verschieben 
konnten, ließ Wilhelm I. in den Jahren 1083 - 1086 ein Reichsgrundbuch anle- 
gen, das den Namen „Domesday Book" (abgeleitet von dem angelsächsischen 
Worte domesday — „Tag des Gerichts") erhielt. Hier wurden alle Kronlehen, 
Kirchengüter, freie Bauergüter, der städtische Besitz und die Höfe der Unfrei¬ 
en mit den darauf lastenden Abgabepflichten eingetragen und der König hielt 
streng auf gewissenhafte Erfüllung aller Pflichten. 


Trotz dieser klugen weitschauenden Politik kam unter Johann (ohne 
Land) (1199 - 1216) das englische Königsötum in bedrängte Lage. Es verlor, 
wie bereits erwähnt, fast alle seine reichen Besitzungen in Frankreich: Maine, 
Touraine, Guienne, Gascogne, mußte im Streit mit der römischen Kirche dem 
Papst Innocenz III., den Lehenseid für die englische Krone leisten (1213), und 
jetzt erhoben sich auch die großen Vasallen. Aber ihr Streben ist nicht, wie an¬ 
derwärts, darauf gerichtet, als Territorialfürsten sich unabhängig vom Könige 
zu machen. Die im Reichsgrundbuch fixierten Rechte an Grund und Boden ge¬ 
ben ihrer Politik eine ganz andere Richtung. Wenn in dem Domesday Book die 
Rechtsansprüche des Königs auf den Boden des Landes den Grundbesitzern 
gegenüber fixiert waren, dann wollten die Vasallen und ihre Anhänger auch 
die Rechte der Untertanen der Königsgewalt gegenüber verbrieft haben. 
Während in Frankreich der König mit der Kirche und den Städten gegen den 
hohen Adel kämpfte, waren in England Kirche, Adel und Städte einig der 
übermächtigen Königsgewalt gegenüber. So wurde 1215 auf der Wiese Run- 
nemelde bei Windsor die Magna Charta Libertatum, die Grundlage der heu¬ 
tigen englischen Verfassung mit dem Könige vereinbart. Die Aemter der Bi¬ 
schöfe und Aebte sollten nicht mehr durch das Belieben des Königs, sondern 
durch die freie Wahl der Geistlichen besetzt werden. Die Verfügungsgewalt des 
Königs auf die Nachfolge im Lehen sollte zu Gunsten der Erblichkeit der Le¬ 
hen beschränkt sein. An Stelle des Lehnsdienstes sollte die Zahlung eines 
Schildgeldes treten. Die Erhebung von Hilfsgeldern als ordentliche Steuern 
für den König sollte nur nach vorheriger Zustimmung der Prälaten und 
Barone zulässig sein. Jeder Freie sollte nur von seinesgleichen nach Land¬ 
recht gerichtet werden. Die Städte sollten ihre Privilegien behalten und 
die Kaufleute freien Verkehr haben. Es sind bereits moderne Volksrechte, 
Ö welche mit diesem Schriftstücke dem englischen Könige abgerungen wur¬ 
den. Aber die Einführung eines Reichsgrundbuchs in den Jahren 1083 - 86 war 
ja auch bereits eine moderne gesetzgeberische Tat. Wilhelm der Eroberer hat 
dem englischen Volksleben den eigentümlichen Charakter eines bunten Ne¬ 
beneinander von alten und neuen Formen aufgedrückt. Trotzdem wird die 
entwickelungsgeschichtliche Betrachtung für England die Periode des Lehns¬ 
staates bereits 150 Jahre nach der normannischen Eroberung mit der ersten 
königlichen Bewilligung der Magna Charta abschließen müssen. 
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§ 35. Kaiser und Papst. Ein arabisches Sprichwort aus der Zeit Muham- 
meds lautet: „Es gibt nur einen Gott, wenn es zwei gäbe, würden sie mitein¬ 
ander kämpfen." Der Kampf zwischen dem weltlichen und dem geistlichen 
Schwerte um die Vorherrschaft im Lehensstaate war etwas naturnotwendiges. 
Trotzdem war auch die doppelte Spitze ein notwendiger Bestandteil der le¬ 
hensstaatlichen Verfassung. Schon der Karolingerstaat charakterisierte sich als 
ein Verschmelzungsprodukt der römischen Kirche mit dem Frankenstaate in 
der Weise, daß trotzdem beide ihre selbständigen Organisationen bewahr¬ 
ten. Wie hätte es im Lehensstaate anders sein sollen, nachdem er als organische 
Kulturfortsetzung des Karolingerstaates hervorgewachsen ist? Es wäre für Bei¬ 
de um das XI. Jahrhundert wiederholt ein Leichtes gewesen, die andere Spitze 
ohne viel Kraftanstrengung auszuschalten. Sie taten es nicht. Kaiser und Papst 
bedurften einander. Die Karolingerkönige haben immer wieder dem Papste 
in Rom durch das Frankenschwert die persönliche Sicherheit gewährleistet. Als 
dann unter dem Kinde Ludwig (899 bis 911) Deutschland in seine Herzogtü¬ 
mer zu zerfallen drohte, und die einzelnen Herzoge mit voller Eigenmächtig¬ 
keit über das Kirchengut verfügten, da waren es die deutschen ö Bischöfe und 
Aebte, welche im Einverständnis mit dem Papste all ihren Einfluß aufboten, um 
die Großen des Reichs zu einer glücklichen Königswahl zu bewegen. Und als 
die zügellose städtische Aristokratie Roms mit ihren Günstlingen den päpstli¬ 
chen Stuhl im X. und in der ersten Hälfte des XI. Jahrhunderts verunzierten, als 
die großen römischen Adelsgeschlechter der Crescentier und der Tuskula- 
ner um die päpstliche Würde wie um ein Besitztum ihrer Familien kämpften, 
da haben die deutschen Kaiser Otto der Große (936 bis 973), Otto II. (973 bis 
983), Otto III. (983 bis 1002) und namentlich noch Heinrich III. (1036 bis 56) das 
Papsttum dadurch gerettet, daß sie als römische Patrizier das Ernennungsrecht 
für das römische Bistum ausübten und die Wahl des Papstes von Rom nach 
Deutschland verlegten. Trotzdem musste das XIII. Jahrhundert den Zusam¬ 
menbruch der kaiserlichen Herrlichkeit und die Alleinherrschaft des Papstes 
über das christliche Abendland bringen, weil in einer Zeit, in der das Geld sei¬ 
ne unheilvolle Herrschaft angetreten hat, der Kaiser verarmt, der Papst aber 
infolge jener Ereignisse, welche die Kreuzzugszeit begleiteten, zum reichsten 
Herrn der Christenheit geworden war. 

§ 36. Macht und Ansehen der Kaiserkrone hatten mit Karl dem Grossen 
ihren Höhepunkt erreicht, um von da ab fast fortgesetzt zurückzuweichen, 
Heinrich I. und Kaiser Otto dem Grossen gehorchte nur ein Teil des ehe¬ 
maligen Frankenreiches: das Ostfrankenreich (Ostarihi) am Rhein, Elbe, Main 
und Donau, dem noch Italien zugefügt worden war. Die Weltherrschaft des 
deutschen Kaisers war für ausserdeutsche Länder ein blosser Name oder 
auf kurze Zeit eine bloße Oberlehensherrlichkeit mit bescheidenen Tributlei- 
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stungen geblieben. Die Weltherrschaft des deutschen Kaisers beschränkte 
sich tatsächlich auf die Herrschaft über Italien. 


Ö Der Reichtum der deutschen Kaiserkrone bestand aus dem von Pfalz¬ 
grafen verwalteten Reichsgrundbesitz und aus jenen Einkünften aus Zöllen, 
Gerichtsgeldern, Lehensabgaben aller Art, deren Verwaltung in den vom 
Kaiser nicht selbst beherrschten Gebieten den Grafen und Herzögen als kai¬ 
serlichen Statthaltern überlassen war. Aber schon Heinrich I. und Otto I. haben 
erkannt, daß für die kaiserlichen Verwaltungsgebiete der Herzoge und Gra¬ 
fen die große Gefahr bestand, durch die immer entschiedener hervortretende 
Erblichkeit dieser Aemter der Krone verloren zu gehen. Otto I. begann des¬ 
halb die Herzogtümer mit seinen nächsten Verwandten zu besetzen. Und als 
durch das rebellische Verhalten der Söhne und Vettern diese Politik nicht als 
die richtige beibehalten werden konnte, waren von Otto dem Großen bis auf 
Heinrich IV. (936 bis 1106) die deutschen Kaiser bemüht, ihre Macht auf den 
Schultern der deutschen Kirchenfürsten zu gründen. Ganze Grafschaften 
und Herzogtümer wurden den deutschen Bischöfen und Aebten als kaiserli¬ 
ches Lehen übertragen. Während unter den letzten Karolingern die Kirchenfür¬ 
sten sich kaum der Gewalttätigkeiten der weltlichen Fürsten erwehren konn¬ 
ten, scheinen jetzt die geistlichen Fürstentümer mit ihrer stetig wachsenden 
Macht die weltlichen Grafschaften fast zu verschlingen. Für diese Reichsle¬ 
hen in geistlicher Hand war die Erbfolge der Lehensträger ausgeschlossen. 
Mit jeder Handänderung fielen diese Herrschaftsgebiete wieder an den Kai¬ 
ser zurück, welcher sie an seine zuverlässigen Getreuen von Neuem vergeben 
konnte. Das Kirchengut war Reichsgut geworden. Beim Aufgebot des kai¬ 
serlichen Vasallenheeres standen die geistlichen Fürsten nicht nur dem Range, 
sondern auch der Truppenstärke nach an erster Stelle. Ein Aufgebotsbrief des 
Kaisers Ottos II. von 981 fordert ö die Stellung von 1990 Panzerreitern, wovon 
1482 die geistlichen Herren, 508 die weltlichen Vasallen des Reiches stellen soll¬ 
ten. Manch einer dieser streitbaren Bischöfe hat inmitten seiner Vasallenreiter 
in der offenen Feldschlacht den Tod für Kaiser und Reich gefunden. 
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§ 37. Trotzdem war auch auf solche Weise das Vermögen der deutschen 
Kaiserkrone gegen den Zusammenbruch nicht versichert. 


Die Vermögensverwaltung der kaiserlichen Krongüter blieb in der 
naturalwirtschaftlichen Organisation stecken. Ohne geordnete Buchfüh¬ 
rung irgend welcher Art, die damals im christlichen Abendlande auch noch 
garnicht bekannt war, hatte man das System der naturalen UeberschussAn¬ 
weisung für die einzelnen Domänen beibehalten. Diese Ueberschüsse wurden 
durch die Gewohnheit fixiert. Die bei steigenden Preisen der Produkte steigen¬ 
den Erträge der Güter sind dem Kaiser nicht zugute gekommen. Wohl aber 
wurde aus dem Domänenvorstand häufig ein Erbpächter, welcher zur Liefe- 
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rung von bestimmten Naturalien an den Kaiser verpflichtet schien. Und aus der 
Erbpacht ist schließlich das Erbeigen geworden. Die betreffende Domäne aber 
war damit der kaiserlichen Vermögensverwaltung entfremdet. Die Einnahmen 
der Krone aus den Konfiskationen der Güter rebellischer Vasallen, aus der 
Erbfolge in das Gut der Erbenlosen und aus den Eroberungen auf slavi- 
schem Gebiet waren zwar vom X. bis XII. Jahrhundert noch sehr beträchtlich. 
Aber auch die neuen Grundbesitzerwerbungen wurden dem so leicht Verlust 
bringenden System der naturalwirtschaftlichen Verwaltung unterstellt. Schon 
im XI. Jahrhundert hören die kaiserlichen Reichsforsteinhegungen auf, 
um durch Einhegungen der Territorialherren ersetzt zu werden. 

Ö Trotzdem bestand die eigentliche Schwäche der ökonomischen Position 
der Kaiserkrone weniger in dem Mangel an Grundbesitz und weit mehr in dem 
Mangel an Geldeinnahmen zu einer Zeit, in welcher die Ansprüche an die 
Hofhaltung immer größer wurden, die Warenpreise sich fortwährend erhöhten, 
die Anforderungen an die „Milte" des Königs sich steigerten und das Geld sich 
anschickte, die Welt zu regieren. Die großen kaiserlichen Regalien wie die 
Zölle, das Geleitrecht, die Markt- und Münzhoheit, welche jetzt sehr wohl 
große und immer steigende Geldbeträge hätten abwerfen können, waren leider 
von Anfang an nur zu willig an die Territorialherren verschleudert wor¬ 
den. Die immer wieder erneuerten Versuche, eine allgemeine Reichssteuer 
einzuführen, sind von Heinrich IV. bis auf Otto IV. (1066 bis 1215) regelmäßig 
gescheitert. Nur die Reichsstädte fanden sich bereit, eine Pauschalsumme, 
welche mit jeder einzelnen Stadt von Jahr zu Jahr besonders vereinbart wer¬ 
den mußte, dem Kaiser zu steuern. Außerdem blieben der Krone die veral¬ 
teten Servitien der Abteien und Propsteien mit den Ehrengeschenken der 
Fürsten, das bedenkliche Mittel der Zwangsanleihe und der systematischen 
Verpfändung von Kirchengut als verschleierte Zwangsanleihe und endlich 
die längst verhaßten Einnahmen für den Verkauf von geistlichen Aemtern 
und die Erteilung von Reichslehen mit den Einkünften aus den für den Kai¬ 
ser zurückbehaltenen Reichsabteien. Schon der bedenkliche Charakter ver¬ 
schiedener Positionen dieser kaiserlichen Einnahmen bezeugt, daß die verfüg¬ 
baren Mittel hinter den Anforderungen der großen Aufgaben des Kaisers weit 
zurückblieben. 
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§ 38. Wahrscheinlich am meisten hatte unter den ungenügenden Geld¬ 
einnahmen des Kaisers die Rechts ö pflege zu leiden. Seitdem unter den letz¬ 
ten Karolingern die großen Grundherren die Möglichkeit erkannt hatten, als 
Territorialherren zur Selbstherrlichkeit zu gelangen, war auch jeder einzelne 
derselben bestrebt, seinem Landhunger zu fröhnen und sein Gebiet auf Ko¬ 
sten seiner Nachbarn zu erweitern. Damit hat sich jene Rechtslage ausgebildet, 
welche als die Herrschaft des Faustrechtes bezeichnet wird. Möglichst un¬ 
vermutet, an einem hohen kirchlichen Feiertage etwa, fiel der böse Nachbar 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 95 


mit seinen Waffenknechten und seinen Gefolgsleuten über den Ahnungslosen 
her, vernichtete die Ernten, quälte in scheußlicher Weise die fremden Grund¬ 
holden durch Augenausstechen, Blenden, Verstümmeln und Totschlägen, zer¬ 
störte den Herrensitz des selbst gewählten Gegners und schaltete nach Belieben 
über dessen und seiner Familienmitglieder Tod und Leben. Das ganze Besitz¬ 
tum wurde dann vom Gegner eingezogen, weil es nach Fehderecht „erworben" 
war. Diesen anarchistischen Zuständen gegenüber waren die Könige in der Re¬ 
gel machtlos. Es fehlten die Mittel, um etwa eine auserwählte Truppe unter der 
Führung von Königsboten regelmäßig das Land durchreisen zu lassen, um das 
Recht zu schützen und das Unrecht zu kränken. So blieb es denn den Grafen 
und Herzogen und den Vögten der geistlichen Herrschaften überlassen, an Ort 
und Stelle den Königsfrieden zu wahren. Aber diese Herren gehörten in der 
Regel selbst zur Zunft der Raubritter und waren nur zu häufig der schlimm¬ 
sten Einer. Und schließlich waren ja damals auch die Könige der Meinung, daß 
Verrat und Meuchelmord durchaus erlaubt seien, wenn es sich um Besei¬ 
tigung eines unbequemen Gegners handle. 


Als der Verkehr zunahm, machte man mit den wohlhabenden Reisenden 
ein besonderes Geschäft dadurch, daß man diese zwang, sich auf ihrer Stra¬ 
sse geleiten zu lassen, und dafür eine möglichst hohe ö Summe erpreßte. 
Man zögerte aber auch nicht, diese Erwerbsart in der Weise abzukürzen, daß 
man den Wandersmann einfach ausplünderte und gefangen nahm, um ihn nur 
gegen entsprechendes Lösegeld wieder frei zu geben. Dieser so weit gehenden 
Unsicherheit gegenüber war man in erster Linie auf die Selbsthilfe angewie¬ 
sen, die durch den Bau befestigter Burgen wesentlich verstärkt wurde. Aber 
diese Hilfe blieb naturgemäß eine recht lückenhafte. Wer nicht selbst eine Burg 
besaß und für den Fall der Not das Recht erwerben wollte, sich eine Burg öffnen 
zu lassen, hatte dafür eine entsprechend hohe Summe zu zahlen. 

§ 39. Da kam die, von den großen Grundherren in ihrem Besitz beson¬ 
ders oft geschädigte französische Kirche auf den Gedanken, den mangeln¬ 
den Königsfrieden durch einen „Gottesfrieden" (Treuga Dei) zu ersetzen. 
Und damit hat die Rechtsentwickelung in ihrer mittelalterischen Hilflosigkeit 
einen Weg eingeschlagen, der seltsamer Weise heute noch bei den echt zünfti¬ 
gen Staatsmännern als der normale gilt. Man war damals zwar im Prinzip der 
Ueberzeugung, daß jede Gewalttat als Unrecht zu verbieten und zu bestrafen 
sei. Weil aber überall böse Gewalttaten verübt wurden, hielt man ein prinzi¬ 
pielles Verbot für zu weitgehend. Man machte deshalb der herrschenden Le¬ 
bensweise möglichst weitgehende Konzessionen und begnügte sich damit zu 
fordern, daß die letzten Tage des Erlösers geheiligt seien, also von Mittwoch 
Abend bis bis Montag früh jede Fehde bei Strafe des Kirchenbannes zu unter¬ 
bleiben habe. Drei Tage der Woche blieben damit dem Faustrecht freigege¬ 
ben. Diese kirchliche Bewegung begann etwa mit dem Jahre 1053. Bald wurden 
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auch die hohen kirchlichen Feiertage in den Gottesfrieden mit einbezogen. Die 
dann folgende Kreuzzugsbewegung war der allgemeineren Ausbreitung des 
Ö Gottesfriedens günstig. Friedrich I. bestimmte im Jahre 1187 bei Strafe der 
Ehrlosigkeit, daß die Fehde sich wenigstens dadurch von einem gemeinen räu¬ 
berischen Ueberfall unterscheiden müsse, daß sie 3 Tage vorher angesagt wer¬ 
den müsse. Die rohe Rauflust der Ritter suchte man seit dem XI. Jahrhun¬ 
dert durch die Sitte der Turniere in weniger gefährliche Bahnen zu lenken. 
Gegen die skandalösen Ausbeutungen des Geleitrechts richteten sich besonde¬ 
re Reichsbeschlüsse von 1201, 1208, 1234, 1235 usw. Trotzdem blieb natürlich 
noch mehr als genügend Unrecht ungesühnt. Aber die bescheidene Besserung 
der groben Mißstände, welche auf diese Weise erreicht wurden, führten sich 
auf die Initiative der Kirche zurück, die dort eingetreten war, wo die Schwä¬ 
che der staatlichen Gewalt jede zeitgemäße Aktion unterlassen hatte. Dieser 
unleugbare Erfolg der Kirche veranlaßte sie auch andere Reformfragen, oh¬ 
ne Rücksicht auf die kaiserliche Initiative, in Angriff zu nehmen. Und dazu war 
ja allerdings seit geraumer Zeit gerade für die Kirche mehr als genügend Anlaß 
geboten. 

§ 40. Schon mit den ersten Kirchenbauten im Frankenreiche durch die 
Grundherren war es Sitte geworden, Kirchen und Klostergründungen nicht nur 
als eine Tat zur Ehre Gottes, sondern auch als ein rentables geschäftli¬ 
ches Unternehmen zu betrachten. Es erschien als selbstverständlich, daß der 
Grundherr bei „seinen" Kirchen, Klöstern und Bistümern über die überschüs¬ 
sigen Einnahmen zu Gunsten seiner Tasche verfügen konnte, daß er diese Kir¬ 
chen, Klöster und Bistümer dazu benutzte, um seine Angehörigen zu versor¬ 
gen, oder — wie Kaiser Konrad II. (1024 - 1039) — die Erbfolgefrage dadurch 
zu lösen, daß er seine sämtlichen Söhne bis auf zwei, von denen der eine kin¬ 
derlos war, gezwungen hat, Kleriker zu werden, oder daß er von einem Bewer¬ 
ber der ö Abt- und Bischofsstelle, welcher nicht zu seiner Familie gehörte, sich 
eine entsprechende Geldsumme für Uebertragung dieses Amtes zahlen ließ. 
Schon seit dem V. Jahrhundert ist es Sitte gewesen, nicht den Würdigsten, 
sondern denjenigen zum Bischof zu weihen, der die grössere Geldsumme da¬ 
für zahlte. Ebenso war man längst daran gewöhnt, die Abtswürde besonders 
reicher Abteien als Grundherr selbst zu behalten, oder einem andern Laien 
zu vergeben, um in beiden Fällen zwar das feste Einkommen zu beziehen, die 
Abtsstelle aber durch einen Vikar, welcher nur bescheidene Vergütung erhielt, 
versehen zu lassen. Unter den sächsischen und fränkischen Kaisern hatte diese 
Verschmelzung der weltlichen und kirchlichen Dinge dazu geführt, daß die Bi¬ 
schöfe infolge ihrer Ueberhäufung mit Grafen- und Herzogspflichten die Zeit 
nicht erübrigen konnten, um ihre Pfarreien zu inspizieren. Mit dem zuneh¬ 
menden Reichtum der Kirchen tauchte bei der damals zulässigen Priester¬ 
ehe unter den Verhältnissen des Lehenstaates noch eine besondere Gefahr 
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auf. Sehr häufig konnte man nämlich beobachten, daß die Priestersöhne nicht 
allein das Erbteil ihrer Väter erhielten, sondern auch das Kirchengut als ihr 
Erbteil in Anspruch nahmen. Je reicher die Kirchen wurden, desto energi¬ 
scher war deshalb das Volk wie die Grundherren für ein Verbot der Priester¬ 
ehe. Wo dagegen, wie im bäuerlichen Friesland, die Kirchen verhältnismässig 
arm blieben, bevorzugten die Kirchengemeinden ebenso entschieden verhei¬ 
ratete Priester. 


All diese Mißstände mußten um so härter empfunden werden, je mehr 
sich im Volke das Verständnis für die christlichen Lehrsätze verbreitete. Eine 
entsprechende allgemeine Reformbewegung konnte nicht ausbleiben. 


§ 41. Den Gepflogenheiten jener Zeit ohne Druckerpresse und ohne geord¬ 
nete Registraturen entsprechend er ö folgte die erste Reaktion gegen die herr¬ 
schenden kirchlichen Mißstände in der Weise, daß Jemand sich eine klare Vor¬ 
stellung darüber zu geben versuchte, wie diese Verhältnisse nach seiner Auf¬ 
fassung eigentlich am besten geordnet sein würden, um dann im Sinne dieses 
seines Programms fertige Urkunden herzustellen, welche beliebige Zeit ruhten, 
um später auf einmal als angeblich echter urkundlicher Beweis eine ganz be¬ 
stimmte Rolle zu spielen. So sind viele Städtefreiheiten und Reichsprivilegien 
der verschiedensten Art entstanden. Und so sind auch diePSEUDO-isiDORiscHEN 
Dekretalien mit der Urkunde über die sog. konstantinische Schenkung ins Le¬ 
ben getreten. 
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Die Reformbewegung, getragen durch das lebendige Bedürfnis und das 
bessere Beispiel, ist um das Jahr 910 in dem französischen Kloster Cluny er¬ 
standen. Die Cluniacenser führten alle Mißstände in der Kirche auf die Ober¬ 
herrschaft der Welt zurück. Aus diesen weltlichen Fesseln mußte die Kirche 
befreit werden. Die Anstellung von Geistlichen durch Laien (Laieninvestitur) 
sollte nach ihrer Auffassung verboten sein, ebenso die Vergebung geistlicher 
Stellen und Pfründen an Laien. Die Besetzung der Bischofs- und Abtsstellen 
sollte durch freie kanonische Wahl erfolgen. Es sollte verboten sein, gegen 
Geldzahlung kirchliche Weihen zu erteilen und kirchliche Stellen zu 
vergeben (Simonie). Das Kirchengut sollte für den WELTLICHEN Arm unan¬ 
tastbar bleiben, Kirche wie Kirchengut sollten Christus allein gehören. 
Endlich forderten sie strenge und sittenreine Erziehung und Lebensweise 
der Kleriker nach den Grundsätzen der Armut und der Uneigennützigkeit 
und eben deshalb das Verbot der Priesterehe (Cölibat). 


§ 42. Mancher deutsche Kaiser stand auf dem Boden dieser kirchlichen Re¬ 
formbewegung. Schon Ludwig der ö Lromme (814 - 840) hat die Bestrebungen 
der Entweltlichung der Klöster unterstützt und die Freiheit und Unabhängig¬ 
keit der Kirche anerkannt. Otto I. (936 - 973) war ein tief religiöser frommer 
Mann und für seine Zeit der Mittelpunkt einer sittlichen Renaissance. Otto III. 
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(983 - 1002) war ausgesprochener Anhänger der asketischen kirchlichen Welt¬ 
anschauung. Heinrich II. (1002 - 1024) hat einige Klöster dadurch entwelt- 
licht, daß er den grösseren Teil ihres Grundbesitzes, auf welchem weltliche 
Verpflichtungen ruhten, an Reichsvasallen nach Lehensrecht vergab. Auch 
Konrad II. (1024 - 39) hat die Entweltlichung der Klöster im Sinne Heinrich II. 
weiter geführt. Kaiser Heinrich III. (1036 - 56) hat drei Päpste in Rom einge¬ 
setzt, welche entschiedene Anhänger der kirchlichen Reformbewegung waren, 
und ist in den deutschen Reichssynoden mit dem Papst gegen die Simonie und 
gegen die Priesterehe (Cölibat) aufgetreten. 

Da kam im Jahre 1056 Heinrich IV. als sechsjähriger Knabe zur Nachfol¬ 
ge, unter der Vormundschaft seiner Mutter, der Kaiserin Agnes. Wie die Für¬ 
sten im Reiche, so benutzte auch die päpstliche Partei in Rom diese Gele¬ 
genheit, um sich von der kaiserlichen Gewalt möglichst zu emanzipieren. 1059 
wurde durch päpstliches Dekret der Einfluss des römischen Adels und des 
deutschen Kaisers auf die Papstwahl beseitigt und zum ersten Male dem 
Papst eine zweifache Krone verliehen, wovon die untere die „Königskrone von 
Gottes Gnaden", die obere die „Kaiserkrone von St. Peters Gnaden" bedeute¬ 
te. Die Kaiserin Agnes war nachträglich damit einverstanden. Dann wurde die 
päpstliche Würde einem Manne übertragen, welcher schon bei fünf vorherge¬ 
henden Päpsten die weltlichen Geschäfte des päpstlichen Stuhles geleitet hatte 
und prinzipieller Anhänger der kirchGlichen Reformbewegung war: Gregor 
VII. (1073 bis 1085). Das Verbot der Priesterehe, der Simonie und der Laienin¬ 
vestitur wurde streng durchgeführt und mit hoher Sittenstrenge das päpstliche 
Amt verwaltet. 


Inzwischen hielt der leichtfertige junge Heinrich IV. in Goslar einen üppi¬ 
gen Hof. Schon unter seinem haushälterischen Vater Heinrich III. war die fi¬ 
nanzielle Lage des kaiserlichen Hauses eine so bedenkliche, daß die deut¬ 
sche Kaiserkrone zum ersten Male versetzt wurde, um dringend nötige 
Geldmittel flüssig zu machen. So mußte Heinrich IV. natürlich bald tief ver¬ 
schuldet sein. Um Geld zu beschaffen, griff er wieder zum Verkauf der 
KIRCHLICHEN AEMTER UND WEIHEN, BEHIELT DIE BEIDEN REICHEN REICHSABTEI- 
en Lorch und Corvey für sich und verschenkte gegen ein Dutzend solcher 
Reichsabteien an deutsche Bischöfe, um sie in guter freundschaftlicher Stim¬ 
mung zu erhalten. Dazu der Streit Heinrichs mit seiner Gemahlin, mit den deut¬ 
schen Fürsten, mit den Sachsen — ist es möglich, daß dieser Weg nicht nach 
Canossa und nach Ingelheim hätte führen können? 

§ 43. Indeß lag das wahrhaft Bedenkliche der damals für die deutschen 
Kaiser gegebenen Situation nicht in der Bedeutung des kaiserlichen Büßganges 
nach Canossa, sondern in der unzureichenden Beantwortung der so nüchter¬ 
nen Frage: Woher bezieht die Kaiserkrone die unbedingt erforderlichen 
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Geldmittel, nicht um alle großen kaiserlichen Aufgaben lösen zu können, aber 
UM DOCH WENIGSTENS DEN DROHENDEN ÖKONOMISCHEN BANKROTT ZU VERHÜ¬ 
TEN? 


Die von Heinrich IV. angewendeten Mittel des Verkaufs geistlicher Aem- 
ter und kaiserlicher Lehen und der Uebertragung der reichsten Abteien auf den 
Kaiser und seine Freunde hatten das seit Beginn der Kreuzzüge so ö lebhafte 
religiöse Empfinden der großen Mehrheit aller maßgebenden Kreise gegen sich 
und mußten schon deshalb als unanwendbar erscheinen. Trotzdem konnte der 
Kaiser nicht kurzer Hand auf sein Ernennungsrecht der Bischöfe und Aebte 
verzichten. Seit mehr als 1 1/2 Jahrhunderten hatten die deutschen Kaiser mit 
fleißigen Händen in den deutschen geistlichen Fürstentümern einen gewalti¬ 
gen Reichtum an Reichsgütern aufgehäuft, die bis dahin ihren Charakter als 
Reichsgüter beibehalten hatten. Die Krone mußte im Interesse der Selbsterhal¬ 
tung bestrebt sein, diesen Reichtum dem Reiche zu bewahren. Im Jahre 1111 
schien Papst Paschalis II. bereit zu sein, auf diesen gesamten Besitz im Namen 
der Kirche zugunsten des Reiches zu verzichten, wenn von Seiten des Reichs 
auf die Laieninvestitur verzichtet würde. Aber hiergegen erhob sich aus den 
Kreisen der hohen deutschen Geistlichkeit ein einmütiger Entrüstungssturm. 
Daß der Papst darauf zum Nachgeben bereit war, ist leicht zu verstehen. Das 
Papsttum schien damit zunächst nichts zu verlieren, daß die deutsche Kirche 
reich blieb. Anders mußte diese Frage von der kaiserlichen Politik beantwor¬ 
tet werden. Die Einziehung des wirtschaftlich von der Kirche gut entwickelten 
Reichsbesitzes in kirchlichen Händen zugunsten der Krone hätte bei sorgsamer 
Verwaltung wahrscheinlich sofort alle finanziellen Sorgen der Kaiser beseitigen 
können. Heinrich II. undKONRAD II. waren ja auf diesem Wege schon vorange¬ 
gangen. Doch die geistlichen Fürsten waren schon zu reich und zu mächtig und 
die Kaiserkrone schon viel zu arm geworden, als daß sie es härte wagen dürfen, 
auf solche Weise aus allen ökonomischen Verlegenheiten sich zu befreien. Das 
Nachgeben von Seiten der Krone bedeutete deshalb hier den ersten Schritt 
zur Umbildung der geistlichen Reichslehen in geistliche reichsunmittelba¬ 
re Territorien. Das Kompromiss, ö welches unter solchen Umständen 1122 
durch das Wormser Konkordat zu Stande kam, hat diese Tatsache nur wenig 
verschleiert. Das uneingeschränkte kaiserliche Ein- und Absetzungsrecht der 
Bischöfe und Aebte wurde beseitigt, und auf die kaiserliche Einführung in die 
Regalien beschränkt, die bedeutungsvoll genug durch die Belehnung mit dem 
Szepter erfolgte. Wie bald schon sollte vergessen sein, daß diese geistlichen 
Besitzungen zu einem wesentlichen Teile als angesammeltes Reichseigentum 
entstanden waren. Alles ist Kirchengut geworden. Und damit war dieser ge¬ 
waltige Reichtum dem Kaiser verloren und tatsächlich der päpstlichen Macht 
zugefallen. 
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§ 44. Nachdem die Versuche zur Einführung einer allgemeinen Reichssteu¬ 
er mißlungen waren und auf die Einziehung der Reichsgüter in kirchlichen 
Eländen verzichtet wurde, konnte das Ansehen der Kaiserkrone nur noch auf 
einen möglichst großen Privatbesitz begründet werden. Geldeinnahmen wur¬ 
den am meisten benötigt. Die geldwirtschaftliche Entwickelung war in Italien 
weit mehr als in Deutschland zur Durchbildung gekommen. So wurde denn die 
kaiserliche Politik auf neue Erwerbungen in Italien gerichtet. Hier wurden 
zunächst 1118 die Güter der verstorbenen Markgräfin Mathilde erworben. 
Inzwischen hatte seit dem XI. Jahrhundert der Beginn des Studiums des römi¬ 
schen Rechts in Oberitalien juristische Begriffe und Auffassungen verbreitet, 
welche einem kaiserlichen Eingriff in die Verhältnisse der lombardischen Städte 
sehr günstig waren. An Stelle der bis dahin herrschend gebliebenen Auffassung 
der Kaisermacht im Sinne des heiligen Augustin, trat die Lehre des römi¬ 
schen Absolutismus im Sinne der späteren römischen Kaiserzeit. Darnach 
waren die Regalien unveräußerliche Bestandteile der kaiserlichen ö Hoheits¬ 
rechte. Für die Finanzpolitik kamen hier namentlich die Zölle und das Münz- 
und Marktrecht in Betracht. Man hat berechnet, daß diese Regalien aus den 
lombardischen Handelsstädten jährlich die für damals sehr hohe Summe von 
18 !/2 Millionen Mark dem Kaiser liefern würden. Der Krieg begann, Mailand 
wurde von Grund aus zerstört (1162). In dem 1183 zwischen dem Kaiser und 
den lombardischen Städten geschlossenen Frieden mußte freilich zur größeren 
Hälfte auf diese Einnahmen verzichtet werden. Aber die Macht des Geldes 
war damals eine so gewaltige, daß die noch gezahlten Millionen zu einem 
wesentlichen Teile das Aufblühen des kaiserlichen Ansehens unter Fried¬ 
rich Barbarossa (1152 -1190) bewirken konnten. Der Kaiser aber war deshalb 
unablässig bemüht, seine italienischen Besitzungen tunlichst zu erweitern. 

Sein Sohn Heinrich VI. (1190 - 1197) heiratete die Erbin des leistungs¬ 
fähigen sicilianischen Normannenreiches. Der außerordentliche Glücksfall 
einer Gefangennahme des englischen Königs Richard Löwenherz, welcher 
für seine Freilassung die Summe von 10 Millionen Mark dem Kaiser zahlte, er¬ 
möglichte im Jahre 1194 auch die Eroberung des Königsreichs Sicilien. Die 
Hohenstaufen hatten den Schwerpunkt der finanziellen Unterlage ihrer 
kaiserlichen Macht aus Deutschland nach Italien verlegt. 
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§ 45. Aber das deutsche Kaisertum war damit nicht gerettet. Die aus den 
deutschen lehensstaatlichen Verhältnissen entnommenen kaiserlichen Be¬ 
amten waren mit den Verhältnissen der aufblühenden oberitalienischen 
Handelsstaaten in keiner Weise vertraut und traten hier möglichst 
ungeschickt auf. Diese Handelsstaaten erfreuten sich seit Beginn der Kreuzzü¬ 
ge einer außerordentlichen Zunahme ihres Reichtums. Sie selbst strebten nach 
der ö Handelsherrschaft über die Welt des Mittelmeeres. Wie hätten sie sich 
unter ein kaiserliches Regiment dauernd beugen sollen, dessen Lebensfähig- 
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keit wesentlich von ihren Steuerzahlungen abhing? Es kam deshalb sehr rasch 
zu Zwistigkeiten und kriegerischen Kämpfen, bei welchen auf Seiten der lom¬ 
bardischen Städte unvergleichlich reichere Mittel zur Verfügung standen. End¬ 
lich hat gerade die unmittelbare und fast ständige Nachbarschaft zwischen 
Kaiser und Papst wesentlich zur Verschärfung der persönlichen Gegen¬ 
sätze zwischen beiden beitragen müssen, die für die kaiserliche Familie in ei¬ 
ner Zeit, die von dem Gifthauch des Kapitalismus schon durchweht war, um so 
gefährlicher wurden, als seit Innocenz III. (1198 - 1216) es dem Papsttum bald 
gelingen sollte, der ganzen Christenheit eine päpstliche Geldsteuer aufzuerle¬ 
gen. Mit Hilfe dieser Steuereinnahmen konnte der Papst im letzten Drittel des 
13. Jahrhunderts in einem Jahre über 16 Millionen Mark verfügen, welche 
Summe sich durch Ablasspredigten und Schuldaufnahmen noch wesent¬ 
lich erhöhen ließ. Das Jahreseinkommen Kaiser Friedrich II. (1215 - 1250) 
aus seinem Königreich Sizilien, das den weitaus wertvollsten Teil seiner Ein¬ 
nahmen ausmachte, wird auf nicht ganz 1 1 /i Millionen Mark angegeben. 
Konnte es bei einer solchen Verteilung der materiellen Machtmittel zweifelhaft 
sein, welcher von beiden Gegnern der völligen Vernichtung preisgegeben war? 


Die Gegenkönige Philipp von Schwaben und Otto IV. (1198 - 1215) über¬ 
boten sich gegenseitig in bedenklichen Verschenkungen aus dem Reichsgu¬ 
te. Friedrich II., (1215 - 1250) wurde in Deutschland erst anerkannt, als er sich 
zu Opfern entschlossen hatte, die den Territorialherren, den geistlichen Fürsten 
und der Kurie Teile der ehemaligen Kaisermacht sicherten. Friedrichs Sohn 
Konrad IV. (1250 - 1254) verpfändete den letzten ö Rest der Hoheitsrechte 
des Reiches für ein kleines Heer, mit dem er nach Italien ging, um dort mit sei¬ 
nem Bruder Manfred für Erhaltung des sizilianischen Erbreichs zu kämpfen. 
Am 29. Oktober 1268 fiel auf dem alten Markt in Neapel das Haupt Konradins 
des letzten Sprößlings des schwäbischen Kaiserhauses der Hohenstaufen unter 
dem Beile des Henkers. Es war die kaiserlose die schreckliche Zeit (1254 - 
1273). Fast alle Fürsten, Adelige und Städte suchten sich im deutschen Reiche 
„reichsunmittelbar" d. h. möglichst selbstständig zu machen. Dem Ausver¬ 
kauf des Reichsgrundbesitzes und der Reichshoheiten war der Bankerott der 
lehenstaatlichen Kaiserkrone mit der Vernichtung der kaiserlichen Familie ge¬ 
folgt. Damit schließt die eigentliche Epoche des Lehensstaates. 
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Ö 3. Die Entstehung der Geldwirtschaft und des 
Kapitalismus im christlichen Abendlande. 


164 


§ 46. Mit dem Niedergang der Hohenstaufen war der Charakter der 
deutschen Kaiser und der deutschen Kaiserkrone ein völlig anderer gewor¬ 
den. Die Reichsfürsten sahen sich in ihrer Entwickelung zur vollen Souveräni¬ 
tät auf Kosten der Kaiserwürde soweit vorgeschritten, daß es zunächst keinem 
von ihnen nach der Stellung des ziemlich ausgeraubten Reichsoberhauptes 
gelüstete. Der Kaiserthron wurde deshalb für „arme" Reichsgrafen frei (Rudolf 
von Habsburg 1273 bis 1291, Adolf von Nassau 1292 bis 1298, Heinrich von 
Luxemburg 1308 bis 1313) nachdem diese Würde vorher sogar an Ausländer 
meistbietend vergeben worden war (Interregnum 1254 bis 1273). Erst als die 
Geschichte dieser Reichsgrafen gezeigt hatte, daß der deutsche Kaiser noch im 
Stande sei, durch Vergebung frei werdender Reichslehen an Mitglieder seines 
Hauses und durch eine kluge Heiratspolitik sich eine imponierende „Haus¬ 
macht" zu schaffen, um auf diesem Wege, wenn auch nicht Kaiser im lehens¬ 
staatlichen Sinne, so doch der Erste unter den Reichsfürsten zu werden, 
interessierten sich auch die Reichsfürsten wieder mehr für die Kaisercarriere. 
Die URSPRÜNGLICHE UNIVERSALITÄT DER LEHENSSTAAATLICHEN KAISERIDEE hatte 
sehr realen Erscheinungen gegenüber aufgehört, noch „zeitgemäß" zu sein. 
Die Einheit des christlichen Abendlandes unter dem weltlichen Schwerte des 
Kaisers war einer Vielheit nationaler und territorialer Staaten gewichen. 
Um das heilige römische Reich deutscher Nation herum hatten sich jetzt 
allmählich in Europa die Königreiche Frankreich, Spanien, England, Nor¬ 
wegen, Schweden, Dänemark, Polen, das Großfürstentum ö Littauen mit 
den Königreichen Neapel, Sizilien und Sardinien, dem Kirchenstaate und 
der Republik Venedig in Italien als durchaus selbständige Staaten gruppiert. 
Wenn im XVI. Jahrhundert unter Kaiser Karl V. und seinen Nachfolgern wie¬ 
der Weltherrschaftspläne deutlich genug hervortreten konnten, so handelte es 
sich um politische Bestrebungen, die auf dem Geldreichtum und den welt¬ 
weiten Handelsbeziehungen der Untertanen beruhten, es handelte sich um Er¬ 
scheinungen der Geldwirtschaft und des Kapitalismus, nicht mehr um An¬ 
schauungen die dem Lehensstaate und dessen Ideenwelt eigen waren. Folge¬ 
richtig erklärte deshalb der Kurverein zu Rhense 1338, daß der deutsche Kai¬ 
ser ohne Beteiligung des Papstes, durch einfache Majorität der deutschen 
Kurfürsten gewählt werde, wie schon seit 1179 die Papstwahl ausschliess¬ 
lich den Kardinälen Vorbehalten blieb. Der letzte in Rom gekrönte deutsche 
Kaiser war Friedrich III. (1440 bis 1493). Seit Ferdinand I. (1556 bis 1564) er- 
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folgte die Krönung von Kaiser und König in Frankfurt am Main. Die Gemein¬ 
schaft des geistlichen und weltlichen Schwertes, deren Trennung schon mit der 
Neuordnung der Papstwahl von 1179 eingeleitet wurde, fand so auch in dem 
rein zeremoniellen Vorgänge der Kaiserkrönung keinen Ausdruck mehr. 

Das Geld war seit dem XI., XII. und XIII. Jahrhundert als meistbestimmen- 
der, bald als fast allein bestimmender Faktor in die Geschichte des christli¬ 
chen Abendlandes eingetreten. Seine Macht hat nicht nur das lehensstaatliche 
Kaisertum vernichtet, sie hat auch die Ausbildung der vielen nationalen und 
territorialen Staaten wesentlich begünstigt, das Lehensheer der ritterlichen Va¬ 
sallen überflüssig werden lassen und in die Verhältnisse der hörigen dienst¬ 
pflichtigen Bauern zunächst bessernd eingegriffen, um später zumeist ihre La¬ 
ge wesentlich zu verö schlechtem. Weil jedoch in dieser damit eingeleiteten 
langen Reihe gewaltiger Revolutionen die mehr chronologische Betrachtungs¬ 
weise nur zu sehr gewohnt ist, die Ereignisse als Verdienst oder Schuld ein¬ 
zelner Personen aufzufassen, wird jede objektivere Geschichtsauffassung ge¬ 
zwungen sein, die großen entwickelungsgeschichtlichen Tatsachen in ih¬ 
rem INNEREN LOGISCHEN ZUSAMMENHÄNGE mit dem GROSSEN GEGENSÄTZE ZWI¬ 
SCHEN Land und Geld zur Darstellung zu bringen. 

§ 47. Die spezifische Verfassung des Lehensstaates ist die Summe jener 
Konsequenzen, welche sich aus der Tatsache ergeben, daß ein Volk auf der 
Basis seines Landgebietes sich einheitlich organisiert. Nur der Landbesitz 
gilt als „echtes Eigen". Jedes Recht an Grund und Boden muß sich direkt oder 
indirekt auf eine Verleihung durch den König bezw. Kaiser als Repräsentan¬ 
ten der Gesamtheit zurückführen. Nach dieser Verleihung gliederten sich die 
Heerschilder, denen das übrige Volk in Diensten und Arbeiten auf dem Boden 
untergeordnet war. Auf der alleinigen Organisationsbasis des unvermehrba¬ 
ren und unbeweglichen Grundbesitzes war für Staat und Gesellschaft nur eine 
ständische Gliederung möglich, wobei ein Stand dem anderen diente, eine 
Autorität die andere stützte und die notwendigen Naturalleistungen unfreie 
Arbeitsverhältnisse schufen. Weil aber der mittelalterliche Lehensstaat aufs 
Engste mit der römischen Kirche verflochten war, zeigten alle seine Glieder 
eine charakteristische Verschmelzung von Kirche und Staat. 
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Trotzdem war in der germanischen Geschichte früh schon das Geld 
NICHT UNBEKANNT GEBLIEBEN. RÖMISCHE und später SYRISCHE und JÜDISCHE 
Händler durchzogen das Land, um den Bernstein an der Küste der Ostsee, 
frisische Tücher, kostbare Felle usw. aufzukaufen. Karl dar Große, welcher die 
römische Münzordnung ö beibehalten hatte, erließ im Jahre 806 eine Verord¬ 
nung an die Königsboten, in welcher der Aufkauf von Getreide und Wein in 
Zeiten der Not zum Zwecke des Wiederverkaufs mit entsprechendem Gewinn 
als Wucher bei strengen Strafen verboten wurde. Also muß es schon da- 
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mals Spekulanten und ein spekulatives Kapital im Lande gegeben haben. Die 
Königsboten Karls des Großen versuchte man zu bestechen mit arabischen 
Goldmünzen, orientalischen Mänteln, cordovanischem Leder, antiken Vasen 
usw. Produkte, deren Vorhandensein im Reiche Karl des Großen das Bestehen 
internationaler Handelsbeziehungen zur Voraussetzung hatte. Auch das 
Karolingerreich vereinnahmte gelegentlich bedeutende Mengen edlen Me- 
talles. Die Eroberung des großen Ringwalles zwischen Donau und Theiß im 
Jahre 796 hatte einen unermesslichen Schatz, die vieljährige Kriegsbeute der 
Avaren aus dem Raube der Völkerwanderung, in die Hände der Franken fallen 
fassen. Karl der Große konnte deshalb seine Gefolgsmannen nicht nur mit aus¬ 
gedehnten Grundherrschaften, sondern auch mit Silber und Gold beschenken. 
So kann es denn nicht überraschen, daß gelegentlich eines Römerzuges eben 
dieses Gefolge von einem venetianischen Händler in Pavia viele und kostbare 
orientalische Prunkgewänder kaufte. Neben dem König und seinen Grafen ver¬ 
fügten damals die Bistümer und Abteien zum Teil über reiche Edelmetall¬ 
schätze, welche im X. und XI. Jahrhundert gegen entsprechende Sicherheit zu 
billigem Zinse ausgeliehen wurden. Mußten doch auch die Kirchen nicht nur 
ihre kostbaren Reliquien, sondern auch ihre kirchlichen Prunkgewänder 
durch Vermittelung des Handels aus dem Orient beziehen. Ja selbst der al¬ 
te kaiserliche Krönungsmantel war von kunstfertigen arabischen Händen 
gebildet worden. In den italienischen Handels ö Städten, in Südfrankreich, 
wie in Flandern war auch während der Völkerwanderung der Handelsver¬ 
kehr nicht vollständig ins Stocken geraten. Das Geld und der mobile Besitz 
waren also immer da, aber in so kleinen Mengen, daß sie im Leben des Volkes 
keine hervortretende Rolle spielen konnten. 

§ 48. Auch das hat die Zeit geändert. In Deutschland war seit dem XI. 
Jahrhundert für Zins- und Giltigkeiten die alternative Geldzahlung zu¬ 
gelassen. Seit dem XII. Jahrhundert finden wir eine Verallgemeinerung der 
Schatzung d.h. der direkten Abgabe der nicht hofhörigen Leute an den Terri¬ 
torialherrn in Geld. Seit dem XIII. Jahrhundert ist der städtische Geldumlauf 
gesichert. Seit dem XIV. Jahrhundert dringt das Geld auch in die ländli¬ 
chen Verhältnisse ein. Mit dem XVI. Jahrhundert beherrscht die Geldwirt¬ 
schaft alle Verhältnisse. 


Das entscheidende Ereignis in dieser Entwickelung bilden die Kreuz¬ 
züge (1096 bis 1291). Schon vor Beginn derselben hatten namentlich die ita¬ 
lienischen und französisch-burgundischen Handelsstädte einen lebhaften 
Verkehr mit dem kapitalistisch hoch entwickelten Handel des islamischen 
Weltreichs unterhalten. Bei dem fortschreitenden Verfall dieses Weltreiches 
verschärfte sich dann nicht nur die schlechte Behandlung der christlichen 
Händler wie der Pilger auf der Reise nach Palästina, es steigerten sich auch 
die Aussichten auf Erfolg im Falle eines kriegerischen Angriffs des christlichen 
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Abendlandes gegen das islamische Reichsgebiet. Schon waren die Waffen der 
CHRISTLICHEN REICHE auf DER PYRENÄISCHEN HALBINSEL GEGEN DIE MAUREN, 
die der Genueser, Pisaner und Normannen gegen arabische Teilherrscher 
im Mittelmeere siegreich vorgedrungen. Die kirchliche Reformbewegung ö 
hatte das religiöse Empfinden der Völker des christlichen Abendlandes wesent¬ 
lich gesteigert. Neben dem Verlangen, die heiligen Stätten Jerusalems aus den 
Händen der Ungläubigen zu befreien, wirkten partielle Hungersnöte (1095 
und 1145/47), die Aussicht auf maritime Eroberungen im Mittelmeere, auf 
die im Orient möglichen Gewinne zusammen, um unter Führung des Papst¬ 
tums, die ITALIENISCHEN HANDELSSTÄDTE mit den NORMANNISCHEN EROBERERN 
Süditaliens und den frommen Kreuzzugsrittern den Kampf um das heilige 
Grab mit dem Islam beginnen zu lassen. 
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§ 49. Es ist wichtig, die wirtschaftspolitischen Wirkungen der Kreuz¬ 
züge auf den verschiedenen Etappen ihrer Bewegung zu beobachten. 


Von Hause aus waren in den ersten Kreuzzügen die Ausrüstungsko¬ 
sten den Privatmitteln der Kontingentsherren und ihrer Vasallen überlassen. 
Aber auch auf den Durchzugslanden: Italien, Oesterreich, Ungarn, byzanti¬ 
nisches Reich, mußten sich diese Krieger auf eigene Rechnung verpflegen. 
Wo in Palästina die Kreuzfahrer auf die Zufuhr von Lebensmitteln durch die 
italienischen Handelsstaaten angewiesen waren, weil in den Wüsten keine Le¬ 
bensmittel erbeutet werden konnten, mußten die Kämpfer ums heilige Grab 
abermals in ihre eigene Tasche greifen. Die Vorbereitungen eines Kreuzzuges 
stellten deshalb ganz aussergewöhnliche Ansprüche an den Geldvorrat 
der betreffenden Länder. Was an edlem Metall irgendwie in der Familie, bei 
Freunden und Bekannten aufgetrieben werden konnte, wurde den Kreuzfah¬ 
rern mitgegeben. Da diese Hilfsquellen nur zu regelmäßig nicht ausreichten, 
griff man zu dem Mittel der Schuldaufnahme. Die Edelmetallvorräte der bis¬ 
herigen Geldgeber: der Bistümer und Abteien versagten rasch. Wo ein Zug von 
Kreuzfahrern die Heimat verlassen hatte, ö war mit ihm auch fast alles Bar¬ 
geld aus dem Lande verschwunden. Wer konnte in dieser allgemeinen Geld¬ 
notlage noch helfen? Nur die Juden. Sie hatten einen guten Teil ihres mobilen 
Vermögens selbst durch die Stürme der Völkerwanderung zu retten gewußt. 
Ihre Stellung war schon im Frankenreich keine ungünstige. Karl der Große be¬ 
diente sich eines Juden als Gesandten für sein Reich, um mit dem Chalifen in 
Bagdad Handelsbeziehungen anzubahnen. Jetzt bot man den Juden im Falle 
ihrer Niederlassung eine Reihe wichtiger Privilegien. Während den Chri¬ 
sten das Zinsnehmen für ein Darlehen im allgemeinen als Wucher verboten 
war, sicherte man nun den Juden die Handelsfreiheit und das Recht zu, gegen 
Zinsen, oder wie man damals zu sagen pflegte gegen „Judenschaden", Geld 
zu leihen. Sie erhielten ihre eigene Gerichtsbarkeit, das Recht des Sklaven¬ 
handels, sie durften Christen als Ammen und Knechte verwenden u.s.w. 
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Der übliche Judenschaden scheint damals sich zwischen 40 und 50 % pro Jahr 
bewegt zu haben. Es werden aber auch Judenzinsen bis zu 174 % und mehr 
berichtet. Die Darlehen gewährten sie gegen Verpfändung mobiler und immo¬ 
biler Güter. Für Grundbesitzungen wurde der Verpfändungsvertrag in die 
Form eines bedingten Kaufvertrages gekleidet. Wenn der Schuldner den ver¬ 
einbarten Betrag zu dem festgesetzten Termine nicht leisten konnte, war der 
Gläubiger Eigentümer des betreffenden Landes. So kam es nach Beginn der 
Kreuzzüge innerhalb der Bevölkerung rasch zu einer ungeheueren Vermö¬ 
gensverschiebung durch Vermittlung des Geldes. Der Handel blühte hin¬ 
ter den Kreuzzugsheeren auf. Den Juden waren die alten Handelswege nach 
dem Orient wie nach dem Herzen von Asien längst bekannt. Bald gehörten 
den Geldgebern eine Reihe der schönsten Besitzungen des Adels, ganze Dör¬ 
fer ö und fast ganze Städte. Die Judenverfolgungen hatten schon mit dem 
ersten Kreuzzuge begonnen, meist ausgehend von den armen Pilgern, welche 
meinten, zur Plünderung der Juden ein Recht zu haben, weil sie die älteren 
Feinde des Christentumes und die Mörder des Heilandes seien. Die bald immer 
mehr hervortretenden gewaltigen Vermögensverschiebungen gaben dieser an¬ 
tisemitischen Bewegung immer neue Nahrung. Die Landesherren und Bischöfe 
schützten nicht überall die Juden gegen die Ausräubung durch die aufgereg¬ 
te Volksmasse. Häufig teilten sich die Landesherren und Städte in den Ertrag 
der nach bestimmten Rechtsnormen durchgeführten „Expropriation der Expro¬ 
priateure". Außerdem wurde durch päpstliche Bulle der Kreuzfahrer von der 
Pflicht entbunden, während der Dauer seiner Abwesenheit Schuldzinsen zu 
entrichten und die Eröffnung der Exekutionsverfahren gegen Kreuzfahrergut 
innerhalb dieser Frist verboten. 
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Aber — man konnte die gewerbsmässigen Geldleiher und Handels¬ 
treibenden nicht mehr entbehren. Bald wurden deshalb den Juden von neu¬ 
em ihre früheren Privilegien bestätigt. Der Reichtum in ihrer Hand nahm von 
neuem zu. Darauf folgte ihre abermalige Enteignung. Und so ging das Spiel 
der Kräfte weiter, bis die Landesherren die Juden unter ihren besonderen 
Schutz nahmen, sie damit zu ihren Leibeigenen machten, um allein das Recht 
zu üben, das in den Händen und Taschen der Juden sich ansammelnde Ver¬ 
mögen von Zeit zu Zeit auszuschröpfen. In Deutschland sind so unter Kaiser 
Konrad III. (1138 - 1152) die Juden zu „kaiserlichen Kammerknechten" (ser- 
vi camerae) geworden. Weil aber auch damit die Rechtsauffassung bestehen 
blieb, daß den Juden jederzeit ihr Vermögen genommen werden könne und 
außerdem bald durch das Auftreten christlicher ö Banquiers und christli¬ 
cher Kaufleute die Stimmung gegen die Juden sich noch verschärfte, begann 
mit dem XV. Jahrhundert die Wanderung der Juden von Mitteleuropa nach 
dem Osten, nach Polen und Russland. Nur die kapitalistisch hoch ent¬ 
wickelten Länder wie Holland und England sahen im XVI. und XVII. Jahr- 
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hundert schon gerne die Zuwanderung der Juden mit ihrem Geldreichtume. 
Hier begann auch zuerst ihre politische Gleichstellung mit der einheimi¬ 
schen christlichen Bevölkerung. 

Wo, wie in den italienischen Städten, die gewerbsmässigen Kreditge¬ 
ber von Anfang an Christen waren, kam es rasch zur Ausbildung einer neuen 
Aristokratie des Geldes, welche zur Beseitigung der lehensstaatlichen Verfas¬ 
sung in Oberitalien wesentlich beitrug und zu einem guten Teil an der weiteren 
Befestigung der Geldwirtschaft und des Kapitalismus in Europa mitgewirkt 
hat. 

§ 50. Während sich diese Vorgänge in der Heimat der Kreuzzugsheere ab¬ 
spielten, können wir auf dem Wege bis nach Palästina folgende Begünsti¬ 
gungen des Geldes und der Geldwirtschaft wahrnehmen. 


Die UNGEHEURE STEIGERUNG DES PERSONENVERKEHRS DURCH DAS MlTTEL- 
meer nach Syrien und Palästina haben den Handelstädten in Italien und Süd¬ 
frankreich, welche die Ueberfahrt besorgten, gewaltige Geldeinnahmen zuge¬ 
führt. Dieser wesentlichen Zunahme des Personenverkehrs folgte ein nicht min¬ 
der starkes Anwachsen des Warenverkehrs und notwendigerweise auch ei¬ 
ne entsprechende Zunahme des internationalen Zahlungs- und Geldver¬ 
kehrs. Schon der erste Kreuzzug entpuppte sich in Syrien und Palästina als 
ein Beutezug der land- und geldhungrigen Machthaber. Im dritten Kreuzzu¬ 
ge ließ Richard Löwenherz von England nach der Eroberung von Akkon 
(1191) 2000 Gefangene niederömetzeln, weil Saladin nicht ohne weiteres das 
auf 200 000 Goldstücke angesetzte Lösegeld für sie bezahlte, wie bei Abschluß 
der Kapitulation angenommen wurde. Dann ist das Kreuzherr über diese Lei¬ 
chen hergefallen, um in deren Eingeweiden nach Gold zu suchen, das die Ge¬ 
fangenen möglicherweise verschluckt haben könnten. Bei seinem Weggange 
aus Palästina hat derselbe Richard Löwenherz islamische Gefangene gegen 
Lösegeld an Saladin freigegeben, dafür aber nicht wie verabredet war, christ¬ 
liche Gefangene ausgelöst, sondern dieses Geld für sich behalten und jene ih¬ 
rem Schicksal überlassen. Im Lager der Kreuzheere hatte die leidenschaftliche 
Spielwut um Geld bald so bedenkliche Zustände herbeigeführt, daß die La¬ 
gerstatuten bestimmten: Ritter und Kleriker dürfen innerhalb 24 Stunden nur 
1 1/2 Pfund Silber (etwa 150 Mark) verspielen, wenn aber Erzbischöfe oder Lür- 
sten in der Spielergesellschaft anwesend waren, bestanden für das Geldverspie¬ 
len keine Schranken. Solche Bestimmungen sind um so beachtenswerter, als die 
Kreuzfahrer im Orient für jede aufgenommene Schuldsumme Wucherzin¬ 
sen zu entrichten hatten. Selbst die geistlichen Ritterorden, wie die Templer 
und Johanniter, welche nach dem mönchischen Gelübde der Keuschheit, des 
Gehorsams und der Armut zum Kampf gegen die Ungläubigen gegründet wa¬ 
ren, wurden in solchen Zeiten rasch reiche und mächtige Handelsleute, 
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die dem Parteizwist und dem Konkurrenzneid soweit verfallen konnten, daß 
in Akkon bald die Tempelherren alle anwesenden Johanniter, bald die Jo¬ 
hanniter alle anwesenden Templer überfielen und erschlugen. Es kann des¬ 
halb kaum überraschen, daß in der gleichen Zeit die italienischen Handelsstaa¬ 
ten Genua, Pisa und Venedig auf orientalischem Gebiete sich gegenseitig 
blutige Schlachten lieferten und sich gegenseitig dem gemeinsamen Feind 
verrieten. Bis ö zu solchem Maße hatten sich während der Kreuzzüge die ka¬ 
pitalistischen Leidenschaften der Völker des christlichen Abendlandes an dem 
glänzenden Reichtum des Orients entzündet. 

§ 51. Trotz dieser scharf hervorstechenden Konflikte der kapitalistischen 
Entwickelung vollzog sich in Mitteleuropa die Einführung der Geldwirtschaft 
so allmählich, so ganz selbstverständlich, in organischer Weiterbildung der be¬ 
stehenden Verhältnisse, daß dem Quellenforscher für die wichtigsten Vor¬ 
gänge keinerlei Ueberlieferungen zu Gebote stehen. 
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Die heimische Wiege der Geldwirtschaft ist die Stadt mit ihren Bürgern 
im Gegensatz zum Land mit seinen Bauern und Rittern als den historischen 
Vertretern der Naturalwirtschaft. Im XI. Jahrhundert hören wir auf einmal von 
deutschen Städten und deutschen Städtebürgern. Im XII. und XIII. Jahr¬ 
hundert mehren sich die Städtegründungen. Im deutschen Nordosten allein 
hat man für diese Zeit 350 Städte gezählt. Woher kam die Stadt und die Stadt¬ 
freiheit im Gegensätze zur ständigen Gebundenheit des Landes innerhalb der 
lehensstaatlichen Verfassung? 

In Italien und Südfrankreich ist es einzelnen alten Städten wie Amalfi, 
Venedig, Marseille, Toulouse gelungen, ihre selbständige Magistratsverfas¬ 
sung aus der Römerzeit durch die Wirren der Völkerwanderung zu erhalten. 
Bei der tiefgehenden Abneigung der Germanen gegen Städte, ist selbst für 
Köln, Trier, Mainz, Metz, Strassburg, Augsburg u.s.w. unter der Herrschaft 
der Franken die Verfassung der Landgemeinden zur Einführung gekommen. 
Ein Graf oder Bischof herrschte über die Masse der unfreien Leute, die ihm zu 
Diensten und Reichnissen verpflichtet waren. Wie ist daraus die Stadtfrei¬ 
heit entstanden? Unsere historischen Quellen ö schweigen darüber. Aber 
dieser ganze tiefgreifende Umbildungsprozeß ist trotzdem nationalökonomisch 
unschwer zu erklären. 


Durch die Bildung der grossen Grundherrschaften war eine erhöhte 
Konzentration wirtschaftlicher Güter in einer Hand gegeben, welche na¬ 
turgemäß einen quantitativ gesteigerten Konsum des Grundherrn veranlaß- 
te. Dieser größere Vorrat an Verbrauchsgütern konnte durch Austausch gegen 
andere Güter leicht in eine qualitative Verbesserung des Konsums sich ver¬ 
wandeln. Es ist bekannt, welche Anregungen daraus die Anfänge des Handels 
geschöpft haben. Mit dieser Verfeinerung und Vervielfältigung der Verbrauchs- 
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Bedürfnisse des Grundherren kam es notwendigerweise auch zu einer höhe¬ 
ren Wertschätzung der bis dahin zumeist unfreien gewerblichen Arbeit. 
Der naturgemäße Ausdruck hierfür war die, im Verhältnis zur Landarbeit 
höhere Entlohnung der besseren gewerblichen Arbeit. Da aber die landes¬ 
übliche Entlohnung zum Lebensunterhalte ausreichte, war mit dieser höheren 
Entlohnung die Möglichkeit der Ansammlung eines mobilen Vermögens in 
der Hand dieser noch unfreien Arbeiter gegeben. Und an diese Tatsache knüp¬ 
fen sich eine Reihe wichtiger Konsequenzen, die zu einer Zertrümmerung der 
Lehensverfassung zunächst in der Stadt führen mußten. 

§ 52. Was die bäuerliche Arbeit als Ertrag der Felder erntet, das verdankt 
sie vor allem in sichtlicher Weise dem Segen Gottes, wie er sich über das unver¬ 
mehrbare und unbewegliche Land alljährlich ausgießt. Dem Bauern ist deshalb 
die Achtung vor der Autorität kirchlicher und weltlicher Obrigkeit bis zu 
dem Maße zur zweiten Natur geworden, daß selbst das politische Programm 
der Bauernkriege diese Grenze innehielt. Nicht ö minder ist aus dem gleichen 
Grunde dem Bauern die ständische Gliederung der Gesellschaft und seine 
Unterordnung von Hause aus verständlich. Der Händler erblickt ebenso wie 
der gewerbliche Arbeiter in den ökonomischen Resultaten seiner Bemühun¬ 
gen vor allem das Resultat seiner Energie, seiner Klugheit und Geschick¬ 
lichkeit. Sein beliebig vermehrbares, bewegliches Vermögen ist deshalb ge¬ 
wissermaßen die MATERIELLE FORTSETZUNG SEINER EIGENEN PERSÖNLICHKEIT. 
Ein wesentlich gesteigertes Selbstbewusstsein ist die natürliche Folge. Damit 
tritt an Stelle der Achtung vor der Autorität eine schärfere Kritik der obrig¬ 
keitlichen Handlungen, an Stelle einer fast selbstverständlichen Unterordnung 
das lebendige Bedürfnis nach Freiheit, Gleichheit und Anteilnahme an der 
obrigkeitlichen Gewalt, an Stelle einer konservativen Vorliebe für Erhaltung 
des Bestehenden die entschiedene Neigung für Annahme zweckmässiger 
Neuerungen. Und während der Bauer glaubt, mit der gelegentlich guten Ern¬ 
te wie mit einem Mißwachs des Jahres sich bescheiden zu müssen, wird die 
Gewinnstgrösse der händlerischen und gewerblichen Tätigkeit bald nur 
eine Frage der besseren Organisation des Unternehmens, die mit dem wach¬ 
senden Verkehr und mit der stetig wachsenden Gewinnsucht in der einen oder 
der anderen Form der Weltherrschaft zustrebt. 
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All diese in der Ausbildung des mobilen Vermögens und in der Entstehung 
der Geldwirtschaft enthaltenen Evolutionsideen kamen in Fluß, sobald der ein¬ 
fache praktische Fall eintrat, daß der Grundherr von seinen Untergebenen 
ein Darlehen aufnahm. Anlaß hierzu bot sich gerade damals genügend häu¬ 
fig. Sobald jedoch ein solches Geschäft abgeschlossen war, verpflichtete sich der 
Grundherr zu bestimmten Leistungen an seine ö Untergebenen. Das aber 
bedeutete den Umsturz der lehensstaatlichen Ordnung. Denn wer im Le¬ 
hensstaate Reichnisse empfängt, ist der Herr, wer sie leistet, der Knecht. Dieser 
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Darlehensvertrag machte den Knecht zum Herren, den Herrn zum Knechte. 
So war denn leicht begreiflich der Grundherr jetzt damit einverstanden, daß 
das Stadtgebiet von dem System des Lehensstaates ausgenommen wurde. 
Die Stadtluft machte frei! Kein Zinshuhn flog über die Stadtmauer! Bald war 
die hofrechtliche Vergangenheit der Stadt vergessen. Der Gegensatz zwischen 
Stadtrecht und Lehensrecht, zwischen Geldwirtschaft und Naturalwirt¬ 
schaft, zwischen Stadt und Land war geschaffen. Gewiß verdankt unsere mo¬ 
derne Kultur der Entstehung der Geldwirtschaft und der Städte außerordent¬ 
lich viel. Hier sind die herrlichen romanischen und gotischen Dombauten und 
Rathäuser im XIII. bis XV. Jahrhundert entstanden, denen dann Renaissance¬ 
bauten folgten. Die wissenschaftlichen Studien, deren Aufleben die Völker 
des christlichen Abendlandes ihren Beziehungen zu den Arabern und Byzan¬ 
tinern verdankten, fanden vor allem in den Städten ihre Pflege. Die Sonne 
der neuen Zeit mit ihren wichtigen Erfindungen und Entdeckungen war 
zunächst in den Städten aufgegangen und von dem geldwirtschaftlichen In¬ 
teresse getragen worden. Erst der wesentlich gesteigerte Verkehr hat eine ra¬ 
tionellere Getreideversorgungspolitik ermöglicht. Die Periode der Wan¬ 
derung in Hungersjahren wurde durch die Errichtung von Getreidemaga¬ 
zinen — in Deutschland durch Kaiser Karl IV. vom Jahre 1362 — und durch 
wesentliche Erweiterung der Getreidezufuhrgebiete abgeschlossen. Aber 
der gesteigerte internationale Verkehr, wie er durch die Kreuzzüge eingeleitet 
wurde, brachte auch eine Reihe furchtbarer Volksseuchen aus dem Orient 
nach Europa. Und ö der gleichen geldwirtschaftlichen Wurzel entstammen 
all jene grossen Konflikte und Krisen, welche der Geschichte der Völker des 
christlichen Abendlandes angehören und als Reformation, Bauernkriege, po¬ 
litische UND SOZIALE REVOLUTION, NIEDERGANG DER VÖLKER USW. in diesem 
Zusammenhänge als organische Entwickelung erkannt und betrachtet werden 
sollen. 
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Ö 4. Der Kapitalismus in der Kirche. 


§ 53. Große weltweite Organisationen, wie die Kirche im Mittelalter, 
können zur Erfüllung ihrer Aufgaben des Reichtums nicht entbehren. 
Einsichtsvolle Schenkungen haben deshalb früh schon dazu beigetragen, die 
römische Kirche wohlhabend zu machen. Zur Zeit des Papstes Gregors des 
Großen (590 bis 604) umfaßte ihr Grundbesitz 85 Quadratmeilen, die als 
Streubesitz auf Italien, Gallien, Illyrien, Dalmatien, Afrika und Kleinasien sich 
verteilten. Dem folgten weitereGROSSE Schenkungen unter denLANGOBARDEN- 
und Frankenkönigen. Zu Beginn der Kreuzzüge schätzte man den Grundbe¬ 
sitz der Kirche in Frankreich auf 1/3, in England auf 1/2, in Deutschland auf 2 /s 
des ganzen Landes. Mit Aufkommen des geldwirtschaftlichen Verkehrs 
wuchs auch in Rom das Bedürfnis nach Geldeinnahmen. So ist im IX. Jahrhun¬ 
dert in England der Peterspfennig entstanden und nach und nach in den 
nordischen Reichen Dänemark, Schweden und Norwegen, in Polen und in 
den Gebieten des deutschen Ordens eingeführt worden. 

Da kamen die Konflikte mit den Muslimen. 


Selbst Rom wurde schon 846 von plündernden arabischen Horden heim¬ 
gesucht. Das islamische Prinzip des auf Eroberung ausziehenden bewaffneten 
Propheten machte sich in der römischen Kirche unangenehm bemerkbar. In 
den Kreuzzügen tritt dann auch die christliche Kirche ihren Feinden und Wi¬ 
dersachern mit Waffen entgegen. Und dabei zeigte es sich bald, daß Kriege 
durch Geld unterhalten werden müssen. Die erdrückende Last der Selbst¬ 
ausrüstung ließ den Kreuzzugseifer der Ritter rasch erlahmen. Niemand konn¬ 
te sich der Erkenntnis verschließen, daß es ein Unsinn sei, vom Krieger, der für 
Ö alle kämpft, auch noch die alleinige Tragung der Kriegskosten zu verlan¬ 
gen. So versuchten denn vor dem 2. und 3. Kreuzzuge zunächst England und 
Frankreich durch einen allgemeinen Steuerzehnt, der sich auch auf den Kir¬ 
chenbesitz erstreckte, die erforderlichen Geldmittel aufzubringen. Das führte 
zu scharfen Protesten auf Seiten der Geistlichkeit, welche sehr entschieden die 
Auffassung vertrat, daß nicht der Staat, sondern nur die Kirche das Bezehn- 
tungsrecht für Kirchengüter besitze. Diese Streitfrage wurde dem Papst zur 
Entscheidung vorgelegt. Die daran sich knüpfenden Erwägungen führten im 
Jahre 1199 zur Einführung der päpstlichen Kreuzzugssteuern durch In- 
nocenz III., durch welche das Prinzip der Steuerfreiheit der Kirchengüter und 
der Kleriker der weltlichen Macht gegenüber gewahrt blieb. 
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Außerordentlich begünstigt wurde diese päpstliche Entscheidung durch 
jene eigenartigen Wandlungen, welche die Lehre vom Kirchengut im Lau- 
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fe der Jahrhunderte durchgemacht hatte. Ursprünglich war das 
Kirchengut ein angesammelter Gütervorrat, welcher zum Teil für Unterhalt 
der Kirche, des Lichtes u.s.w. bestimmt war, im Wesentlichen aber dazu diente, 
um im Bedarfsfälle für die Armen verwendet zu werden. Man hat deshalb 
das Kirchengut unter den ersten Christen als „Armengut" bezeichnet. 
Dann war mit der Annäherung der christlichen Kirche an den römischen 
Staat Kirchengut „Bischofsgut" geworden. Unter der Frankenherrschaft 
war das Kirchengut zwar Eigentum der Kirche, aber der fränkische König 
hatte das Verfügungsrecht darüber. Der Niedergang der Karolinger wandel¬ 
te das Kirchengut in Bayern z.B. in „Herzogsgut". Dann wurde das Kirchen¬ 
gut als „Reichsgut" betrachtet, bis die Kirchenreformer die Theorie aufstellten: 
Kirchengut sei „Christi Gut", ö eine Auffassung, welche auch von Thomas 
von Aquin geteilt wurde. Die zu Ende des XIII. Jahrhunderts verkündete Leh¬ 
re sah in dem Kirchengut „Papstgut", welcher Auffassung die Theorie von 
dem Gesamteigentum der Kirche als einheitliche Institution folgte. Die 
drei zuletzt genannten Theorien begünstigten die Besteuerung der Kirchengü¬ 
ter durch den Papst gleich sehr. Denn nach der Theorie der göttlichen Proprietät 
besteuerte der Papst als Vertreter Gottes, nach der Papaltheorie als Eigentümer, 
nach der Gesamtkirchentheorie als Vertreter dieser Gesamtkirche. 
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§ 54. Im Allgemeinen charakterisierten sich die päpstlichen Kreuzzugs¬ 
steuern als KOMBINIERTE VERMÖGENS- UND EINKOMMENSTEUER, insofern Vom 
Grundbesitz ein entsprechender Prozentsatz des Einkommens, vom mobilen 
Vermögen ein entsprechender Prozentsatz des Wertes erhoben wurde und 
zwar auf Grund eines besonderen Steuerkatasters. Die Steuern wurden nicht 
regelmäßig, sondern nach Bedarf, dann aber mehrere Jahre hintereinander er¬ 
hoben. In der Einforderung wie in der Bemessung dieser Steuern war der 
Papst prinzipiell unbeschränkt und nicht einmal an die Verwendung der 
Einnahmen zu dem zuerst bekannt gegebenen Zwecke gebunden. Die Dom¬ 
herren und Patrone der Kirchengüter protestierten zwar gegen diese Rechts¬ 
auffassung und forderten die Zustimmung der Steuerträger für Besteuerung 
wie für Zweckänderung. Solange aber die weltliche Gewalt mit der Kurie 
einig war, wurde mit aller Strenge gegen nichtzahlende Geistliche mit Exkom¬ 
munikation, Gefangennahme und Einziehung der Güter und Pfründen vor¬ 
gegangen. Immerhin zeigten diese Vorgänge schon die Schwäche der ganzen 
Steuerorganisation. 

Besonderes Interesse verdient noch die Zahlungsart dieser päpstlichen 
Steuern. Die verschiedenen Teile des ö christlichen Abendlandes waren wirt¬ 
schaftspolitisch wenig gleichmäßig entwickelt. Namentlich in den nördlich ge¬ 
legenen Ländern hatte die Geldwirtschaft kaum Eingang gefunden. Hier konn¬ 
ten die Steuern nur in Naturalien wie getrocknete Fische, Wolle, Getreide 
u.s.w. entrichtet werden. Andere Länder konnten zwar diese Abgaben in ba- 
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rer Münze zahlen, aber das Münzwesen war damals wenig geordnet, sehr 
ungleich und fast alle Münzen waren zu Soldzahlungen in Palästina, Aegyp¬ 
ten oder Syrien unverwendbar. Die päpstliche Steuererhebung mußte deshalb 
all diese verschiedenartigen Steuerleistungen in eine für den damaligen in¬ 
ternationalen Verkehr gangbare Münze umwandeln, um dann erst den 
Steuerertrag dem Papste zur Verfügung zu stellen. Zur Lösung dieser Aufga¬ 
be bediente sich die päpstliche Politik besonderer Kollektoren, welche den 
norditalienischen Kaufmannskreisen entnommen waren. Diese beauftrag¬ 
ten Kaufleute übernahmen die Naturalien an Ort und Stelle zum Lokopreis 
für eigene Rechnung, um sie dann auf geeignet erscheinenden Märkten zu 
verwerten. Sie übernahmen die Zahlungen in den verschiedenen Landes¬ 
münzen nach dem Metallwert, um die Gesamtsumme dann in gangbaren 
Goldmünzen an jenen Plätzen zu hinterlegen, welche vom Papste namhaft ge¬ 
macht wurden. Unter diesen sind London, Paris, Venedig an erster Stelle zu 
nennen. Zumeist gehörten diese päpstlichen Kollektoren der Wollzunft an. 
So hat der direkte geschäftliche Verkehr zwischen Italien und den nordi¬ 
schen Ländern Europas in Wolle und wollenen Tüchern sich außerordentlich 
belebt. Aber auch der Verkehr mit Geldanweisungen und Wechselbriefen 
ist erst durch diese päpstlichen Einrichtungen im christlichen Europa zur 
Einführung gekommen. Die Gewinnstchancen der Kollektoren waren bei die¬ 
sen kompliö zierten Geschäften um so größer, je häufiger noch Kreditgeschäf¬ 
te mit den Klerikern und kirchlichen Instituten damit verbunden waren. 
Wer den nach dem Steuerkataster eingeforderten Betrag nicht bezahlen konn¬ 
te, ließ sich von den Kollektoren Vorschuß geben, wofür Kirchengut oder spä¬ 
ter fällig werdende Bezüge verpfändet wurden. Trotz der Wucherzinsen, wel¬ 
che in solchen Fällen die Kaufleute berechneten, fanden sie in der Beitreibung 
ihrer Ausstände volle Unterstützung von Seiten der päpstlichen Gewalt. Kle¬ 
riker welche nicht zahlen konnten, wurden exkommuniziert, das verpfändete 
Kirchengut den Gläubigern ausgeliefert. Das Amt eines päpstlichen Steuerein¬ 
nehmers bot deshalb vorzügliche Gelegenheiten, sich rasch zu bereichern. An 
Bewerbern um diese Stellen fehlte es nicht. Im XIII. Jahrhundert wurden die¬ 
se pästlichen Kollektoren zunächst den Städten Piacenza, Asti, Cahors, dann 
Bologna und Siena entnommen, im XIII. Jahrhundert kamen die päpstlichen 
Geldgeschäfte in die Hand der Florentiner Banken und namentlich in die der 
Medici. Der florentinische Goldgulden, welcher seit 1252 geprägt wurde, ist 
auf diesem Wege zur Weltmünze geworden. Seit dem letzten Viertel des XV. 
Jahrhunderts traten die Augsburger Fugger diese Erbschaft der Medici an, um 
sie bis zu ihrem Bankrott Mitte des XVI. Jahrhunderts zu behalten. 
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§ 55. Der finanzielle Ertrag der Kreuzzugssteuern war ein ganz au¬ 
ßerordentlicher. Ihr Jahreserträgnis wird für das letzte Drittel des XIII. Jahr¬ 
hunderts von Gottlob auf 20 Millionen Franken geschätzt. Die ordentlichen 
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französischen Staatsrevenuen waren in dieser Zeit nach Abzug der Erhebungs¬ 
kosten 4 800 000 Franken. Der päpstliche Zehent aus Frankreich aber erreicht 
5 280 000 Franken. Die päpstliche Steuereinnahme aus England wird auf 4 Mil¬ 
lionen Franken angegeben. Das grösste Privatvermögen innerhalb des christ¬ 
lichen Abendlandes war im ö XV. Jahrhundert das der Medici, welches für 
1440 auf 5 Millionen Mark geschätzt wird. Der Reichtum der Fugger soll im 
Jahre 1546 40 Millionen Mark erreicht haben. Durch Ablaßpredigten und Anlei¬ 
hen konnten diese Geldeinnahmen des Papstes noch derart gesteigert werden, 
daß von Martin IV. (1281 - 1285) nach Gottlob berichtet wird, er habe in den 4 
Jahren seines Pontificats die enorme Summe von 366 Millionen Mark für poli¬ 
tische Zwecke aufgewendet. Das wären pro Jahr 91 1/2 Millionen Mark. Wenn 
auch diese Ziffer wesentlich zu hoch gegriffen sein mag, so bleiben doch die 
Päpste des XIII. Jahrhunderts durch ihr Besteuerungssystem die reichsten 
Herren der Christenheit. 
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Hand in Hand damit ging eine ungeheure Zunahme der politischen Macht 
der Päpste. Innocenz IV. (1243 bis 1254) kämpfte gegen Kaiser Friedrich II., un¬ 
terstützte die deutschen Gegenkönige Heinrich Raspe und Wilhelm von Hol¬ 
land, wie den Kaiser Balduin im Osten, schenkte viele Millionen Fudwig dem 
Heiligen von Frankreich zu seinem Feldzug gegen Aegypten, ebenso den Kö¬ 
nigen von Aragonien und Kastilien zu ihren Kämpfen gegen die Mauren und 
schickt dem Könige von Norwegen reiche Subsidien zu dessen Eroberungs¬ 
zügen gegen die heidnischen Sambitten und Esthen. Fast alle Könige und 
Fürsten standen jetzt im Sold des Papstes und bemühten sich, aus seinen so 
wohl gefüllten Geldkisten einen möglichst großen Anteil zu erbitten. Es kann 
deshalb kaum überraschen, daß auf diese Weise die Päpste dem erstrebten 
Ziele der Universalmonarchie immer näher rückten. England, Schottland, 
Polen, Ungarn, Bulgarien, Aragonien und Sizilien waren päpstliche Fehen ge¬ 
worden und die deutsche Kaiserkrone wurde von Rom aus vergeben. 

§ 56. Dennoch vermochte diese Politik des Geldreichtums und der po¬ 
litischen Macht für die Kirche ö keine dauernden Erfolge zu zeitigen. Es 
konnte nicht ausbleiben, daß damit Missstände verschiedener Art sich ver¬ 
knüpften, welche kritisch denkende Männer um so leichter zu öffentlichen An¬ 
klagen veranlaßte, je weniger diese Zustände mit den Worten des Evangeli¬ 
ums in Einklang zu bringen waren. Die erste Reaktion dieser Art erwuchs 
aus der Pariser Theologenschule des Peter Abälard (1079 - 1142). Ihr am 
meisten hervorragender Schüler war Arnold aus Brescia in Italien. Er führ¬ 
te das Verderben der Kirche vornehmlich auf ihren Reichtum zurück. Abhilfe 
könne durch Beseitigung der Verweltlichung der Kirche und des Klerus und 
durch Rückkehr zum Christentum der Apostel erreicht werden. Er forderte 
deshalb Verzichtleistung der Kirche auf weltliche Macht und irdischen 
Besitz. Anfangs durch den Papst Cölestin II. begünstigt, bemächtigte sich Ar- 
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nold dann selbst der politischen Macht in Rom und fand 1155 ein gewaltsames 
Ende. Aber auch der berühmte Kreuzzugsprediger Abt Bernhard von Clair¬ 
vaux (1091 - 1153) ERKANNTE DIE GEFAHREN DES WACHSENDEN REICHTUMS FÜR 
die Kirche. Das Kloster Cluny war ihm schon zu wohlhabend geworden. Es 
war nicht nach seiner Meinung, daß die cluniacensische Kirchenreform von ei¬ 
ner Befreiung der Kirche aus weltlichen Fesseln zu einer Verweltlichung der 
Kirche führte. Mit seinen Genossen gründete er in tiefer Waldeinsamkeit das 
Kloster Clairvaux in Burgund, und seinem Schüler, dem nachmaligen Papste 
Eugen III. (1145 - 1153) gab er bei Uebernahme seines hohen Amtes ernste 
Mahnungen gegen den Reichtum der Kirche mit auf den Weg. Im Jahre 1170 
begann die Bewegung des Petrus Waldus, eines reichen Kaufmanns in Lyon, 
welcher seinen gesamten Besitz unter die Armen verteilte. Nach seiner Auffas¬ 
sung war die Kirche zu Grunde gerichtet worden durch die erlangte weltliche 
Herrschaft. Seine ö Tätigkeit war darauf gerichtet, durch Verbreitung der 
heiligen Schrift in Wort und Tat die Wiederherstellung der ursprüngli¬ 
chen Reinheit der Kirche bei freiwilliger Armut zu erreichen. Die Evangeli¬ 
en wurden in die Sprachen des Volkes übersetzt und den Laien in die Hand ge¬ 
geben, welche auch predigen durften. Waldus fand namentlich unter den Woll- 
und Seidenwebern viel Anhänger. Die Waldenser Prediger, die zumeist Laien 
waren, durften nichts besitzen und waren zum fortwährenden Reisen und Pre¬ 
digen verpflichtet. Anfangs wollte sich die neue Gemeinde vom Papste nicht 
trennen. Das Bibellesen und die Laienpredigt brachten sie jedoch mit der Kirche 
in Konflikt. Sie wurden verfolgt und dadurch zerstreuten sich die Waldenser 
Weber über Frankreich bis nach Flandern, über Norditalien und Deutschland 
bis nach Böhmen, um überall unter der gewerblichen Bevölkerung der Städte 
ihre Lehren zu verbreiten. 
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§ 57. Trotz all dieser Zeichen der Zeit wurde die Kirche in der einmal be¬ 
gonnenen Entwickelung immer weiter gedrängt. Die Mißerfolge der Kreuz¬ 
zugsbewegung führten im Jahre 1190 zur Einführung der päpstlichen Kreuz¬ 
zugssteuern. Damit wuchs der Reichtum und die weltliche Macht der Kirche 
immer mehr, die damit in Verbindung stehenden Uebelstände wurden immer 
augenfälliger. Die erhofften Siege des Kreuzheeres blieben aus. Die Bewe¬ 
gung, welche gegen den Erbfeind der Christenheit mit dem begeisternden Rufe 
„Gott will es" in Scene gesetzt, und als ein offizielles Unternehmen der kirchli¬ 
chen und weltlichen Macht des christlichen Abendlandes mit ungeheuren Op¬ 
fern fast zwei Jahrhunderte lang (1096 bis 1270) geführt wurde, ist kläglich 
gescheitert. Die meisten ursprünglich über die islamischen Araber verbrei¬ 
teten Nachrichten erwiesen sich ö als unzutreffend. Wohl aber verfielen die 
Kreuzzugsstaaten rasch der Habgier und Sittenlosigkeit, sodaß Niemand 
von ihrer baldigen Vernichtung überrascht werden konnte. Eine solche Kette 
von Mißerfolgen der von Rom aus regierten christlichen Welt mußte die Auto- 
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rität und das Ansehen der Kirche in weiten Volkskreisen ebenso tief erschüt¬ 
tern, als in unseren Tagen die Autorität der russischen Staatsverfassung durch 
die Mißerfolge den japanischen Heeren gegenüber. Fast überall tauchten im 
XIII. Jahrhundert in den gewerblichen und handelsreichen Städten neue 
Sekten auf, welche in dem Reichtum und in der Verweltlichung der Kirche die 
Ursachen aller Mißstände erblickten und die Rückkehr zu den Zuständen der 
APOSTOLISCHEN KIRCHE DURCH SÄKULARISIERUNG DER KIRCHENGÜTER ZU Gun¬ 
sten des Staates und der Gesellschaft forderten. Der römischen Kirche, welche 
dem Islam bereits den auf Eroberung ausziehenden bewaffneten Propheten 
nachgeahmt hatte, blieb nun folgerichtig nur übrig, auch den Ketzercode mit 
dem Ketzermeister und dem Inquisitor der Araber zu übernehmen. Von 
1208 bis 1229 wüteten in Südfrankreich die Albingenserkriege, welche auf 
beiden Seiten den Verlust von Hunderttausenden gefordert und die schönsten 
Gegenden in der Provence und in Oberlanguedoc furchtbar verwüstet haben, 
um schließlich zu einem Gebietszuwachs für den König von Frankreich zu füh¬ 
ren. 
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§ 58. Aber auch unter den besten, der Kirche treuen Söhnen wurde jetzt 
die Ueberzeugung erkennbar, daß sie in dem Reichtum und in der weltlichen 
Macht der Kirche eine schwere Schädigung des Christentums erblickten. Franz 
von Assisi verlangte von seinen Brüdern nicht nur den Verzicht auf persönli¬ 
chen Besitz, sondern auch den Verzicht auf gemeinsamen Besitz und Do¬ 
minikus ö suchte ihm darin zu folgen. Mit voller Begeisterung wurden al- 
lerwärts diese Priester der Bettelorden, die Franziskaner und Dominika¬ 
ner, vom gläubigen Volke auf genommen. Sechzig Jahre nach seiner Gründung 
(1210) zählte der Franziskanerorden rund 8000 Klöster mit über 200 000 Mön¬ 
chen. Und doch sollten auch diesen idealen Gründungen die Versuchungen 
des Reichtums nicht erspart bleiben. Für die Dominikaner wurde durch Papst 
Martin V. 1425 das Ordensverbot, Güter zu erwerben, aufgehoben. Bald dar¬ 
auf sind die Dominikaner in dem Besitz reicher Pfründen. Für die Franziskaner 
hat Papst Nikolaus III. (1279) das Eigentum an dem zum Gebrauch notwendi¬ 
gen Dingen, nach der Lehre Christi über den Weg zur Vollkommenheit, der Kir¬ 
che übertragen. In den Jahren 1297 und 1305 wurde Rom von einigen Franzis¬ 
kanern bekämpft als das Haupt der Fleisch gewordenen Kirche. Papst Johann 
XXII. verwarf die Auffassung, daß Christus und die Apostel weder persönlich, 
noch gemeinsam etwas besessen hätten. Der Franziskanergeneral Michael von 
Cesena protestierte und Johann XXII. antwortete mit dem Inquisitionsverfah¬ 
ren. Als dann auch die Klöster der Franziskaner vielfach reich wurden, hat sich 
dieser Orden in der Beobachtung des Armutsprinzips gespalten. 

§ 59. Bevor noch die Reaktion im Volke gegen den Reichtum und die po¬ 
litische Macht der Kirche tiefere Wirkungen zeitigen konnte, kam es aus den 
gleichen Gründen zu einem ernsten Konflikt zwischen der geistlichen und 
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weltlichen Gewalt. Die Politik der Kurie hat in ihrer Rivalität mit der Macht¬ 
stellung der deutschen Kaiser schon vom XII. Jahrhundert ab die Loslösung 
der slavischen, ungarischen und nordischen Länder von der Organisation 
der deutschen Kirche bewirkt. Immer grösser wurde die Zahl der selbständi¬ 
gen Nationen, ö welche sich unter wesentlicher Mithilfe der päpstlichen 
Politik aus der ursprünglichen Einheit des christlichen Abendlandes dif¬ 
ferenzierten. Man schien in Rom nach dem Grundsatz „teile und herrsche" 
zu handeln und dabei jene Erfahrungen mit den Herzogsgewalten zur Zeit des 
Niederganges der Karolinger vergessen zu haben, welche lehrten, daß dieses 
politische Prinzip der Teilung nur dann ein richtiges ist, wenn die Teile nicht 
auch mächtig werden können. Im letzteren Falle bleibt die Verständigung mit 
Vielen weit schwieriger, als mit Einem. 
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Daß der Papst die Kirchensteuern einführte und erhob, damit waren alle 
Fürsten, einschließlich des Kaisers Friedrichs II., einverstanden. Die kirchli¬ 
che Gewalt schien nach der damals herrschenden Ueberzeugung weitaus am 
BESTEN BEFÄHIGT, GELDEINNAHMEN AUS DEM VOLKE FLÜSSIG ZU MACHEN. Noch 
zu Anfang des XVI. Jahrhunderts vertraten Kaiser und Reich die Auffassung, 
daß am sichersten durch Ablaßpredigten die nötigen Geldmittel zur Verteidi¬ 
gung der Ostgrenze des deutschen Reiches aufgebracht würden. Die päpstli¬ 
chen Kirchensteuern haben die spätere Einführung der Staatssteuern ganz 
wesentlich vorbereitet. Die anderen Fragen: ob der Papst dauernd allein über 
die Verwendung der Kirchensteuer-Erträge verfügen solle? oder ob die Köni¬ 
ge in ihren Fändern zur Besteuerung des Kirchenvermögens berechtigt seien? 
wurden erst aktuell, als die Päpste diese Gelder nicht nur zur Bekämpfung des 
Islam, sondern bald häufiger noch zur Verfolgung ihrer anderen politischen 
Zwecke verwendeten. Dieser nicht mehr kirchliche Verwendungszweck trat 
im Kampfe gegen die Hohenstaufen so scharf hervor, daß Papst Innocenz IV. 
(1248 - 1254) erklären konnte: „Die Niederwerfung der Staufen in Italien und 
ihr Ersatz durch eine dem Papste freundliche Dynastie ö übertrifft alle Wer¬ 
ke der Frömmigkeit." Als wichtigstes Werkzeug zur Vernichtung der Hohen¬ 
staufen fungierte in der Hand der Kurie das französische Königshaus. Die 
französischen Heere erhielten zu diesem Zwecke ungezählte Millionen aus der 
päpstlichen Kasse. Unter Clemens IV. wurden in den Jahren 1265/66 nicht nur 
die Erträge der Kirchensteuern ausgeschöpft und die kostbaren Kirchengefäße 
verkauft, es wurde auch für Schuldaufnahmen alles verpfändet, bis auf den St. 
Peter und den Fateran. Dem Papste blieben kaum mehr die Mittel, um seinen 
Haushalt zu bestreiten und klagend schrieb er an Karl von Anjou: „Wir sind 
erschöpft und die Kaufleute ermattet. Willst du ein Wunder, etwa daß wir Er¬ 
de und Stein in Gold verwandeln?" Wenn es aber für den Papst recht war, die 
zur Förderung der Kreuzzüge eingeführten Steuern für ganz andere politische 
Zwecke zu verwenden, warum sollte dann das Gleiche für die Fürsten un- 
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billig sein? So wurde es jetzt Mode, daß die Könige ein Kreuzzugsgelübde 
ablegten, oder auf sonstige vom Papst gemachte Vorschläge scheinbar eingin¬ 
gen, sich dafür reiche Mittel von der Kurie überweisen ließen und dann die 
so erhaltenen Gelder für ihre Zwecke verwendeten. Welch ungeheures Feld 
eröffnete sich damit der politischen lntrigue! Speziell das französische Kö¬ 
nigshaus war durch opferwillige Schenkungen der Päpste so verwöhnt und 
dadurch für einen eventuellen Kampf mit dem Papste so gestärkt worden, daß 
es zum mindesten die Steuern aus dem Kirchenvermögen in Frankreich als 
seine Steuern zu betrachten anfing. Und daraus ist der ernste Konflikt zwi¬ 
schen dem Papst Bonifaz VIII. und dem König Philipp IV. dem Schönen von 
Frankreich enstanden. 
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§ 60. Philipp IV. hatte 1294 einen Krieg mit Eduard I. von England begon¬ 
nen, zu dessen Führung ö er eine allgemeine Kriegssteuer auch für die Kleri¬ 
ker und das Kirchenvermögen innerhalb seines Landes ausschreiben ließ. Die 
Kleriker weigerten sich, diese Steuer zu zahlen und ergriffen die Berufung nach 
Rom. Papst Bonifaz VIII. antwortete mit der Bulle Clericis Laicos von 1296, in 
welcher er alle Fürsten, welche ohne Einwilligung des Papstes die Geistlichen 
und das Kirchengut besteuerten, mit dem Kirchenbann bedrohte. Philipp er¬ 
widerte darauf sofort mit einem Ausfuhrverbot für Gold, Silber, Lebensmit¬ 
tel, Pferde, Wagen und untersagte allen Fremden Aufenthalt und Handel in 
Frankreich ohne königliche Erlaubnis. Damit waren die sämtlichen Bezüge des 
Papstes aus dem Kirchengute in Frankreich gesperrt. Bonifaz mußte nachge¬ 
ben und schrieb in einem Briefe an Philipp: er würde eher die Hände nach den 
Kelchen, Kreuzen und heiligen Gefäßen ausstrecken, als Frankreich Schaden 
leiden lassen. Die Bulle Clericis Laicos wurde Frankreich gegenüber zurückge¬ 
nommen. Dieser Mißerfolg sollte wieder gut gemacht werden durch eine zwei¬ 
te Bulle von 1301 Ausculta fili, worin jeder für einen Ketzer erklärt wird, der 
nicht glaube, daß der König dem Papste wie in geistlichen so in weltlichen 
Dingen unterworfen sei. Philipp antwortete darauf mit einem Reichstag zu 
Paris (April 1302), in welchem zum ersten Male bürgerliche Vertreter der 
Städte neben den Baronen und Prälaten erschienen sind. Hier wurde der Be¬ 
schluß gefaßt, das Parlament sei, nächst Gott, nur dem Könige unterworfen 
und dieser trage seine Gewalt von Niemand zu Lehen! Und als nun Bonifaz 
VIII. in seiner Bulle Unam sanctam von 1302 die Grundsätze der päpstlichen 
Weltherrschaft proklamierte und fünf Monate später Bann und Absetzung über 
Philipp aussprach, ließ dieser den Papst auf italienischem Boden überfallen. An 
den Folgen dieser Gefangennahme starb Bonifaz bald ö darauf. Sein Nachfol¬ 
ger Benedict XI. lebte nur kurze Zeit. Durch Geld und Intriguen gelang es dem 
Könige, den Erzbischof von Bordeaux als Clemens V. auf den päpstlichen Stuhl 
zu setzen. Dieser wurde das gefügige Werkzeug Philipps und mußte sich 1309 
herbeilassen, seine Hofhaltung fortan aus Rom nach der päpstlichen Besit- 
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zung Avignon in Südfrankreich zu verlegen, den Kirchenbann über Philipp 
aufzuheben und die von Bonifaz erlassenen Strafbullen für ungültig zu erklä¬ 
ren. Der Sieg des aufstrebenden fürstlichen Absolutismus über die Päpste 

IN WELTLICHEN SACHEN HATTE BEGONNEN. 


§ 61. Der fast 70jährige Aufenthalt der Päpste in Avignon (1309 bis 
1378), welcher von vielen Kirchenschriftstellern als „Babylonisches Exil" der 
Päpste bezeichnet wird, führte zu einer ganzen Reihe wichtiger Konsequenzen. 

Das Privileg der Steuerfreiheit des Klerus und der Kirchengüter der 
weltlichen Gewalt gegenüber und das ausschliessliche Recht des Papstes, 
Kirchensteuern zu erheben, gingen verloren. Frankreich, und bald auch Eng¬ 
land, Aragonien, Sizilien und Böhmen erhielten das Recht, Kleriker und Kir¬ 
chengüter innerhalb ihres Herrschaftsgebietes zu besteuern. In diesen König¬ 
reichen hatte man mithin von da ab die zwei Steuerherren: den Papst und den 
König. Und wie energisch wurde diese neue staatliche Steuerquelle nament¬ 
lich in Frankreich ausgebeutet. Philipp soll binnen zehn Jahren 400 Millionen 
Franken Steuern von seinem Klerus erhoben haben. Da blieb für die päpstliche 
Kasse nicht mehr viel zu holen übrig. Das neue Rechtsverhältnis führte auch 
bald dazu, daß der Papst erst mit Fürsten und Bischöfen verhandeln mußte, 
bevor er Kirchensteuern erheben und empfangen durfte. 

Ö Philipp IV. begnügte sich indeß nicht mit dem Besteuerungserfolg. Der 
Templerorden, welcher 1119 als „arme Mitstreiter Christi" in Jerusalem ge¬ 
gründet worden war, hatte inzwischen einen ungeheuren Reichtum angesam¬ 
melt. Damit war auch in seinen Reihen Zucht und Ordnung dahin. Die liegen¬ 
den Güter der Tempelritter wurden auf 25 bis 65 Millionen Franken geschätzt. 
Daneben betrieben sie außerordentlichuMFANGREiCHE Handelsgeschäfte, un¬ 
terhielten eine eigene stattliche Seeflotte mit vorzüglichen Schiffen. Ihr Haupt¬ 
haus der „Tempel" in Paris, war eine internationale Börse. Bei dem gewal¬ 
tigen internationalen Geldverkehr, der durch die Hände dieser päpstlichen Rit¬ 
ter ging, gewann der Orden die Stellung einer finanziellen Grossmacht, um 
deren Gunst sich Könige bewarben. Diese Tempelherren, welche ihrer Nationa¬ 
lität nach überwiegend Franzosen waren, beabsichtigten größere Territorialge¬ 
biete in Frankreich zu erwerben, um da dauernd ihre Macht zu konzentrieren. 
Philipp IV. konnte ein solches Vorhaben nicht billigen. Außerdem reizte ihn 
der ungewöhnliche Reichtum des Ordens. So begann der König mit Fist und 
Gewalt den Ketzerprozess gegen den Templerorden, welcher ihm das Recht 
und die Möglichkeit der Vermögenskonfiskation eröffnete. Der Prozeß dauerte 
von 1307-1313. Papst Clemens V. wurde zur Aufhebung des Ordens gedrängt. 
Das Ordensvermögen mußte der König in der Hauptsache mit den Johannitern 
teilen. Philipp IV. hat also durch den Templerprozeß die Säcrilarisation der 
Kirchengüter durch die Staatsgewalt bereits eingeleitet. 
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§ 62. Bald sollten sich noch ungünstigere Folgen für die Kirche zeigen. Die 
Päpste in Avignon unter dem bestimmenden Einfluß des französischen Kö¬ 
nigs, trieben naturgemäß französische Politik. Nicht nur die Kirchen ö steuern, 
welche aus allen Ländern der Christenheit erhoben wurden, wanderten zu ei¬ 
nem hohen Prozentsätze in die Kassen des französischen Staates. Auch der gan¬ 
ze kirchliche Einfluß des Papstes wurde zu Gunsten Frankreichs verwendet. Es 
konnte nicht ausbleiben, daß bei dem jetzt erwachenden Nationalbewusst¬ 
sein in den anderen Staaten der Papst weniger als das Haupt der Christen¬ 
heit und mehr als das Haupt der französischen Kirche im Dienste des fran- 
zösichen Staates erscheinen mußte. Mit der Verbreitung dieser Auffassung in 
Klerikerkreisen aber konnten Strömungen nicht ausbleiben, welche die stol¬ 
ze Einheit der christlichen Kirche in eine Reihe von fast selbständigen 
Nationalkirchen zu zersplittern drohte. 

So war das Streben des französischen Königs damals darauf gerichtet, 
wenn möglich den deutschen Kaiserthron selbst einzunehmen, jedenfalls aber 
mit einem der französischen Politik ergebenen Kandidaten zu besetzen. Das 
führte zu einem Konflikt zwischen Papst Johann XXII. und dem Kaiser Lud¬ 
wig dem Bayern, über welchen der Kirchenbann und die Absetzung durch den 
Papst 1324 ausgesprochen wurde. Von Avignon aus blieben jedoch diese Maß¬ 
nahmen unwirksam. Eine Reihe hervorragender Gelehrter wie Marsilius von 
Padua, Wilhelm von Occam, Ubertino da Casale sammelten sich um Lud¬ 
wig den Bayern und traten mit wissenschaftlichen Waffen für die Souverä¬ 
nität des Staates in weltlichen Dingen ein, wie das vorher schon die sizi- 
lianischen Gelehrten des Kaisers Friedrichs II. in Anlehnung an das arabi¬ 
sche und byzantinische Staatsrecht und dann die Pariser Juristen für Philipp 
IV. getan hatten. Unter dem Eindruck dieser wissenschaftlichen Ausführungen 
rafften sich die deutschen Kurfürsten (1338) im Kurverein zu Rense zu der 
Erklärung auf, daß jeder rechtmässig gewählte deutsche König ö auch oh¬ 
ne päpstliche Krönung der rechtmässige römische Kaiser sei. Als dann aber 
auch Kaiser Ludwig der Bayer weitgehende Hausmachtspolitik trieb, fand sich 
rasch unter dem Einfluß päpstlicher und französischer Bestechungsgelder eine 
Majorität der deutschen Kurfürsten, welche den am französischen Hofe erzo¬ 
genen nachmaligen Kaiser Karl IV. noch zu Lebzeiten Ludwigs des Bayern 
1346 wählten und damit dessen Absetzung aussprachen. Nicht die allgemein 
päpstliche, sondern die französische Politik hatte in diesem Falle über die 
ALTDEUTSCHE ZERRISSENHEIT gesiegt. 

§ 63. Am bedauerlichsten für die Kirche war es vielleicht, dass sie selbst 
auf der Bahn kapitalistischer Entwickelung noch weiter fortgedrängt 
wurde. Die neue Einrichtung der Hofhaltung in Avignon steigerte den Geld¬ 
bedarf des Papstes. Der Verlust des ausschließlichen Besteuerungsrechts der 
Kirchengüter in einer Reihe von Staaten und besonders das fast völlige Aus- 
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bleiben von Einnahmen aus dem Kirchenstaate musste die päpstlichen Ein¬ 
nahmen bedeutend mindern. Der immer drängende Geldbedarf der franzö¬ 
sischen Politik blieb nicht aus. Die Kurie wurde deshalb gezwungen, immer 
neue Arten zur Erschliessung grösserer Geldeinnahmen zu erfinden. So 
folgte der Periode des Ausbaues der direkten Kirchensteuern (Kreuzzugssteu¬ 
ern) die Periode der indirekten Kirchensteuern, die die Bedenken gegen das 
ganze kapitalistische Steuersystem der Kurie nur wesentlich steigern konnten. 

Die päpstlichen Einnahmen wurden damit etwa aus folgenden Titeln be¬ 
zogen: 


Noch Bonifaz VIII. hatte im Jahre 1300 den Jubelablass verkündet, durch 
den zwei Millionen Fremde nach Rom gekommen sein sollen. Er lieferte so rei¬ 
che Gelderträge, daß zwei Priester durch Tag und Nacht mit ö Rechen in den 
Händen beschäftigt waren, das auf dem Altar des heiligen Petrus in der Peters¬ 
kirche von den Gläubigen ausgeschüttete Geld einzustreichen. Ursprünglich 
sollte dieser Jubelablaß nur alle hundert Jahre verkündet werden. Der chroni¬ 
sche Geldbedarf aber hat diesen Zeitraum bald auf 50, 33 und selbst 25 Jahre 
verkürzt. Zu diesen freiwilligen Abgaben gehörten auch der Peterspfennig 
und die Geschenke der Prälaten gelegentlich der visitatio ad limina aposto- 
lorum. Die noch verbliebenen Kreuzzugssteuern verwandelten sich in einen 
päpstlichen Zehent auf Kircheneinkommen. Die Almosen und Vermächt¬ 
nisse für das heilige Land wurden von der Kurie eingezogen. Dazu kamen 
die Konfirmations- oder Provisionsgebühren als Abgabe, welche die neu ins 
Amt gekommenen kirchlichen Würdenträger für die päpstliche Bestätigung zu 
entrichten hatten. Schon im XIII. Jahrhundert mußte hierfür das Bistum Bri- 
xen 4000 Goldgulden, die Erzbistümer von Trier, Mainz und Salzburg je 10 000 
Goldgulden, Rouen je 12 000, Cambrai 6000, Toulouse und Sevilla je 5000 Gold¬ 
gulden entrichten. Die Palliengelder sind nach Empfang des Palliums, ein 
wenige Finger breiter, weißer wollener Umhang, von den Erzbischöfen zu zah¬ 
len, ebenso die Taxen bei Empfang der päpstlichen Bullen. Bistümer, Klöster 
und Kirchen, welche durch besondere päpstliche Privilegien der allgemeinen 
Kirchenorganisation nicht unterstellt sind, unterliegen dafür einem besonde¬ 
ren Zensus. Nach den Reservationen und Annaten waren die Einkünfte aller 
nicht besetzten kirchlichen Stellen, die der Papst sich reserviert hatte, und nach 
ihrer Besetzung ein Teil der Einkünfte des ersten Jahres an die päpstliche Kas¬ 
se abzuführen. Die sog. Spoliengelder umschlossen das Recht, das Vermögen 
eines Klerikers, über welches nicht testamentarisch zu guten Zwecken verfügt 
war, oder dessen ö Verfügung sich der Papst Vorbehalten hatte, für allgemei¬ 
ne kirchliche Zwecke in Anspruch zu nehmen. Commenden waren Zahlungen 
für die Gewährung der Anwartschaft auf eine Pfründe an eine Person, welche 
zur Zeit noch unmündig war. Unter Unionen oder Inkorporationen verstand 
man Zahlungen für die Erlaubnis der Vereinigung mehrerer Pfründen in einer 
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Hand. Dazu kamen noch die Tribute, welche die als päpstliche Lehen getrage¬ 
nen Königskronen zu entrichten hatten. 

All diese Steuern wurden während der Hofhaltung der Päpste in Avignon 
am fleißigsten in Frankreich und England erhoben. Englands reiche Ergiebig¬ 
keiten boten der Kurie den Anlaß, dieses Land einen Garten von Kostbarkeiten 
und einen unerschöpflichen Brunnen zu nennen. Bald klagte das englische Par¬ 
lament, daß die dem Papste jährlich bezahlten Abgaben fünf mal so groß seien, 
als der Ertrag der königlichen Steuern. Die Wiclifsche Reformationsbewe¬ 
gung beginnt. 

§ 64. Auch die englische Krone war ein päpstliches Lehen geworden. 
Johann ohne Land hatte sie im Jahre 1213 gegen die Verpflichtung eines jähr¬ 
lichen Tributs von 1000 Pfund Silber aus den Händen des Papstes Innocenz III. 
entgegen genommen. Diese Tributleistung wurde in England ungern gesehen. 
Eduard I. (1272 - 1307) wußte denn auch von einem solchen Vasallentribut 
nichts. Eduard II. (1307 - 1327) gab wieder nach, Eduard III. (1327 - 1377) 
jedoch weigerte sich 1366 entschieden, den seit 33 Jahren rückständigen engli¬ 
schen Vasallentribut an die Kurie zu leisten. Schließlich hat im Jahre 1374 der 
Papst ganz darauf verzichtet. Bei dem Verlauf dieses Streites aber waren die 
engeren Beziehungen der Kurie zu Frankreich von wesentlicher Bedeutung. 

Schon den König Philipp IV. von Frankreich gelüstete es nach dem Reich¬ 
tum der aufblühenden flandeö rischen Städte. Die Ausbreitung ketzeri¬ 
scher Strömungen daselbst dienten als Vorwand, um über Flandern herzufal¬ 
len. Eben dieses Flandern war das wichtigste Absatzgebiet für die englische 
Wolle, aus welchen Geschäftsbeziehungen auch dem Könige von England 
reiche Einnahmen zufielen. England unterstützte deshalb die Flamen gegen 
Frankreich. Englische Bauernsöhne dienten als Söldner im Dienste der flande- 
rischen Städte. Und als 1328 die männlichen direkten Erben Philipps IV. aus¬ 
gestorben waren, erhob der englische König Eduard III. als Sohn einer Toch¬ 
ter Philipps IV. Anspruch auf den französischen Thron. Damit begann der 
mehr als hundertjährige Krieg zwischen Frankreich und England (1339 - 1453). 
Nachdem die englischen Waffen zunächst siegreich waren, wandte sich das 
Blättchen 1364 und England verlor wieder die meisten seiner Besitzungen in 
Frankreich. Mitten in dieser ernsten Kriegsnot mußte 1366 die Forderung des 
mit dem Landesfeinde eng verbündeten Papstes, den rückständigen Vasallen¬ 
tribut von 33 000 Pfund Silber zu entrichten, von der öffentlichen Meinung in 
England als ein Schimpf empfunden werden. Clemens wollte ferner den durch 
den langen Krieg oft verarmten Adel Frankreichs dadurch etwas unterstützen, 
daß er reiche englische Pfründen an Franzosen vergab. Darauf antworte¬ 
te ein englischer Parlamentsbeschluss vom 18. Mai 1343: Die Kurie gebe, 
seitdem Avignon an Roms Stelle getreten sei, der Kirche ein Aergernis durch 
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Habsucht und Ungerechtigkeit. Die Reservationen, Provisionen und Versor¬ 
gung ausländischer Kleriker mit den reichsten englischen Pfründen seien der 
Kirche ebenso schädlich, wie dem Lande. Durch die Landesfremden werde der 
Gottesdienst vernachlässigt und die Güter ins Ausland verschleppt. Das wi¬ 
derspreche dem Willen des Stifters der Kirche. — Als dennoch vom Papste 
abermals solche Versuche gemacht ö wurden, haben 1350 König und Parla¬ 
ment die Statute of Provisors angenommen, durch welche verboten wurde, 
große englische Pründen auswärts zu vergeben. 1353 folgte die Statute Prae- 
munire, welche die Berufung an päpstliche Gerichte mit den härtesten Strafen 
belegte. Die um 1362 in England niedergeschriebenen „Gesichter Peters des 
Pflügers" führten aus: „Das Geld, das schlimme Geld hat die Kirche vergiftet". 
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„Als Kaiser Konstantin aus Gunst 
Mit Geld und Gut die Kirch' begabte. 

Mit Land und Leuten, Lehensrecht und Zins, 
Da hörte man, hoch aus den Höhen, 

von himmlischen Heerscharen rufen: 
,Heut hat des Herrn heilige Braut, 

Die Kirche, kränkendes Gift gegessen. 
Vergiftet sind alle, denen gegeben 
Des guten Petrus Gewalt/" 


§ 65. Die Zeit der englischen Niederlagen und der französischen Sie¬ 
ge mußte naturgemäß die Kritik des kapitalistischen Systems der Kurie in 
England verschärfen. Dabei trat als Führer der Bewegung der Pfarrer und 
Universitätslehrer John Wiclif auf. Nachdem er im Jahre 1366 des Königs 
Weigerung, den Vasallentribut an den Papst zu entrichten, energisch unter¬ 
stützt hatte, forderte er 1369 die Besteuerung der Kirchengüter durch die Kro¬ 
ne, welcher er auch das Recht zuerkannte, im Falle finanzieller Not die Kir¬ 
chengüter einzuziehen. Der ganze Schwerpunkt der notwendigen Kirchen¬ 
reform lag nach seiner Auffassung in der Beseitigung des Reichtums und 
der Habsucht der Kirche. Erst dann würden jene Personen, welche nur nach 
weltlicher Macht trachten, sich nicht mehr in die Kirchenstellen eindrängen. Er 
verherrlichte die Armut Christi und stellte dem den Reichtum und die kapita¬ 
listische ö Politik seiner Nachfolger gegenüber. Die Väter hätten die Kirchen 
ausgestattet zum Unterhalt der Geistlichen, nicht zur Machterweiterung des 
Papstes. Der nach Reichtum begierige Papst sei nicht mehr Nachfolger Christi, 
sondern bereite dem Anti-Christ den Weg. Die Säkularisation des Kirchengutes 
sei auch deshalb prinzipiell zulässig, weil es kein absolutes Eigentum gebe. 
Das Eigentum an wirtschaftlichen Gütern sei kein Dominium, sondern ein Mi¬ 
nisterium, das durch jeden schweren Mißbrauch die Berechtigung seiner Stel¬ 
lung verliere. Es müsse auch verboten werden, daß eine Person des größeren 
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Einkommens halber mehrere Kirchenämter übertragen erhalte. Die Exkommu¬ 
nikation des Papstes aus wirtschaftlichen Gründen sei wirkungslos. Auch der 
Papst könne von Laien getadelt und gestraft werden. Die Kirche müsse wieder 
zur Reinheit der apostolischen Zeit zurückkehren. Wiclif begann deshalb 
die Bibelübersetzung ins Englische, um die Evangelien der Masse des Volkes 
zugänglich zu machen. Seine letzten Konsequenzen führten zu einer unabhän¬ 
gigen demokratischen englischen Nationalkirche. 

Dennoch kam es jetzt nicht zur Trennung von Rom, nicht zur Säku¬ 
larisation der Kirchengüter in England. Eduard III. hatte schon 1331 viel 
Weber, Färber und Walker aus Flandern zur Uebertragung ihres Gewerbes nach 
England gebracht. Damit waren auch viel Ketzer ins Land gekommen. Die 
Pestverheerungen namentlich von 1340 hatten einen unruhigen Geist in die 
englische Arbeiterbevölkerung hineingetragen, dem wiederholt mit strengen 
Maßnahmen begegnet werden mußte. Gerade jetzt war 1381 ein grosser eng¬ 
lischer Bauernaufstand ausgebrochen, den das hauptstädtische Proletariat 
unterstützte und der nur durch listige Gewalt überwunden wurde. In solch un¬ 
ruhigen Zeiten wollte man ö von einer Säkularisation der Kirchengüter nichts 
wissen. Man kam sogar zu dem Schluß, daß die Wiclifschen Lehrsätze über 
das Kircheneigentum einen allgemeinen Sturm gegen das Eigentum überhaupt 
predigten. 1382 wurden die Wiclifschen Lehren auf einer Kirchen Versammlung 
zu London verdammt. Und bald darauf begann in England wie in den Nach¬ 
barländern eine allgemeine Ketzerverfolgung. 

§ 66. Die Missstände in der Kirche blieben bestehen. Immer neue krank¬ 
hafte Erscheinungen im Völkerleben des christlichen Abendlandes mußten des¬ 
halb hervortreten. Nicht nur England mit Deutschland, auch Italien mit Rom 
war durch den viel zu langen Aufenthalt der Päpste in Avignon aufs Höchste 
erregt. Nachdem alle Bitten und Vorstellungen die Rückkehr der päpstlichen 
Hofhaltung nach Rom nicht bewirken konnten, zwang das römische Volk mit 
den Waffen in der Hand die nach dem Tode Gregors XI. (1378) zur Papstwahl 
in Rom anwesenden Kardinäle, einen Italiener zum Papst zu wählen, welcher 
seinen Sitz in Rom nehmen würde. Das Kollegium nominierte Urban VI., dann 
aber verließ die Mehrzahl der Kardinäle, welche Franzosen waren, Rom und 
wählte Clemens VII. zu ihrem kirchlichen Oberhaupte, der in Avignon seinen 
Sitz nahm. So ist das Schisma entstanden. Die christliche Kirche war in zwei 
feindliche Heerlager gespalten. Hinter dem avignonser Papst stand hauptsäch¬ 
lich Frankreich, hinter dem Papst in Rom Deutschland und England. Die bei¬ 
den feindlichen Päpste belegten sich gegenseitig mit Bann und Interdikt. Das 
Papsttum bekämpfte sich selbst. Die Völker des christlichen Abendlandes sa¬ 
hen die päpstlichen Bannstrahlen machtlos erlöschen. Die doppelte Hofhaltung 
(in Rom und in Avignon) und der Kampf innerhalb der Kirche verschlangen 
noch größere Summen als bisher. Deshalb ö wurden jetzt allgemeine Ab- 
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lasspredigten häufiger und der Verkauf kirchlicher Aemter an den Meist¬ 
bietenden bürgerte sich ein. Diese höchst unerfreulichen Zustände dauerten 
von 1378 bis 1409. Innerhalb der gesamten Christenheit wurde der Ruf nach 
„Reformation der Kirche an Haupt und Glieder" erhoben. Die damit er¬ 
wachte Bewegung führte zu den drei Reformkonzilien von Pisa (1409), Kon¬ 
stanz (1414 bis 1418) und Basel (1431 bis 1443). Das Konzil von Pisa setzte 
die beiden Gegenpäpste ab und einen dritten ein, aber ohne die Fähigkeiten 
zu besitzen, seine Entscheidung auch durchzusetzen. Die beiden Gegenpäp¬ 
ste blieben, der zu Pisa erwählte Papst trat als dritter Gegenpapst hinzu. Das 
zweiköpfige Schisma war zu einem dreiköpfigen gesteigert worden. (1409 bis 
1417)! So brachte das „babylonische Exil" von Avignon die erste Kirchenspal¬ 
tung von oben. Die kirchlichen Organe allein besaßen nicht mehr so viel Anse¬ 
hen, um das Schisma beseitigen zu können. Deshalb mussten jetzt die staatli¬ 
chen Mächte mobil gemacht werden. Das Reformkonzil zu Konstanz wur¬ 
de zu einem europäischen Kongress, an welchem fast ebensoviel Vertreter 
der Staaten wie Kirchenfürsten teilnahmen. Auch die Kirchenfürsten stimm¬ 
ten jetzt nach Nationen getrennt. Beteiligt waren Italien, Deutschland, Frank¬ 
reich, England und später noch Spanien. Kaiser Sigismund nahm hervorra¬ 
genden Anteil. Die drei Gegenpäpste wurden durch Konzilbeschluß abgesetzt 
bezw. zur Abdankung genötigt und ein neuer Papst Martin V. (1417 bis 1431) 
eingesetzt, welcher allgemeine Anerkennung fand. Das Schisma war end¬ 
lich beseitigt worden. Die weitere Durchführung des Reformationswerkes blieb 
einem neu zu berufenden allgemeinen Konzil Vorbehalten. Kurz vor seinem 
Tode hat dann Martin V. das Baseler Konzil zu diesem ö Zwecke einberufen. 
Die Annaten wurden aufgehoben, die Appellationen nach Rom beschränkt, 
Beschlüsse gegen die päpstlichen Reservationen gefaßt. Als aber das Konzil 
weiter gehen wollte, wurde es vom neuen Papst Eugen IV. gesprengt (1437). 
Bei einem solchen Gange der kirchlichen Reformationsarbeiten war es längst 
wieder aus dem Volke zu einer neuen grösseren Reformationsbewegung 
gekommen, welche von dem böhmischen Priester und Prager Universitäts¬ 
professor Hus eingeleitet wurde. 
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§ 67. Das Königreich Böhmen war im XIV. Jahrhundert ungewöhnlich 
rasch reich geworden. Das schon 1237 erschlossene Kuttenberger Silber¬ 
bergwerk blieb bis ins XV. Jahrhundert das ergiebigste Europas. Dazu kamen 
Goldwäschereien an der Moldau und der Luzic, Wollmanufakturen und 
ein ausgedehnter Handel. Der am französischen Hofe erzogene böhmische Kö¬ 
nig Karl I. wurde als Karl IV. (1346 -1378) Kaiser von Deutschland. Das gol¬ 
dene Prag erstand. Im Jahre 1348 wurde die Prager Universität als erste in 
Deutschland gegründet. Die große Masse des czechischen Volkes beschäftig¬ 
te sich mit dem Landbau und war arm geblieben. Der böhmische Adel suchte 
sein Unterkommen im Söldnerdienste. Zur Durchführung der Neuerungen 
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hatte der böhmische König viel Ausländer, namentlich Deutsche, herangezo¬ 
gen. Die vier Nationen an der Prager Universität waren die böhmische, baye¬ 
rische, sächsische und polnische Nation. Grosse Reichtümer hatten sich in 
der Kirche namentlich an jenen Plätzen angesammelt, wo Bergbau, Handel 
und Gewerbe blühten. Und das waren wieder jene Orte, an denen besonders 
viele NiCHTböhmen vertreten waren. Der Erzbischof von Prag besaß 17 große 
Herrschaften in Böhmen, dazu Herrschaften in Mähren und Bayern und ö 
kleinere Güter in Menge. Sein Hofstaat wetteiferte mit dem des Königs. Dem 
Domkapital zu St. Veit waren über 100 Dörfer ganz oder zum Teil als Benefi- 
cien angewiesen. Der Dompropst allein war im Besitz der großen Herrschaft 
Wollin und etwa 12 kleinerer Güter. Bei dem üblich gewordenen Verkauf der 
kirchlichen Aemter konnte das Angebot der ärmeren Böhmen mit dem der 
reichen Ausländer selten konkurrieren. So waren die besten Stellen zumeist mit 
Nicht-Böhmen besetzt, während den Böhmen überwiegend die ärmeren Stellen 
blieben. 
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§ 68. Unter solchen Verhältnissen war der Bauernsohn Johannes Hus 
Lehrer an der Universität Prag geworden. Bei seiner glänzenden Begabung 
für Sprache und Rede fand er vom Könige wie vom Erzbischof persönliche För¬ 
derung. Aus der Literatur hatten die WiCLiF'schen Schriften einen besonders 
nachhaltigen Einfluß auf ihn gewonnen. Seit 1402 trat er in Prag als Prediger 
immer entschiedener auf gegen den Reichtum und die politische Macht der 
Kirche und forderte von einer gründlichen Reform der Kirche an Haupt und 
Gliedern insbesondere die Einziehung aller Kirchengüter. Dadurch sah sich 
die zumeist ausländische, reiche Geistlichkeit in ihrem Einkommen bedroht. 
Die ausländischen Nationen an der Universität standen mit diesen Geistlichen 
in enger Beziehung. Daß die Hus'schen Reformpredigten mit den Wiclif'sehen 
Schriften in engstem Zusammenhänge standen, war bekannt. Also begann die 
Universität ihre Angriffe gegen die Wiclif'schen Schriften. 45 Sätze wur¬ 
den als ketzerische Irrtümer bezeichnet. Hus verteidigte Wiclif. Der ganze Streit 
wurde durch die Stellungnahme zum Schisma noch komplizierter. König Wen¬ 
zel hatte sich aus politischen Gründen von Gregor XII. losgesagt und verlang¬ 
te, daß die Prager Universität gleich ihm sich in dem neuen Streite neutral er¬ 
kläre. Aber nur ö die böhmische Nation folgte seinem Wunsche. Der König 
steigerte deshalb den Einfluß der böhmischen Nation an der Universität. Die 
damit nicht zufriedenen ausländischen Professoren und Studenten wanderten 
aus und gründeten die Universität Leipzig (1408). 

Inzwischen hatte sich die Stimmung in den Reihen der reichen Geistlich¬ 
keit gegen Hus wesentlich verschärft. 1408 wurde ihm die Ausübung geistli¬ 
cher Funktionen untersagt. Papst Alexander V. bedrohte im folgenden Jahre 
jede Verbreitung der Wiclif'schen Lehren mit der Excommunication. 1410 wur¬ 
den in Prag die aufgefundenen Wiclif'schen Schriften öffentlich verbrannt und 
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Hus mit dem Kirchenbann belegt, weil er einer Vorladung zur Verantwortung 
vor dem päpstlichen Gericht in Avignon nicht Folge leistete. Als aber der Pi- 
saner Papst Johann XXIII. — gegen dessen Person der später vom Konstanzer 
Konzil eingeleitete Kriminalprozeß die Anklage auf 80 schwere Verbrechen er¬ 
hob — zur Führung eines rein politischen Krieges gegen den König von Neapel 
1412 auch den Ablaß in Prag predigen ließ, wandte sich Hus mit aller Entschie¬ 
denheit dagegen. Es kam zu lärmenden Volksaufläufen. Die päpstlichen 
Bullen wurden öffentlich verbrannt. Das Band zwischen Hus und der hier¬ 
archisch gegliederten Kirche war zerrissen. Er verließ Prag, um auf verschiede¬ 
nen Burgen befreundeter Edelleute sein Reformationsprogramm auszuarbei¬ 
ten, das die Rückkehr zu den Grundsätzen der Evangelien erstrebte. 


§ 69. Das Reformationskonzil zu Konstanz hatte auch die Beilegung der 
kirchlichen Wirren in Böhmen auf seine Tagesordnung gesetzt. Hus war gela¬ 
den, erschienen und predigte in Konstanz öffentlich seine Ansichten. Die 
hierarchische Macht sah sich dadurch zum Einschreiten veranlaßt. Bald darauf 
erfolgte seine Verurteilung als Ketzer. 

Ö Hus' Hinrichtung erregte in Böhmen eine furchtbare Entrüstung. Seine 
Anhänger, Hussiten genannt, wollten mit Gewalt ihre, vom Konzil verworfe¬ 
ne Lehre durchsetzen. Die Hussitenbewegung war von Anfang an nicht nur 
von religiöser, sondern auch von nationaler Begeisterung getragen. Das 
böhmische Volk in Stadt und Land schloß sich zusammen. Die Kirchengüter 
wurden eingezogen. Siegreich schlugen die Hussiten alle gegen sie geschickten 
Heere und fielen dann plündernd in die umliegenden Länder ein. Jetzt endlich 
versuchte das Baseler Reformkonzil eine Verständigung mit den Hussiten 
auf gütlichem Wege. Es wurde zugestanden, daß der Besitz von Kirchengü¬ 
tern in Laienhänden nicht als Kirchenraub gelten solle. Auf dieser Basis 
erfolgte 1433 eine Einigung mit dem Adel und den reichen Prager Bürgern. 
Die sogenannten Taboriten, der radikalere Flügel, wurden 1434 besiegt und 
Kaiser Sigismund konnte endlich wieder in Prag einziehen, wo er bald dar¬ 
auf ausdrücklich anerkannte, daß die Rückerstattung des vorher Eingezo¬ 
genen Kirchengutes in das Belieben eines jeden Herrn und jeder Gemeinde 
gestellt sei. In der Frage der Enteignung der Kirchengüter hatte für Böh¬ 
men die Hussitenbewegung gesiegt. Außerdem erhielt durch sie der Zug der 
Zeit: die in der Kirche historisch gewordenen Verhältnisse an dem Wort¬ 
laut der heiligen Schrift kritisch zu prüfen auf ihre Zuverlässigkeit, eine 
weitere Stärkung im Volke. 1473 wurde die Uebersetzung der Bibel ins Böhmi¬ 
sche begonnen. Bald waren mehrere böhmische Druckereien damit beschäftigt, 
böhmische Bibeln fürs Volk herzustellen. Die Inquisition, welche 1461 gegen 
die böhmischen Brüder aufgeboten wurde, konnte nur eine weitere Verbrei¬ 
tung dieser Sekte in den benachbarten Ländern bewirken, wodurch für neue 
Konflikte eine immer größere Anteilnahme des Volkes sich vorbereitete. 
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Ö § 70. Die Theorien des fürstlichen Absolutismus sind mit den Hohen¬ 
staufen unterlegen, weil diese arm und ihre Gegner, die Päpste, reich wa¬ 
ren. Denn die Entscheidung auch dieses Konfliktes wurde durch das Schwert 
herbeigeführt. Und in dieser Zeit der Söldnerheere war der Reichste auch der 
Mächtigste, dem der Erfolg von Anfang an gesichert blieb. Die französische 
Königskrone, welche im päpstlichen Solde reich und mächtig geworden war, 
siegte dann über das Programm der Weltherrschaft der Päpste bis zu dem 
Maße, daß der Papst ein Werkzeug der französischen Politik wurde und sogar 
mit der Konfiskation von Kirchengütern durch die französische Krone 
einverstanden war. Der französisch gewordene Papst hat die Entstehung des 
Bedürfnisses nach Nationalkirchen unmittelbar hervorgerufen. Das Schisma 
war die Spaltung der Kirche unter verschiedenen nationalen Päpsten. Sei¬ 
ne Beseitigung durch das Reformkonzil zu Konstanz konnte nur durch Inter¬ 
vention der Staatsgewalten gelingen. Nachdem man dem König von Frank¬ 
reich die Besteuerung der Kirchengüter zugestanden, konnte das gleiche Recht 
den anderen geschlossenen Königreichen nicht vorenthalten werden. Der 
Besteuerung des Kirchengutes durch den Staat folgte die Besetzung der 
Kirchenstellen durch den König. Der fürstliche Absolutismus hatte die 
Weltherrschaft der Päpste als Erbe anzutreten begonnen. Ueber diese ein¬ 
schneidende Aenderung ihrer Lage waren die Päpste selbst am wenigsten im 
Unklaren. Mit Martin V. (1417 bis 1431) beginnt unmittelbar nach dem Kon- 
stanzer Konzil die landesherrliche Politik der Päpste im Kirchenstaate. 
Nur wo der Papst selbst absoluter Landesherr war, konnten in Zukunft sei¬ 
ne Einkünfte und seine weltliche Macht gesichert erscheinen. 

Ö § 71. Zu diesen Verschiebungen in dem Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat kamen noch eine Reihe wichtiger Veränderungen in den allgemeinen 
Zeitverhältnissen. Die Freiheit der Städte wurde mehr und mehr unter das 
fürstliche Szepter gebeugt. Der Kampf zwischen den Zünften und Geschlech¬ 
tern erleichterte diese Privilegienentziehung. Die Feuerwaffen und das Söld¬ 
nerwesen mit der fortschreitenden Ausbreitung der Geldwirtschaft zwan¬ 
gen auch den Adel in den Dienst der Fürsten. Eine wachsende Anhäufung 
revolutionärer Ideen schien nur durch eine starke Fürstengewalt niederge¬ 
halten werden zu können. In dem Maße als sich die gewerblichen Zünfte in 
ihrem Kampfe gegen Flandelsgesellschaften und Monopol aller Art enger zu¬ 
sammenschlossen, wurde dem weniger Bemittelten das Aufrücken in den Mit¬ 
telstand erschwert. Es bildete sich ein städtisches Proletariat, dem bald auch 
ein ländliches Proletariat als Folge der erschwerten Zuwanderung nach 
der Stadt zur Seite stehen mußte. Die Lage der Bauern wurde seit Einfüh¬ 
rung des römischen Rechtes vielfach eine sehr ungünstige. Aber auch in den 
wohlhabenderen und gebildeteren Kreisen herrschte jetzt eine ausgesprochene 
Vorliebe für Neuerungen und Umbildungen aller Art. Der Humanismus, 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 129 


welcher das mittelalterliche Denken zu einer allgemein menschlichen „huma¬ 
neren" Bildung weiter führen wollte, vertiefte sich mit begeistertem Studium 
in die Literatur der Griechen und Römer, idealisierte das Leben dieser Völker 
zu einem Musterbilde menschlicher Vollkommenheit und trachtete, dasselbe 
literarisch, politisch und sozial nachzuahmen. Es erwuchs daraus die Epoche 
der Renaissance. Diese neue geistige Bewegung, welche selbst die führenden 
Kreise der Kirche erfaßte und beherrschte und für deren Einflußnahme die vor¬ 
ausgegangenen ö überaus zahlreichen Universitätsgründungen den Bo¬ 
den wesentlich vorbereitet hatten, war der Erhaltung der kirchlichen Zustände 
kaum günstig. Gegenüber den bestehenden Verhältnissen gerade auf kirchli¬ 
chem Gebiete kam eine scharfe Kritik mehr und mehr in Uebung. Statt einer 
Erhaltung des Bestehenden und einer Fortsetzung der Tradition wurde 
die Rückkehr zu früher gewesenen idealeren Zuständen erstrebt. In dieser 
allgemeinen Auffassung deckte sich die Bewegung des Humanismus und der 
Renaissance mit den meisten kirchlichen Reformationsbestrebungen seit 
dem XIII. Jahrhundert. Humanismus und Reformation stützten und stärkten 
sich gegenseitig. Die technische Erfindung derBuCHDRUCKERKUNST trug all die¬ 
se Bestrebungen in weiteste Kreise. Die Entdeckung neuer Erdteile mußte 
den Glauben an das Anbrechen einer ganz neuen Zeit mächtig stützen. Und 
die Fortdauer bedenklicher kirchlicher Zustände namentlich in Deutschland 
hat dafür gesorgt, daß bei all diesen sich vorbereitenden Umbildungen die Kir¬ 
che NICHT ÜBERGANGEN wurde. 
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§ 72. Martin Meyer, der Kanzler des Mainzer Erzbischofs schrieb 1456 
an den neu ernannten Kardinal Aeneas Sylvius Bartholomäus de Piccolo¬ 
mini, nachmals Papst Pius II.: „Tausend Manieren wurden ausgedacht, unter 
denen der römische Stuhl uns wie Barbaren auf seine Manier unser Geld weg¬ 
nimmt. Dadurch ist unsere Nation jetzt in Armut versunken. Nun aber sind 
unsere Fürsten aus dem Schlafe erwacht und haben zu bedenken angefangen, 
wie sie diesem Unheil begegnen möchten. Ja sie haben beschlossen, das Joch 
völlig abzuschütteln und sich die alte Freiheit widerzugewinnen." Aeneas Syl¬ 
vius antwortete darauf in einer besonderen Schrift, in welcher er auf die Blü¬ 
te von Handel und Bergbau in Deutschland hinwies und ausführte: Die Kir¬ 
che ö würde ohne die deutschen Geldsendungen arm sein und ihre großen 
Aufgaben nicht erfüllen können. Ohne Reichtum sei es nicht möglich. Her¬ 
vorragendes zu leisten und angesehen zu sein. Die Einnahmen aus dem 
Kirchenstaate aber wären noch unsicher und gering. — Wie vorher Frankreich 
und England, so war jetzt Deutschland mit den nordischen Ländern die 
Hauptgeldbezugsquelle der Kurie, an welcher sie um so energischer festhalten 
mußte, je sicherer die Länder mit nationaler Einigung unter königlicher Gewalt 
für größere Geldleistungen verschlossen blieben. 
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§ 73. Die weltlichen Mächte selbst schienen die kuriale Besteuerung 
in Deutschland erhalten zu wollen. Alle Versuche einer Reichsreform wa¬ 
ren gegen Ende des XV. Jahrhunderts gescheitert. Der „Gemeine Pfennig" blieb 
selbst als „Türkenpfennig" bei fast jedermann verhaßt. Dauernd wurden die 
Reichsinteressen durch unzulängliche Geldeinnahmen geschädigt. Kaiser Ma¬ 
ximilian I. (1493 bis 1519) war fortwährend in Geldverlegenheiten und trug 
sich deshalb mit immer neuen Plänen, diesem empfindlichen Mangel seiner 
Regierung zu begegnen. So kam er auch auf den Gedanken, sich zum Papst 
wählen zu lassen. Es fehlten nur die 300 000 Dukaten, welche nach seiner In¬ 
formation notwendig waren, um die Kardinäle für seine Wahl zu gewinnen. 
Indeß war auch diese seine Information unzureichend, weil sie die Bedeutung 
der Bulle „cum tarn divino" zur Verhütung simonistischer Papstwahlen un¬ 
terschätzte. Wie die Dinge lagen, schienen Ablasspredigten das beste Mittel 
ZU SEIN, UM AUS DEM DEUTSCHEN VOLKE GRÖSSERE GELDBETRÄGE FÜR ÖFFENTLI¬ 
CHE Zwecke zu erschliessen. In diesem Sinne hatte sich der deutsche Adel 
1476 bei Beratung der Reichsreform geäußert. Nach der gleichen Richtung ziel¬ 
ten die Vorschläge der Reichsstadt Nürnberg, ö Die Landesfürsten mit dem 
Kaiser Maximilian waren mit einer immer wiederkehrenden Besteuerung des 
deutschen Volkes durch Ablaßpredigten ganz einverstanden. Gestritten wurde 
nur darüber: wer den Geldertrag dieser Predigten zuletzt erhalten soll¬ 
te? und IN WELCHEM PROZENTSÄTZE DIE LANDESFÜRSTEN DARAN ZU BETEILIGEN 
wären? Als zu Ostern 1501 in der Nähe von Mastrich auf dem Kopftuch ei¬ 
ner jungen Frau sich ein großes goldfarbenes Kreuz zeigte, da war es Kaiser 
Maximilian, welcher durch ein besonderes Flugblatt die Nachricht von die¬ 
sem „Kreuzwunder" tunlichst verbreitete und dabei die Ansicht vertrat, daß 
in diesem Zeichen die Aufforderung des Himmels zu einem Kreuzzuge ge¬ 
gen die Türken zu erblicken wäre. Wenn mit den kirchlichen Aemtern und 
Pfründen ein einträglicher Handel getrieben wurde, an dem sich auch die 
Augsburger Fugger beteiligten, und wenn einzelne Personen bis 24 und mehr 
kirchliche Pfründen in ihrer Hand vereinigten, so konnte das in Deutschland 
kaum überraschen, wo selbst die Königs- und Kaiserwahl so offen zu einem 
Geldgeschäft erniedrigt worden war, daß die Wahlstimmen der einzel¬ 
nen Kurfürsten Zug um Zug gegen die vereinbarte Geldanweisung auf¬ 
gekauft wurden. Und wenn der Reichtum der Kirchen und Kirchenfürsten sich 
am längsten in Deutschland erhielt, so mußte das hier schon deshalb selbst¬ 
verständlich erscheinen, weil es Sitte geworden war, die nachgeborenen Für¬ 
stensöhne mit den reichsten Kirchenstellen zu versorgen. Kaum schien 
man darauf zu achten, daß namentlich durch die Mystiker Wiclif'sche und 
Hus'sche Ideen über die Notwendigkeit einer allgemeinen Säkularisation alles 
Kirchengutes im Volke immer allgemeinere Verbreitung gefunden hatten. Als 
die Volkspredigten des Sackpfeifers von Niklasöhausen Hans Böheim ge¬ 
gen Kaiser und Papst, Priester und Adel täglich schon 30 bis 40 000 Pilger her- 
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anlockten, beschränkte sich der Graf von Wertheim darauf, eines Tages den 
reichen Schatz der Niklashauser Kapelle zu konfiszieren, um ihn mit den Bi¬ 
schöfen von Mainz und Würzburg zu teilen. Man hätte wahrscheinlich diesen 
Schatz von Neuem wieder anwachsen lassen, um ihn abermals leeren zu kön¬ 
nen, wenn Böheim eines Tages nicht auf den Gedanken gekommen wäre, den 
Würzburger Bischofssitz zu erobern, und hierbei seinen Tod gefunden hätte. 


§ 74. In dieser Zeit wurde ein neuer päpstlicher Ablass für die gan¬ 
ze Christenheit zur Vollendung der Peterskirche in Rom verkündet. Al- 
BRECHT VON BRANDENBURG War als ERZBISCHOF VON MAINZ päpstlicher GENE- 
ralkommissär für jenen Teil von Deutschland geworden, zu dem auch Kur¬ 
sachsen gehörte. Der Anlaß für diese Ernennung des Mainzer Erzbischofs war 
folgender: Albrecht hatte bei seiner Ernennung zum Erzbischof für sein Pal¬ 
lium 30 000 Dukaten zu entrichten, welche Summe ihm die Augsburger Fug¬ 
ger geliefert. Durch Zahlung der weiteren Summe von 10 000 Dukaten an die 
päpstliche Kasse erhielt der Erzbischof das Generalkommissariat für den Ab¬ 
laß mit der Vereinbarung, daß die eine Hälfte des Ertrages der Ablaßpredigten 
zur Abzahlung der Albrecht'schen Schuld bei den Fuggern dienen sollte. 
Da das Haus Fugger auch Hauptbanquier der Kurie war, begleitete ein Fug¬ 
ger'scher Geldeinnehmer den Ablaßkasten, um nach jeder Predigt die Verrech¬ 
nung in Ordnung zu bringen. Dieser Ablaß kam durch die thüringischen Lande 
auch in die Nähe von Wittenberg und veranlaßt den Augustinermönch und 
Universitätsprofessor Dr. Martin Luther, am 31. Oktober 1517 seine Thesen 
gegen ö den Ablass an die Schloßkirche zu Wittenberg anzuschlagen. 

Diese Ablaßthesen wandten sich keineswegs im Prinzip gegen den päpst¬ 
lichen Ablass. These 71 lautet: „Wer wider die Wahrheit des apostolischen 
Ablasses redet, der sei verflucht und verdammt!" Luther richtete seine Angrif¬ 
fe lediglich gegen die Ablasskommissare, welche statt des päpstlichen Befehls 
ihre eigenen Träume predigten (These 70). Als solche Ueberschreitungen des 
päpstlichen Auftrages werden genannt: „Der päpstliche Ablaß macht den Men¬ 
schen von aller Strafe frei und selig" (21). „Sobald der Groschen im Kasten 
klingt, die Seele aus dem Fegefeuer in den Himmel springt" (27). „Das Kreuz 
mit dem Wappen des Papstes aufgerichtet, vermag so viel als das Kreuz Chri¬ 
sti" (79). Luther wünscht den Ablass vorsichtig gepredigt (41): „Wer den Ar¬ 
men etwas gibt, tut besser als wer Ablaß nimmt" (43). „Wer nicht übermäßig 
reich ist, soll sein Geld nicht für Ablaß verschwenden" (46). „Ablaßlösen sei ein 
freies Ding und nicht geboten" (47). Erst gegen Schluss der Reihe seiner The¬ 
sen teilte Luther einige scharfe Fragen der Laien mit, welche im Prinzip die 
Geldeinnahme als die Hauptsache bei diesen Ablasspredigten erscheinen 
lassen. Luthers Landesherr, der reiche Kurfürst Friedrich der Weise von 
Sachsen verbot dann die päpstliche Ablasspredigt, damit sein Land nicht 
WEGEN DES MAINZER PALLIUMS IN KONTRIBUTION GENOMMEN WERDE. 
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§ 75. Durch das an diese Thesen sich anschließende „Mönchs- und Pro- 
fessorengezänke" kam auch Luther dazu, wie vor ihm Hus und Wiclif, die 
Tradition der Kirche zu verwerfen und das Recht der individuellen Vernunfts¬ 
kritik an den bestehenden kirchlichen Verhältnissen und Ansichten auf der Ba¬ 
sis der Evangelien für sich in ö Anspruch zu nehmen. Darauf folgte die päpst¬ 
liche Bannbulle, die auch von Luther öffentlich verbrannt wurde. Der Bruch 
mit der römischen Kirche war vollzogen. Die Druckerpresse verbreitete die 
Nachricht über all diese Ereignisse in früher ungeahntem Maße durch Mittel¬ 
europa. Die überall unmittelbar vorausgegangenen Ablaßpredigten hielten das 
Interesse für solche Mitteilungen wach. Die landesherrlichen Gewalten erwie¬ 
sen sich stark genug, um die aufständigen Bauern und die durch Bibellesen 
verwirrten „Schwarmgeister" zu dämpfen. So vollzog sich denn die wieder in 
Fluß gekommene kirchliche Reformationsbewegung in solcher Form, daß 
an weltlicher Gewalt dem fürstlichen Absolutismus zugeflossen ist, WAS 
der Kirche genommen wurde. Auf dem Reichstage zu Nürnberg 1522 rich¬ 
teten die deutschen Stände eine lange Reihe von Beschwerden gegen den 
römischen Stuhl, gegen dessen Gelderpressungen und Satzungen und er¬ 
klärten, sich selbst helfen zu wollen, falls von Rom aus kein Wandel geschaffen 
werde. Der Reichstag zu Speyer 1526 hat dann denLANDESHERREN und Reichs¬ 
städten das Reformationsrecht zuerkannt nach dem Grundsätze: wer die 
Regierungsgewalt in Händen hat, entscheidet auch über den Glauben sei¬ 
ner Untertanen! (cujus regio, ejus religio). 198 Städte und viele Landesfürsten 
zogen die Kirchengüter ein und führten den Gottesdienst nach jenen Grund¬ 
sätzen durch, welche Luther in tunlichster Anlehnung an die Apostelzeit auf¬ 
gestellt hatte. Nur für die Kirchenfürsten in Deutschland wurde bald der 
„katholische Vorbehalt" eingelegt, wonach diese Fürsten allerdings im Falle 
eines Uebertritts zur Reformation Amt und Würden verlieren sollen. Die all¬ 
gemeine Einziehung der Kirchengüter hat sich dadurch für Deutschland bis 
zum Jahre 1806 verzögert. Diese letzte deutsche SäkuOlarisation wird in ihrem 
Wert auf mehrere hundert Millionen Gulden, nach ihrem Jahreseinkommen 
auf 33 V2 Millionen Mark geschätzt. Aber auch ausserhalb Deutschlands 
sind jetzt Reformatoren erstanden, welche eine Trennung von Rom und den 
Ausbau einer neuen Kirchenordnung durchführten, so Zwingli in Zürich, Cal¬ 
vin zuletzt in Genf. Des letzteren Anhänger haben sich ungemein rasch durch 
Frankreich und die Länder am Rhein verbreitet. Jetzt vollzog sich auch 1527 
die Reformation mit Säkularisation der Kirchengüter in Schweden, 1536 in 
Norwegen und Dänemark, 1533 die englische Reformation unter Heinrich 
VIII., welcher die Kirchengüter einzog und sich an Stelle des Papstes setzte. Die 
Einnahmen der Kurie in Rom gingen ausserordentlich zurück. Auf dem 
Konzil zu Trient (1545 - 1563) wurden die Ablasspredigten in der bisher 
üblichen Form, die Provisionen, die Annaten, die Palliengelder, die Spo- 
liengelder, Unionen und Incorporationen u.s.w. mit der Excommunicati- 
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on wegen Zahlungsverweigerung abgeschafft. Doppelt wichtig erwies sich 
nun die Energie, mit welcher Alexander VI. und Julius II. die landesherrli¬ 
che Gewalt des Papstes im Kirchenstaate ausgebreitet und gesichert hatten. 
Der Kapitalismus ist aus der Kirche im wesentlichen beseitigt. Die religi¬ 
ösen Bewegungen mit ihren ökonomischen Konflikten gehören von jetzt ab der 
Geschichte des fürstlichen Absolutismus an. 
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Ö 5. Der Kapitalismus auf dem Fürstenthrone. 


§ 76. Dem altgermanischen Königtume war der Begriff des absoluten 
Fürsten fremd. Der germanische König konnte „Unrecht" tun, sein von der 
Volksversammlung gemißbilligtes Urteil wurde „gescholten". Der germani¬ 
sche König konnte abgesetzt werden und ward seines Amtes schon zu Lebzei¬ 
ten ledig, wenn er nicht mehr imstande war, vor versammeltem Kriegsvolk in 
voller Rüstung aufs Pferd zu steigen. Aus den lehenstaatlichen Anschauungen 
heraus ist dann die Theorie vertreten worden: Jede Herrschaft und Amtsge¬ 
walt ist ein göttliches Lehen, das im Falle einer Verletzung des evangelischen 
Gesetzes an den himmlischen Lehnsherrn zurückfällt. Damit war aber positi¬ 
ves Recht dem göttlichen Rechte und bald auch dem Naturrechte nachge¬ 
ordnet. Die Politik der Fürsten war verpflichtet, sich nach den Grundsätzen des 
Christentums zu richten. Auch die Könige konnten zur Rechenschaft gezogen 
werden und fanden ihren Richter. 
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Begriff und Einrichtung des fürstlichen Absolutismus sind den Völkern 
des christlichen Abendlandes erst durch die engeren Beziehungen zum Ori¬ 
ent, zum byzantinischen und namentlich zu den arabischen Reichen zugäng¬ 
lich geworden. Hier war von Muhammed (622) angefangen bis zu den Nassrie¬ 
den von Granada (1492) längst zu einer vollendeten praktischen Kunst 
ausgebildet, was Niccolo Macchiavelli erst zu Anfang des XVI. Jahrhun¬ 
derts als Grundsätze eines Fürsten, welcher seinen Staat stark und mächtig 
machen ö will, zusammengestellt hat. Dieser absolute Fürst war der zur 
höchsten Potenz erhobene Individualist. Sein Wille war Gesetz, Recht und Sit¬ 
te. Der absolute Herrscher stand über dem Gesetze. Er konnte schon deshalb 
kein Unrecht tun. Für ihn gab es keinen Richter. Ihn oder seine Handlungen 
zu „schelten", war todeswürdiges Verbrechen. Sein Recht: das Staatsgebiet 
und dessen Einwohner nach seinen Launen auszubeuten, fand selbst in der 
Theorie nur dort eine Grenze, wo die Henne geschlachtet wurde, welche die 
goldenen Eier legte, oder wo die Gewalt der zu erwartenden revolutionären Re¬ 
aktionen den Fürsten selbst ernstlich bedrohte. Jetzt war die Politik von den 
Fesseln der Moral und des Evangeliums vollkommen frei. Das positive Recht 
des Fürsten galt allein! Für ein göttliches Recht oder für ein Naturrecht war 
kein Raum mehr geblieben. Wohl aber war der Assassinendolch zu einem 
ständig bereiten politischen Werkzeug geworden, vor dessen Schärfe freilich 
auch der Fürst nicht ganz sicher war. Dieser Absolutismus zeigt uns den Ty¬ 
pus der Kapitalisten auf fürstlichem Throne. Die Stützen dieses Thrones 
waren: Geld und Söldner. 
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§ 77. Ganz allmählich, wie die Geldwirtschaft, hat sich auch das Söld¬ 
nerwesen IN DER ABENDLÄNDISCHEN GESCHICHTE ENTWICKELT. Schon im LE- 
hensstaate bestand neben dem Heerbann der Vasallen fast zu allen Zeiten das 
Söldnertum. Früh schon hatten die Könige begonnen, ihren Heeresgenossen 
besondere stipendia als Sold oder Unterstützung für den Feldzug zu zahlen. 
Was ursprünglich ein Akt königlicher Freigebigkeit war, wurde bald genug ein 
Recht des Kriegers. Unter Kaiser Heinrich IV. forderten die Truppen nach 
dem Zuge gegen die Sachsen (i. J. 1075) stürmisch ihr „praemium". Im XII. 
Jahrhundert war die Zahlung des Stipendium ö oder praemium bereits ob¬ 
ligatorisch. Wenn die Fürsten ihre Zustimmung zu einer Reichsheerfahrt ver¬ 
weigerten, war der König auf seine Vasallen und auf seine Soldritter ange¬ 
wiesen, die im Süden bei den Normannen, Sarazenen und Basken, im Norden 
bei den Niederländern und Lothringern geworben wurden. Die Kreuzzüge 
haben mit der Geldwirtschaft auch das Söldnertum am meisten gefördert. 
Mit den geldwirtschaftlichen Einrichtungen haben auch die Söldner ihren Weg 
über Italien nach dem übrigen Europa gefunden. Selbst das Wort „Soldat" 
ist erst im XVI. Jahrhundert mit dem Siege des Absolutismus aus dem Ita¬ 
lienischen in die deutsche Sprache übergegangen. 
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Das wesentlich unter arabisch-islamischen und byzantinischen Einwirkun¬ 
gen entstandene Normannenreich in Sizilien und Neapel gab für Italien das 
Vorbild eines geordneten Söldnerwesens mit absoluter Fürstengewalt. Der Ho- 
henstaufische Kaiser Friedrich II. hat dann die politische Organisation dieses 
Reiches weiter ausgebaut. In einer dem Abendlande bisher unbekannten Wei¬ 
se kam es zu einer Nivellierung der Volksmasse, zu einer Zentralisation 
der Staatsgewalt mit Hülfe bezahlter Beamten, zu einem geordneten, auf 
guten Katastern beruhenden Steuersystem, zu einer ausgebildeten Polizei- 
und Heeresgewalt, deren Kern besoldete Sarazenen waren, für welche der 
päpstliche Bann wirkungslos blieb. Die Hohenstaufen sind dann definitiv un¬ 
terlegen (i. J. 1268), weil die reicheren Geldmittel der Päpste gestatteten, viel 
größere Söldnerheere aufzubringen. 


§ 78. Zu einer allgemeinen Einführung kam das Söldnertum in Italien 
Ende des XIII., Anfang des XIV. Jahrhunderts. Die Kreuzzüge und der Le¬ 
vantehandel hatten die Städte reich und mächtig werden ö lassen. Fast jede 
Stadt bildete einen selbständigen Staat, innerhalb dessen Grenzen sich wie¬ 
der die Parteien bis zur Vernichtung bekämpften. Der kapitalistische Kon¬ 
kurrenzneid ließ aber auch den Krieg zwischen den Stadtstaaten nicht zu 
Ende kommen. Zu diesem bunten Gemisch entgegenstehender Interessen ka¬ 
men die vielen ketzerischen Sekten in Oberitalien, deren Angehörige im Waf¬ 
fendienste persönlich am meisten gesichert waren, die deutschen Römerzü¬ 
ge mit der Parteiung der Ghibellinen und Guelfen, der Kirchenstaat und 
die Franzosen und Katalonier in Süditalien. Unter solchen Verhältnissen 
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konnten keine friedlichen Zustände herrschen. Gleichzeitig minderte sich 
bei den reich gewordenen Bürgern die Lust am Kriegsdienste. Trotzdem für 
die Säumigen das Abschneiden eines Fußes gesetzlich als Strafe angedroht war, 
erschienen in Florenz 1327 zu einer Reitermusterung von 400 Rittern und 600 
Knappen nur 100 Mann. Aus diesem chaotisch durchwühlten Boden erwuchs 
DAS FREIE KRIEGERBANDENTUM, die „BRIGATAS", „COMPAGNIE DI VENTURA", er¬ 
wuchs das Condottieretum. Es ist jedenfalls in hohem Maße bezeichnend, daß 
der Sinn dieser Worte schon erkennen läßt: die kriegerische Austragung der 
Interessenkonflikte sei einem kapitalistischen Unternehmer überlassen, 

WELCHER SICH EINE SCHAR VON ABENTEUERERN ANGEWORBEN, DEREN SlNN AUF 
Verdienen unter Waffen, also auf möglichst ergiebigen Raub gerichtet war. 
Auch jetzt noch war der Staat als „sesshaft gewordene Räuberbande" deut¬ 
lich zu erkennen. 
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§ 79. Es ist klar, daß diese Kriegsunternehmer sich stets dem Meistbie¬ 
tenden VERKAUFTEN. So War LEODRISIO HERZOG WERNER VON URSLINGEN 1334 
- 1351 wechselweise im Sold der Pisaner, des Papstes, des ö Herzogs von 
Athen, des Königs Ludwig von Neapel, den er einsetzte, zum Ritter schlug 
und später verraten hat. Auf seinem Brustharnisch bezeichnete er sich selbst 
als „Herr der grossen Kompagnie, Feind Gottes, Feind der Traurigkeit und 
des Erbarmens". Die Führer dieser Banden vererbten ihre organisierten Un¬ 
ternehmen ihren Söhnen und die dadurch mehr befestigten Beziehungen er¬ 
leichterten wesentlich ihr Emporsteigen auf den Fürstenthron. So wurden 
die Visconti und Sforza Herzoge in Mailand, die Gonzaga Herren von Man¬ 
tua, der Findling Castruccio Castracani Herr von Lucca, Pisa und Pistoja. 
Die Mehrzahl dieser Bandenführer aber wurde von ihren Brotherren auf ge¬ 
waltsame Weise aus der Welt geschafft, um den Staat aus der Gefahr einer 
Unterjochung zu retten. Mit dem XVI. Jahrhundert verschwanden bald die¬ 
se Kriegsbandenführer aus Italien, weil die kleinen Stadtrepubliken fast sämt¬ 
lich in größere Monarchien aufgegangen waren. Aber die Söldnerei blieb. Sie 
wechselte nur den Herrn. An die Stelle der Städte trat der königliche Abso¬ 
lutismus als Brot- und Arbeitgeber. Damit kam der kapitalistische Charakter 
dieser Einrichtung wieder in anderer Weise zur Ausbildung. 

§ 80. Die Könige haben sich anfangs der Mietstruppen immer nur mit hal¬ 
bem Herzen bedient. So lange sie bei vorherrschender Naturalwirtschaft 
auf den unsicheren Ertrag ihrer Domänen angewiesen waren, befanden sie sich 
den Söldnern gegenüber meist in der peinlichsten Verlegenheit. Die unbe¬ 
zahlten Massen streikten, durchzogen plündernd das Land und trotzten ihrer 
Majestät. Sobald aber die Geldwirtschaft sich allgemeiner eingeführt hat¬ 
te und das System der merkantilen Wirtschaftsgrundsätze erfolgreich be¬ 
müht war, die früher leeren Truhen der Fürsten mit ö Edelmetall zu füllen, 
da war auch zwischen Fürst und Söldner ein geregeltes Verhältnis möglich. 
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Kein Geld — keine Söldner! Wo aber Geld war, da standen Söldner zur Ver¬ 
fügung. So lange der Sold regelmäßig bezahlt wurde, gingen die Soldaten mit 
ihrem Herrn durch dick und dünn. Die Politik konnte jetzt ganz nach Wille 
und Laune des absoluten Herrn durchgeführt werden. Daß gleichzeitig auch 
das internationale Söldnerangebot nicht hinter dem Bedarf zurückgeblie¬ 
ben, dafür sorgten mannigfache Zustände und Ereignisse. 


Nicht heimische Hirten, sondern wohlerfahrene Söldner haben im XIV. 
und XV. Jahrhundert das schweizer Aufgebot über die Habsburger und 
Burgunder Ritterheere so glänzend siegen lassen. Die in diesen Schlachten 
gewonnene reiche Beute ließ den Schweizern das Kriegshandwerk renta¬ 
bler erscheinen, als die friedliche wirtschaftliche Arbeit zuhause. Reich¬ 
liche Bestechungen der heimischen Behörden durch die benachbarten Köni¬ 
ge erleichterten das Werbegeschäft. So begann ein wildes „Reislaufen" der 
Schweizer, die zeitweilig bis 60 000 Mann stark in fremden Diensten gestan¬ 
den haben sollen. Auch die überraschenden Erfolge der Hussitenkriege waren 
vor allem der Führung kriegserfahrener Söldner zu verdanken. Auch diese 
Kriege brachten den siegenden Truppen reiche Beute, welche dann die Böh¬ 
men veranlaßte, sich in grösserer Zahl dem Söldnerberuf zu widmen. Das 
Gleiche gilt für die Albanesen nach ihrem Freiheitskampfe gegen die Türken. 
In Deutschland lieferte die erschwerte Zuwanderung nach den Städten 
bei gleichzeitiger Verschärfung der ungünstigen landwirtschaftlichen La¬ 
ge das Material der Landsknechte. Schweizer Reisläufer und deutsche Lands¬ 
knechte bildeten die Hauptmasse der Söldner im XV. und XVI. Jahrhundert, 
denen ö erst im XVII. Jahrhundert sich die Wallonen und Iren zugesellen. 
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Mit demGESiCHERTEN Bezüge der „Lebware" und demGENüGENDEN Geld¬ 
vorrat der Könige wurden die Söldnerheere zu ständigen Einrichtun¬ 
gen unter einer strafferen Zucht. Während das dritte Lateran-Konzil (i. J. 1179) 
zuchtlose Söldner mit dem Kirchenbann bedrohte, ein Strafmittel, dessen Wirk¬ 
samkeit bald keine durchschlagende mehr war, beaufsichtigte König Ludwig 
XI. von Frankreich 1470 im Uebungslager von Pont de l'Aarche die Exer- 
citien seiner Söldner mit dem Scharfrichter an seiner Seite. Die Söldner wa¬ 
ren durch ihren Mietsvertrag zu Lohnsklaven ihrer Herren geworden und 
einer rücksichtslosen Ausbeutung preisgegeben. Indes hat die böse Auffüh¬ 
rung der Söldner selbst zu solch eisernen Zuchtmaßregeln gezwungen. Eben¬ 
sowenig ist zu verkennen, daß das Söldnerwesen die Fürsten wesentlich zu 
Eroberungs- und Beutekriegen anregte. Warum sollten die Könige jetzt nicht 
mit dem Blute ihrer Söldner wie mit dem ihrer Feinde „spielen", wenn man 
beides für „Geld kaufen" konnte? 


Die kapitalistische Organisation des europäischen Söldnerwesens er¬ 
reichte im XVI. und XVII. Jahrhundert ihre volle Durchbildung. Ueber 
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die Lebware „Söldner" wurden detaillierte Lieferungsverträge nach Qua¬ 
lität und Quantität der Ware, wie Ort und Zeit der Erfüllung abgeschlos¬ 
sen. Während des 30jährigen Krieges wurden für Kürassiere und Stückknech¬ 
te die Tageskurse auf den militärischen Börsen genau notiert. Wie heute 
für Waren verschiedener Art, so wurden damals Vorverkäufe für Söldner 
mit Menschenhändlern abgeschlossen. Der Oberst war mit Gewinnbetei¬ 
ligung an dem Unternehmen interessiert. Gedenken wir noch der häufigen 
MünzQ Verschlechterungen und Uebervorteilungen verschiedenster Art bei 
den Lieferungen für militärische Zwecke, so kann nicht bestritten werden, daß 
dem erfolgreichen Unternehmer auf diesem Gebiete zu jener Zeit eine höchst 
routinierte Geschäftserfahrung eigen sein mußte. 

Damit dem Sklavenhandel auch der Sklavenraub nicht fehle, haben so¬ 
genannte Werbeoffiziere, die zum Abschaum der Menschheit gehörten, in 
raffiniertester Weise den Bauern vom Pfluge, den Müller aus der Mühle, den 
Bäcker vom Ofen, den Schmied vom Ambos, ja bisweilen selbst aus den Bet¬ 
ten und aus den Kirchen weggeführt, um sie dann mit Hunger und Durst, mit 
unbeschreiblicher Hitze und allerhand Qualen zur Unterzeichnung und An¬ 
nahme des Werbevertrages zu bringen. Es war schon gegen das Ende dieser 
Entwicklungsepoche (XVII. und XVIII. Jahrhundert), als eine ganze Reihe deut¬ 
scher Kleinfürsten aus Leihverträgen über ihre Soldtruppen mit frem¬ 
den Staaten ein gutes Stück Geld zu verdienen wußten. Die Beseitigung die¬ 
ses Söldnerunwesens ist zumeist erst mit der Aufhebung des fürstlichen 
Absolutismus möglich geworden. Weil aber dieser Prozeß in den verschiede¬ 
nen Staaten entwicklungsgeschichtlich stark abweichende Eigentümlichkeiten 
zeigt, kann eine gesonderte Betrachtung der Geschichte des Kapitalismus 
auf fürstlichem Throne hier nicht umgangen werden. 


a. Portugal. 
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§ 81. Wie Portugal seiner geographischen Lage nach ein Küstenland 
darstellt, dessen Gebirge und große Flüsse im Wesentlichen nur Fortsetzun¬ 
gen der Erdoberflächengestaltung Spaniens bilden, so ö ist auch die hi¬ 
storische Entwickelung Portugals in ihren grundlegenden Teilen der spa¬ 
nischen gleich. Die islamischen Araber hatten Portugal wie Spanien 711 
n. Chr. überschwemmt und die Herrschaft der Christen auf kleine nörd¬ 
lich gelegene Gebiete zurückgedrängt. Von hier aus hat Portugal in einem 
550, Spanien in einem nahezu 800 jährigen Kampfe seine Festlandsgebiete 
von der islamischen Herrschaft wieder befreit. So langandauernde Kämpfe 
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mußten den Charakter des Volkes in der Richtung kriegerischer Eigen¬ 
schaften wesentlich beeinflussen. Eroberung und Raub waren dem Volke 
zur Gewohnheit geworden. Zur Erziehung für friedliche produktive Arbeit 
verblieb keine Zeit. Die christliche Bevölkerung der pyrenäischen Halbin¬ 
sel hat die meisten arabischen Auffassungen angenommen, die sich mit dem 
Christentum zu einem eigenartigen Volkscharakter verschmelzen muß¬ 
ten. Wie die siegenden Araber die Arbeit verachteten und nur als ausbeuten¬ 
de Herren von der Arbeit der besiegten Völker zu leben pflegten, so auch die 
SIEGENDEN PORTUGIESEN UND SPANIER. Wie die ISLAMISCHEN RAUBZÜGE VOM RE¬ 
LIGIÖSEN Fanatismus getragen waren, so begann etwa seit 850 das Erwachen 
DES CHRISTLICHEN FANATISMUS AUF DER IBERISCHEN HALBINSEL. Es fehlte nicht 
an Christen unter muslimischer Herrschaft, welche öffentlich den Propheten 
Muhammed schmähten und dann dafür nach dem arabischen Ketzerkodex, 
unter Oberleitung des islamischen Generalinquisitor, den Feuertod zu er¬ 
leiden hatten, mitten im Festesjubel des islamischen Volkes. Der Ruhm dieser 
christlichen Märtyrer vertiefte den Haß der Christen gegen alle Nichtchristen in 
ihrem Sinne. Immer kühner stürmten die christlichen Ritter gegen die arabische 
Herrschaft an. Immer grausamer wurde der Kampf nicht nur zur Beösiegung, 
nein zur völligen Vernichtung des Gegners geführt. Auch in den christlichen 
Staaten war die Kirche zu immer grösserer Macht emporgestiegen. Sie war 
neben dem Könige Mitregent und Volksvertretung zugleich und schuf in 
Nachahmung der islamischen Einrichtungen die Inquisition als halb kirchli¬ 
ches, halb staatliches Organ, das als Glaubenskontrolle und politische Ge¬ 
heimpolizei jede selbständige Regung im Volke vernichtete und die Kassen des 
Königs wie der Kirche zu bereichern wußte. Das alles war den Portugiesen 
wie den Spaniern gleich sehr eigen. 
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Ihre verschiedenen Entwicklungswege beginnen mit der politischen Tren¬ 
nung beider Völker, welche vom Jahre 1101 datiert. Die Erhebung des Herr¬ 
schers von Portugal zum Könige wurde 1142 vom Papste gegen eine jähr¬ 
liche Tributzahlung anerkannt. Die Cortes von Lamego gaben dem Staate 
seine innere Organisation. 1147 wurde Lissabon mit Hilfe niederrheinischer 
Kreuzfahrer den Arabern entrissen. 1263 erhielt Portugal im wesentlichen 
seine heutigen Grenzen. Zu Anfang des XIII. Jahrhunderts versuchte die kö¬ 
nigliche Gewalt, ihre MachtGEGEN Kirche und Adel zu steigern, unter gleich¬ 
zeitiger Begünstigung der Städte und der Bauern; aber der neuerliche Auf¬ 
saugungsversuch von spanischer Seite ließ unter der Begeisterung dieses Frei¬ 
heitskampfes solche Bestrebungen wieder zurücktreten. Im Jahre 1383 erschien 
die Stellung Johanns I. als König von Portugal gesichert. Von nun an beginnt 
eine neue, äusserlich glänzende Epoche. 


§ 82. Man hatte die Araber aus Portugal siegreich verdrängt. Die Annexi¬ 
onsgelüste von Castilien waren abgewiesen worden. Warum sollte man nicht 
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den Kampf mit den Arabern in Afrika aufnehmen können? 1415 wurde Ceuta 
erobert. Aber da zeigte es sich schon, daß ö Portugal mit seiner Bevölkerung 
von nicht ganz einer Million doch für eine solche Aufgabe zu klein sei. Um 
die Zahl der Krieger durch Söldner entsprechend zu vermehren, dazu fehl¬ 
te es an Geld. Also mußte vor allem Geld — Reichtum — gewonnen werden. 
Die größten Gewinne der damaligen Zeit wurden aus dem Levantehandel ge¬ 
zogen, welcher die Schätze Indiens nach Europa vermittelte. Sollte es nicht 
möglich sein, den Weg nach Indien von Portugal aus zur See, um Afrika 
herum, zu erschließen, um auf diesem Wege dem großen Orienthandel über 
Aegypten das Wasser abzugraben und jene Schätze für die portugiesische Kö¬ 
nigskasse zu gewinnen, welche die Eroberung der arabischen Welt in Nord¬ 
afrika ermöglichen würden? So könnte ein neues, viel größeres Portugal er¬ 
stehen, das bis zu den Gestaden des fernen Indiens reichen und gestatten wür¬ 
de, die Segnungen des Christentums über den Erdkreis zu tragen. Die Seele 
dieses islamischen Weltherrschaftsplanes, in's christlich-portugiesische 
übersetzt, war Heinrich der Seefahrer (1394 - 1460), einer der Söhne des 
Königs Johanns I. 

Die Portugiesen waren damals noch keine Seefahrer. Heinrich ließ sie des¬ 
halb durch Italiener und Deutsche im Seefahren und Schiffbauen unterrichten. 
Er gründete die erste nautische Schule der Welt und war unausgesetzt be¬ 
müht, die damals höchst primitiven nautischen Instrumente zu verbessern. 
Die Araber verfügten damals über die besten geographischen Kenntnisse. 
Die Frage: ob die Auffindung eines Seeweges um Afrika herum nach Indien 
überhaupt möglich sei? konnte von den Arabern am besten beantwortet wer¬ 
den. König Johann II. (1481 -1495) schickte deshalb 1487 zwei des Arabischen 
vollkommen kundige Männer nach Alexandrien, von wo aus sie in der Ver¬ 
kleidung von Honigkaufleuten ö Kairo, Suakim und Aden erreichten. Hier 
trennten sich die beiden Kundschafter; der eine ging nach Abessinien, um für 
Portugal Beziehungen zu diesem sagenhaften christlichen Reiche anzuknüp¬ 
fen, der andere ging nach Indien, kam nach Kananor, Kalekut, Goa, besuch¬ 
te als südlichsten Punkt Solfala an der Ostküste von Afrika, der Insel Ma¬ 
dagaskar gegenüber. Hier erhielt er die Gewißheit, daß die Schiffahrt um die 
Südspitze Afrikas herum nach der Guineaküste möglich und bekannt sei. Da 
aber die Portugiesen die Guineaküste inzwischen erkundet hatten, war da¬ 
mit der Ring der geographischen Kenntnisse geschlossen. Nach Rückkehr 
des allein am Leben gebliebenen zweiten Kundschafters begannen die grossen 
Entdeckungsfahrten. — 1486 wurde das Kap der guten Hoffnung erreicht. 
1498 landete Vasco da Gama in Kalekut in Ostindien. 


§ 83. Inzwischen war eine Teilung der Weltherrschaft zwischen Portu¬ 
gal und Spanien nötig geworden. Christoph Columbus hatte 1492 für Rech¬ 
nung Spaniens Amerika entdeckt unter der irrigen Annahme, an der Ost- 
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küste von Asien gelandet zu sein und den Seeweg nach Indien gegen We¬ 
sten gefunden zu haben. Alle Eroberungen neuer heidnischer Länder sollten 
nach der damals herrschenden Auffassung in erster Linie für das Christen¬ 
tum im Sinne der römischen Kirche geschehen. Der Papst erschien deshalb 
berechtigt, die noch nicht entdeckte Welt zu vergeben. Papst Martin V. hatte 
mit Bulle von 1441 alle Länder zwischen Kap Bojador an der Westküste von 
Afrika und Indien, Portugal zugesprochen und vollkommenen päpstlichen 
Ablaß für alle bei der Eroberung dieser Gebiete fallenden Leute gewährt. Diese 
päpstliche Entscheidung stand damals international in solchem Ansehen, daß 
König Eduard IV. von England ö (1461 bis 1483) seinen Untertanen, welche 
mit Afrika Handel zu treiben begonnen hatten, diesen Handel unter Bezug¬ 
nahme auf die Bulle von 1441 verbot. Papst Alexander VI. hat dann 1493 den 
Spaniern die Herrschaft über die von Columbus entdeckten Länder zuer¬ 
kannt und zwar mit einer Aufteilung der Welt zwischen Portugal und Spanien, 
deren Demarkationslinie durch besonderen Vertrag 1494 auf jenen Län¬ 
gengrad vereinbart wurde, welcher 2770 km westlich von den Kapverdischen 
Inseln gelegen ist. 1500 wurde Brasilien entdeckt und bald darauf in Besitz ge¬ 
nommen. Portugal war damit Eigentümerin von Brasilien, Afrika und Indien 
geworden. Das kleine Land an der Westküste von Spanien trug den stolzen 
Titel: „Königin dreier Erdteile". Ungeheure Schätze sind aus diesen Kolo¬ 
nialreichen in die Kassen der portugiesischen Könige gewandert. Aber wie 
stand es mit der Eroberung des Araberreiches in Nordafrika? 1471 wurde Tan¬ 
ger bezwungen. 1578 endete die Schlacht bei Alcazar gegen die Mauren 
mit der Vernichtung des portugiesischen Heeres und dem Tode des portu¬ 
giesischen Königs. Damit war dieses Weltherrschaftsprogramm erledigt. Der 
Verlust der Herrschaft über die koloniale Welt folgte bald nach. 
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§ 84. Die gewaltigen Reichtümer, welche Portugal aus seinen Kolonien 
bezogen hat, trafen dieses Volk in einer Zeit, in welcher seine wirtschaftlichen 
Verhältnisse noch nicht den Kinderschuhen der Kupferwährung entwach¬ 
sen waren. Die Rechnungseinheit war die Kupfermünze „real", etwa einem 
kleinen Pfennig entsprechend; „Reis" ist die Mehrheitsbezeichnung für real. 
Als der Kolonialreichtum einströmte, begann man nach je 1000 Kupfermün¬ 
zen = 1 Milreis zu rechnen, die heute etwa 41/2 Mk. entsprechen. Der neue 
Reichtum ö mußte doppelt verheerend auf den portugiesischen Volkscharak¬ 
ter einwirken. 
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Da Portugal an der westafrikanischen Küste zuerst Puß faßte, flössen aus 
diesen Ländern die ersten Bezüge. 1444 wurde der portugisischenNEU-GuiNEA- 
Compagnie das Handelsmonopol für Westafrika übertragen. Man tauschte 
von den Beduinen Sklaven und Gold gegen Pferde, Seide und Silber und ver¬ 
anstaltete gelegentlich selbst Sklavenjagden im Innern des Landes. König Jo¬ 
hann II. zog bereits ansehnliche Geldeinkünfte aus der Einfuhr von Gold und 
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Sklaven nach Lissabon. Damit wuchs die absolute Macht des Königs, wel¬ 
cher jetzt viele von seinen Vorfahren verschenkte Krondomänen einzog und 
eine vom Adel dagegen gerichtete Verschwörung mit der Enthauptung der 
beiden führenden Herzoge bestrafte. Als nach der ersten Landung Vasco da 
Gamas das indische Kolonialreich bald erobert war, mit Goa an der Westküste 
von Vorderindien, Colombo auf Ceylon, Malakka als Zentrum der Gewürzin¬ 
selgruppe der Molukken undORMUS dem „Edelstein im Ring der Welt" am per¬ 
sischen Golf als Stützpunkte, da überragten rasch die Einnahmen aus diesem 
Gebiete den Wert aller übrigen Besitzungen. Die Krone hatte sich hier den Im¬ 
port an Perlen und Edelsteinen allein Vorbehalten. Bei Kaufmannseinfuhr 
von Gewürzen gehörte die Hälfte dem König. Andere Waren hatten entspre¬ 
chende Zölle zu tragen. Was die portugiesischen Regierungsschiffe in Indien 
erwarben und heimbrachten, gehörte ebenfalls dem Könige. So wurde der 
König von Portugal der grösste Gewürzhändler seiner Zeit. Die Gewürze 
hatten damals einen weit höheren Metallwert als heute: Die Preise, welche in 
Lissabon für die aus der ersten Rückkehr Vasco da Gama's (1499) verkauften 
Gewürze erzielt wurden, vergleichen sich ö in nachfolgender Weise mit den 
in Hamburg für 1904 notierten Preisen: 


Lissabon 1499: Hamburg 1904 


1 Pfund Pfeffer . 1 

1 Pfund Zimmt . 3 

1 Pfund Gewürznelken . . 3 

1 Pfund Ingwer . 2 

1 Pfund Muskatnuß .... 5 


M. 

50 

Pfg. 

49 

Pfg 

M. 

20 

Pfg. 

45 

Pfg 

M. 

50 

Pfg. 

50 

Pfg 

M. 

-- 

Pfg. 

26 

Pfg 

M. 

25 

Pfg. 

90 

Pfg 


In der besten Zeit soll Portugal jährlich über 800 Millionen Mark aus 
Indien gezogen haben. Mit den glänzenden Baudenkmälern, welche aus die¬ 
sen indischen Schätzen in Portugal erstanden, bildete sich zu Anfang des XVI. 
Jahrhunderts der berühmte Manuelstil, welcher in charakterischer Weise ei¬ 
ne Verschmelzung der späteren Gothik mit arabischen und indischen Motiven 
darstellt. Ein glänzender üppiger Luxus entwickelte sich am Königshofe. Lis¬ 
sabon wurde für mehr als 100 Jahre der erste Handelsplatz Europas und der 
erste Stapelplatz für Erzeugnisse des Orients im christlichen Abendlan¬ 
de. Indeß vollzogen sich gerade jetzt jene bedenklichen volkswirtschaftlichen 
Verschiebungen, an deren unseligen Folgen Portugal heute noch krankt. Den 
besten Leitfaden für diese Ereignisse bietet die Geschichte der Getreidepoli¬ 
tik Portugals. 

§ 85. Nachdem das Land in der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts sei¬ 
ne heutigen Grenzen gewonnen hatte, folgten im XIV. Jahrhundert ernstliche 
Versuche einer besseren volkswirtschaftlichen Organisation. Die Interessen 
der Bürger und Bauern wurden begünstigt, die Macht der Kirche und des 
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Adels eingeschränkt. Und als die Klagen des Volkes über Mangel an Brot¬ 
getreide nicht verstummen wollten, verfügte das Gesetz von 1375, daß al¬ 
le Grundbesitzer gehalten seien, ihre unbebauten, aber ertragsfähigen 
Grundstücke zu bestellen, evt. sie mit Pächtern zu besetzen, für ö welche 
der Pachtschilling durch die Regierung festgesetzt würde. Wer als Grund¬ 
eigentümer diesem Befehle nicht nachkomme, verliere sein Eigentumsrecht 
an den betr. Grundstücken, welche durch den Staat an bäuerliche Päch¬ 
ter vergeben würden, deren Pachtzahlungen der betr. Gemeinde zu gute kom¬ 
men sollten. Portugal war also damals ernstlich bestrebt, die Brotversorgung 
des Volkes im eigenen Lande zu sichern, den Schwerpunkt der volkswirt¬ 
schaftlichen Entwicklung in die Heimat zu verlegen und auf dem Ertrage 
der eigenen produktiven Arbeit aufzubauen. Da kam der Unabhängigkeits¬ 
krieg gegen Kastilien und von 1383 ab der Beginn jener äußerlich glänzenden 
Epoche, welche nicht mehr nach der Versorgung des Volkes in der Heimat, 
sondern nach dem Reichtum strebte, der im Auslande, in den Kolonien zu 
erpressen war. Die Zukunft Portugals lag von nun an auf dem Wasser. Das 
Gesetz von 1375 über die Pflichten des Grundeigentümers gegenüber der Bo¬ 
denkultur war rasch vergessen. Gegen Ende des XV. Jahrhunderts wurden 
grössere Getreidemengen aus Mauretanien zu so billigen Preisen einge¬ 
führt, daß die Durchschnittspreise in kurzer Zeit um ein weiteres Drittel zu¬ 
rückgingen. Dazu kamen: staatliche Lebensmitteltaxen in Lissabon, wel¬ 
che bestrebt waren, die Verproviantierung der Kriegs- und Handelsflot¬ 
te mit Brot und Fleisch tunlichst zu verbilligen, der völlige Mangel an 
Verkehrsstrassen im Innern des Landes, lästige Bestimmungen über den 
Getreideverkehr von Provinz zu Provinz, fast unerschwingliche Staats¬ 
steuern auf den Schultern der Bauern und das Privileg einer Reihe von 
Grossgrundbesitzern gewaltige Schafherden auf weiten Strecken des Lan¬ 
des wandern und grasen zu lassen (das Privileg der BeiraöSchafe). Die Bau¬ 
ern, welche auch hier die eigentlichen Getreideproduzenten waren, konnten 
sich der fortgesetzten rücksichtslosen Uebergriffe der Beiraschafe nicht 
erwehren. Und da die kolonialen Unternehmungen auch ihnen eine erfolg¬ 
reichere Betätigungsgelegenheit zu bieten schienen, verkauften sie ihre Höfe 
zum Spottpreise an solche, welche an den Golderträgen der Kolonien schon 
teilgenommen hatten und wanderten auch hinaus in die lockenden Koloni¬ 
en. Bald mußten mehr als 2 /3 des heimischen Brotbedarfs durch Kauf vom 
Auslande gedeckt werden. Latifundien traten auch hier an die Stelle der Bau¬ 
ernhöfe. Auch hier hat das Schaf bei steigenden Wollpreisen die Bauern 
und den Getreidebau aufgezehrt. Damit diese unheilvolle Grundbesitzvertei¬ 
lung nur ja erhalten blieb, wurden die Latifundien als Majorate dem Grund¬ 
stückverkehr dauernd entzogen. Und was diese volkswirtschaftliche Situation 
für Portugal noch besonders verschärfte, das war der Anteil der Kirche an 
dieser Latifundienbildung. 
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§ 86. Schon zur Zeit der noch überwiegenden Naturalwirtschaft waren Kir¬ 
chen und Klöster in Portugal reich, namentlich an Grundbesitz. Als dann 
der Goldstrom aus den Kolonien ins Land sich ergossen, wurden Kirchen und 
Klöster noch reicher. Die überschwellende Begeisterung der Portugiesen ge¬ 
hörte einmal in erster Linie der Kirche. Das portugiesische Freiheitsdenkmal 
nach glücklicher Abwehr der kastilischen Annexionsgelüste war das Kloster 
Santa Maria da Victoria. Westlich am Hafen von Lissabon gründete Hein¬ 
rich der Seefahrer als Andachtshaus für die Seeleute das Kloster Belem 
(Bethlehem), das König Emanuel dann aus den Schätzen Indiens wunder¬ 
bar ausbaute. Und selbst als zu Anfang des XVIII. Jahrhunderts ö der golde¬ 
ne Glanz der portugiesischen Geschichte schon sichtlich zu erblassen begann, 
empfand König Johann V. noch das Bedürfnis, mit einem Aufwand von über 
200 Millionen Mark das Kloster Mafra zu erbauen. Dieser Pracht der kirchli¬ 
chen Gebäude entsprach die Größe der Ländereien und Einkünfte, mit denen 
sie ausgestattet wurden, in der Heimat sowohl wie draußen in den Kolonien. 
So wurden Kirchen und Klöster gewaltige Latifundienbesitzer. Durch ihr An¬ 
sehen trugen sie wesentlich zur Erhaltung der damit verbundenen volks¬ 
wirtschaftlichen Missstände bei. 


Die Kirche war reich und bot ihren Angehörigen ein angenehmes, sor¬ 
genfreies Leben. Das Volk war arm geblieben. Da konnte der Andrang in die 
Klöster und in den Kirchendienst nicht überraschen. Ein ganz unverhältnis¬ 
mäßig großer Prozentsatz der Bevölkerung fand Unterschlupf in der Kirche. In 
Goa sollen gegen Ende des XVI. Jahrhunderts 30 000 Kleriker gewesen sein, 
während die übrige portugiesische Bevölkerung daselbst kaum mehr als die 
Hälfte dieser Ziffer erreichte. Bei der schlechten und unregelmäßigen Bezah¬ 
lung der Söldner sollen wiederholt Hunderte von den nach Indien geschick¬ 
ten Mannschaften bei ihrer Ankunft in Indien direkt ins Kloster gegangen 
sein. Selbst ein so katholischer Fürst wie Philipp IV. von Spanien hat deshalb 
1625, als gleichzeitiger Herrscher über Portugal, die Errichtung neuer Klö¬ 
ster in Indien ausdrücklich verboten und 1635 untersagt, daß die Klöster 
in Indien ferner Erbschaften annehmen, Ländereien kaufen oder sich an der 
Perlfischerei beteiligen dürften. 
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Ein weiterer Missstand des Reichtums der Kirche folgte aus der da¬ 
mals HERRSCHENDEN AUFFASSUNG VOM ALMOSEN. Die ÜBERMÄSSIG REICHEN KIR¬ 
CHEN gaben auch übermässig reiche Almosen, ö Das war wieder einer über¬ 
mäßigen Ausbreitung der Bettler günstig. Der Armut wurde es behaglich 
gemacht. Der Anreiz zur wirtschaftlichen Betätigung wurde im Volke erstickt. 
Die Menschen verloren das Streben, sich ökonomisch unabhängig zu stellen. 
All das unterstützte die Auflösung des Volkes in wenig sehr reiche Gran¬ 
den, Kirchen und Klöster und in eine grosse Masse von Bettlern. Wie aber. 
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wenn die ausländische Quelle des kolonialen Reichtums eines Tages für Portu¬ 
gal versiegen sollte? 


§ 87. Die kapitalistische Kurzsichtigkeit der Portugiesen hat alles ge¬ 
tan, diese Quellen für Portugal abzugraben, während die Vereinigung der 
Venetianer und Genuesen mit Aegypten und den Arabern, welchen Portugal 
seit Anfang des XVI. Jahrhunderts den vorher so blühenden Levantehandel bis 
auf einen unbedeutenden Rest entrissen hat, wenig dagegen vermochte. 

Der koloniale Gewinn der Portugiesen setzte sich zusammen aus: Weg¬ 
nahme und Plünderung fremder Schiffe, gewaltsamer Festsetzung der 
Preise für die Warenverkäufer in Indien, Sklavenhandel und Sklaven¬ 
raub, rücksichtslosester Ausbeute der heimischen Bevölkerung als recht¬ 
lose Arbeiter im Bergbau und Plantagenbau und Besteuerung der ein¬ 
heimischen Bevölkerung in einer Form, die nur zu häufig in eine direkte 
Beraubung ausartete. Das alles sind Erwerbsarten privilegierter Räuber und 
Spitzbuben. Nach offizieller Anschauung war den Portugiesen alles erlaubt, 
während die einheimische Bevölkerung als rechtlos betrachtet wurde. Von 
einer sittlich zu billigenden Erwerbsart ist in dieser ganzen kolonialen Bereiche¬ 
rungstätigkeit der Portugiesen fast nichts zu erkennen. Das konnte auf diese 
Träger europäischer Kultur unmöglich sittlich fördernd zurück öwirken. Die 
bedenklichste Korruption nahm unter den Portugiesen so rasch Überhand, 
daß Vasco da Gama auf seiner zweiten Reise nach Indien (1520), kaum 22 
Jahre nach seiner ersten Landung, in Kalikut folgende Kolonialzustände 
KONSTATIEREN KONNTE: 
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Die schon längere Zeit nicht mehr besoldeten Soldaten waren zu ihrer 
Erholung ins Spital gegangen. Die Geschütze aus dem königlichen Arse¬ 
nal hatte man Kaufleuten zur Ausrüstung ihrer Privatschiffe überlassen. 
Die Regierungskassen waren leer. Die Beamten verfügten über keinerlei 
Sprachkenntnis und hatten sich gewissenloseste Vernachlässigung ihres 
Dienstes zu Schulden kommen lassen. Die Finanzbeamten wußten, trotz ihres 
bescheidenen Gehaltes, binnen wenigen Jahren grosse Reichtümer zu erwer¬ 
ben. DieEDELLEUTE waren mitEHRLiCHEN und unehrlichen Handelsgeschäf¬ 
ten bemüht, sich ihre Taschen zu füllen. Die Waren von schlechtester Qua¬ 
lität wurden für die Krone erworben, die besseren Waren aber anderwärts 
verkauft. Dies alles konnte die Einnahmen Portugals aus Indien nur mindern. 

Der ungeheure Druck dieses furchtbaren Regiments der Habgier auf der 
einheimischen Bevölkerung mußte Reaktionen in der Form blutiger Aufstän¬ 
de wachrufen, welche Portugal etwa von 1505 ab gezwungen haben, eine 
STEHENDE FLOTTE IN DEN INDISCHEN GEWÄSSERN ZU Unterhalten, auf INDISCHEM 
Boden ausgedehnte Festungsbauten in Angriff zu nehmen und die Kolo¬ 
nialtruppen entsprechend zu vermehren. Damit wurden die ordentlichen 
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Wie AUSSERORDENTLICHEN AUSGABEN NICHT UNWESENTLICH ERHÖHT, Was aber¬ 
mals den Reinertrag minderte. Bei der absoluten Unzuverlässigkeit dieser Leu¬ 
te aber, die gar kein anderes Ziel der Kolonialpolitik kannten, als sich in kür¬ 
zester Zeit tunlichst ö zu bereichern, mußten all diese Sicherungsmaßre¬ 
geln in Indien um so eher versagen, je mehr selbst von Portugal aus die 
schlimmste Günstlingswirtschaft in der Besetzung der Kolonialämter ge¬ 
trieben wurde. Schon 1525 hat man die Festungen Kalikut, Sumatra und 
Colombo auf Ceylon wieder aufgegeben. Als aber die Spanier durch höhe¬ 
res Gebot die Gewürznelkenpreise auf den Molukken steigerten, wohin sie 
durch Vermittlung eines Portugiesen gekommen waren, kam es in den Jah¬ 
ren 1526 - 29 zwischen diesen beiden christlichen Parteien zu Mord und 
Todschlag. Die Aufstände der Eingeborenen wurden mit einer immer raffi¬ 
nierteren Grausamkeit niedergeschlagen. 1583 meuterten 14 portugiesische 
Kriegsschiffe. Es bedurfte nur eines neuen europäischen Konkurrenten in In¬ 
dien, um diesem sofort die ganze Hilfe der indischen Bevölkerung zuzuführen 
und damit das Schicksal der Portugiesen in dieser reichsten ihrer Kolonien zu 
besiegeln. 

§ 88. Auch dieses Ereignis wurde durch den spanisch-portugiesischen 
Absolutismus herbeigeführt. König Philipp II. wollte die habsburgischen Welt¬ 
herrschaftspläne verwirklichen helfen und führte deshalb gegen Holland und 
England Krieg. Die Niederlande hatten anfangs ihre Handelsgeschäfte in ori¬ 
entalischer Ware mit Lissabon und Kadix abgeschlossen. Als aber Philipp 1585 
und 1595 alle holländischen Schiffe in den spanischen und portugiesischen Ge¬ 
wässern wegnehmen ließ, waren diese Völker gezwungen, zum direkten Ein¬ 
kauf in Indien überzugehen. Der Engländer Franz Drake nahm 1587 den er¬ 
sten großen Indienfahrer mit einer Ladung im Werte von zwei Millionen Mark 
weg. 1595 ging die erste holländische, 1600 die erste englische Flotte 
nach Indien. Engländer und Holländer traten von nun an als neue Konkur¬ 
renten in Indien auf. ö Das 1441 vom Papste verliehene Handelsmonopol der 
Portugiesen für Indien wurde jetzt unter dem Einfluß der Reformationsbe¬ 
wegung nicht mehr beachtet. In den neu beginnenden erbitterten Koloni¬ 
alkämpfen (1599 bis 1603) standen die Eingeborenen ausnahmslos auf Seiten 
der neuen europäischen Eindringlinge. Der König von Kandy auf Ceylon ge¬ 
währte den Holländern Handelsfreiheit mit der Zusage einer bestimmten Zim- 
metlieferung gegen das Versprechen, die Portugiesen zu bekämpfen. Ueberall 
wurden die Konkurrenten der Portugiesen von der indischen Bevölkerung 
als die heiss ersehnten Befreier aus einer furchtbaren Knechtschaft begrüßt. 
Engländer und Holländer kämpften gemeinsam gegen die Portugiesen. Und 
wie war Portugal für diesen Kampf gerüstet? Die Staatskassen waren leer, 
die Festungen halb zerfallen und ohne Kanonen. Die portugiesische See¬ 
flotte, vom XV. bis Mitte des XVI. Jahrhunderts die weitaus mächtigste des 
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Abendlandes, zeigte sich jetzt der englischen und holländischen Seemanns¬ 
tüchtigkeit nicht mehr gewachsen. In den Jahren 1579 bis 91 sind den Por¬ 
tugiesen 22 große Schiffe auf der indischen Reise untergegangen. Es fehlte an 
Geld und deshalb auch an Schiffen und Menschen. 1635 ist das portugiesische 
Handelsmonopol in Indien gebrochen. Immer mehr traten die Holländer und 
Engländer an ihre Stelle. 1640 kann der portugiesische Vizekönig in Indien aus 
Mangel an Geld und Mannschaften keine Flotte mehr nach Hause schicken. 
Damit war der Zufluß der indischen Goldquelle zum ersten Male für Portu¬ 
gal ausgeblieben. Es kam zur Revolution und unter Mithilfe der Holländer 
zur W IEDERLOSREISSUNG PORTUGALS VON SPANIEN (1640) und JOHANN IV. BE¬ 
STIEG den Königsthron in Lissabon. Den Verlust des indischen Kolonial¬ 
reiches konnten diese Veränderungen nicht aufhalten. Von einer Q un¬ 
eigennützigen Freundschaft der Holländer für Portugal konnte natürlich keine 
Rede sein. Weil aber Portugal allein sich zu schwach fühlte, um gleichzei¬ 
tig den Kampf gegen Holland und England führen zu können, versuchte 
man es jetzt mit einer Annäherung an England. Diese neue Freundschaft 
sollte durch eine Heirat der Schwester des Königs von Portugal mit dem König 
Karl II. von England (1660 bis 85) weiter befestigt werden. Als Morgengabe 
hat Portugal dazu an England Tanger und den Hafen mit der Insel Bombay 
abgetreten. Von Bombay breitete sich allmählich die englische Herrschaft über 
Indien aus. Zu spät haben die Portugiesen eingesehen, welchen Fehler sie mit 
dieser Gebietsabtretung gemacht hatten. Trotzdem mußte Portugal 1703 noch 
den berühmten Methuenvertrag mit England abschließen, wodurch Portu¬ 
gal die Einfuhr englischer Wollwaren, England die Einfuhr portugiesischer 
Weine zu einem niedrigeren Zollsätze zuließ. Statt bei dem drohenden Verlust 
der Kolonialreiche die heimischen Produktivkräfte zu entwickeln, begab sich 
Portugal auch noch in die merkantile Abhängigkeit von England. Etwa im 
Jahre 1740 war Portugals Macht in Indien gebrochen. Heute ist das Areal 
der portugiesischen Besitzungen in Indien auf 1605 Quadratmeilen zusammen¬ 
geschmolzen, deren ökonomischer Wert ein minimaler ist. 

§ 89. Brasilien wurde von 1534 ab in einer den Arabern entlehnten Weise 
an einzelne Personen oder Körperschaften zu Lehen gegeben. Die Krone be¬ 
hielt das Bestätigungsrecht für jeden Besitzwechsel dieser Lehen, das Han¬ 
delsmonopol für die wichtigsten Kolonialprodukte und bezog außerdem 
i/5 des Ertrages an Edelmetallen und Edelsteinen, Vio von allen übrigen 
Erzeugnissen. Da die Fortschritte der Kolonie gering Q waren, verschickte 
man 1550 Verbrecher dorthin, welche im Lande schlimmer als die Pest gehaust 
haben. Um etwa die gleiche Zeit kamen die ersten Jesuiten in die Kolonie, 
welche bald der Behandlung der Eingeborenen als rechtlose Sklaven entgegen¬ 
wirkten. Weil aber infolge dementsprechender Maßnahmen viele Pflanzungen 
rasch zurück gingen und so die Einnahmen des Königs sich minderten, wur- 
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de der Menschenhandel wieder gestattet. Auch der Sklaven- und Men¬ 
schenraub bürgerte sich wieder ein. Am Amazonenstrom hatten die portugie¬ 
sischen Kolonisten alles geknechtet und die Eingeborenen in unmenschlicher 
Weise behandelt. Das Hochland im Inneren war durch Sklavenjäger förmlich 
entvölkert worden. Und als die Jesuiten hiergegen von neuem ihren Einfluß 
geltend machten, wuchs die Erregung der Sklavenbesitzer in solchem Maße, 
daß die Jesuiten 1639 Brasilien verlassen mussten. 


Inzwischen haben wiederholt (1586, 1591, 1595) englische Geschwader 
das Küstenland geplündert. Von 1604 an erschienen auch hier die Hollän¬ 
der. Immer wieder werden von ihnen und den Engländern portugiesische Schif¬ 
fe und ganze Flotten weggenommen. Nach der Losreißung Portugals von Spa¬ 
nien beliebten die Holländer unter dem Deckmantel der Bundesfreundschaft 
auch hier möglichst gute Geschäfte für sich zu machen, die erst mit Crom- 
well's Hilfe 1654 zu Gunsten Portugals wieder rückgängig wurden. Der Friede 
von 1661 schenkte den Holländern die Handelsfreiheit in den portugiesi¬ 
schen Kolonien. Nur in Nordbrasilien war man etwas humaner gegen die 
Eingeborenen, im Süden haben die Menschenjagden vielen Hunderttausenden 
von Indianern das Leben gekostet. 
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Die Goldquellen aus Indien hatten für Portugal bald zu fliessen auf¬ 
gehört. Die Regierung bot ö deshalb für Auffindung von Gold- und Edel¬ 
steinlagern in Brasilien, was sie an Ehren zur Verfügung hatte: den Adel und 
die Mitgliedschaft eines Ritterordens. Wer aber solche Schätze der Erde kenne 
und darüber der Regierung keine Auskunft gebe, solle durch die Folter zum 
Geständnis seiner Geheimnisse gezwungen werden. In der Tat wurden dann 
neue Gold- und Diamantlager entdeckt. Um die Mitte des XVIII. Jahrhunderts 
sollen in Brasilien 80 000 Menschen mit der Goldgewinnung beschäftigt ge¬ 
wesen sein, welche bis 1820 eine Gesamtausbeute von 1950 Millionen Mark 
geliefert haben. Aber jetzt war auch Brasilien für Portugal schon verloren ge¬ 
gangen. Unter den Wirren der napoleonischen Kriege hatte sich die Lostren¬ 
nung Brasiliens vollzogen. 


§ 90. Den portugiesischen Interessen in Afrika war es inzwischen nur 
um Weniges besser ergangen. Man hatte von Anfang an die afrikanische Ost- 
und Westküste im wesentlichen nur als Stützpunkte für die Indienreise be¬ 
trachtet und darum wenig für die Befestigung der portugiesischen Herrschaft 
im Lande getan. Englische Seefahrer haben schon 1552 - 58 gute Geschäfte 
in Westafrika von der Goldküste bis zum Kap der guten Hoffnung gemacht. 
Die portugiesischen Stationen fanden sie nur schwach besetzt und nur in loser 
Verbindung mit der Heimat. Um die gleiche Zeit etwa ist hier auch Frankreich 
als Konkurrent aufgetreten. Nach der Vereinigung von Portugal mit Spani¬ 
en (1580) war das Interesse der Staatsregierung für Afrika fast erloschen. Die 
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Königin Elisabeth von England gab Privilegien für den Handel mit Marok¬ 
ko (1558), mit Senegal (1588), die Holländer besetzten 1595 Guinea, 1641 
die Goldküste, 1652 das Kapland. Bis Anfang des XVIII. Jahrhunderts war 
nur noch wenig von Westafrika für Portugal übrig. Schon seit Mitte des 
XVII. Jahrhunderts ö hatten sich die portugiesischen Unternehmungen mehr 
der ostafrikanischen Küste zugewendet. Aber auch hier rief die Erbitterung 
der Bevölkerung über die furchtbaren Menschenjagden Kaffernkriege her¬ 
vor, welche für die Portugiesen um so bedenklichere Folgen haben konnten, 
je mehr sich bald auch hier die Konkurrenz Frankreichs geltend machte. 
Trotzdem verblieb der einstigen „Königin dreier Erdteile" nach dem Verlust 
von Indien und der Lostrennung von Brasilien in Ostafrika noch der bedeu¬ 
tendste Kolonialbesitz. Seine ökonomische Ergiebigkeit ist freilich seit Un¬ 
terdrückung des Sklavenhandels wesentlich zurückgegangen. Die Ein¬ 
nahmen der Regierung sind ganz verschwunden. Als 1836 England das Verbot 
des Sklavenhandels gewaltsam erzwang, kam Mozambique an den Rand des 
Verderbens. Seit dieser Zeit erst wird versucht, durch ehrliche produktive Ar¬ 
beit, durch Pflege von Ackerbau, Gewerbe und Fischerei, durch Erschließung 
der Minen und Anlage von Plantagen, Straßenbau u.s.w. diesen Rest der einsti¬ 
gen Kolonialreiche lukrativ zu gestalten. 
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§ 91. Wie steht es heute mit der einstigen Weltmacht Portugals? Der 
fürstliche Absolutismus mit seinen Weltherrschaftsplänen hatte das klei¬ 
ne Volk hinausgeführt in die neu entdeckten Weltteile mit dem Aufträge, mög¬ 
lichst grosse Reichtümer zu erobern. Ungeheure Summen sind dann nach 
Portugal geflossen, aber die Eroberung von Nordafrika scheiterte. Das Gold 
der Kolonien wurde für eine luxuriöse Hofhaltung, für Geschenke an die 
Günstlinge des Königs, zur Ausstattung überreicher Kirchen und Klöster 
verwendet. Die Masse des Volkes in Portugal ist arm geblieben, wie sie es 
war. Rasch hatte die schamlose Habgier, mit der die Kolonien ausgeplündert 
wurden, sich selbst das Grab gegraben. Die goldbringenden ö Kolonialrei¬ 
che gingen bis auf einen bescheidenen, fast wertlosen Rest Portugal ver¬ 
loren. Seitdem ist dieses sonnige Land gezwungen, etwa dort wieder anzu¬ 
fangen, wo König Dionysius zu Anfang des XIV. Jahrhunderts eingesetzt 
hatte. Aber Portugal ist inzwischen unter dem Einflüsse der französischen 
Revolution ein Verfassungsstaat geworden. Die Periode des fürstlichen 
Absolutismus ist damit formell zum Abschluss gebracht. Weil jedoch 79 % 
der Männer und 85 % der Frauen in Portugal weder lesen noch schreiben 
können, und in einzelnen Gegenden der Prozentsatz der Analphabeten auf 
90 % und höher steigt, kann nicht erwartet werden, daß das portugiesische 
Volk schon reif dazu wäre, über sein Entwickelungsgeschick im Wesent¬ 
lichen selbst zu entscheiden. Diese Auffassung wird durch die bisherigen 
wirtschaftlichen Erfolge des portugiesischen Parlamentes bestätigt. Die Be- 
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völkerung zählt heute etwas über fünf Millionen, von denen 1/8 in den Städten 
wohnen. Trotzdem ist nur die Hälfte der Landoberfläche unter Kultur. 
In der mittleren und südlichen Region des Landes herrscht immer noch 
der Latifundienbesitz. Industrie und Handel sind zumeist in englische 
Abhängigkeit geraten. Landstrassen waren bis 1845 unbekannt. Trotz der 
wunderbaren Fruchtbarkeit des Landes reicht die Getreideproduktion immer 
NOCH NICHT ZUR ERNÄHRUNG DER EIGENEN BEVÖLKERUNG aus. Man hat deshalb 
seit 1889 durch besondere staatliche Kontrolle übermässige Getreideeinfuhr 
vom Auslande zu verhüten und im Interesse einer tunlichsten Anregung 
des heimischen Getreidebaues die Getreidepreise auf einer den Produktions¬ 
kosten entsprechenden Höhe zu erhalten versucht. Die Finanzlage des Staa¬ 
tes ist sehr ungünstig. Staatsbankrotte waren in den Jahren 1841, Q 1853, 
1855, 1892. Die Gehälter der Staatsbeamten mußten in neuester Zeit um 5 
bis 20 Prozent reduziert werden. Selbst der König hat auf Vs seiner Zivil¬ 
liste freiwillig verzichtet. So lastet heute noch der Fluch des Kolonial¬ 
reichtums vom XVI. Jahrhundert auf diesem schönen Lande. Der fürstliche 
Absolutismus ist von dem Schauplatze seiner Taten abgetreten, ohne seine 
ERZIEHERISCHE AUFGABE IM VOLKE GELÖST ZU HABEN. 


b. Spanien. 
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§ 92. Im Vergleich zu den beiden anderen grossen Halbinseln Süd-Euro¬ 
pas, der apenninischen und der griechischen, hat die Natur die pyrenäische 
weniger reich ausgestattet. Sie besitzt nicht entfernt eine so reiche Küsten¬ 
gliederung wie Griechenland und Italien. Ihr Klima hat, wenn man von den 
südlichen Küstengegenden absieht, nicht die Vorzüge des griechischen und ita¬ 
lienischen. Ihre Bodenformation ist auf weiten Gebieten der Landwirtschaft 
nicht günstig, und dem Verkehre treten vielfach ernste Schwierigkeiten ent¬ 
gegen. Die gedrungene, in sich abgeschlossene Form der Pyrenäischen Halbin¬ 
sel verhindert, daß die Vorzüge des Seeklimas einem großen Teile des Landes 
zu Gute kommen. Es herrscht kontinentales Höhenklima vor, mit all sei¬ 
nen Nachteilen, wie raschem Wechsel der Jahreszeiten, extremer Kälte und 
Hitze, Nachtkälte auch in den heißen Monaten, austrocknenden Winden und 
Dürren — Eigenschaften, welche durch die starke Entwaldung des Landes 
seit Zusammenbruch der Araberherrschaft noch verschärft worden sind. 
Höhenklima! Denn Spanien ist zum großen Teile hohes Tafelland. Die Halb¬ 
insel umfaßt 590 068 Quadratkilometer, und nicht weniger als ö 230 000 davon 
kommen auf die beiden Hochebenen, welche die zentrale Masse des Landes 
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bilden. Dazu kommt der Raum, den die beiden Hochgebirge des Landes, die 
Pyrenäen und die Sierra Nevada, einnehmen, sowie jene zahlreichen kleinen 
Gebirge, die Spanien durchschneiden und auch einen beträchtlichen Teil seiner 
Küste bilden. Dem mitteleuropäischen Klima ähnelt das spanische viel weniger 
als jenem von Innerafrika. Der Mangel einer guten Bewaldung bringt es mit 
sich, daß die Flüsse und Ströme große Mengen von Sand und Geröll mit sich 
führen und infolge ihres äusserst unbeständigen Wasserstandes die Schiff¬ 
barkeit AUSSERORDENTLICH BEENGEN. Die FRUCHTBARSTEN GEGENDEN finden 
sich im südlichen, südwestlichen und nordwestlichen Teile des Landes. 
Die Hochebenen und Gebirge dienen hauptsächlich der Weidenutzung. Der 
große Reichtum des Landes an Mineralschätzen ist seit der Punier Zeiten 
bekannt. 


§ 93. Es wurde schon im § 81 [Siehe Seite 138.] ausgeführt, welchen Ein¬ 
fluß notwendigerweise die fast 800jährigen Kämpfe des spanischen Volkes 
(711 - 1492) GEGEN DIE HERRSCHAFT DER ARABER auf den VOLKSCHARAKTER aUS- 
üben mußten. In politischer Hinsicht läßt das langsam erobernde Vordringen 
der Christen eine größere Zahl von Kleinstaaten entstehen, in denen sich die 
Mitglieder der Fürstenhäuser, Königtum und Adel und die kleinen Reiche 
gegenseitig aufs Bitterste bekämpfen. Häufig genug spielen dabei Bündnisse 
christlicher Fürsten mit muhamedanischen Herrschern gegen christliche Staa¬ 
ten eine Rolle. Das aufstrebende Bürgertum in den Städten steht in diesen 
Kämpfen auch hier in der Regel auf Seiten des Königs. Diese egoistischen Feh¬ 
den unter den Christen erleichterten den Mauren wiederholt ein Zurückdrän¬ 
gen der Christenherrschaft, bis schließlich um die Mitte des XV. Jahr öhunderts 
aus dem Chaos der Kleinstaaten, mit zureichender Anwendung von Gift und 
Dolch, zwei grössere Reiche auf dem heutigen Gebiete von Spanien sich ge¬ 
genüberstehen: Kastilien und Aragonien. 

Kastilien ist das weitaus größere und angesehenere von beiden. Es reicht 
von der nördlichen Meeresküste der Halbinsel bis zur südwestlichen, südlichen 
und südöstlichen hinab, das letzte Maurenreich Granada bis zum Meere 
umspannend. Neben seinen ungeheuren Hochebenen und seinen zahlreichen 
Gebirgen beherrschte es auch viele der fruchtbarsten Gegenden der Halbinsel, 
zahlreiche Städte, wie auch die vortrefflichen Hafenplätze Kadix, Cartagena 
und Sevilla. 
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Aragonien hat, von seiner wilden unfruchtbaren Bergheimat am Süd- 
abhange der Pyrenäen ausgehend, ebenso sehr durch Klugheit und List, als 
durch Tapferkeit das gewerbsfleissige handelstüchtige Catalonien mit der 
reichen Handelsstadt Barcelona sich angegliedert und von den Mauren das 
fruchtbare industriereiche Königreich Valencia erobert, sodaß nun beinahe 
4/5 der Südostküste von Spanien seinem Szepter unterstellt waren. Außerdem 


www.vergessene-buecher.de 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 



152 Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 


ist Aragonien seit dem XIII. und Anfang des XIV. Jahrhunderts Herr über die 
fruchtbaren Inseln der Balearen (1232) wie über Sardinien (1326) und Sizi¬ 
lien (1282) und somit wesentlich an der Blüte des internationalen Handels im 
Mittelmeerbecken interessiert. 
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§ 94. Im Jahre 1469 wurden Castilien und Aragonien durch die Heirat 
zwischen Ferdinand dem Katholischen von Aragonien und der Königin 
Isabella von Castilien und Leon vereinigt. Die „Herrschaft der Könige", 
wie die Regierung Ferdinands und Isabellas heute noch bezeichnet wird, war 
eine überaus folgenreiche für Spanien. Staat und Volkswirtschaft hatten damals 
unter den schwersten Mißständen zu leiden. Der Adel war ö durch unaufhör¬ 
liche Kriege so verwildert, daß er im eigenen Lande raubte und plünderte, 
wo er konnte, nachdem die Gelegenheit zur Beraubung des Feindes infolge 
Vertreibung der Mauren zu Ende gegangen war. Niemand besass Eigentum 
ohne Lebensgefahr und Furcht. Jede Art gewerblicher oder Handelstätig¬ 
keit, und namentlich die Geldausleihe gegen Zinsen, war den Grundherren 
untersagt. Aber der Verkauf der christlichen Hintersassen als Sklaven an 
die Mauren hatte sich vielfach eingebürgert. Wie fast überall in Europa, ver¬ 
suchte jetzt auch hier der Adel durch „schlechte Gebräuche" (malos usos) 
die Abgaben und Dienste der Bauern ins Ungemessene zu steigern und ih¬ 
re grundherrlichen Rechte in rücksichtsloser Weise auszudehnen. Es kam des¬ 
halb auch in Spanien im XV. Jahrhundert immer wieder zu Bauernaufstän¬ 
den, deren Hauptherd die Grafschaft Gerona im aragonischen Reiche war. 
Die vorausgegangenen Träger der Krone hatten unverantwortlicherweise die 
KÖNIGLICHEN DOMÄNEN VERSCHLEUDERT, die LANDESMÜNZEN VERSCHLECHTERT 
und dann das Münzregal an große Herren verpfändet, die ihrerseits abermals 
neue Münzverschlechterungen durchführten. So zählte man jetzt 150 Münz¬ 
stätten im Lande, und die Münzen waren so wertlos geworden, daß die Bevöl¬ 
kerung ALLGEMEIN ZUM NATURALTAUSCH ZURÜCKKEHRTE. Der KLERUS erfreute 
sich einer Macht und einer Selbständigkeit, die auch für den König bedenklich 
werden konnte. Waren doch die Geistlichen noch aus der Zeit der Westgo¬ 
then zur Heeresfolge verpflichtet und zur Teilnahme an den politischen 
Beratungen berufen. 
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§ 95. Diesen Mißständen sind Ferdinand und Isabella in tatkräftiger Weise 
entgegengetreten. Um den Klerus besser in seine Gewalt zu bekommen, er¬ 
warb Ferdinand für sich und seine Nachfolger vom Papste das Recht der ö 
Anstellung der Geistlichen. Was die Kurie in den so heftig geführten Inve¬ 
stiturkämpfen des XI. und XII. Jahrhunderts den deutschen Kaisern entrissen 
hat, wurde so gegen entsprechende Bezahlung im XV. Jahrhundert an Spanien 
verliehen, nachdem es schon im XIV. Jahrhundert den französischen Königen 
zugestanden worden war. Ferdinand stellte sich an die Spitze der drei mächti¬ 
gen GEISTLICHEN RITTERORDEN von SANTIAGO, ALCANTARA UndCALATRAVA. Da- 
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zu kam die Einführung der Inquisition als staatliches Organ, das die Auf¬ 
gabe hatte, alle der Glaubenseinheit wie der Staatsherrschaft gefährlichen Per¬ 
sonen zu vernichten und die hierbei sich ergebenden Vermögenskonfiskationen 
an die landesfürstliche Kasse abzuführen. Die zerrütteten Münzverhältnisse 
wurden neu geordnet, und das königliche Münzregal für das ganze Land 
wieder hergestellt, die Rechtstitel der derzeitigen Inhaber früher königlicher 
Domänen wurden sorgsam geprüft, und bei ungenügendem Rechtstitel die¬ 
se Besitzung zu Gunsten der Krone eingezogen. In den Bauernaufständen 
traten die Könige auf die Seite der Bauern gegen den Adel. Die „schlech¬ 
ten Gebräuche" wurden kurzerhand aufgehoben, die alte Patrimonialge¬ 
richtsbarkeit durch königliche Gerichte ersetzt, die Hintersassen in eine 
Art freier Erbpächter verwandelt, die nur zu festen Zins- und Pachtleistun¬ 
gen verpflichtet waren, das Recht der Freizügigkeit sogar auf bisher lehens¬ 
rechtlichen Boden ausgedehnt und den Bauern gestattet, jederzeit frei ihr Recht 
am Grund und Boden zu veräußern. Persönlich reisten die Könige im Lande 
UMHER, um ÖFFENTLICH GERICHT ZU HALTEN. TAUSENDE Von RAUBRITTERBUR- 
GEN wurden namentlich in Kastilien gebrochen. Die schlimmsten Verbrecher 
flüchteten aus Furcht vor dem königlichen Rechtsspruch aus dem Lande. Auch 
die ö Rechtsstellung der Bürger in den Städten wurde gebessert, Vertre¬ 
ter der Städte neben Adel und Prälaten in die Cortes berufen. Die heilige 
Hermandad, Bündnisgemeinschaften der Städte von Castilien und Aragonien 
gegen die Räubereien des Adels, wurden als ordentliche Polizeitruppe zur 
Erhaltung des Landesfriedens reorganisiert. Unter dem Schutze genügender 
Einfuhrzölle blühten Handel und Gewerbe auf, was namentlich dadurch 
bestätigt wird, daß jetzt ersichtlich die Wollausfuhr zurückging, trotzdem die 
Schafhaltung auf gleicher Höhe geblieben war. 1498 wurden staatliche Prämi¬ 
en auf die Erbauung grösserer Seeschiffe gewährt. Spanische Schiffe durften 
nicht an Fremde verkauft werden und erhielten eine Bevorzugung für den 
Warentransport. Die Bevölkerung des Landes wird gegen Ende des XV. Jahr¬ 
hunderts auf etwa 8 Millionen Einwohner geschätzt. Um die berechtigten In¬ 
teressen der Bürger und Bauern auszugleichen, haben die Könige staatliche 
Getreidetaxen eingeführt und den Städten die Anlage von Kornspeichern 
befohlen, welche namentlich in Zeiten niedrigerer Getreidepreise mit Vorräten 
für magere Jahre angefüllt werden sollten. Alle Anzeichen deuteten darauf hin, 
daß Spanien um diese Zeit die Brotversorgung seiner Bevölkerung im ei¬ 
genen Lande gesichert sah. 1492 erfolgte die Austreibung von etwa 800 000 
Juden. Der Kampf gegen den jüdischen Geldwucher war seit Anfang des 
XIV. Jahrhunderts nicht mehr zur Ruhe gekommen. Wiederholt folgten für den 
Darlehensverkehr Erlasse eines gesetzlichen Zinsmaximums und wiederholt 
wurden den Bewohnern die Judenschulden um 1 /3 - V4 durch königlichen 
Befehl gekürzt. Als aber die Klagen der Bevölkerung gegen die Juden sich 
trotzdem mehrten und darauf hingewiesen wurde, daß namentlich getaufte 
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Juden ö sich in die Position der Steuerbeamten, Zollbeamten, Renten- und 
Zehentpächter und derartige Vertrauensposten mehr einzuschleichen wuß¬ 
ten, um so dem Volke doppelt schädlich zu werden, traf die getauften, wie 
die nicht getauften Juden der Befehl der Landesverweisung. Ihr Vermögen 
wurde ihnen bei dieser Gelegenheit konfisziert zu Gunsten der Krone, wel¬ 
che sich jetzt erst ein stehendes Heer halten konnte, um die Macht des Adels 
wie des Klerus noch mehr zu beugen. Das Unterrichtswesen wurde durch 
zweckmäßige Reformen verbessert und namentlich für eine umfassendere wis¬ 
senschaftliche Ausbildung der Geistlichen Sorge getragen. So konnte Spa¬ 
nien der Kirche zum Kampfe gegen die Reformation eine grosse Zahl tüchti¬ 
ger Kardinäle stellen und zur Geburtsstätte des Jesuitenordens werden, wel¬ 
cher der Gegenreformation die geistigen Waffen lieferte. All diese Maßnahmen 
lassen erkennen, daß die Könige Ferdinand und Isabella ernstlich bestrebt 
waren, das spanische Volk einer besseren Zukunft entgegen zu führen. 

§ 96. Es sollte anders kommen. Gelegentlich jenes glänzenden Schau¬ 
spiels, das die Uebergabe Granadas an Ferdinand und Isabella durch den 
letzten Maurenkönig auf spanischer Erde bot, war es endlich dem Genueser 
Christoph Columbus gelungen, die materielle Unterstützung Isabellas zu der 
von ihm geplanten Auffindung eines westlichen Seeweges nach Indien zu 
erhalten. Die seit Anfang des XV. Jahrhunderts datierenden Bestrebungen Por¬ 
tugals, um die Küste von Afrika herum den Seeweg nach Indien zu finden, hat¬ 
ten naturgemäß die Seefahrer der Handelsstaaten des Mittelmeeres in großer 
Erregung erhalten. Die Wunderländer jener Reisebeschreibungen, welche die 
mit den Kreuzzügen erwachte Reiselust (Marco Polo 1271 - 1295) Europa 
geschenkt hatte, sollten dem europäischen See ö verkehr erschlossen werden. 
Man war bemüht, sich über die kommenden Ereignisse tunlichst zu unterrich¬ 
ten. Speziell Columbus hatte die nordischen Meere und von Portugal aus die 
Westküste von Afrika besucht. Sein Bruder war an der Entdeckung des Kap 
der guten Hoffnung beteiligt. Auf Grund dieser Vorbereitungen faßte der Ge¬ 
nuese den Entschluß, das vielbegehrte Indien durch eine direkte Fahrt nach 
dem Westen aufzufinden. 1492 erfolgte die Landung auf Guanahani vor Zen¬ 
tralamerika. Auf Haiti wurde Gold bei den Eingeborenen gefunden. Die edle 
Königin Isabella gab zwar Befehl, daß ihre neuen Untertanen gut behandelt 
und zum Christentum bekehrt werden sollten. Aber zwischen Kastilien und 
Amerika lag der weite Ocean, und die Spanier hatte die Gier nach dem Golde 
erfaßt. Mit unersättlicher Habsucht stürzten sie sich auf die gutmütigen Einge¬ 
borenen, rissen ihnen die Schmucksachen vom Leibe, durchsuchten die Häuser 
und Tempel nach Gold und Silber, durchwühlten die Gräber der Toten nach 
Edelmetall und zwangen die gesamte Bevölkerung bis zu den Kindern im zar¬ 
ten Alter zur Goldsuche, oder sie verkauften die Eingeborenen als Sklaven in 
Sevilla. Ihre Bekehrung zum Christentum wird zur Farce. Man schlägt Prokla- 
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mationen an, welche die Eingeborenen aufforderten, sich zum Christentume 
zu bekennen, widrigenfalls sie als Sklaven behandelt würden. Die Indianer, 
welche natürlich nicht lesen konnten, nahmen von diesen Proklamation kei¬ 
ne Notiz und waren deshalb „von Rechts wegen" der Sklaverei verfallen! Die 
Indianer hatten rasch genug erkannt: „Der Gott der Spanier heisst ,Gold!'" 
Die armen Eingeborenen stellten ihren Feldbau ein und flohen in die Wälder. 
Sie wurden eingefangen, unmenschlich bestraft und gefesselt zur Zwangsar¬ 
beit für ihre Peiniger zurückgeführt. Unter Strömen von Blut haben so die 
Spanier von 1492 bis etwa 1537 Zentralamerika mit ö Mexiko, Californi- 
en, ganz Südamerika, ausschließlich des zu Portugal gehörenden Brasiliens, 
mit den Karolinen und Philippinen an der ostasiatischen Küste erobert. Wo 
reiche Beute winkte, kämpften die spanischen Eroberer wie die Löwen. Wo we¬ 
nig Gold und Silber zu erwarten war, meuterten sie gegen ihre Befehlshaber. 
Wo mehrere spanische Expeditionen zusammentrafen, begann der Kampf der 
Raubtiere um die Beute. Matrosen desertierten, um Gold zu suchen. Friedliche 
Indianer wurden mit Bluthunden gehetzt, kleine Kinder im Flusse ertränkt, nur 
um ihren weißen Besitzern Zerstreuung zu bieten. Ausgiebige Menschenjagden 
lieferten immer mehr Menschenware für die spanischen Sklavenmärkte. So ha¬ 
ben im Jagen nach Gold und Gewinn die christlichen Spanier in den neu 
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§ 97. Kaum waren aus den neuen Ländern die ersten Millionen an die 
spanische Krone abgeliefert worden, als auch diese selbst von der für die Völ¬ 
ker so gefährlichen Goldseuche ergriffen wurde. Die gute Isabella zwar war 
noch auf ihrem Sterbebette besorgt, daß auch ihre neuen Untertanen gerecht 
behandelt würden. König Ferdinand aber gab schon seinen Leuten die kalte 
GESCHÄFTSMÄSSIGE INSTRUKTION MODERNER MILLIARDÄRE: „SUCHT GOLD, WENN 
möglich ohne Grausamkeiten, aber jedenfalls sucht Gold zu bekommen, 
hier habt ihr Vollmachten!" König Ferdinand war damit aus einem Führer 
des Volkes auf der aufsteigenden Bahn menschheitlicher Entwicklung zu ei¬ 
nem Grosskapitalisten auf fürstlichem Throne geworden, dessen leitender 
Gedanke die Profitwut ist. Sein Auftrag wurde gewissenhaft befolgt. In den 
Jahren 1493 - 1600 sollen etwa 4027 Millionen Mark Gold allein, ohne das 
Silber, aus den Kolonien nach Spanien geflossen sein, ö Dieser Goldstrom traf 
die Spanier noch als armes Volk. Die Münzeinheit auch der Münzordnung von 
Ferdinand und Isabella war die Kupfermünze Maravedi, etwa unserem Pfen¬ 
nig entsprechend. Die Silbermünze, das „real", wurde in der Regel zu 34 Ma- 
ravedis geschlagen. Erst die Münzordnung Karls V. hat doppelte Kronen (du- 
blones) als Silberstücke zu 8 realen, wofür der Spitzname „Piastro" (vom 
Italienischen piastro, d. i. Metallplatte) üblich wurde, und woraus sich auch die 
Bezeichnung Peso gebildet hat. Der Piaster mit einem Metallwert von etwa 
4,25 Mk. hat sich über die ganze Erde verbreitet. Aus ihm ist der nordame- 
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rikanische Dollar entstanden. Daneben gab es für den Wechselverkehr mit 
dem Auslande einen Wechseldukaten (Ducado de cambio) gleich 375 Mara- 
vedis = M. 5,85. Im Jahre 1586 kostete der Unterhalt eines Studenten mit 
Diener in Salamanca 60 Dukaten (also etwa 351 M.) pro Jahr. Das ergibt pro 
Tag für zwei Personen noch nicht 1 Mk. Wenn wir davon dem Studenten 2 /3 
zubilligen, so hat sein Diener pro Tag mit etwa 30 Pf. auskommen müssen, 
trotzdem seit 1492 bis 1586 bereits eine so bedeutende Steigerung in den Ko¬ 
sten der Lebenshaltung in Spanien eingetreten war, daß für diese Periode eine 
Erhöhung der mittleren Weizen- und Roggenpreise um mehr als das Vierfache 
angenommen wird. Aus all diesen Ziffern folgt, daß als Umschlagsmittel je¬ 
ner Wertgrösse, welche im XVI. Jahrhundert auf der Hand der großen Masse 
der spanischen Bevölkerung sich täglich bewegte, nur das Kupfer Verwen¬ 
dung finden konnte. Grosse Silber- oder gar Goldmünzen waren in der Hand 
dieses Volkes kein allgemeines Tauschmittel, sondern ein angesammeltes Ver¬ 
mögen. Spanien war zur Zeit von Ferdinand und Isabella in seiner allgemeinen 
volkswirtschaftlichen Entwicklung noch auf der Stufe der Kupferwährung. 
Der ö durch die Kolonialpolitik erschlossene Goldstrom mußte deshalb hier 

DOPPELT SCHÄDLICH WIRKEN. 


253 


§ 98. Die Herrenstellung der Spanier in den Kolonien mit den glänzen¬ 
den Aussichten auf große Gewinne hat zur Auswanderung ungemein angeregt 
und dadurch die dünne Bevölkerung der Heimat noch mehr gelichtet. Weil 
aber in solchen Fällen stets die energievollen und tatkräftigeren Individuen sich 
zur Auswanderung entschließen, mußten in Spanien Landwirtschaft und Ge¬ 
werbe am meisten unter diesem Bevölkerungsabfluß leiden. Damit wurde das 
Angebot von Arbeitskräften wesentlich kleiner, die Löhne erhöhten sich 
entsprechend. Aber auch der Preis aller Waren, welche für den Export nach 
den Kolonien benötigt wurden, steigerte sich wesentlich auf Grund einer ähn¬ 
lichen Verschiebung von Angebot und Nachfrage. Das einströmende Gold 
und Silber konnte von dem erst für die Kupferwährung reifen allgemeinen 
Verkehr nicht aufgenommen und festgehalten werden. Soweit die Edelme¬ 
talle nicht im Inlande zur Schatzbildung Verwendung fanden, strömten sie 
— wie immer unter gleichen Umständen — bei der ersten sich bietenden Ge¬ 
legenheit nach dem Auslande ab. Nur in wenigen Händen sammelten sich 
ungeheure Reichtümer an, welche unter den gegebenen Umständen zur La¬ 
tifundienbildung führten. Bei der traditionellen hervorragenden Stellung der 
Kirche in Spanien mußte auch diese zu übermässigem Reichtume kommen, 
welcher das arme Volk zum Eintritt in die Reihe der Kleriker reizte oder als 
privilegierte Bettler an den Früchten dieses Reichtums mitzehren ließ. Der 
Schwerpunkt des gesamten volkswirtschaftlichen Erwerbs verlegte sich 
aus der Heimat nach den weiten Kolonialreichen, wo in rücksichtslosester 
Weise Boden und ö Bevölkerung ausgeplündert wurden, bis eines Tages 
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diese kolonialen Herrlichkeiten dem Mutterlande in der einen oder anderen 
Form verloren gingen und damit endlich das Volk vor die ernste Frage ge¬ 
stellt wurde: wie ernährt man sich selbst durch redlich produktive Arbeit? 
Das alles waren unabweisbare Entwicklungskonsequenzen der durch Chri¬ 
stoph Columbus eingeleiteten Kolonialpolik. Daß dieselben in der spanischen 
Geschichte so überaus scharf zum Ausdruck kamen und mit weiteren bedenk¬ 
lichen Komplikationen durchsetzt wurden, muß zurückgeführt werden auf 
die Verschmelzung der spanischen Krone mit dem Herrschaftsgebiet der 
Habsburger im XVI. und XVII. Jahrhundert. 


§ 99. Aus mittleren Verhältnissen heraus war Rudolf Graf von Habsburg 
1273 deutscher Kaiser geworden. Die von ihm neu geschaffene Hausmacht 
Oesterreich, Steiermark und Krain erlangte für die Habsburger eine um so 
größere Bedeutung, als zu Anfang des XIV. Jahrhunderts ihr Stammland, die 
Schweiz, verloren ging. Unter Maximilian I. (1493 bis 1519) kam durch Aus¬ 
sterben der Habsburger Nebenlinien der Besitz der gesamten österreichischen 
Lande in eine Hand. In dem Kopfe dieses Fürsten scheint zuerst die Idee und 
der Plan einer Weltherrschaft der Habsburger gereift zu sein. Sein Wahl¬ 
spruch, mit dem er eine Art symbolische Abgötterei trieb, an den er fatali¬ 
stisch glaubte, und den er in höchst ungewöhnlicher Weise sogar in sein Maje¬ 
stätssiegel aufnahm, war: „A. E. J. O. U." das ist „Austriae Est Imperare Orbi 
Uni verso" oder „Alles Erdreich Ist Oesterreich Untertan". Und siehe da, vor 
allem durch die von Maximilian wesentlich ausgebildete Heirats- und Ver¬ 
tragspolitik der Habsburger war schon bei seinem Enkel und Nachfolger auf 
dem deutschen Kaiser öthrone Karls V. (1519 bis 1556) die Weltherrschaft 
der Habsburger so weit zur Wirklichkeit geworden, daß von jetzt an halb 
Europa sich mit den Waffen gegen diese drohende Gefahr zur Wehr setz¬ 
te. In Italien gebot Karl V. über Sardinien, Sizilien, das Königreich Nea¬ 
pel, Mailand und die Lombardei. Die Länder der deutschen Fürsten waren 
umschlossen im Osten durch Böhmen und die österreichischen Hauslän¬ 
der, im Süden durch Tirol, Mailand, Freigrafschaft Burgund und Vorder¬ 
österreich (im heutigen Elsaß, Baden und Württemberg gelegen), im Westen 
durch Luxemburg und die Niederlande. Weil aber Karl V. auch das König¬ 
reich Spanien von seiner Mutter geerbt hatte, war Frankreich auf zwei Seiten 
von der Habsburger Herrschaft umklammert. Dazu die gewaltigen Koloni¬ 
alreiche in Amerika und im Stillen Ozean. Man muß es begreiflich finden, 
daß einer solchen Machtkonzentration gegenüber die weiterblickenden Politi¬ 
ker Europas handeln mußten, ehe es zu spät war. Papst Clemens VII. schloß ein 
Bündnis mit dem König von Frankreich, für welches auch der Beherrscher 
der Türken gewonnen wurde, um den Weltherrschaftsplänen der Habsburger 
entgegenzutreten. Bestimmte Ereignisse hatten in Deutschland den Blick der 
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maßgebenden Politiker zu sehr verwirrt, um die deutschen Fürsten an dieser 
Verteidigungsstellung teilnehmen zu lassen. 

§ 100. Durch kirchliche Mißstände veranlaßt, waren Luther (1517) in 
Deutschland, Zwingli (1518) in der Schweiz und Calvin (1532) in Frankreich 
und der Schweiz als kirchliche Reformatoren aufgetreten. Die dadurch entfach¬ 
te Reformationsbewegung führte vielfach zur Säkularisation der Kirchen¬ 
güter zu Gunsten der Staatsgewalt. Die Habsburger waren durch wesent¬ 
liche Interessen zu Gegnern solcher Neuerungen gestempelt, ö Die immer 
noch wachsende Macht der Türkenherrschaft im Osten bedrohte die öster¬ 
reichischen Lande, und der Kampf mit dem „Erbfeind der Christenheit" wurde 
immer noch als eine so gewaltige Aufgabe betrachtet, daß nur die Beteiligung 
DES CHRISTLICHEN ABENDLANDES DURCH VERMITTLUNG DES PAPSTES Und durch 
Inanspruchnahme der immer noch sehr ergiebigen Kreuzzugssteuern auf den 
Sieg hoffen ließen. Spanien war vor kurzem aus einem 800jährigen Kamp¬ 
fe für die katholische Religion gegen den Islam siegreich hervorgegangen. 
Die spanische Inquisition war als staatliche Einrichtung unter Benutzung 
des kirchlichen Apparates, „das Auge des spanischen Königs", das festeste 
Verbindungsglied zwischen der spanischen Krone, dem spanischen Volke und 
den so gewinnbringenden spanischen Kolonialreichen, sie war die gewaltigste 
Stütze des spanischen Absolutismus. Der spanische König konnte deshalb 
nur katholisch sein und nur bemüht sein, die Einheit der katholischen Kir¬ 
che zu erhalten. Die Habsburger waren jetzt Herrscher von Oesterreich und 
Spanien. Sie mussten treue Anhänger der Päpste sein, wie umgekehrt auch die 
Päpste stets durch entsprechende Zugeständnisse auf kirchlichem Gebiete die 
Unterstützung der Habsburger zu schätzen wußten. Als dennoch im Jahre 1527 
ein Heer Karls V., als Antwort auf die feindliche Stellungnahme des Papstes, 
den Kirchenstaat besetzte, als die nicht bezahlten und deshalb aufrühreri¬ 
schen Söldner Karls V. Rom stürmten und mehrere Tage plünderten und den 
Papst in der Engelsburg belagerten, erfolgte bald darauf die Aussöhnung des 
Papstes mit dem Hofe zu Madrid. Der Beherrscher des Habsburger Weltrei¬ 
ches konnte nicht lange darüber im Unklaren sein, daß seine vitalsten Inter¬ 
essen die ö Unterdrückung der begonnenen Kirchenspaltung in Europa 
forderten. Weil aber namentlich Bayern mit der großen Mehrzahl der katho¬ 
lischen Kirchenfürsten der römischen Kirche treu geblieben war, wurde die 
Reformation in Deutschland keine nationale, sondern nur eine Parteisache. 
Die Verhüllung der absolutistischen Pläne des „erwählten Kaisers", der deut¬ 
schen Adelsrepublik gegenüber, wurde dadurch wesentlich erleichtert. 

Noch ein zweites Ereignis trat hinzu. Auch auf deutschem Boden war 
mit der Ausbreitung der Geldwirtschaft überall dort, wo noch grundherrli¬ 
che Beziehungen zwischen Adel und Bauer bestanden haben, eine ungerechte 
Bedrückung und Ausbeutung der bäuerlichen Arbeit eingeleitet. Bald da. 
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bald dort kam es im deutschen Reiche zu lokalen Bauernaufständen (1492 
Schwaben, 1493 Schlettstadt, 1500 Ochsenhausen, 1502 Bruchsal, 1513 Freiburg, 
1514 Württemberg, 1515 Krain, Kärnten und Steiermark), welche immer unter¬ 
drückt wurden und deshalb wenig an der ökonomischen Lage der Bauern bes¬ 
serten. Die Unzufriedenheit im Volke wuchs immer mehr und wurde immer 
allgemeiner. Da kam die Kunde von der Wahl des neuen mächtigen deut¬ 
schen Kaisers Karls V. (1519). Das Volk erhoffte von ihm Schutz für sein 
gutes Recht. So hatte schon Ende des XIII. Jahrhunderts Graf Florens V. von 
Holland, so haben Ende des XV. Jahrhunderts Ferdinand und Isabella in 
Spanien durch Anschluss an die bäuerliche Aufstandsbewegung ihre Herr¬ 
schermacht über den Adel wesentlich gestärkt. So hat der siegreiche schwe¬ 
dische Bauernaufstand in den dreißiger Jahren des XV. Jahrhunderts dem 
Lande wieder ein heimisches Königtum geschenkt. Auch die deutsche Bau¬ 
ernbewegung war jetzt durchaus loyal dem Kaiser gegenöüber. Aber Karl V. 
hatte gerade (1521) eine gegen seine königliche Machtvollkommenheit gerich¬ 
tete Volkserhebung in Spanien erlebt, welche für ihn vom spanischen Adel 
unterdrückt wurde. Er schlug die ihm von den deutschen Bauern darge¬ 
botene Hand aus. Die erwartete kaiserliche Rechtshilfe kam nicht. Und so 
durchbrauste der grosse deutsche Bauernkrieg (1524 - 25) das Land, der mit 
den Waffen der deutschen Fürsten niedergeschlagen wurde. In diesem Falle 
waren sogar die dem Protestantismus geneigten Fürsten mit den Habsbur¬ 
gern vereint. Neue Türkenkriege, neue Kriege mit dem Könige von Frank¬ 
reich, die erstrebte Wahl eines neuen Habsburgers zum deutschen König 
durch die deutschen Fürsten traten hinzu. Die Entscheidung in der kirch¬ 
lichen Frage wurde immer öfter hinausgeschoben. Endlich schien Karl 
V. selbst nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit einzulenken. 
Auf einer großen allgemeinen Kirchenversammlung zu Trient (1545 - 63), 
zu welcher auch die Protestanten geladen wurden, sollten alle kirchlichen 
Mißstände besprochen und abgestellt werden. Aber — die in Trient versam¬ 
melten Väter konnten unmöglich beschließen, daß das gewaltige, in ihren 
Händen angesammelte Kirchengut ihnen genommen werde. Und die deut¬ 
schen Fürsten und Regierungen, welche ihre kirchlichen Verhältnisse refor¬ 
miert hatten, konnten unmöglich die eingezogenen und längst verbrauch¬ 
ten Kirchengüter wieder zurückgeben. Dieser Interessenkonflikt konnte nur 
durch die Waffen entschieden werden. Und schon in diesem „Religionskrie¬ 
ge" ist das katholische Frankreich und das katholische Venedig mit den 
protestantischen Fürsten Deutschlands gegen die katholischen Habsbur¬ 
ger verbündet. (Schmalkaldischer Krieg 1546 - 47 und Krieg gegen Frankreich 
1552.) 

Ö § 101. Der Augsburger Religionsfriede von 1555 gab dann den Für¬ 
sten und reichsunmittelbaren Städten das Reformationsrecht für ihre Herr- 
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schaftsgebiete. Die von der römischen Kirche abgezweigte lutherische Re¬ 
ligionsgemeinschaft wurde von Kaiser und Reich anerkannt, aber nicht im 
Sinne einer Religions- und Gewissenfreiheit der Einzelnen, sondern — der da¬ 
mals herrschenden Richtung entsprechend — im Sinne eines Machtzuwach¬ 
ses des fürstlichen Absolutismus. Jeder Landesherr war befugt, nicht nur für 
sich, sondern auch für seine Untertanen bindend zu entscheiden, ob das lu¬ 
therische oder das römische Religionsbekenntnis anzunehmen sei. Das re¬ 
formierte Calvinsche Religionsbekenntnis war damals in Deutschland erst 
wenig verbreitet und daher in dieses Zugeständnis nicht ausdrücklich ein¬ 
geschlossen. Ferner wurde den katholischen Kirchenfürsten das Reforma¬ 
tionsrecht vorenthalten, damit diese Herren nicht durch Uebertritt zur neuen 
Lehre ihr Kirchenfürstentum, das sie persönlich besaßen, in ein innerhalb ihrer 
Familie erbliches Fürstentum verwandeln könnten. 


259 


§ 102. Dieser Friede konnte indes unmöglich von langer Dauer sein, 
denn er enthielt zu viele noch ungeschlichtete Streitfragen. Wie sollte es 
mit jenen Gebieten gehalten werden, welche bei der ständigen Eroberungs¬ 
lust der deutschen Fürsten den geistlichen Stiftungen verschiedenster Art 
weggenommen wurden? Brachte die Entscheidung der Waffen in solchem 
Falle auch die Entscheidung über das Religionsbekenntnis dieser Bewoh¬ 
ner? Wie war zu entscheiden, falls zwei Fürsten verschiedener Religionsbe¬ 
kenntnisse Ansprüche auf das gleiche Land geltend machten? oder falls die 
einander folgenden Fürsten der gleichen Regentenfamilie einen verschie¬ 
denen Grad von Abneigung ö gegen die neue Religion zeigten und demen- 
sprechend einem Teile ihrer Untertanen Religionsfreiheiten schenkten, die 
dann nach ihrem Tode wieder entzogen wurden? (Maximilian II. (1564 - 76), 
Kaiser Rudolf II. (1576 bis 1612), Kaiser Matthias (1612 - 19) in Böhmen.) 
Die Kriegsflammen mußten sich unter solchen Umständen von Neuem ent¬ 
zünden. Zunächst wurde auf beiden Seiten immer mehr Zündstoff angehäuft 
durch die erbarmungslose Energie, mit welcher der aus Spanien hervorge¬ 
gangene Jesuitenorden die Wiederherstellung des römischen Glaubens¬ 
bekenntnisses betrieb und durch die außerordentlich rasche Ausbreitung 
des auch politisch radikaleren reformierten Calvin'schen Bekenntnisses 
selbst in Ländern mit vorher lutherischem Glauben, trotzdem das reformier¬ 
te Bekenntnis in dem Augsburger Religionsfrieden nicht ausdrücklich einge¬ 
schlossen war. So kam denn unaufhaltsam der 30jährige Krieg in Deutsch¬ 
land (1618 - 48) zum Ausbruch. 


Zu Beginn des Krieges trat wieder die alte Unklarheit in der Politik 
der deutschen Fürsten hervor. Der lutherische Kurfürst Johann Georg von 
Sachsen kämpfte auf Seiten der katholischen Liga und der Habsburger ge¬ 
gen die Böhmen und Calvinisten, um die Lausitz und Schlesien für sich 
zu gewinnen. Ebensowenig kümmerten sich die raubenden und plündernden 
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Söldnerheere um eine Unterscheidung zwischen Freundes- und Feindes¬ 
land. Als jedoch das Kriegsglück zu Gunsten der Habsburger sich zu wenden 
schien, der kaiserliche Heerführer Wallenstein zum „Herzog von Meck- 
LEMBURG UND GENERAL DES BALTISCHEN UND OZEANISCHEN MEERES" ernannt 
wurde und sogar kaiserlichen Truppen die Polen gegen das ebenfalls von 
Rom bereits abgefallene Schweden unterstützen, welches unter Führung sei¬ 
nes Königs Gustav Adolf die Herrö schaft über die Ostsee zu gewinnen im 
Zuge war, da haben Schweden und das katholische Frankreich unter Kar¬ 
dinal Richelieu als leitendem Minister mit aller Energie in den deutschen 
Krieg gegen das Haus Habsburg eingegriffen. 
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Die katholische Republik Venedig unterstützte den Schwedenkönig mit 
reichen Geldsendungen. Papst Urban VIII. schlug dem Habsburger Herrscher¬ 
hause die Subvention durch Kreuzzugssteuern ab mit der Motivierung: die¬ 
ser Krieg sei kein Religionskrieg, denn katholische Mächte ständen auf Sei¬ 
ten der Schweden gegen die Habsburger. Der dreißigjährige Krieg hat dann 
genau so lange gedauert, bis die erobernde Kraft des spanisch-habsburg- 
ischen Weltreiches gebrochen war. 


Der Westfälische Friede (1648) brachte den Begriff der Landeshoheit 
der deutschen Kleinstaaten zum Abschluß und zerriss so fast vollständig 
das Band der Einheit des deutschen Reiches. Die Bestimmungen des Augs¬ 
burger Religionsfriedens wurden auch auf die Reformierten (Calvinisten) 
ausgedehnt und für den Besitz der Kirchengüter wie für die Anerken¬ 
nung der Religionsübung wurde der Zustand vom 1. Januar 1624 als maßge¬ 
bend festgesetzt. Garantiert wurde die Einhaltung dieser Friedensbedingun¬ 
gen nicht durch den deutschen Kaiser aus dem Habsburger Hause, sondern 
durch Frankreich und Schweden, welches mit den ihm zufallenden Besit¬ 
zungen in die Reihe der deutschen Reichsstände eintrat und auch dadurch den 
politischen Einfluß des Hauses Habsburg in Deutschland minderte. 

§ 103. In welcher Weise hatte sich nun inzwischen die Eroberungs¬ 
kraft DES SPANISCH-HABSBURGISCHEN WELTREICHES ERSCHÖPFT? 


Ö Das Reich Karls V., in dem die Sonne nicht unterging, war aus un- 
gemein ungleich entwickelten Ländern zusammengesetzt. Wenn auch die 
Kolonien, welche immer als Objekte der rücksichtslosesten Ausbeutung be¬ 
trachtet wurden, hier ganz außer Acht bleiben, so ist schon der Gegensatz zwi¬ 
schen den Niederlanden einerseits und Castilien, dem Kronlande Spaniens, 
andererseits sofort in die Augen springend. Die Niederlande, ungemein reich 
an Handel und Industrie, mit nur wenigen adligen Geschlechtern, mit Ant¬ 
werpen, dem ersten Börsenplätze der damaligen christlichen Welt, hat¬ 
ten schon vor Karl V. fast volle Autonomie erlangt. Hier war Karl V. aufge¬ 
wachsen. Die Verhältnisse von Land und Leuten waren ihm vertraut. Kastili- 
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en, ein überwiegend landwirtschaftliches Gebiet mit vielen adligen Ge¬ 
schlechtern, wenig entwickelten geldwirtschaftlichen Verhältnissen und 
einer fast schon abgeschlossenen absolutistischen Verfassung mit Land und 
Leuten, die Karl V. persönlich mehr fremd geblieben sind. 

Die unter Karl vereinigten 17 Provinzen der Niederlande, welche als 
Burgundischer Kreis seit 1548 wieder zu Deutschland gehörten, konnten als 
Glied eines so mächtigen Reiches zunächst nur gewinnen. Der niederländi¬ 
sche Handel besorgte bald für Spanien und Portugal den Absatz ihrer Pro¬ 
dukte durch die ganze nördliche Hälfte von Europa. Und die Vertretung 
der niederländischen Interessen an dem Getreidehandel mit den Ostsseelän¬ 
dern konnte gegen Dänemark wie gegen die niedergehende deutsche Han¬ 
sa von der Regierung eines Beherrschers der halben Welt natürlich wirksamer 
vertreten werden, als von einer der 17 niederländischen Provinzen. Ganz an¬ 
ders lagen die Verhältnisse für das kastilische Spanien. Die weiten Kolonial¬ 
reiche Amerikas ö lagen für die Eroberung wie für die Ausplünderung durch 
die Spanier offen. Sie konnten hier ihrer gewohnten Eroberungs- und Beute¬ 
lust treu bleiben und daraus für absehbare Zeit ihre Bedürfnisse decken, oh¬ 
ne sich der verachteten Produktionstätigkeit selbst zuwenden zu müssen. 
Spanien konnte durch seine Eingliederung in das Habsburgische Oesterreich 
kaum etwas gewinnen. Die mit jeder Weltherrschaft sich notwendigerwei¬ 
se vermehrenden kriegerischen Konflikte mußten vielmehr die Gefahr in 
sich bergen, daß die nach Spanien aus den Kolonien fließenden Goldschätze 
starken Abfluss nach allen Himmelsrichtungen fanden. Solche Erwägun¬ 
gen blieben den kastilischen Städten nicht fern. So kam es denn in Spanien 
zu Anfang der Regierung Karls V. zu dem Aufstand der Kommunidades 
(1521), an deren Spitze die Städte Toledo, Segovia und Valladolid standen. 
Es war eine politische Revolution gegen den königlichen Absolutismus. 
Die Städte verlangten eine verfassungsmässige Beteiligung an der Regie¬ 
rungsgewalt, und daß auch der Wille des Königs gebunden sei, sich den all¬ 
gemeinen Interessen der Volksgemeinschaft unterzuordnen. Der König sollte 
deshalb in Kastilien und nicht im Auslande dauernd Wohnsitz nehmen, die 
Verwaltung der spanischen Staatsämter nur Spaniern (und nicht wie Karl V. 
Niederländern) anvertrauen. Dazu kamen in ihrem Programm: Minderung 
der Steuern und Militärlasten, Verhütung der Ausfuhr von Edelmetall, 
Einziehung der dem Adel geschenkten königlichen Domänen und end¬ 
lich Aufhebung der von der Kirche zu Gunsten des Staates erzwungenen 
Ablassgelder. Die beiden letzten Forderungen bedrohten die Interessen des 
Adels und der spanischen Kirche. Im Einverständnis mit seinem Könige warf 
deshalb der Adel diese revoölutionäre Bewegung nieder. 300 der reichs¬ 
ten Teilnehmer an derselben wurde ein Vermögen im Gesamtwerte von etwa 
14 Millionen Mark konfisziert. Die politischen Rechte und der Einfluss der 
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Städte wurden gebrochen, die kastilischen Cortes von 1538 an überhaupt 

NICHT MEHR EINBERUFEN. 


§ 104. Die nächsten Folgen dieses Aufstandes waren: eine weitere Stär¬ 
kung des königlichen Absolutismus und neue Begünstigungen der Inter¬ 
essen des Grossgrundbesitzes durch die Krone. Während im XIII. und XIV. 
Jahrhundert die Errichtung von Majoraten der königlichen Genehmigung 
bedurfte und Ferdinand und Isabella die Bestimmung hinzugefügt hatten, daß 
für alle ehemals königlichen Domänen im Falle eines Aussterbens der betr. Fa¬ 
milie die Krone das Heimfallsrecht besitze, wurde im Jahre 1505 die Errich¬ 
tung von Majoraten allgemein freigegeben. Eine der wichtigsten Nutzungen 
der Latifundien war bei den damals steigenden Wollpreisen die Schafhal¬ 
tung. Die eigenartigen Verhältnisse Spaniens hatten auch hier die Haltung 
grosser Wanderherden begünstigt, welche im Sommer in den Bergen von 
Leon, Burgos und Toledo weideten, im Herbst und Winter in Estremadura 
und Andalusien sich aufhielten. Schon im Jahre 1477 zählten diese Wander¬ 
herden bei Ueberschreitung der kastilischen Grenze 2 694 032 Stück. Straf¬ 
rechtlich wurden die einzelnen Tiere wie die Menschen geschützt. Wer ein 
solches Stück Vieh raubte oder tötete, wurde hingerichtet. In Neukastilien soll 
es im XVI. Jahrhundert über 6 Millionen Merinos gegeben haben. Die Eigen¬ 
tümer dieser Wanderherden waren der König, die Bischöfe, der Adel und die 
Klöster. Einzelne Klöster hatten Schafherden von 30 000 Stück und mehr. Die 
ganze Einrichtung trug den Namen: „Mesta", wozu der spanische Volkswitz 
folgende ErQklärung gegeben hat: „Was ist Mesta?" — „Aus dem einen Geld¬ 
beutel nehmen und in den anderen hineinstecken." 1586 erhielt die Mesta eige¬ 
ne Statuten, in welchen ihre Weide-Privilegien vom Staate anerkannt und das 
ungeheuere Recht verliehen wurde, alle auf die Mesta bezüglichen Privat¬ 
streitigkeiten DURCH IHRE EIGENEN RICHTER ZU ENTSCHEIDEN. Im ganzen XVI. 
Jahrhundert wurde immer wieder durch besondere Gesetze die Ausdehnung 
des Ackerlandes verboten zu Gunsten der Weidegelegenheiten. Das alles hat 
natürlich viel zur Verödung des Landes beigetragen, Estremadura, bei den 
Römern und Mauren der fruchtbarste Teil der Halbinsel, welcher halb Spanien 
mit Getreide versorgen konnte, mußte jetzt zum grossen Teil seinen Brotbe¬ 
darf vom Auslande decken, trotzdem die Bevölkerung so sehr zusammenge¬ 
schmolzen war, daß auf einer Quadratmeile Land nur 184 Menschen wohnten. 
All diese Maßnahmen gehörten zu den Requisiten des Absolutismus, dem al¬ 
lein die Sorge für die Wohlfahrt und Zukunft des Volkes anvertraut war. Wie 
ist die spanische Krone dieser Aufgabe gerecht geworden? 
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§ 105. Als die Kriege Karls V. gegen Frankreich, die Osmanen und die 
Ketzer begannen, kamen für ihn neben der Kriegsbeute und den eventuellen 
Kriegsentschädigungen als Einnahmen in Betracht: die Erträge der Kolo¬ 
nien, die Steuern seiner Länder, die Anleihen auf der damaligen Weltbörse 
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Antwerpen wie bei deutschen und italienischen Kaufleuten. Karl V. konnte des¬ 
halb allerdings über gewaltige Summen verfügen. Dennoch hat er es sehr we¬ 
nig verstanden, Ordnung zwischen seinen Einnahmen und Ausgaben zu hal¬ 
ten. Als dieser Fürst zur Zeit seiner Kaiserwahl in Deutschland weilte, mußte 
ihm der Augsburger Fugger 1000 Goldgulden borgen, weil er sonst nichts 
zu essen gehabt ö hätte. Weil gleich die Rückzahlung seiner ersten Anleihe 
ins Stocken geriet, war sein Kredit bei den Kaufleuten fast geschwunden, als 
der für ihn glückliche Ausgang der Schlacht von Pavia (1525), in welcher der 
König Franz I. von Frankreich gefangen genommen wurde, wieder von allen 
Seiten Geldangebote brachte. Gelegentlich blieb Karl V. in Innsbruck liegen, 
weil ihm das Geld zum Weiterreisen fehlte. Das alles sind keine Beweise da¬ 
für, daß Karl V. die Fähigkeit besessen hätte, die wirtschaftliche Entwickelung 
eines gewaltigen Weltreiches als absoluter Herr in förderlicher Weise zu leiten. 
Sein Nachfolger auf dem spanischen Königsthrone Philipp II. (1556 bis 98) hat 
zwar selbst genaue Voranschläge für seinen Staatshaushalt ausgearbei¬ 
tet, aber ihm fehlte vor allem jedes verständige Masshalten in den Plänen, 
welche zur Ausführung in Angriff genommen wurden und jede praktische 
Erkenntnis für eine Politik, welche die Ergiebigkeit der Einnahmequellen ge¬ 
sichert hätte. Unter seinen Nachfolgern: Philipp III., Philipp IV. und Karl II. 
(1665 bis 1700) wurde das spanische Hofzeremoniell immer großartiger, stei¬ 
fer und komplizierter, so daß Repräsentation und Vergnügungen alle Zeit 
des Königs in Anspruch nahmen und die Reichsregierung Günstlingen über¬ 
lassen blieb. Kann es überraschen, daß ein solcher Absolutismus die Henne ge¬ 
schlachtet hat, welche die goldenen Eier legte? 

§ 106. Da war zunächst der Reichtum der Kolonien. Von dem Augenblicke 
ihrer Entdeckung und ihrer Besitzergreifung an ist alles erreichbare Gold und 
Silber geraubt und nach Spanien gebracht worden. 1520 wurden die mexikani¬ 
schen Silbergruben erschlossen, 1544 begann Potosi seine Schätze zu liefern. 
1571 hat man das Quecksilberverfahren bei der Goldgewinnung in Ame¬ 
rika eingeführt. In den Jahren 1493 - 1600 ist der ö Anteil Spaniens an der 
Edelmetallproduktion der Welt bei Gold bis auf 59 %, bei Silber bis auf 89 % ge¬ 
stiegen! Spanien verfügte über die reichsten Einnahmen an Edelmetallen. 
Aber die greifbaren Vorräte an Edelmetallen in den Kolonien wurden rasch er¬ 
schöpft, und in den Silberbergwerken und Goldlagern herrschte ein rücksichts¬ 
loser Raubbau. 


Noch schädlicher wurde mit dem eingeborenen Menschenmaterial 
verfahren. Auf der Insel San-Domingo waren zur Zeit ihrer Entdeckung (1492) 
ca. 3 Millionen Einwohner, 1508 noch 70 000,1510 etwa 40 000,1514 noch 13 000. 
In Mittelamerika sollen in den ersten 15 Jahren nach der spanischen Erobe¬ 
rung 5 Millionen Eingeborene umgekommen sein. Auf Kuba war binnen 30 
Jahren nach der Besitzergreifung die einheimische Bevölkerung von 200 000 
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auf 2000 gesunken. Man hat die Menschen schlimmer als das Vieh geschunden 
und so zu Massenselbstmorden gezwungen. Wo man die Edelmetall gewin- 
nung oder den Plantagenbetrieb auf der Zwangsarbeit der Indianer aufgebaut 
hatte, drohte mit dem Aussterben der Indianer dieses Einkommen zu versie¬ 
gen. Wo man die Eingeborenen zu Elunderttausenden auf den Menschenjag¬ 
den für den Sklavenmarkt einfing, war mit der Ausbeutung der Jagdgründe 
die Einnahme beendet. Wollte man also nicht selbst arbeiten und dennoch aus 
den Kolonien weitere Erträge erzielen, so mußten Arbeitersklaven von aus¬ 
wärts eingeführt werden. Aus diesem Bedürfnis ist der gewaltige Negerskla¬ 
venimport aus Afrika nach Amerika hervorgewachsen. Aber diese Neger ko¬ 
steten Geld, während die Indianer anfänglich umsonst zugeteilt wurden. So 
erhielt z. B. nach der Eroberung von Chile ein Offizier 30 000, andere Beteilig¬ 
te 8 - 12 000 Indianer als Eigentum zugewiesen. Die Neger dagegen mußten 
vom Sklavenhändler gekauft werden. Ihre Trans öportkosten wurden noch 
dadurch erhöht, daß auf der Reise durchschnittlich von 7 Negern 4 den Reise¬ 
anstrengungen erlegen sind. Außerdem waren diese Neger für ihre Peiniger 
eine weniger gefügige Arbeitsmaschine als die Indianer. Schon um Mitte des 
XVI. Jahrhunderts mußten die einzelnen Kolonien aus Furcht vor Sklaven¬ 
aufständen die Negereinfuhr beschränken. Aus all diesen Gründen gingen 
die Erträgnisse und Ueberschüsse der Kolonien zurück. 
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Durch Einführung der Inquisition, welche auch die Einwanderung über¬ 
wachte und durch das strenge Verbot eines Verkehrs der Kolonien unter 
sich, bei sorgsamer staatlicher Kontrolle des kolonialen Verkehrs mit dem 
Mutterlande wurde allerdings ein Abfall der Kolonien verhindert. Aber die in 
Europa sich verbreitende Fama von dem ungeheueren Reichtum dieses Landes 
an Edelmetallen und die aggressive Politik der spanisch-habsburgischen Welt¬ 
macht sorgten schon dafür, daß sich bald europäische Konkurrenten in den 
Kolonialreichen einfanden. Seit dem letzten Viertel des XVI. Jahrhunderts 
erfolgten unausgesetzte Angriffe englischer, holländischer und französi¬ 
scher Kaperschiffe und Kreuzerflotten namentlich auf Westindien. Die Elafen- 
plätze und Küstengebiete wurden von ihnen ausgeplündert, die spanischen 
Silberflotten und Goldsendungen unterwegs auf dem Meere abgefangen. 
Trotz der angedrohten Todesstrafe bürgerte sich ein gewaltiger Schleichhan¬ 
del mit den spanischen Kolonien ein, welcher aus all den hohen Staatsabgaben, 
mit welchen die Ausfuhrartikel in Spanien belastet wurden, reiche Gewinne 
zog. So kamen denn eines Tages die ausgeführten spanischen Tücher aus 
den Kolonien unverkauft und unverkäuflich wieder zurück. Die Gold- und 
Silberquellen der spanischen Kolonialreiche ging auf die Neige. 


Ö § 107. Aber auch in Europa selbst waren einzelne Teile des Reiches 
bestrebt, sich aus dem furchtbaren Joch des spanischen Absolutismus zu be¬ 
freien. Seit 1568 wütete der Unabhängigkeitskrieg der Niederlande. Warum? 
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Es wurde bereits im § 103 [Siehe Seite 161.] erwähnt, welche wesentlichen Vor¬ 
teile die 17 Provinzen der vereinigten Niederlande durch ihren Anschluß an 
das Reich Karls V. gewonnen haben. Dabei mußte freilich auf der Debetseite die 
Steuerschraube in Kauf genommen werden, welche die wachsenden Ausgaben 
der Kriegsführung zu decken bemüht war. Als neue Steuer sollte ein Ausfuhr¬ 
zoll auf Getreide gelegt werden. Die Niederländer wurden dagegen vorstellig 
und führten aus, daß das ausgeführte Getreide fast durchweg ausländisches 
Getreide sei und daß dieser internationale Getreidehandel die Grundlage ihrer 
ganzen Handelstätigkeit wäre, welche zerstört würde, wenn es zu einer Bela¬ 
stung der Wiederausfuhr mit staatlichen Zöllen käme. Karl V. war solchen Vor¬ 
stellungen zugänglich und hob den Getreideausfuhrzoll gegen außerordentli¬ 
che Leistungen der niederländischen Stände wieder auf. Die Ausfuhrsperre 
für niederländisches Getreide wurde aber wiederholt im Interesse der In¬ 
dustrie des Südens in Anwendung gebracht. Den religiösen Neuerungen ge¬ 
genüber ging Karl V. zwar energisch vor. Das Edikt des Reichstags zu Worms 
(1521) wurde in den Niederlanden scharf durchgeführt. 1522 begann hier 
die Inquisition gegen die Ketzer. Männer wurden enthauptet, Frauen lebendig 
begraben und zwar mit ihren Herbergsleuten und Freunden. Das konfiszierte 
Vermögen fiel der Staatskasse zu. Aber auch bei dieser furchtbaren Justiz wußte 
Karl V. unter Berücksichtigung der niederländischen Verhältnisse Ausnahmen 
und Milderungen zu finden. Die niederländischen Finanzen blieben unter 
seiner Regierung in guter ö Ordnung und hatten 1551 noch einen Barüber¬ 
schuß von 2 570 000 Mark. 


Im Jahre 1556 begann auch hier die Regierung Philipps II., der die Nie¬ 
derlande nie gesehen hatte. Das Vorgehen der Inquisition wurde sofort ganz 
rücksichtslos. Das Land hatte von nun an weit höhere Steuerlasten zu tra¬ 
gen. Schon 1558 schloß die niederländische Finanzverwaltung mit einem Defi¬ 
zit von 8 Millionen Mark, bei einer schwebenden Schuld von 56 Millionen 
Mark. 1564 erging von den Niederlanden die offizielle Anfrage an Philipp II. 
nach Spanien: was mit den Galeerensträflingen angefangen werden sol¬ 
le? sollte man sie freilassen oder hinrichten? zu ihrer Ernährung sei kein 
Geld mehr in den Kassen. Dazu standen fremde Truppen im Lande. Viele Dör¬ 
fer in den südlichen Provinzen waren durch den letzten Krieg mit Frankreich 
verwüstet. Der spanische Absolutismus kam immer schonungsloser zur An¬ 
wendung. Die Beschlüsse des Konzils zu Trient wurden als Staatsgesetz 
publiziert und die Zahl der Bischöfe im Lande wesentlich erhöht. Mit dieser 
Machtäusserung standen jedoch die finanziellen Mittel des Staates so we¬ 
nig im Einklang, daß die in den Niederlanden stehenden spanischen Söldner 
wieder längere Zeit keinen Sold erhielten und deshalb unzuverlässig wur¬ 
den. In diesem Augenblicke (1566) forderte das Volk mit dem Adel Religi¬ 
onsfreiheit und seine früheren politischen Rechte. Die Bittenden wurden 
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verächtlich als „Geusen" (Bettler) bezeichnet, welches Wort sogleich als Par¬ 
teiname akzeptiert wurde. Die durch Prediger aufgeregten Volksmassen wur¬ 
den Bilderstürmer. 1567 hielt Herzog Alba mit 20 000 spanischen Soldaten 
seinen Einzug in den Niederlanden. Die reichen Wollfabrikanten und vie¬ 
le der angesehensten Leute 6 flohen nach England, Frankreich und den 
nordischen Seestädten. Alba setzte den „Blutrat" ein, welcher binnen kur¬ 
zer Zeit allein in Holland und Friesland 18 600 Köpfe abschlug. Nach spani¬ 
schem Muster erhob er in diesem hochentwickelten Handels- und Indu¬ 
striestaate eine Vermögenssteuer von 1 %, eine Umsatzsteuer von 10 % 
für unbewegliche Güter, von 5 % für Waren. Und nun erst begann die Ab¬ 
fallbewegung in den nördlichen Provinzen unter Führung des rechtzeitig 
geflüchteten Prinzen Wilhelm von Oranien (1568). 
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§ 108. Die politischen Flüchtlinge sammelten sich auf Schiffen und wurden 
deshalb Wassergeusen genannt. Wilhelm von Oranien begann sofort durch Ka¬ 
perschiffe und durch die Kriegsflotte der Holländer den spanischen See¬ 
handel zu schädigen. Als Alba 1573 auf eigenes Bitten nach Spanien zurück¬ 
berufen wurde, nahm er grosse Reichtümer mit nach Hause, seine Truppen 
aber hatten seit 28 Monaten keinen Pfennig Sold erhalten. 1575 machte Phil¬ 
ipp II. zum zweiten Male bankerott, nachdem der erste Staatsbankerott im 
Jahre 1557 vorausgegangen war. Auch die niederländische Finanzwelt und vor 
allem der Geldmarkt von Antwerpen wurde dadurch schwer in Mitleiden¬ 
schaft gezogen. Wieder blieben die Soldzahlungen für das Heer längere Zeit 
aus. Um sich dafür schadlos zu halten, plünderten die spanischen Truppen 
die Städte Antwerpen, Mastrich, Gent und andere. Der Schaden wurde für 
Antwerpen allein auf 168 Millionen Mark und 8000 Menschenleben geschätzt. 
Jetzt wird der Aufstand der Niederlande gegen die spanische Herrschaft 
allgemein (1581). Der katholisch gebliebene Süden schloß sich dem bereits 
abgefallenen protestantischen ö Norden an. Aber diese Vereinigung war 
doch nicht von Dauer. In den flandrischen Städten hatte zu Anfang des 14. 
Jahrhunderts ein blutiger Bürgerkrieg gewütet zwischen den Geschlechtern 
und Zünften. Die Geschlechter hatten sich damals an Frankreich angelehnt 
und waren katholisch geblieben. Die ketzerischen Zünfte aber fanden ih¬ 
re Unterstützung bei den Engländern. Die Geschlechter siegten schließlich 
mit französischer Hilfe. Aus dieser Zeit ist eine tiefgehende Antipathie gegen 
Ketzer und gegen England in der südlichen Hälfte der Niederlande zurück¬ 
geblieben. Dieser Bund mit der englandfreundlichen ketzerischen Nordhälfte 
gegen die spanische Macht war umsoweniger von Dauer, je leichter die über¬ 
legenen spanischen Heere in die südlichen Provinzen eindringen konnten und 
je mehr nur der Norden durch Oeffnung seiner Schleusen in der Fage war, 
dem Vordringen der spanischen Waffen Halt zu gebieten. Durch all diese Ereig¬ 
nisse verbitterte sich die Stimmung Philipps II. gegen die Niederlande noch 
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mehr. Was in spanischen und portugiesischen Häfen an holländischen Schiffen 
und Kaufleuten ergriffen werden konnte, wurde weggenommen, die Menschen 
auf die Folter geworfen und als Ketzer hingerichtet. Auf seinen Befehl sperrten 
sich alle spanischen, portugiesischen und flandrischen Häfen gegen den hol¬ 
ländischen Handel. Nicht minder groß war Philipps Hass gegen England, das 
ebenfalls von der römischen Kirche abgefallen war, das durch seine Raub¬ 
züge die spanische Handelsflotte wiederholt schwer geschädigt hatte und 
im Jahre 1587 die katholische Königin Marie Stuart auf dem Schaffot en¬ 
den ließ. Dieses England sollte mit Holland vernichtet werden. Das englische 
Reich war bereits vom Papst dem König von Spanien als Lehn, die englische 
Bevölkerung ihm als Sklaven übertragen worden. So rüstete denn Philipp II. 
Ö seine unüberwindliche Flotte, die grosse Armada, die den Stürmen des 
Meeres und der vereinten Tapferkeit der Holländer und Engländer erlag. Bau 
und Ausrüstung der Armada hatten 350 Millionen Mark, ihr täglicher Unter¬ 
halt 175 000 Mark gekostet. Der Krieg mit den aufständigen Niederlanden hat¬ 
te 1170 Millionen Mark und 300 000 Soldaten verschlungen. Die Hilfsquellen 
der spanischen Regierung waren wieder einmal erschöpft. So kam es 1609 zum 
Abschluß eines 12jährigen Waffenstillstandes mit den vereinigten nördli¬ 
chen Niederlanden, deren Hauptteil die Provinz Holland ist und die deshalb 
von jetzt ab auch kurzweg als Holland bezeichnet wurden. 

§ 109. In eben dieser Zeit hatte der holländische Handel einen tüchti¬ 
gen Aufschwung genommen. Was die spanische Kriegsführung und die spa¬ 
nischen Staatsbankerotte an der Stellung der spanisch gebliebenen Stadt Ant¬ 
werpen als Weltbörse vernichtet haben, ist der holländischen Hauptstadt 
Amsterdam zugewachsen. Hier sammelten sich die reichen unternehmenden 
Leute aus den südlichen Provinzen. Die inzwischen erfolgte Ausbreitung der 
Reformation in den Ostseeländern erleichterte dem reformierten Holland 
den Handelsverkehr dahin; er ist dauernd die eigentliche Basis des holländi¬ 
schen Geschäftsverkehrs geblieben. Das Vorrücken der türkischen Herr¬ 
schaft im Südosten Europas hatte die christlichen Staaten im Mittelmeer 
gezwungen, ihren Getreideeinfuhrbedarf im nördlichen Europa zu decken. 
1591 waren 400 holländische Schiffe mit Getreide nach Italien unterwegs, 
welche von hier aus wieder die Produkte des Levantehandels nach dem 
Norden zurückbrachten. Spanien und Portugal wurden in ihren Kolonien 
von den holländischen Seeleuten erfolgreich niedergerungen, ö 1602 kam 
es zur Gründung der holländischen ostindischen Kompagnie. 1619 war Ba¬ 
tavia auf Java von den Holländern besetzt worden. Die Eroberung geeigne¬ 
ter Stützpunkte für die ostindische Reise an der afrikanischen Küste da¬ 
tierte seit 1595.1621 wurde die niederländische westindische Kompagnie ins 
Leben gerufen, welche in Amerika gegen Spanien und Portugal ebenso Vor¬ 
gehen sollte, wie die ostindische in Indien. Schwierige allgemeine Geschäfts- 
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Verhältnisse hatten bei diesem Entschluß mitgewirkt. Durch das Vordringen 
der Schweden unter Gustav Adolf gegen Russland und Polen war der Le¬ 
bensnerv der holländischen Handelstätigkeit, der Getreide-Verkehr mit den 
Ostseeländern, berührt worden, was umsomehr empfunden wurde, als wie¬ 
derholte Bankerotte der großen kriegführenden Staaten allgemeine Münzver¬ 
schlechterungen herbeigeführt hatten. Der Roggenpreis war im Ostseehan¬ 
del von 1606 - 23 um das Zehnfache gestiegen. Im Jahre 1627 verbot Wal¬ 
lenstein jede Getreideausfuhr aus der Ostsee nach Holland. Und wenn 
dann auch das Vordringen der Schweden in Deutschland die Herrschaft der 
Habsburger an der Ostsee beseitigte und das gegen Holland gerichtete Getrei¬ 
deausfuhrverbot wieder aufhob, so war doch Gustav Adolf gezwungen, zur 
Bestreitung seiner Kriegskosten einen Getreideausfuhr-Zoll in den Ostsee¬ 
häfen zu erheben, welcher bald 50 Proz. des Verkaufswerts erreichte. 1630 stieg 
in Amsterdam der Roggenpreis auf 395 M., der Weizenpreis auf 460 M. per 
1000 Kilo! Solch teure Ware konnte in dem damaligen europäischen internatio¬ 
nalen Getreidehandel nur ganz ausnahmsweise Absatz finden. Die Holländer 
mußten deshalb für diesen Getreidebezug aus dem Osten einen anderen Weg 
suchen, als ihn die Ostsee mit ihren ganz ungemein hohen Zöllen und ihrer 
großen Bezugs ö Unsicherheit bieten konnte. Und sie fanden diesen anderen 
Weg in eben diesem Jahre 1630 um Norwegen und das Nordkap herum nach 
Archangel, das bald ein so bedeutender russischer Getreideausfuhrplatz 
wurde, daß im Jahre 1700 etwa 200 holländische Kaufleute daselbst ansäs¬ 
sig waren. Inzwischen hatte im westfälischen Frieden (1648) die niederländi¬ 
sche Republik ihre Unabhängigkeit von Seiten Spaniens, wie von Seiten des 
deutschen Reiches erlangt. Holland war der Fesseln des spanischen Absolutis¬ 
mus ledig und frei geworden. 
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§ 110. Wie gestalteten sich inzwischen die Verhältnisse in Spanien 
und in den noch dazu gehörigen Ländern? Die amerikanischen Edelme¬ 
tallschätze und die Reichtümer Indiens sind vor allem durch die Kriege ver¬ 
zehrt worden, welche die spanisch-habsburgische Weltmacht fast dauernd mit 
halb Europa geführt hat. Neben diesen Ausgaben traten die Aufwendungen 
für die Hofhaltung zurück, wenn auch berichtet wird, daß z. B. Philipps II. 
Hochzeitsfeierlichkeiten nahezu 6 Millionen Mark verschlungen und die den 
Günstlingen gewährten Gnadengeschenke große Beträge erreicht hätten. Sehr 
bedeutend waren auch die Edelmetallanhäufungen in den Kirchen, in den 
Klöstern und in den Silberkammern des reichen Adels. 1679 soll der Her¬ 
zog von Albuquerque 144 Dutzend Teller von Gold und Silber, 500 große, 
700 kleine Platten in einem silbernen Schranke besessen haben, zu dem 40 sil¬ 
berne Tritte führten. Auch in Spanien gab es unter der Herrschaft des Absolu¬ 
tismus keine Bankorganisation, in welcher man sein überschüssiges Geld de¬ 
ponierte. Das bare Geld wurde in Kisten oder auch in primitiveren Gelassen 
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wohl verwahrt, bis es gebraucht wurde. Eine wirkliche Silber- und namentlich 
Gold-Geldzirkulation gab es außer in den königlichen ö Kassen und in der 
Hand der reichen Grundbesitzer nur noch im Verkehr mit den privilegier¬ 
ten Grosshändlern und Fabrikanten, welche gewohnt waren, in ihren unter 
staatlicher Kontrolle stehenden Geschäften mit den Kolonien bis 500 Proz. Ge¬ 
winn pro Jahr zu machen. Die Masse des Volkes waren arm geblieben; für sei¬ 
ne täglichen Bedürfnisse genügte das Kupfergeld. Dem guten alten Kupfer¬ 
geld war etwas Silber beigemischt. Deshalb haben die „bösen Holländer" die¬ 
se Bronzemünze Vellon genannt, (welches Wort auch Schaffliess, Schaffell 
bedeutet) aus dem Lande gezogen und dafür minderwertige Münzen (Molinil¬ 
los genannt) in Umlauf gesetzt, welche ungern genommen wurden. Trotzdem 
schon Philipp II. die königlichen Münzstätten mit Wassermotoren hatte ausrü¬ 
sten lassen, war der Geldumlauf ein ungenügender und das Volk namentlich 
verlangte immer nach mehr und neuen Bronzemünzen. 

§ 111. Ungeachtet dieses chronischen Geldmangels in Spanien bei 

STÄRKSTEM ZUFLUSS DER EDELMETALLE sind die PREISE FAST ALLER WAREN Und 
auch die Löhne und Gehälter gestiegen. Von 1503 bis 1600 erhöhten sich 
die Roggen- und Weizenpreise um das 5 t/2fache, die Löhne von 1586 bis 98 
um das Doppelte, ebenso die Gehälter des königlichen Rats von 1560 - 1583. 
Lür all diese Preisveränderungen sind in erster Linie die bedenklichen volks¬ 
wirtschaftlichen Maßregeln der Regierung verantwortlich. Die Verkehrsstra¬ 
ssen im Lande waren derartig vernachlässigt, daß auf 20 Meilen Entfernung 
die Getreidepreise sich wie 1 : 3 verhielten. Der Ausgleich zwischen fetten 
und mageren Jahren war so schlecht organisiert, daß von Jahr zu Jahr Preis¬ 
schwankungen um das IOfache vorgekommen sind. Bei der ungeheueren Be¬ 
günstigung der Weidewirtschaft und der Majorate mußte der Getreidebau 
umsomehr zurückö gehen, je mehr die in den Kolonien zu gewinnende rei¬ 
che Beute das kräftige Landvolk zur Auswanderung lockte. In Andalusi¬ 
en und Granada waren die Moriscos Träger einer blühenden landwirt¬ 
schaftlichen Kultur, die auch Ueberschüsse an Getreide lieferte. Aber die¬ 
se 800 000 Moriscos wurden 1609 aus dem Lande vertrieben und ihr Besitz 
zu Gunsten der Staatskasse konfisziert, weil das spanische Volk mit Neid auf 
diese wohlhabenden Lremden blickte, weil die Staatskasse, wie fast immer, 
einen solch ausserordentlichen Zuschuss brauchen konnte und weil man 
bei den fortwährenden Kriegen mit Lrankreich und England befürchtete, 
daß im Lalle einer feindlichen Invasion diese Moriscos eine Stütze gegen 
die Spanier abgeben könnten. Nach dieser Vertreibung der letzten Mauren hat 
sich auch in Andalusien und Granada rasch der Getreideüberschuss in einen 
Getreidemangel verwandelt. Auf dem Lande herrschten die Latifundienbe¬ 
sitzer, welche ihre Besitzung „Staaten" zu nennen pflegten. 105 weltlichen 
UND GEISTLICHEN GROSSGRUNDBESITZERN gehörte DER GRÖSSTE TEIL DES GAN- 
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zen Landes. Manche Latifundienbesitzer zählten auf ihren Besitzungen 30 000 
Familien als Untertanen. Zu Anfang des XVII. Jahrhunderts gehörte ganz 
Andalusien 5 Herzogen. Infolge dieser Umwandlung war in der Umgegend 
von Sevilla 1680 nur noch der 20. Teil jenes Landes bebaut, welches 1630 unter 
Kultur gewesen ist. Das Bistum Salamanca zählte 1600 noch 8384 Bauern mit 
11 745 Gespannen, 1617 nur noch 4135 Bauern mit 4822 Gespannen. So weit 
die Bauern überhaupt noch im Lande blieben, waren sie in die Position ausge¬ 
powerter Zeitpächter herabgesunken, die ihren Pachtzins in Naturalien 
leisteten. Wie hätte es unter solchen Umständen keinen Mangel an Getreide 
und keine ö Preissteigerung geben sollen? Um diesen chronisch gewordenen 
Getreidemangel etwas zu mildern, wurde die Getreideeinfuhr 1640 von jeder 
Zollzahlung befreit, trotzdem gerade jetzt die finanzielle Not des Staates die 
bedenklichsten Maßregeln veranlaßte. 
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Eine Steigerung der Getreidepreise um das 51/2FACHE in 100 Jahren muß¬ 
te eine entsprechende Erhöhung der Unterhaltskosten für die Arbeiter 
und damit eine Erhöhung der Arbeitslöhne hervorrufen. Aber auch in die¬ 
se Wirkungsreihen haben bedenkliche volkswirtschaftliche Maßregeln wieder 
STÖREND und VERSCHÄRFEND EINGEGRIFFEN. Der UNGEHEUERE REICHTUM DER 
Kirchen und Klöster, welche über das ganze Land verbreitet waren, hat bei 
der herrschenden Meinung über den Wert des Almosens die Ausbreitung des 
Bettler- und Vagabundenwesens ausserordentlich begünstigt. Die spani¬ 
sche volkswirtschaftliche Literatur zu Anfang des 16. Jahrhunderts beschäftigt 
sich namentlich mit diesem Problem. In den Kirchen wimmelte es von Bett¬ 
lern. Um das Mitleid rege zu machen, verstümmelten sie die eigenen Söhne, 
mieteten und stahlen sie kleine Kinder, um sich mit ihnen auf Straßen, Plätzen 
und namentlich vor der Kirche aufzustellen. Die Gesetzgebung mußte hierge¬ 
gen einschreiten. Um Mitte des 16. Jahrhunderts wurde der Kinderbettel ver¬ 
boten. Betteln ohne Licenz wurde bestraft, und nur die Heimatgemeinde 
war berechtigt, diese Bettellicenz auszustellen. Bettler ohne Konzession wur¬ 
den zur Arbeit angehalten und die Arbeitszeit gesetzlich auf die Dauer des 
Tageslichtes ausgedehnt. Trotzdem fehlte es, namentlich auf dem Lande, 
an den nötigen Arbeitskräften. Zur Erntezeit kamen aus dem benachbar¬ 
ten Frankreich landwirtschaftliche Arbeiter, welche dann mit dem erüb¬ 
rigten Gelde wieder in ihre Heimat zurückwanderten. Auch ö in Spanien gab 
es im XVI. Jahrhundert eine Flucht der Bevölkerung nach der Stadt. Hier 
war man vor allem bemüht, entweder im Dienste der Kirche oder im Dienste 
des Staates unterzukommen. Und Kirche und Staat zeigten sich so aufnah¬ 
mefähig, daß von je 3 - 4 erwachsenen Männern immer einer hier sein Brot 
gefunden hat. Speziell die Zahl der Kleriker, Nonnen und Mönche mitge¬ 
rechnet, verhielt sich im XVI. Jahrhundert zur Gesamtzahl der spanischen 
Bevölkerung wie 1 : 10. Für das Königreich Preussen stellt sich heute dies 
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Verhältnis wie 1 : 1000. Was nach Abzug der wenigen, sehr reichen Familien, 
der konzessionierten Bettler, der Diener in Kirche und Staat und der fortwäh¬ 
rend sich mindernden landwirtschaftlichen Bevölkerung von der Kopfzahl der 
spanischen Bevölkerung noch übrig blieb, hätte sich nach einer wesentlichen 
Beschränkung der Auswanderung unter Kontrolle der Inquisition in den Städ¬ 
ten bei dem ungeheueren Kolonialbesitz wohl leicht mit Handel und Gewerbe 
ernähren können, wenn die ganz ungeheuere Staatssteuer nicht jede priva¬ 
te Unternehmertätigkeit allmählich vernichtet hätte. 
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§ 112. Die Grundlage der spanischen Steuerverfassung war eine aus rö¬ 
mischen Zeiten stammende Handänderungsgebühr für Mobilien wie Immo¬ 
bilien, welche den maurischen Namen „Alkabala" trug. Sie wurde ursprüng¬ 
lich mit 5 und 10 Proz. vom Wert erhoben. Um die Erhebung zu vereinfachen, 
haben einzelne Städte die Zahlung einer Pauschalsumme mit dem Staate ver¬ 
einbart. Adel und Kirche waren von der Zahlung der Alkabala befreit. Damit 
aber der Adel auf Grund dieses Privilegs nicht etwa der Handels- und Gewer¬ 
betätigkeit sich bemächtigte, wurde ihm die Ausübung dieser Berufe bei Ver¬ 
lust des Adels und damit bei Verlust des Privilegs der Steuerfreiheit, verboten. 
Neben der Alkabala gab es ö noch staatliche Monopole, wie das Salzmono¬ 
pol, sowie Einfuhr- und Ausfuhrzölle, deren Erhebung durch die staatliche 
Beschränkung des auswärtigen Handels auf gewissen Hafenplätzen erleichtert 
wurde. Dazu gehören noch jene Einkünfte, welche sich die Krone aus den 
Kolonien Vorbehalten hatte. Indeß wußte der spanische Absolutismus auch 
das Privilegium der Steuerfreiheit illusorisch zu machen. Abgesehen von 
der teilweisen Ueberwälzung der Alkabala als indirekte Steuer auch auf diese 
Kreise, verfügte die spanische Krone auf Grund ihrer intimeren Beziehungen 
zu den Päpsten des XVI. und XVII. Jahrhunderts über die Kreuzzugssteuer, 
welche in Spanien als Vermögenssteuer vom Kirchengut, als Einkommensteuer 
von den Prälaten und als zwangsweise und allgemein von den Laien erho¬ 
bene Ablassgelder beigetrieben wurde. Auch auf Grund der Steuerverfassung 
mußte deshalb die spanische Krone katholisch sein. Dazu kamen all jene au¬ 
sserordentlichen Einnahmen, an denen die spanische Steuerpolitik so reich 
war, wie die irgend eines islamischen Fürsten. Wir erinnern an die Expropria¬ 
tion der Juden (1492) undDER Mauren (1609), an die Vermögenskonfiskatio¬ 
nen durch die Inquisition, falls irgend eine politische oder konfessionelle Ver¬ 
dächtigung gegen Jemanden vorlag. Wo es bei sehr reichen Leuten daran noch 
fehlte, half gelegentlich das Mittel der staatlichen Zwangsanleihe das ge¬ 
wünschte Ziel zu erreichen. Durch Karl V. sind in Europa die Staatsschulden¬ 
aufnahmen bei Kapitalisten Brauch geworden. Dieser Herrscher hinterließ 
seinem Nachfolger in Spanien 117 Millionen Mark Schulden. Bei dem Tode 
Philipp II. war dieser Schuldbetrag schon auf 585 Millionen Mark gestiegen, 
trotz seines dreimaligen schonungslosen Staatsbankerotts. Karl V. und 
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Philipp II. verkauften auch eigenmächtig ö die Gemeindeländereien mit 
den freien Bauerngemeinden als Leibeigene an den Meistbietenden. Schon 
1506 war mit dem Verkauf der Staatsstellen und der Adelsprivilegien be¬ 
gonnen worden. 1613 wurden auch die Richterstellen käuflich. 1560 blieb Phil¬ 
ipp II. seinen Beamten die Gehälter auf zwei Jahre schuldig. Das Gleiche 
geschah nicht minder häufig den Söldnerheeren. Gelegentlich wurden die 
Geldbeträge, welche aus den Kolonien an die spanischen Kaufleute und 
Fabrikanten gezahlt wurden, bei ihrer Ankunft im spanischen Hafen vom 
König weggenommen. Philipp II. hat sogar das Vermögen milder Stiftungen 
kurzer Hand in die Staatskasse gleiten lassen. Dabei wurden in den 14 Jahren 
vor dem zweiten Staatsbankerott Philipps II. die Steuersätze der Alkabala 
um das vierfache erhöht. Wer im Jahre 1594 1000 Dukaten in einem geschäft¬ 
lichen Unternehmen in Spanien angelegt hatte, mußte davon 300 Dukaten pro 
Jahr Steuer zahlen. 
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§ 113. Wie die Könige hausten, so hausten natürlich auch die Beam¬ 
ten. Alles war in Spanien bestechlich und käuflich. Die Fugger beschenkten 
die Beichtväter des Königs Philipp II. mit 4000 Dukaten, um deren Fürsprache 
für Bezahlung ihrer Ausstände beim Könige zu erhalten. Die berühmtesten 
Heerführer haben sich in der ungerechtesten Weise schwer bereichert. Die 
Richter pflegten bei ihrer Urteilsfindung durch Geldstrafen sich bezahlt 
zu machen. Die Verwaltungsbeamten verkauften die Gemeindewaldungen 
wie ein Stück ihres Privateigentums. Die Zollbeamten, Steuerbeamten und 
Steuerpächter erhoben mehrmals die nur einmal fällige Steuersumme und 
berechneten dabei so ungeheuere Erhebungskosten, daß der Krone häufig nur 
der zehnte Teil des Gesamtsteuerertrages ö übrig blieb. In einem Falle soll 
sogar die Erhebung von 3 t/2 Millionen Dukaten 6 1/2 Millionen Dukaten Un¬ 
kosten bereitet haben. Und wie schonungslos wurden die Steuerrückstände 
eingetrieben! Als bei Zwangsversteigerungen bäuerlicher Anwesen sich keine 
Kauflustigen fanden, haben die Steuerbeamten die Bauernhäuser für ein paar 
Pfennige auf Abbruch verkauft. Nur so wird es begreiflich, daß es ratsamer 
war, sein Schiff auf einem Felsen auflaufen zu lassen, als in einem spanischen 
Hafen Zuflucht zu suchen. Die Cortes haben schon 1579 geklagt: „Die Steuer¬ 
lasten haben unsere Industrie ruiniert, den Arbeitern ihre Beschäftigung 
geraubt, Frauen und Mädchen haben sie in Dirnen gewandelt, Männern 
ihren Besitz genommen, die dann Weib und Kind verlassen haben, und die 
Zahl der Bettler hat zugenommen, wie nie zuvor." Aber die spanischen Kö¬ 
nige hörten nicht auf solche Klagen. 
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§ 114. Die SYSTEMATISCHE VERNICHTUNG DES HEIMISCHEN GETREIDEBAUES 
und des bäuerlichen Wohlstandes hatte einen Mangel an Brotgetreide 
bewirkt. Dadurch waren die Getreidepreise gestiegen. Auch die Arbeitslöh¬ 
ne mußten dann erhöht werden, weil die Kosten der Lebenshaltung entspre- 
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chend teurer geworden waren. Dazu kam noch die ungeheuere Belastung 
der Produktion und des Verkehrs durch die Steuern und durch die Staats¬ 
beamten. Die Kosten der gewerblichen Produktion haben sich so nach und 
nach in Spanien 3- und 4fach höher gestellt, als beispielsweise in Frank¬ 
reich, Holland und in Norditalien. Im Jahre 1549 hatte die spanische Tuchfa¬ 
brikation schon eine solche Blüte erreicht, daß einzelne Unternehmer 200 bis 
300 Heimarbeiter beschäftigten. In dem Maße, als sich unter der Einwirkung 
der vorgenannten Einflüsse die Erzeugungskosten in Spanien steigerten, 
erhöhten ö sich natürlich auch die Verkaufspreise für die gewerblichen 
Produkte. Und damit wurden die französischen, englischen und hollän¬ 
dischen Schmuggler nach den spanischen Kolonien geradezu herangezüch¬ 
tet, bis eines Tages die spanischen Tuche in den Kolonien unverkäuflich 
waren. Aber auch in Spanien selbst klagte man über den viel zu hohen Preis 
der gewerblichen Produkte. Anstatt nun dem Uebel auf den Grund zu gehen 
und die tiefer liegenden Ursachen desselben zu beseitigen, trieb jetzt auch Spa¬ 
nien WIEDER EINMAL EINE KURZSICHTIGE AUGENBLICKSPOLITIK. Um die PREISE 
der zu teueren gewerblichen Produkte zu ERMÄSSIGEN, wurde die Ausfuhr 
derselben verboten und ihre Einfuhr vom Auslande gestattet. Damit aber 
das Geld nicht noch mehr nach dem Auslande abflösse, sollte die ausländi¬ 
sche gewerbliche Einfuhr mit spanischen Rohprodukten bezahlt werden. Die 
Ausfuhr von Rohmaterial wurde also entsprechend erleichtert. Die spani¬ 
sche Wollausfuhr im XVII. Jahrhundert stieg wieder. Man glaubte sogar noch 
recht klug gehandelt zu haben, daß man die anscheinend unhaltbar gewor¬ 
dene heimische Industrie ganz fallen liess, um sich wenigstens den Absatz 
fremder gewerblicher Erzeugnisse nach den eigenen Kolonien zu sichern. 
Der Import nach Sevilla stieg von 1520 - 1595 um das 14fache. Dem Zusam¬ 
menbruch des Getreidebaues und des bäuerlichen Wohlstandes war nun 
auch die Vernichtung der heimischen Industrie gefolgt und nur der Ex¬ 
porthandel ERREICHTE NOCH EINE KURZLEBIGE SCHEINBLÜTE. 
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§ 115. Indeß deuteten alle Anzeigen darauf hin, dass die spanisch-habs- 
burgische Macht rasch ihrer Auflösung entgegengehe. 1596 überfiel eine 
englische Flotte den Haupthafen Kadix, plünderte ihn ö und kehrte mit 
reicher Beute nach England zurück. 1609 mußte Philipp III. wohl oder übel die 
Unabhängigkeit der abgefallenen nördlichen Provinz der Niederlande 
in einem zwölfjährigen Waffenstillstand vorläufig anerkennen. Die französi¬ 
schen, ENGLISCHEN Und HOLLÄNDISCHEN KAPERSCHIFFE Und KREUZERFLOTTEN 
BRANDSCHATZTEN DEN SPANISCHEN HANDEL und die SPANISCHEN KOLONIEN Seit 
Ende des XVI. Jahrhunderts dauernd, mit wachsendem Erfolge und ohne Rück¬ 
sicht auf in Europa abgeschlossene Friedensverträge. Aber auch in den übrigen 
Teilen der spanischen Monarchie gährte es in recht bedenklicher Weise. Im Kö¬ 
nigreich Neapel und Sizilien war die geforderte Staatssteuer von 10 Mil- 
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lionen Mark im Jahre 1558 auf fast 30 Millionen Mark im Jahre 1620 gestiegen. 
Dazu kamen die furchtbaren Erpressungen der spanischen Beamten. Der 
ausgebrochene Volksaufstand konnte nur mit Mühe und kluger Nachgie¬ 
bigkeit unterdrückt werden. In dem gewerbereichen Katalonien war noch bis 
ins XVII. Jahrhundert aus früherer Zeit eine freiere Verfassung als in Kasti¬ 
lien erhalten geblieben. Philipp IV. (1621 - 65) machte den Versuch, auch hier 
den strengen Absolutismus, namentlich auf dem Gebiete der Steuerverfassung, 
durchzuführen, worauf Katalonien mit einem Aufstand antwortete, der 12 
Jahre lang dauerte und an welchem die französische Regierung mit beteiligt 
war. Schließlich wirkte die Drohung der Aufständigen, sich dem benachbarten 
Frankreich anzuschließen. Die spanische Krone gab nach und die Katalonier 
behielten ihre alte Freiheit. Zur gleichen Zeit mußte ein Aufstand in Anda¬ 
lusien unterdrückt werden. Portugal, das von Philipp II. 1580 dem spani¬ 
schen Reiche einverleibt war, sah sich in seinen kolonialen Interessen durch die 
Verwickelung in die spanischen Kriege so geschädigt, daß es im Jahre 1640 zu 
Ö einer portugiesischen Volkserhebung gegen Spanien kam. Unter Beihilfe 
von England und Holland gelang es Portugal, wieder selbständig zu wer¬ 
den. Unter solchen Umständen und Schwierigkeiten war in den Jahren 1627 bis 
1632 die staatliche Münzprägung bei der Kupferwährung angekommen. 
Für Silber mußte 1651 ein Agio von 50 Prozent bezahlt werden. Der westfäli¬ 
sche Friede in Deutschland war 1648 zu Stande gekommen, weil die Machtmit¬ 
tel des spanisch-habsburgischen Weltreichs verbraucht waren. Das mächtige 
Frankreich führte seinen 1643 begonnenen Krieg gegen Spanien weiter und ist 
1659 im pyrenäischen Frieden, trotz wichtiger Gebietserwerbungen nur des¬ 
halb zum Ausgleich bereit, weil die Entscheidung über die spanische Erb¬ 
folgefrage bereits in sichtbare Nähe gerückt war. 1673 konnte die spanische 
Krone eine neue Anleihe nur gegen das Versprechen von 40 Proz. Zinsen auf¬ 
nehmen. Die Bevölkerung Spaniens war von 1550 - 1700 fast um die Hälfte 
gesunken. Als im Jahre 1700 der letzte Habsburger auf dem spanischen Thro¬ 
ne, Karl II. gestorben war, konnte der spanischen Staatskasse nicht einmal 
das zur Deckung der Beerdigungskosten nötige Geld entnommen werden. 
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§ 116. All jene persönlichen Momente, welche im spanischen Erbfolge¬ 
kriege eine mehr oder minder große Rolle gespielt haben, sind für die Ent¬ 
wickelung der spanischen Volkswirtschaft ohne Bedeutung. Es genügt aus 
den Friedensschlüssen von Utrecht (1713) und Rastatt (1714) festzustel¬ 
len, daß einem Prinzen aus dem französischen Königshause der Bourbonen 
als Philipp V. die spanische Königskrone mit den spanischen Kolonien blieb, 
daß England von Spanien Gibraltar und die Insel Minorca nahm, Savoyen 
von Spanien die Insel Sizilien erhielt und die noch spanischen Niederlande 
Ö mit Neapel, Sardinien und Mailand an das habsburgische Herrscherhaus 
in Oesterreich gefallen sind. Spanien, das mit 1648 aufgehört hatte, für die 
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Selbstständigkeit der übrigen europäischen Staaten eine bedrohliche Macht zu 
sein, war von jetzt ab dem Einfluss der französischen Könige unterstellt. In 
Nachahmung französischer Einrichtungen wurde namentlich die Steuererhe¬ 
bung vereinfacht und das Tabaksmonopol eingeführt. Den von den Habs¬ 
burger Vorgängern aufgenommenen Staatsschulden wurde die Anerkennung 
versagt. Auf solche Weise verbesserte sich für die nächsten Jahre die finanzi¬ 
elle Lage. Weil aber in Madrid auch die luxuriöse Hofhaltung der franzö¬ 
sischen Könige nachgeahmt wurde, sollen jetzt diese Kosten gegenüber dem 
Verbrauchsbedarf des letzten Habsburgers um mehr als das dreifache gestie¬ 
gen sein. Neue wachsende Schuldenaufnahmen ließen deshalb nicht lange 
auf sich warten. 1553 versuchte man durch ein Konkordat die Geldbezüge 
der Kurie aus Spanien zu beschränken, und 1767 begann die Säkularisation 
der Kirchengüter, welche bis heute noch nicht abgeschlossen ist. Immerhin 
wurde dadurch die Zahl der selbständigen bäuerlichen Stellen vermehrt, 
wie die Bourbonen überhaupt durch Erleichterung des Getreideverkehrs 
im Lande und durch Errichtung von Getreidemagazinen in vorgeblich 5000 
Städten und Plätzen die bis dahin so ungünstige Getreidepreisbewegung zu 
sanieren bemüht waren. 
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Das von den konkurrierenden Ländern längst mit Gewalt durchbroche¬ 
ne Handelsmonopol Spaniens mit seinen Kolonien erhielt jetzt auch for¬ 
mell von seiten des Staates wesentliche Aenderungen. 1702 wurde der franzö¬ 
sischen Guinea-Kompagnie das Recht der Einfuhr von Negersklaven nach 
Amerika (sogenannter Asiento-Vertrag) übertragen, das durch Vertrag von ö 
1713 dann die Engländer erhalten haben. Weil jedoch binnen wenigen Jahren 
jetzt England den Handel mit den spanischen Kolonien zum größten Teil an 
sich zu reißen wußte, wurde 1750 dieser Asiento-Vertrag mit England wie¬ 
der aufgehoben und so wenigstens die Bevorzugung Englands Frankreich und 
Holland gegenüber beseitigt. Die finanzielle Ohnmacht des Mutterlandes, der 
wachsende Handel anderer Länder mit den Kolonien und die dauernden krie¬ 
gerischen Angriffe, namentlich von englischer Seite, mußten übrigens bald zu 
einer prinzipiellen Aenderung in dem Verhältnis der Kolonien zum Mutterlan¬ 
de führen. Schon der Minister Aranta legte 1783 Karl III. den Plan vor, die 
Kolonien durch Umwandelung in drei Königreiche zu verselbständigen, 
und diese Königskronen spanischen Prinzen zu übertragen. Der bereits dro¬ 
hende Sturmwind der grossen französischen Revolution ließ indeß solche 
Neugestaltung nicht zu. Während der napoleonischen Kriege war die Ab¬ 
fallbewegung in den Kolonien bereits im vollen Gange. Bald gehörte Spa¬ 
nien nur noch ein kleiner Rest seiner früheren Kolonialreiche, der inzwischen 
von den Vereinigten Staaten von Nordamerika annektiert worden ist. 


Heute ist Spanien wieder dort angelangt, wo es im Jahre 1492 stand. Es 
ist hinsichtlich seines Unterhaltes auf seine eigene produktive Arbeit im 
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eigenen Lande angewiesen. Die inzwischen verflossene Entwicklung hat 

DIE LÖSUNG DIESES PROBLEMS AUSSERORDENTLICH ERSCHWERT. Die VERFASSUNG 
vom Jahre 1812 berief zur Mitregierung ein Volk, das heute noch zu 65 bis 
90 % weder lesen noch schreiben kann. Die unter solchen Umständen natür¬ 
liche absolutistische Reaktion hat Spanien in Parteien zerrissen, zu lange 
dauernden Bürgerkriegen geführt ö und die finanzielle Misere bis zu dem 
Grade anwachsen lassen, daß die Staatsbankerotte in den Jahren 1820,1834, 
1851, 1867, 1873, 1877, 1882, 1898 einander ablösten. Das spanische Volk hat 
durch 3 Jahrhunderte die furchtbare Last des kapitalistischen Absolutis¬ 
mus getragen, ohne jenen Grad des Fortschritts seiner kulturellen und 
zivilisatorischen Verhältnisse zu erreichen, der zur gedeihlichen Fort¬ 
entwickelung UNTER EINER KONSTITUTIONELLEN VERFASSUNG UNENTBEHRLICH 
IST. 
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c. England. 


§ 117. Die Entwickelung der wirtschaftlichen wie der politischen Ver¬ 
hältnisse in dem insularen England haben durch das Domesday-Book Wil¬ 
helms des Eroberers von 1086 eine ganz eigenartige Richtung erhalten. Das 
erste Grundbuch des christlichen Abendlandes hielt die Rechte des Königs, 
seiner Vasallen, deren Afterbelehnten, wie der wenigen Vollfreien an 
Grund und Boden in schriftlicher Aufzeichnung fest. Das war zweifelsohne 
in erster Linie im Interesse der königlichen Gewalt geschehen. Eine schrittwei¬ 
se Enteignung der Kronrechte durch gewohnheitsrechtliche Verschie¬ 
bungen, wie sie die deutsche Kaiserkrone namentlich vom IX. bis zum Aus¬ 
gang des XIII. Jahrhunderts erfahren hat, eine allmähliche Aufteilung der 
Reichseinheit in viele kleinere und größere Herrschaftsgebiete, wie das 
sonst überall in der Entwickelungsepoche des Lehensstaates zu beobachten 
ist, wurde durch dieses Domesday-Book verhütet. Die Nachfolger Wilhelms 
des Eroberers auf dem englischen Königs ö throne blieben reiche und mäch¬ 
tige Herren. Aber diesen Lichtseiten stehen ganz bestimmte Schattenseiten ge¬ 
genüber. Die Raubgier der Grossen, welche in jenem lehensstaatlichen Zeital¬ 
ter sich sattsam geltend machte, war durch dieses Grundbuch auf dem belieb¬ 
testen Gebiete der nachbarlichen Fehde an den Willen des Königs gebun¬ 
den. Denn hier in England war nicht die Gewalt schlechthin und die dadurch 
bedingten tatsächlichen Besitzverhältnisse, sondern das Domesday-Book und 
die königlichen Urkunden das Entscheidende über die Rechtsverhältnis¬ 
se an Grund und Boden. Die einmal vorhandene gewalttätige Erwerbssucht 
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der Großbarone mußte deshalb an anderer Stelle ihren Ausgang suchen und 
sie fand ihn im Kampf um den Königsthron selbst, wie in den Eroberungs¬ 
kriegen in Frankreich. 
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Wer von den Großbaronen auf Seiten eines siegreichen neuen Thronbewer¬ 
bers stand, durfte sicher sein, aus den Güterkonfiskationen der unterlegenen 
Partei durch seinen König neu belehnt und so entsprechend reich und mächtig 
zu werden. Kein Königsthron im christlichen Europa ist deshalb so oft vom 
offenen Aufruhr innerhalb der Königsfamilien umtobt und so häufig mit 
Blut der Königsfamilie befleckt worden, wie der englische Thron. Schon 
Wilhelm der Eroberer mußte gegen seinen eigenen Erstgeborenen das Schwert 
ziehen. Heinrich I., der jüngste Sohn des Eroberers, kämpfte gegen seinen Bru¬ 
der. Von 1135 - 1144 dauern dann fast ununterbrochene Kämpfe neuer Bewer¬ 
ber um die Königskrone. Gegen Heinrich II. (1154 - 89) wurden seine Frau 
und seine Söhne rebellisch. Richard I., Löwenherz genannt, wurde während 
seiner Abwesenheit im gelobten Lande von seinem Bruder Johann ohne Land 
(1199 - 1216) verdrängt, der wieder seinen Neffen, ö den eigentlichen Thron¬ 
erben, durch Mord beseitigen ließ. Und so geht es als Regel in der englischen 
Geschichte fort, bis mit Wilhelm III., dem Oranier, (1689 - 1702) endlich Recht 
und Friede auf dem englischen Königsthrone und in der englischen Königsfa¬ 
milie einkehren. 


So war durch das Domesday Book für 600 Jahre die Krone Englands der 
Preis für den gewalttätigsten, kühnsten und rücksichtslosesten Thron¬ 
bewerber geworden. Die englische Königsgeschichte zeigt bis zu Wilhelm dem 
Oranier unter allen Königreichen des christlichen Abendlandes die weitaus 
grösste Zahl schonungsloser Despoten. Das veranlaßte wieder die Grossen 
des Reiches, ihrerseits eine Verteidigungsstellung den königlichen Tyran¬ 
nen gegenüber zu gewinnen. Solche Erfolge konnten namentlich dann errun¬ 
gen werden, wenn die Macht des neuen Throninhabers noch wenig im Lande 
befestigt war, oder wenn finanzielle oder politische Schwierigkeiten den 
König zu einem Ausgleich mit den Volksrepräsentanten nötigten. So kamen 
bald immer neue schriftliche Vereinbarungen über die Rechte des Königs 
und die Rechte der Volksrepräsentanten, zwischen den Magnaten und dem 
Kronträger zustande, aus denen nach und nach die berühmte englische Ver¬ 
fassung herausgewachsen ist. Das Domesday-Book war der eigentliche Aus¬ 
gangspunkt derselben. Als Vorlage diente zunächst das vorgeblich zur Zeit 
der Angelsachsen geltende Recht. 

§ 118. Die Hauptetappen dieses stufenweisen Aufbaues der englischen 
Verfassung sind folgende: 

1. Heinrich I. (1100 -1135) vereinigte wieder die Normandie mit England 
und gab als Dank für die Unterstützung, welche er von der angelsächsischen 
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Bevölkerung erfahren hatte, eine Charta Libertatum, in welcher er versprach, 
sich tyrannischer Ausschreitungen zu enthalten. 

Ö 2. Heinrich II. (1154 - 1189), welcher durch Erbschaft und Heirat Eng¬ 
land und mehr als die Hälfte von Frankreich beherrschte, kam mit seinem 
Kanzler, dem Erzbischof Thomas Becket von Kanterbury in Streit über die 
Abgrenzung der Rechte zwischen Staats- und Kirchengewalt, woraus ein Streit 
zwischen dem König und dem Papst Alexander III. geworden ist. Die Rech¬ 
te der Geistlichkeit in England wurden beschränkt, die weltlichen Großen, auf 
welche der König in diesem Streite sich stützte, erhielten einen gewissen An¬ 
teil an seinem autokratischen Regiment, die Charta Libertatum Heinrichs I. 
wurde bestätigt. 

3. Johann ohne Land (1199 -1216) kam in Streit mit demKöNiG Philipp II. 
von Frankreich und dem Papste Innocenz III. Er verlor an die französische 
Krone fast alle seine Besitzungen in Frankreich bis auf Guyenne. Vom Papste in 
den Bann getan und als abgesetzt erklärt, rettete er für sich die englische Kro¬ 
ne nur dadurch, daß er dieselbe als päpstliches Lehen annahm (1213). Das 
Ansehen des Königs wurde durch all' diese Ereignisse natürlich geschwächt. So 
benutzten denn die Großen des Reiches diesen Zeitpunkt, um bewaffnet nach 
der Wiese von Runnemede bei Windsor zu ziehen, um hier in dreitägigen Ver¬ 
handlungen mit dem Könige den großen Freiheitsbrief, die magna Charta Li¬ 
bertatum (1215) zu erwirken. Ihr Inhalt ist im wesentlichen folgender: In Geld¬ 
sachen wurde die Macht des Königs eingeschränkt durch Fixierung des 
bei Handänderungen fälligen Lehnsgeldes auf einen MÄSSIGEN Satz, durch 
Beschränkung des königlichen Steuererhebungsrechtes auf die Fälle der 
Auslösung des Königs aus der Gefangenschaft, des Ritterschlages seines 
Sohnes und der Verheiratung seiner Tochter. Alle anderen ausserordent¬ 
lichen Steuern sollten nur ö nach Zustimmung der Reichsversammlung 
der Prälaten und Barone erhoben werden. Durch ausdrückliche Befrei¬ 
ung der Stände und selbst der Ausländer von ungesetzlichen Abgaben, 
durch Verzicht des Königs auf jene Gelder, welche bis dahin dem ober¬ 
sten königlichen Gerichtshof für günstige Urteile bezahlt wurden, und 
durch Befreiung des Geschäftsverkehrs von unnötigen Spesen, infolge Ein¬ 
führung einheitlicher Maße und Gewichte wurde der Verkehr erleichtert. Die 
persönlichen Rechte der Untertanen des Königs wurden gebessert durch 
Befreiung von der königlichen Zustimmung bei Verheiratungen der Kin¬ 
der der Lehnsmänner, durch das Recht einer Ablösung der Verpflichtung 
der Kriegsfolge für Lehnsleute mittels Zahlung einer bestimmten Sum¬ 
me (scutagia) und durch die Zusage, daß kein Freier ohne richterliches Ur¬ 
teil bestraft oder verhaftet werden soll. Endlich wurde zur Garantie der 
Einhaltung dieser Vertragsbestimmungen ein besonderes Widerstandskomite 
eingesetzt: 25 Barone, darunter der Lordmajor von London, sollten die Eland- 
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lungen des Königs überwachen. Falls der König einen Artikel des Freiheits¬ 
briefes verletzte, hatten je vier Mitglieder des Komites das Recht, beim Könige 
Abhilfe zu beantragen. Und falls diese verweigert wurde, war die Gesamtheit 
der Grundbesitzer ermächtigt, den Besitz und das Vermögen des Königs zu 
pfänden, ausgenommen die Person des Königs, der Königin und ihrer Kinder. 

4. König Heinrich III. (1216 -1272) erregte durch Begünstigung von Aus¬ 
ländern, durch Zulassung einer umfassenden päpstlichen Besteuerung, wie 
durch seine eigene sinnlose Verschwendung eine steigende Unzufriedenheit 
der Magnaten, welche den König besiegten, gefangen nahmen und durch ein 
von den Magnaten G berufenes Parlament für abgesetzt erklärten. Die 
Tatkraft und Energie seines Sohnes Eduard brachte dem Vater zwar die Kro¬ 
ne wieder zurück, er bestätigte aber jetzt die magna Charta und fügte eine 
Charta de foresta hinzu, welche die königlichen Forstrechte beschränkte. Be¬ 
sonders bemerkenswert war bei all diesen Vorgängen noch, daß in jenes Par¬ 
lament, welches über den König zu Gericht sass, von den Magnaten aus 
jeder Grafschaft 2 Ritter und je 2 Bürger aus einer Reihe von Städten berufen 
worden waren. Diese beiden Interessengruppen haben später das Unterhaus 
gebildet im Gegensatz zu dem Oberhaus der Magnaten. 

5. Die fortwährenden Kriege Eduards I. (1272 bis 1307) gegen Schottland 
und Wales ließen die Krone in ernste finanzielle Bedrängnis kommen. Dies 
benutzten die Barone, um 1297 durch Eduard I. eine Neubestätigung der Ma¬ 
gna Charta zu erlangen und die Berufung von Grafschaftsrittern und Städte¬ 
vertretern in das Parlament mit Steuerbewilligungsrecht gesetzlich festzulegen. 

6. Unter Eduard III. (1327 - 1377), welcher 1328 die Magna Charta be¬ 
stätigte und das gesetzliche Zugeständnis machte, daß keiner seiner Unterta¬ 
nen zum Kriegsdienst ausser Landes verpflichtet sei, vollzog sich die formel¬ 
le Trennung von Ober- und Unterhaus. In das Jahr 1339 fällt der erste grosse 
englische Staatsbankrott. Heinrich IV. (1399 - 1413) war bereits bei seinen 
steten Kämpfen gegen den Adel vom Unterhause zu einer fast modernen par¬ 
lamentarischen Regierung genötigt. 

7. Karl I. (1625 -1649) mußte sich Geldverlegenheiten halber 1628 dazu 
verstehen, dem Parlament die „Petition of right" (Bitte um Recht), zu geneh¬ 
migen, wodurch jede willkürliche Besteuerung auch in der ö Form einer 
Zwangsanleihe und jede Verhaftung ohne Grundangabe gesetzlich verbo¬ 
ten war. 


8. Karl II. (1660 - 1685) und das ihm ergebene Ministerium begannen un¬ 
ter dem Einfluß reichlicher Jahresgelder, welche der französische König 
Ludwig XIV. gewährte, den katholischen Glauben wieder einzuführen, trotz 
der seit 1533 bereits bestehenden Trennung Englands von Rom. Unter dem 
Druck der öffentlichen Meinung wie unter dem Einfluß des grossen engli- 
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schen Staatsbankrottes von 1672 setzte das Parlament 1673 die „Test-Akte" 
(Gesetz über den Probeeid) durch, welche jeden Engländer, der ein staatliches 
Amt bekleiden wollte, zur eidlichen Anerkennung des kirchlichen Supre¬ 
mates des Königs und zu einer eidlichen Erklärung gegen die katholische 
Abendmahlslehre zwang. 

9. Der heftige Streit zwischen Krone und Parlament forderte und erreichte 
1679 unter Karl II. (1660 - 1685) die „Habeas corpus-Akte," welche die Haft¬ 
ausdehnung ohne Urteil verhinderte und die Freilassung aus der Haft ge¬ 
gen Bürgschaftszahlung einführte. 


10. Als alle Versuche einer Verständigung mit der katholischen Linie der 
Stuarts fruchtlos schienen, trat das Parlament mit dem holländischen Statthal¬ 
ter Wilhelm von Oranien — nachmals Wilhelm III. —welcher mit des Königs 
protestantischer Tochter Maria aus erster Ehe vermählt war, in Unterhand¬ 
lung wegen Uebernahme der englischen Königskrone. Wilhelm wurde von 
seinem Oheim, dem grossen Kurfürsten von Brandenburg, durch branden- 
burgische Truppen unterstützt. Die Rechte der Krone, wie die des Parlamen¬ 
tes, bildeten den Inhalt eines besonderen Vertrages, Bill of rights (Gesetz der 
Rechte) von 1689. Dieses Gesetz der Rechte umfaßt alle Verfassungsbestim¬ 
mungen, welche bis da ö hin Gegenstand von Verhandlungen zwischen Krone 
und Volksvertretung gewesen waren. 

11. Da dieser Wilhelm III. (1689 - 1702) kinderlos blieb, wurde durch die 
„Akte of Settlement" (Heimfallgesetz) von 1701 das Thronfolgerecht auf das 
protestantische Haus Hannover übertragen. 

12. Bei dem Regierungsantritt Georgs III. (1760) wurden von Seiten der 
Krone die erblichen Einkünfte aus den Erträgnissen der Kron-Domänen, 
wie auch die Accise auf Salz, Branntwein etc., welche an Stelle der lehensrecht¬ 
lichen Abgaben getreten waren, der Staatskasse übertragen und dagegen 
vom Parlament eine bestimmte Geld-Summe, die sogenannte Civilliste, für 
DEN KÖNIG AUSGESETZT. 
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Der parlamentarische Charakter der englischen Staatsverfassung war da¬ 
mit im wesentlichen zum Abschluß gekommen. 

§ 119. Welche wirtschaftlichen Veränderungen haben nun diese Verfas¬ 
sungsentwickelung herbeigeführt? 

Der König von England war durch Wilhelm den Eroberer ein reicher 
und mächtiger Herr geworden. Der prinzipiellen Rechtsauffassung nach ge¬ 
hörte der gesamte Grundbesitz des Landes dem König. Eine Reihe grosser 
Domänen blieben in der Hand des Herrschers. Der übrige Grund und Bo¬ 
den aber wurde zu Lehnsrecht vergeben, aber bis zu dem Grade an die Kro¬ 
ne gebunden, daß selbst die Afterbelehnten dem König persönlich den Eid 
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der Treue schwören mußten. Der König von England verfügte über das Ein¬ 
kommen aus seinen Domänen, über die lehensrechtlichen Gefälle und Ge¬ 
richtsgelder, über die Zölle der Ein- und Ausfuhr, worunter Wein und Wol¬ 
le von Alters her hervorragten, über ausserordentliche Gelder, wie zum Fe¬ 
ste des Ritterschlages eines seiner Söhne, der ö Verheiratung einer seiner Töch¬ 
ter, wie im Falle einer Auslösung des Königs aus feindlicher Gefangenschaft. 
Hierzu kamen eine Steuer auf das bewegliche Vermögen, Hilfsgelder der 
Städte, und endlich das Schildgeld der Lehnsmannen (Scutagia), das seit 
Heinrich II. (1154 bis 1189) den englischen Lehnsleuten gestattete, sich von der 
Dienstpflicht im Lehnsheere loszukaufen. Heinrich II. nannte neben England 
noch mehr als die Hälfte von Frankreich sein eigen und war bereits Lehns¬ 
herr der Krone von Schottland und Irland geworden. Söldnerheere hatten 
sich schon damals im Kriege besser bewährt als das Aufgebot der Lehnsleute. 
Die Interessen des Königs und der englischen Ritter, welche nicht außerhalb 
ihres Heimatlandes kämpfen wollten, trafen so in diesem Loskauf vom Lehns¬ 
dienst durch Zahlung einer bestimmten Geldsumme zusammen. 

Die Getreidepolitik dieser Epoche kannte nur den Grundsatz der Brod- 
versorgung im eigenen Lande. Die Getreideausfuhr war prinzipiell verboten 
und wurde nur in außerordentlichen Fällen bei Hungersnot nach den Ländern 
eines befreundeten Fürsten gestattet. Selbst von Grafschaft zu Grafschaft war 
der Getreideverkehr gehemmt, was übrigens bei den außerordentlich schlech¬ 
ten Wegeverhältnissen nur wenig empfunden wurde. Die Bewegung der Brot¬ 
preise war seit 1266 durch eine Brottaxe in der Weise an den Getreidepreis 
gebunden, daß den Bäckern nur ein Zuschlag von 13 % zum Getreidepreis 
gestattet wurde, welche Bestimmung bis 1758 in Kraft geblieben ist. Die Geld¬ 
verhältnisse wurden 1190 durch Richard I. (Löwenherz) geordnet, als Eng¬ 
land begann, in die europäische Kreuzzugsbewegung einzutreten, und zwar 
durch Einführung der karolingischen Münzordnung. Das Pfund Silber gab 
20 s. gleich 240 Pf. Aus Deutschland bezogene Münzmeister haben diese Silber- 
ömünzen in deutscher Reinheit geprägt, für welche sich das Wort Easterling, 
das ist Ostländer, — Münzen, welche durch die Hanse vom Osten gekommen 
sind — gebildet hat. Sterling-Silber und Pfund Sterling, eine Goldmünze, wel¬ 
che den Wert von 20 Schillingen hat, sind bekanntlich heute noch in England 
gebräuchliche Ausdrücke. 

Der steigende Luxus am Hofe und die fortwährenden Kriege mit ihren 
wachsenden Ausgaben für die Söldnerheere haben bald bei den englischen 
Königen den Mangel an Geld empfindlicher hervortreten lassen. Die Sätze 
der Geldsteuern wurden daher erhöht, die Umwandlung der Naturallei¬ 
stungen in Geldleistungen allgemein begünstigt. Die Einnahmen aus dem 
Schildgelde erlangten eine besondere finanzielle Bedeutung. In gleichem 
Maße wuchs aber auch die Anteilnahme des Parlaments an den Staatsfi- 
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nanzen. Es kam zur Trennung des Ober- und Unterhauses, zum Ausbau der 
Selbstverwaltung im Lande. 1237 wurde die Verwendungskontrolle für 
die vom König ausgegebenen Staatsgelder eingeführt. Man wollte nicht nur 
mit entscheiden über die Höhe der Geldsummen, welche dem Könige zur 
Verfügung standen, man wollte sich auch vergewissern, für welche Zwecke 
sie Verwendung fanden. Das Jahr 1297 brachte das allgemeine Steuerbewilli¬ 
gungsrecht des Unterhauses, das zunächst selbst die Zölle nur immer auf 
2 Jahre bewilligte. 


§ 120. Diese gewaltige Einschränkung der königlichen Machtvollkom¬ 
menheit mußte die Krone in der Erschliessung neuer selbständiger Geld¬ 
einnahmen erfinderisch machen. Da waren die päpstlichen Kreuzugssteu- 
ern, welche aus dem Volke wie aus dem Klerus große Summen herauszuzie¬ 
hen verstanden. Je eifriger die Könige diese Steuererhebung begünstigten, ö 
desto sicherer durften sie darauf rechnen, vom Papste mit einem höheren Pro¬ 
zentsatz dieser Einnahmen belohnt zu werden. Die engeren persönlichen Bezie¬ 
hungen der englischen Könige zum Papste, als ihrem Lehensherrn, erleichter¬ 
ten noch diese Art von Geldgeschäften. Da waren ferner die päpstlichen Ban¬ 
kiers aus Oberitalien, welche die Erträge der Kreuzugssteuern für die Kurie 
vereinnahmten und auf den Domänen der Krone, des Adels und der Kirche die 
feine englische Wolle kauften. Von diesen reichen Herren konnten die eng¬ 
lischen Könige grosse Geldsummen borgen gegen Verpfändung künftiger Ein¬ 
nahmen, zu Wucherzinsen natürlich. Aber für den Augenblick war dadurch die 
Lage der königlichen Finanzen doch gebessert. Eine Zeit lang konnte man so¬ 
gar die alten Schulden durch neue Schuldaufnahmen zahlen, bis 1339 der erste 
grosse Staatsbankrott unvermeidlich war. Als 1345 Eduard III. seine neuer¬ 
lichen Schuldversprechungen nicht einhielt, wurde das florentiner Bank¬ 
haus Bardi & Peruzzi bankrott. Was kümmerte das den König von England? 
Da waren endlich fremde Warenhändler, deren Aufenthaltsrecht in England 
beschränkt war, deren nach den englischen Märkten einmal zugeführte Wa¬ 
ren nicht mehr exportiert werden durften und die des öfteren gern englisches 
Getreide ausgeführt hätten, wenn das königliche Getreide-Ausfuhr verbot 
nicht hindernd im Wege gestanden wäre. Auch diese Verhältnisse boten dem 
König neue Einnahmequellen ausserhalb des parlamentarischen Bewil¬ 
ligungsrechtes. Eduard I. (1272 - 1307) zögerte nicht, sich dieselben zu er¬ 
schließen. Von 1297 ab wurden gegen entsprechend hohe Zahlungen könig¬ 
liche Lizenzen zur Ausfuhr von Getreide gewährt. Durch die Charta mer- 
catoria wurde die bis dahin beschränkte Bestimmung der Aufenthaltsfrist, 
wie auch das Ausfuhrverbot eingeführter G Waren für die fremden Kauf¬ 
leute aufgehoben und eben diesen fremden Kaufleuten allgemein die könig¬ 
liche Lizenz zur Getreideausfuhr gewährt. Die Gegenleistung der fremden 
Kaufleute bestand in der freiwilligen Zahlung eines höheren Ein- und Aus- 
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fuhrzolles an den König, als gesetzlich gefordert war. Dieser Zollzuschlag 
erreichte bei den damals wichtigsten Ausfuhrartikeln: Wolle und Leder 50 
Proz. des gesetzlichen Zollsatzes. Außerdem fanden sich die fremden Kaufleu¬ 
te bereit, dem König gelegentlich mit grösseren Darlehen auszuhelfen, wel¬ 
che als Vorschüsse auf ihre Zollzahlungen betrachtet und dadurch abgetragen 
wurden. Die drei ersten Eduards (1272 - 1377) haben an dieser Begünstigung 
der fremden Kaufleute festgehalten. Das war der eigentliche Boden, auf dem 
die Geschäfte der deutschen „Hanse" im Stahlhof zu London gegründet 
wurden. 
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§ 121. Namentlich zwei Ereignisse haben in dieser Zeit einen tiefgreifen¬ 
den Einfluß auf die weitere Entwickelungsgeschichte Englands gewonnen: der 
MEHR ALS 100JÄHRIGE KRIEG MIT FRANKREICH (1340 - 1453) Und DER SCHWARZE 
Tod in England (1348/49,1361/62,1368/69 und folgende Jahre). 

Seit Wilhelm dem Eroberer herrschte der König von England auch über 
ein gutes Stück von Frankreich (Normandie). Heinrich II. hatte mehr als 
das halbe Frankreich unter seinem Szepter vereinigt. Unter dem schwachen 
Johann ohne Land ging dann fast alles wieder verloren. Es lag nahe, daß 
tatkräftige englische Könige bei sich bietendem Anlaß auf die alten Tradi¬ 
tionen zurückgreifen würden. Eine solche Gelegenheit bot sich dem ener¬ 
gischen Eduard III., Sohn einer Tochter des französichen Königs Philipps IV. 
Das alte französische Königsgeschlecht der Capetinger hatte 1328 keine 
männlichen Erben mehr. Es folgte deshalb ö das Haus Valois als Nebenlinie 
der Capetinger: Philipp VI. wurde König von Frankreich. Ihm gegenüber erhob 
Eduard III. Ansprüche auf den französischen Thron. So kam es 1340 zur Er¬ 
öffnung des Krieges. Die englischen Söldnerheere, mit Geschützen ausgerüstet, 
siegten glänzend über die veralteten Lehensheere der Valois (bei Crecy 1346, 
bei Maupertuis 1356). Die Engländer machten ungewöhnlich reiche Beute. Die 
großen Geldbeträge, welche zur Auslösung der Mitglieder der ersten Adels¬ 
familien aus englischer Gefangenschaft aufgebracht werden mußten, ließen in 
Frankreich das Geld so rar werden, daß dort der Zinsfuß auf 80 Proz. stieg, die 
kurz vorher vertriebenen Juden ins Land zurückgerufen und mit neuen Privi¬ 
legien ausgestattet wurden. Weil aber jetzt der französische Adel von der ihm 
abhängigen Bauernschaft so viel Geld als möglich auszupressen bemüht war, 
kam zu den Niederlagen der französischen Waffen und zu einem politischen 
Aufstand in Paris auch noch der große französische Bauernaufstand von 1358, 
welcher erst unter Mithilfe der englischen Ritter niedergeworfen wurde. Unter 
solchen Umständen wurde der Friede von Bretigny (1360) geschlossen, durch 
welchen Eduard III., gegen Verzicht auf die französische Krone, Poitou, Guy- 
enne und Gascogne als unabhängigen Besitz erhielt. Aber Karl V. (1364 - 
1380), der Weise, von Frankreich begann von neuem den Krieg mit England 
und zwar nicht mit einem Lehnsheere, sondern mit Söldnern. England war 
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inzwischen (1348/49, 1361/62 und 1368/69) von der Pestseuche heimgesucht 
worden. Dazu kamen Kriege mit den aufständischen Schotten, welche mit 
Frankreich verbündet waren, neue Kämpfe innerhalb der englischen Kö¬ 
nigsfamilie und zwischen den Grossen des Reiches, Streit mit den Päpsten 
in Avignon, die WiCLiF'sche Reformationsbewegung und endlich auch ö 
der grosse englische Bauernaufstand unter Wat Tyler (Walter, dem Zie¬ 
gelbrenner) 1381. Das war etwas viel in kurzer Zeit. 
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Die hinhaltende Kriegführung des französischen Söldnerführers ließ es zu 
keiner entscheidenden Schlacht kommen. Trotzdem das Parlament 1377 die 
allgemeine Wehrsteuer genehmigte, konnten bei der ungünstigen finan¬ 
ziellen Lage der Krone und nach den vorausgegangenen Staatsbankerotten 
Stockungen in den Soldzahlungen des englischen Heeres nicht Ausblei¬ 
ben. So wurden bis 1388 nach und nach die meisten englischen Eroberungen 
wieder mit der französischen Krone vereinigt. 


§ 122. Dann folgte abermals eine Wendung zu Gunsten Englands. Der 
neue französische König Karl VI. (1380 - 1422) verfiel in Wahnsinn. Es bil¬ 
deten sich zwei Parteien unter dem französischen Adel, von denen die Feu¬ 
dalpartei des Herzogs von Burgund sich hinreißen ließ, mit dem König von 
England Beziehungen anzuknüpfen, um mit seiner Hilfe die verhaßten Geg¬ 
ner niederzuschlagen. In England opferte Heinrich V. dem Frieden mit dem 
Volke und mit der Geistlichkeit die Anhänger Wiclifs. Bei Azincourt stand 
1415 abermals den englischen Söldnern ein französisches Feudalheer ge¬ 
genüber. Unter den 10 000 gefangenen Franzosen fielen 8000 Edelleute in die 
Hände der Engländer. Heinrich V. von England wurde als Regent und Nach¬ 
folger auf dem Thron von Frankreich anerkannt. 


Dennoch behielt schließlich die französische Krone den Sieg. Dem muti¬ 
gen Heinrich V. war 1422 Heinrich VI. als ein Knabe von wenig Monaten 
gefolgt, an dem sich bald die Spuren geistiger Umnachtung zeigten. Sofort 
begann wieder der Kampf um Krone und Herrschaft ö innerhalb der engli¬ 
schen Königsfamilie, an dem sich die großen Barone nur zu eifrig beteiligten. 
Das alles mußte lähmend auf die englische Kriegsführung in Frankreich zu¬ 
rückwirken. Dem neuen König von Frankreich aber, Karl VII. (1242 - 61), wel¬ 
cher anfangs nur südlich der Loire Anerkennung gefunden hatte, erstand in der 
„Jungfrau von Orleans" eine Persönlichkeit, welche begeisternd auf das Volk 
und einigend auf die Adelsparteien wirkte. Dazu kam der kluge Kaufmann 
und geschickte Finanzier Jacques Coeur (1493), welcher eine fundamentale 
Neugestaltung des französischen Finanzsystems durchführen half und da¬ 
mit erst die unerlässliche Voraussetzung für ein geordnetes Heerwesen 
schuf. 1453 hatten die Engländer wieder alle französischen Besitzungen 
bis auf Calais verloren. 
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§ 123. Je reicher die Beute war, welche die englischen Heere bei ihren 
Siegen auf französischer Erde gewonnen haben, desto eifriger mußte von den 
Beteiligten nach dem Verluste der französischen Besitzungen die Frage 
nach der Ursache dieses Rückschlages erörtert werden. Sie war in einer Zeit, 
in welcher die königliche Initiative bei Eroberungen im Auslande so viel 
bedeutete, nur zu leicht in dem wahnsinnigen Könige und damit in jener 
Adelsfamilie gefunden, welche einen solchen König dem englischen Thron 
gegeben hatte. Das war die Familie der Lancaster, die Partei der roten Rose, 
einer Nebenlinie des Hauses Plantagenet. Als ihr Konkurrent für den engli¬ 
schen Königsthron trat eine andere Nebenlinie aus dem Hause Plantagenet, 
das Haus York auf, das in seinem Wappen eine weisse Rose führte. Der Adel 
im Lande hatte sich dem einen oder dem anderen dieser beiden Häuser ange¬ 
schlossen. So entbrannte der Rosenkrieg in England, als eine Nachwirkung 
des 100jährigen 6 englisch-französischen Krieges. Bedingungslos herrsch¬ 
te der Grundsatz, daß der siegenden Partei alles gehört. 1471 war die Familie 
der Lancaster bis auf Heinrich Tudor, welcher entkommen ist, ausgerottet. 
Dann hat man 1483 den jungen Thronerben aus dem Hause York mit seinem 
Bruder im Tower erstickt auf Befehl ihres Oheims, Richards III., der wieder 
im Kampf mit Heinrich Tudor fiel, welcher als Heinrich VII. 1585 den Thron 
bestieg und als letzter Sprosse aus dem Hause Lancaster durch Verheira¬ 
tung mit der Erbtochter aus dem Hause York alle Ansprüche beider Häuser 
vereinigte. Unter den Mitgliedern des hohen Adels war durch diesen Krieg der 
roten und weißen Rose gründlich aufgeräumt worden. Von dieser Seite droh¬ 
te dem König von England nun kein Angriff mehr. Um aber selbst den Keim 
eines Rückfalles in die früheren Gewohnheiten zu ersticken, wurde jetzt dem 
Adel bei Todesstrafe verboten, sich ein bewaffnetes Gefolge zu halten. 
Der ganze Staatsverband schien durch diesen 30jährigen Adelskrieg aufgelöst 
zu sein. Das Parlament war zwar formell erhalten geblieben, hatte aber je¬ 
de Widerstandskraft verloren. Die jetzt beginnende Königsreihe aus dem 
Hause Tudor herrschte wieder absolut. Neue Zeiten und neue Konflikte berei¬ 
teten sich vor. Ehe wir jedoch dieselben kennen und verstehen lernen, müssen 
wir hier zurückgreifen auf jene wirtschaftlichen Verschiebungen, welche dem 
schwarzen Tode gefolgt sind. 

§ 124. Nach der Rechtsordnung Wilhelms des Eroberers gab es nur weni¬ 
ge bäuerliche Freisassen. Die große Masse der Bauern und Werkleute stand 
in einem Abhängigkeitsverhältnis zu ihren Grundherren. Das Domesday- 
Book enthielt über die Rechte und Pflichten dieser Volksklasse keinerlei 
Aufzeichnung. Die ö herrschende Rechtsauffassung ging dahin, daß die Bau¬ 
ern und Werkleute „nichs als ihre Knochen ihr Eigen" nennen. Als unfrei¬ 
en Leuten fehlte ihnen das Recht, Eigentum zu erwerben. Die Gewohnheit 
hatte aber bald schon ihre Besitzverhältnisse erblich werden lassen, und der 
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Bedarf des Königs an Geldeinnahmen hatte allgemein die Umwandlung von 
Naturalleistungen und Diensten in Geldleistungen begünstigt. Da zahl¬ 
reiche freie Lohnarbeiter vorhanden waren, konnten die Grundherren für diese 
Geldzahlungen ihrer Bauern Lohnarbeit zur Bewirtschaftung ihres Landes 
anstellen. Tatsächlich waren so die Unfreien, die Bauern und Werkleute, in 
die Position von Erbpächtern eingerückt. 


Da kam das große Sterben von 1348/49 und später. Die starke Abnahme 
der Bevölkerung bedeutete natürlich auch einen entsprechenden Rückgang 
des Angebots auf dem Arbeitsmarkte. Weil die Nachfrage hier zunächst min¬ 
destens die gleiche blieb, stiegen in kurzer Zeit die Löhne um 50 Proz. Die 
Arbeiter hatten natürlich rasch erkannt, daß die Arbeitseinstellung ein vor¬ 
zügliches Mittel sei, um ihre Löhne noch mehr zu erhöhen. Sie machten von 
diesem Mittel einen um so ausgiebigeren Gebrauch, je reichlicher ihnen ein 
ARBEITSLOSER LEBENSUNTERHALT AN DEN ALMOSENPFORTEN DER REICHEN KLÖ¬ 
STER, Kirchen, Stiftungen und Spitäler gewährt wurde. Rechnen wir noch 
die durch die Pest gesteigerte Zuchtlosigkeit des Volkes hinzu, so wird es 
begreiflich, daß unter den besitzenden Klassen sich in dieser Zeit ein starker 
Unmut regte über die unerhörte Arbeitslohnsteigerung, über die herr¬ 
schende Arbeiternot, über das bedenklich sich ausbreitende Bettlerunwe¬ 
sen und über die mangelhafte Organisation der Armenunterstützung, 
welche in der Hand der zu ö reich gewordenen kirchlichen Institute offensicht¬ 
lichen volkswirtschaftlichen Schaden verursachte. So begann denn seit Mitte 
des XVI. Jahrhunderts in England jene Arbeiter- und Armengesetzgebung, 
welche bestrebt war, die Lohnarbeiter in ihrer Heimat zurückzuhalten, sie 
durch strengste Strafen — im Wiederholungsfälle durch die Todesstrafe — 
von der Landstreicherei und der Ernährung auf dem Bettel auszuschlie¬ 
ßen, die Arbeitsfähigen eventuell durch Arbeitshäuser zur Arbeit zu zwin¬ 
gen und durch eine gesetzliche Lohntaxe die Lohnhöhe wieder den vor der 
Pest geltenden Lohnsätzen anzupassen. Die Einführung einer allgemeinen 
Armensteuer in Verbindung mit einem besseren Ausbau der Lokalverwal¬ 
tung konnten als Folge dieser Bestrebungen nicht ausbleiben. 
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§ 125. All diese Veränderungen mußten auf die Lage und Denkweise der 
englischen Bauern zurückwirken. So weit die überlieferten Nachrichten rei¬ 
chen, läßt sich eine willkürliche Erhöhung der ordentlichen Leistungen der 
Bauern durch ihre Grundherren nicht nachweisen. Es wird nur darüber ge¬ 
klagt, daß die Herren bei der geringsten Ungehörigkeit der Bauern har¬ 
te Geldstrafen verhängten. Eine Zeit, in welcher eine solche Steigerung der 
Arbeitslöhne eingetreten war, mußte auch den Wohlstand der bäuerlichen 
Familien erhöhen. Gab es doch überall Gelegenheit für reichlichen Nebenver¬ 
dienst, und hatte es doch der Mangel an disponiblen Arbeitskräften schon so 
weit gebracht, daß nach den Pestjahren selbst den Frohnarbeitern ein reich- 
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licher Imbiss gewährt wurde. Die jetzt eingeführte ungemein strenge und har¬ 
te Arbeiter- und Armen-Gesetzgebung mußte die Bauern zum Nachdenken 
über ihre eigene rechtliche Lage veranlassen. ImDOMESDAY-BooK war nichts 
über ihre Rechte und Pflichten verzeichnet. Nach ö der Auffassung der Juri¬ 
sten waren sie überhaupt fast rechtlos, trotzdem ihre tatsächliche Lage sie 
als gutgestellte Erbpächter erscheinen ließ. Wie leicht konnte die seit der 
einschneidenden Steigerung der Arbeitslöhne ungünstigere Lage der Grund¬ 
herren die Gesetzgebung veranlassen, der herrschenden juristischen Auf¬ 
fassung gesetzgeberischen Ausdruck zu verleihen, um sie in eine schlech¬ 
tere Lage zurückzuzwingen. Zum mindesten drohte die Gefahr, daß ihr tat¬ 
sächliches Erbpachtverhältnis in ein kurzfristiges Zeitpachtverhältnis 
mit wesentlich erhöhtem Pachtschilling verwandelt würde. Zu eben dieser 
Zeit drangen die WiCLiF'schen Ideen von der Freiheit des Christenmenschen ins 
Volk. Die Bauern wollten auch frei sein; noch mehr, sie wollten ihre Freihei¬ 
ten EBENSO DURCH KÖNIGLICHE URKUNDE VERBRIEFT HABEN, wie die GRUNDHER- 
ren und die im Parlament vertretenen Stände. Ihr Erbpachtschilling sollte 
für alle Zeiten auf 4 d per acre also 92 1/2 Pf. pro Hektar, festgesetzt werden. An 
Führern, welche aus ihrer Söldnerzeit sich auf das Kriegshandwerk verstan¬ 
den, fehlte es nicht. So rotteten sich denn 1381 die englischen Bauern in großen 
Scharen bewaffnet zusammen und zogen in musterhafter Ordnung, ohne Plün¬ 
derung — Diebe wurden sofort enthauptet — unter Führung von Wat Ty- 
ler nach London. Der König, welcher diesem Ansturm gegenüber zunächst 
machtlos war, ging scheinbar auf ihre Forderungen ein. Schreiber in großer 
Zahl waren vorgeblich mit der Anfertigung so vieler tausend bäuerlicher Frei¬ 
briefe beschäftigt, bis es dem Könige gelang, eine imponierende Heeresmacht 
zusammenzuziehen. Wat Tyler wurde meuchlings ermordet und das Bauern¬ 
heer mit der ungnädigen königlichen Erklärung heimgeschickt: „Knechte seid 
Ihr und Ihr sollt es bleiben unter weit härterem Joche, als Ihr bisher G 
GETRAGEN HABT." Der EHRLICHE VERSUCH der ENGLISCHEN BAUERN, auch IHRE 
Rechte endlich verbrieft zu erhalten, damit einen bestimmten Raum in der 
englischen Verfassung und einen bestimmten Platz im englischen Parla¬ 
ment einzunehmen, wie das 1440 dem schwedischen Bauernaufstand gelang, 
war zu nichte geworden. Trotzdem hat sich die Lage der Bauern unter dem 
Einfluß der bestehenden Verhältnisse zunächst nicht verschlechtert. Das Un¬ 
heil sollte in anderer Weise über sie hereinbrechen. 


§ 126. Zu Anfang des XIV. Jahrhunderts war in den industriereichen Städ¬ 
ten Flanderns ein erbitterter Kampf zwischen den kapitalistischen 
Geschlechtern und den Zünften ausgebrochen, welcher eine größere Zahl 
von FLÄMISCHEN WEBERN Und TUCHHANDWERKERN ZUR AUSWANDERUNG ge¬ 
zwungen hat. König Eduard III. gewährte ihnen gern Aufnahme in England, 
um künftig die englische Wolle in seinem Lande verarbeitet zu sehen und 
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statt des Rohmaterials künftig das fertige Produkt, Wollstoffe, ausführen zu 
lassen. Die Zolleinnahmen des Königs konnten dadurch nur gewinnen. So 
wurde jetzt die Wollausfuhr in England verboten, die Ausfuhr an wolle¬ 
nen Tüchern begünstigt, so daß sie bald zunahm. Tuchhändler fanden sich 
ein, welche die Verbreitung der Tuchweberei als Hausindustrie begünstigten. 


Mit dieser besseren Verwertung der Wolle im eigenen Lande stiegen die 
Wollpreise. Die Schafzucht wurde im Lande weit rentabler als der Ge¬ 
treidebau. Damit begannen im letzten Viertel des XV. Jahrhunderts jene Ein¬ 
hegungen, welche bis Mitte des XVI. andauernd vermöge der gesteigerten 
Schafhaltung die Bauern verdrängte. Mit Betrug, Gewalt und Bedrückun¬ 
gen aller Art wurden die Bauern aus ihrem Besitz verjagt. Den ö Höhepunkt 
erreichte diese Bewegung unter Eduard VI. (1547 - 1553). In 60 Jahren sol¬ 
len etwa 500 Bauerndörfer vernichtet worden sein. Wenn diese Armen, denen 
man fast nichts gelassen, auf ihrer erzwungenen Wanderung durch die Not 
zum Stehlen verleitet wurden, verfielen sie der Todesstrafe durch den Strang. 
Mehrere amtliche Erhebungen über diese Mißstände und kleine gesetzli¬ 
che Massnahmen änderten fast nichts an diesem Vernichtungsprozess der 
englischen Bauern. Die gewaltsame Unterdrückung der katholischen Re¬ 
ligion trug ein weiteres zur Erregung der bäuerlichen Gemüter bei. So durch¬ 
tobte im Jahre 1549 ein furchtbarer Bauernaufstand das Land, der blutig 
niedergeschlagen wurde. 
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Trotzdem kam in der zweiten Hälfte des XVI. Jahrhunderts diese Bewe¬ 
gung zum Stillstände, weil jetzt der Getreidebau wieder rentabler gewor¬ 
den war. Erst die zweite Periode der Verdrängung der bäuerlichen Besit¬ 
zer von 1760 - 1830 unter dem Einfluß ungewöhnlich hoher Getreidepreise 
hat die heute in England bestehende Herrschaft der kapitalistischen Gross¬ 
betriebe in der Landwirtschaft und der Latifundien in der Grundbesitz¬ 
verteilung zum Abschluss gebracht. 


§ 127. Wie hatte sich inzwischen die englische Getreidepolitik geän¬ 
dert? Die Politik der generellen Getreideausfuhr-Licenz für die fremden 
Kaufleute, welche gegen Ende des XIII. und im XIV. Jahrhundert von den eng¬ 
lischen Königen befolgt wurde, hat schon während der Rosenkriege und noch 
mehr unter Elisabeth (1558 - 1603) einer Politik der Beseitigung der Privile¬ 
gien für fremde Kaufleute und bald einer Begünstigung der englischen Un¬ 
ternehmer weichen müssen. Soviel war aber immerhin bald erreicht worden, 
daß sich die ö See-Grafschaften an den Getreideexport gewöhnt hatten. 

Nach einigen politischen Schwankungen kam 1444 ein Gesetz zu Stande, 
wonach die Getreideausfuhr allgemein freigegeben wurde, so lange der 
Weizenpreis pro Qr. nicht auf 6 s. 8. d. stieg. Bis zu dieser Preisgrenze war 
die Getreideeinfuhr verboten. Stiegen die Preise über diese Normalhöhe, so 


308 


www.vergessene-buecher.de 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 




190 Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 


309 


wurde die Ausfuhr verboten und die Einfuhr frei. Es war die Politik mittler¬ 
er Getreidepreise, welche mit diesem Gesetz eingeschlagen wurde. Das XVI. 
Jahrhundert brachte dann mit seinen steigenden Wollpreisen und seiner fort¬ 
schreitenden Vernichtung des Bauernstandes eine Reihe von Notjahren, 
in welchen unter dem autokratischen Regiment Heinrich VII. und VIII. wie¬ 
der zum generellen Ausfuhrverbot und zur königlichen Ausfuhrlicenz 
zurückgegriffen wurde. Erst Königin Elisabeth knüpfte wieder an die Politik 
des XV. Jahrhunderts an; ein Gesetz von 1562 bestimmte, daß die Getreideaus¬ 
fuhr frei sei, wenn der Preis für Weizen nicht höher als 10 s. pro Qr. (47 Mk. 
pro 1000 Ko.) und wenn das Schiff ein englisches und der Schiffseigentümer 
englischer Untertan sei. Dieser gesetzliche Normalpreis, zu dem die Aus¬ 
fuhr noch frei, die Einfuhr noch verboten war, konnte jedoch den damaligen 
allgemeinen Marktverhältnissen nicht genügen. Schon im Jahre 1593 war die¬ 
ser Preis für die Ausfuhr auf 20 s. (94 Mk. pro 1000 Ko.) 1604 auf 26 s. (122 
Mk. pro 1000 Ko.), 1624 auf 32 s. (150 Mk. pro 1000 Ko.), um Mitte des XVII. 
Jahrhunderts rasch auf 40, (187 t/2 Mk.), 44 (206 Mk.) und 48 s. pro Qr. (225 Mk. 
pro 1000 Ko.) erhöht. Daneben traten wachsende Einfuhrzölle in Kraft, deren 
Höhe 1670 einem Einfuhrverbot gleichkam. Indeß diese Preise und Maßnah¬ 
men gehören bereits dem Zeitalter der engQlischen Reformation an und 
wollen deshalb in diesem Zusammenhang erfaßt und verstanden sein. 

§ 128. Wir haben im § 123 [Siehe Seite 186.] die Gründe kennen gelernt, 
warum trotz der bereits gut ausgebildeten englischen Verfassung mit den 
Tudors wieder der Absolutismus den englischen Thron bestiegen hat. Das 
englische Parlament war zu einem fast willenlosen Werkzeug in der Hand der 
Könige herabgesunken. Es war Sitte geworden, die Zölle für Lebzeiten des 
Souveräns zu genehmigen. So lange also der König die Kunst verstand, mit 
den ihm zur Verfügung stehenden Hilfsmitteln ohne die Bewilligung neuer 
Steuern durch das Parlament auszukommen, konnten die Herren Parlamen¬ 
tarier ruhig zu Hause bleiben. Das ist unter Heinrich VII. (1485 - 1509) am 
besten geglückt. Durch den Abschluß der Rosenkriege waren ihm umfang¬ 
reiche Vermögens-Konfiskationen zugefallen. Die Ausfuhr an Wollwaren, 
welche der Zollkasse gute Erträge lieferte, wuchs immer mehr. Dazu kam die 
Einführung königlicher Monopole auf eine Reihe von Gebrauchsartikeln, 
welche eine finanziell ergiebige Handhabung gestatteten. Der bald erkennbare 
wirtschaftliche Aufschwung ließ die übrigen Steuern regelmässig zur Ab¬ 
lieferung kommen. Unter dem launenhaften und wüsten Despoten Heinrich 
VIII. (1509 - 1547) wurde das finanzielle Gleichgewicht zwischen Einnah¬ 
men und Ausgaben bald gestört durch zwecklose Kriege gegen das Aus¬ 
land, wie durch eine verschwenderische Hofhaltung. Seine Regierung griff 
deshalb zu einer Reihe bedenklicher Finanzkünste, wie Zwangsanleihen 
und so weitgehende Münzverschlechterungen, daß das Pfund Sterling Sil- 
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bermünzen bald statt 20 Mark, nur noch 5 Mark Metallwert hatte. Erst Königin 
Elisabeth hat 1560 dem Handel und Verkehr geordnete Münzverhältnisse 
Ö wieder zurückgegeben. Auch die Konfiskation der Kirchengüter nach der 
von Heinrich VIII. 1533 vollzogenen Trennung der englischen Kirche von 
Rom ist seiner ungünstigen finanziellen Lage sehr zu statten gekommen. Trotz¬ 
dem wäre es unrichtig, die englische Reformation auf solche Ursachen allein 
zurückzuführen. 
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§ 129. Seltsamer Weise wird ziemlich allgemein als Grund der englischen 
Reformation die vom Papst verweigerte Scheidung des Königs Heinrich 
VIII. von seiner ersten Gemahlin angegeben. Aber der eigentliche Inhalt der 
englischen Reformationsbewegung muß doch ein anderer sein, als nur die Lau¬ 
ne eines Despoten. Wäre es nur das gewesen, so hätte es der Despotin Maria 
der Katholischen (1553 - 1558), der Gemahlin eines Königs Philipp II. von 
Spanien, leichter werden müssen, die Gegenreformation durchzuführen. 
Die antikatholische Politik der Elisabeth (1558 - 1603) hätte dann nicht 
so begeisterte Zustimmung im Volke finden können, der wieder die katho¬ 
lische Anschauung unterstützende Karl I. (1625 - 1649) hätte nicht auf dem 
Blutgerüst geendet, die Regierung des wieder katholischen Karl II. (1660 
- 1685) und des ebenfalls katholischen Jakob II. (1685 - 1688) hätte nicht zu 
Lebzeiten des Letzteren damit geendet, daß die weit überwiegende Mehrzahl 
des Volkes den protestantischen Wilhelm, den Oranier, zum König von 
England erhob mit der gesetzlichen Nachfolge des protestantischen Hauses 
Hannover. Eine Bewegung, welche die englische Politik durch mehr als 150 
Jahre auf das tiefste erregte, welche neben anderen ungezählten Blutzeugen 
einem Könige und einer Königin den Kopf, einem anderen englischen Kö¬ 
nige den Thron gekostet hat, mußte nicht über die Laune eines Despoten, ö 
sondern über Lebensinteressen des Volkes zu entscheiden haben. Und so 
war es auch. 


311 


§ 130. Zu Anfang des XVI. Jahrhunderts war die kapitalistische Ent¬ 
wickelung in England so weit gediehen, daß die mehr lokalen stadtwirt¬ 
schaftlichen Kreise sich in das nationale Wirtschaftsgebiet aufzulösen 
begannen. An Stelle der städtischen Wirtschaftspolitik traten landesgesetz¬ 
liche Bestimmungen über Gewerbe und Handel. Die Zünfte wurden durch 
das Anwachsen der Hausindustrie verdrängt. Eine schon ziemlich weitgehen¬ 
de Spezialisierung der Massenproduktion begann. An Stelle der abgeschafften 
Privilegien für fremde Kaufleute traten weitgehende Privilegien der eng¬ 
lischen Kaufleute und der englischen Llotte für den ausländischen Handel. 
1571 wurde die Londoner Börse gegründet und durch ein Pest von sagenhaf¬ 
tem Glanze, woran sich auch die Königin Elisabeth beteiligte, eingeweiht. 
Die Städte hatten sich aus einem Sitz des geldwirtschaftlichen Verkehrs 
in Centren der kapitalistischen Ausbeutung des Volkes und der Völker 
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verwandelt. Hier überall trat die Zunahme der Selbstsucht und des Egois¬ 
mus hervor. Der englische Satirikar Crowley sagte deshalb für diese Zeit sehr 
richtig: 


„Man nennt's eine Stadt, ein Pack wohnt d'rin 
Von Leuten, die gierig nach schnödem Gewinn. 
Beamte und Bürger, Gewinn suchen sie. 

Für's Wohl der Gesamtheit gibt keiner sich Müh'. 
Eine tobende Hölle dünkt es mich. 

Es sorgt keiner für's Ganze, nur jeder für sich." 
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Für diese damit beginnende Ausbreitung der Herrschaft des englisch¬ 
en Kapitalismus war schon die katholische Kirchenlehre ein Hindernis, denn 
nach ihr war das Ausleihen einer Geldsumme gegen Zinsen Wucher. Wer an 
der Börse durch seine Spekulation ö die Preise bald künstlich drückte, bald 
gewaltsam steigerte, um aus diesen Preisdifferenzen arbeitslosen Gewinn 
zu ziehen, verfehlte sich gegen die Lehre vom gerechten Preis, wie gegen die 
kanonische Theorie vom Tausch und war deshalb ein Wucherer. Wucher 
und Wucherer wurden in der katholischen Kirche durch strenge Strafen 
bedroht. Die CALViN'sche Reformationslehre, welche in England Eingang ge¬ 
funden hatte, billigte solche Geschäfte. Ist es da schwer zu begreifen, daß 
die ENGLISCHE, KAPITALISTISCH GEWORDENE GESELLSCHAFT GEGEN die KATHO¬ 
LISCHE Lehre und für das Calvin'sche presbyterianische Bekenntnis sich 
entschieden hat? 
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§ 131. Noch mehr! Das grosse Programm für die kapitalistisch geworde¬ 
ne englische Gesellschaft konnte kein anderes sein als: schärfste Ausbildung 
des Industriestaates und Eroberung der ergiebigsten Kolonien der Erde. 
Die Industrien des katholischen Flandern und des katholischen Frankreich 
namentlich waren damals der englischen Industrie noch weit überlegen. Die 
sogenannten Religionskriege, welche um jene Zeit in den spanischen Nieder¬ 
landen und in Frankreich für den katholischen Glauben geführt wurden, 
trieben eine fortwährend wachsende Zahl von Kapitalisten und industrie¬ 
kundigen Leuten aus diesen Ländern nach England. Die industrielle Ent¬ 
wicklung Englands konnte mithin aus der Fortdauer dieser Religionskrie¬ 
ge nur die reichsten Gewinne ziehen. Der englischen Politik war in diesem 
Falle nur die eine Aufgabe vorgezeichnet: die Gegner der katholischen Par¬ 
tei in Frankreich wie in den spanischen Niederlanden zu unterstützen. Die 
reichsten Kolonien der Welt waren damals im Besitze der katholischen 
Länder Spanien, Portugal und Frankreich, ö Spanien und Portugal besa¬ 
ßen sogar ihre Kolonien auf Grund besonderer päpstlicher Privilegien. Woll¬ 
ten also die Engländer auf kolonialem Gebiet den damals noch ins Fabelhafte 
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übertriebenen Reichtum gewinnen, so mußten sie antipäpstlich sein und die 
FÜHRENDEN KATHOLISCHEN LÄNDER SCHONUNGSLOS BEKÄMPFEN. Daß es dabei 
den englischen Geschäftsleuten nicht nur um das religiöse Bekenntnis zu 
tun war, geht schon aus der Tatsache hervor, daß sie die, ihrem Glauben an- 
gehörigen Holländer der Kolonien und des Handels halber nicht minder 
RÜCKSICHTSLOS BEKÄMPFTEN. 

Der Kapitalismus in England mußte eben ein Feind der Holländer und 
GLEICHZEITIG EIN TODFEIND DER RÖMISCHEN KIRCHE wieDER FÜHRENDEN KATHO¬ 
LISCHEN Länder sein. 


§ 132. Nur die nicht katholischen Regenten Englands konnten jetzt die 
innersten Wirtschaftsbedürfnisse des Volkes verstehen. Die Königin Elisa¬ 
beth hat in diesem Sinne ganz ausgezeichnet regiert. Ihr Berater war der 
Kaufmann Thomas Gresham, welcher lange Zeit als englischer Finanzagent 
in Antwerpen fungierte, als dieser Platz noch der erste Geldmarkt Europas 
war. Elisabeth rief die Auswanderer aus Frankreich und den spanischen 
Niederlanden herbei und England erfreute sich eines besonders starken Zu¬ 
zuges dieser geschickten und kapitalskräftigen Leute, als der Herzog Alba 
sein Schreckensregiment in den Niederlanden begann. Die Erzeugung von Fla¬ 
nell, Arrasgeweben, Manteltuch, Teppichstoffen, Sammet, halbwollenen Stof¬ 
fen und Köperstoffen wurde auf diese Weise nach England übertragen. Ge¬ 
gen Ende des XVI. Jahrhunderts bestand die englische Ausfuhr zu 2 /3 bereits 
aus Wollstoffen. Seit 1564 wurde der Handelskrieg und der privilegierte 
Seeraub gegen Spanien eröffnet. Die Königin 6 selbst war an Drake's See¬ 
räubereien finanziell beteiligt. Nachdem schon 1562 der englische Handel 
mit Negersklaven von Afrika nach Südamerika organisiert, 1584 Virginia 
in Nordamerika entdeckt und und 1585 die ganze nordische Seefischerei an 
der amerikanischen Küste für den englischen Stockfischhandel monopoli¬ 
siert worden war, stieg mit der Vernichtung der spanischen Armada (1588) der 
Mut der englischen Seefahrer ungeheuer. 1595 und 1596 wurde der spanische 
Haupthafenplatz Cadix von den Engländern geplündert, die dort verankerte 
spanische Flotte vernichtet, die spanische Silberflotte geraubt und ei¬ 
ne Reihe von spanischen Kolonien heimgesucht. In den Jahren 1554 - 1600 
wurde an der Londoner Börse die russische, ostseeländische, levantische, 
türkische, marokkanische, guinesische, goanische und zuletzt die OSTINDI¬ 
SCHE Handelskompagnie gegründet, denen königliche Monopolprivilegien 
verliehen wurden, um die ausländischen Märkte leichter erobern zu können. 
Damit die Tätigkeit der Börsengründungen auch im Inlande mehr Raum fin¬ 
de, hat Königin Elisabeth 1601 auf alle königlichen Monopole für einhei¬ 
mische Verbrauchs Artikel verzichtet. Was diese Handelskompagnien jetzt 
bedeuten, zeigt am besten die Geschichte der ostindischen Kompagnie. Aus 
ihren ersten beiden Expeditionen verteilte sie einen Gewinn von 95 Proz. Die 
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nachfolgende Expedition brachte sogar 171 Proz. Ueberschuß. Es erwies sich 
weit rentabler, die indischen Fürsten zu bestechen, als königliche Vertre¬ 
ter in Indien zu unterhalten und Festungen zu bauen, wie das Portugal getan 
hatte. Als im Jahre 1612 die ostindische Kompagnie nur 87 Proz. Gewinn zur 
Verteilung brachte, waren die Aktionäre sehr unzufrieden. 

Ö Der Lord-Protektor Cromwell führte 1651 die Navigationsakte ein, 
welche den Fremden auf ihren eigenen Schiffen nur die Einfuhr eigener Er¬ 
zeugnisse erlaubte und den ganzen übrigen Elandel für englische Schiffe 
reservierte. Namentlich der holländische Zwischenhandel wurde durch diese 
Maßnahme schwer getroffen und damit der Grund für ein ungewöhnlich ra¬ 
sches Aufblühen der englischen Schiffahrt gelegt. Kriege gegen Holland 
und Spanien wurden von ihm glücklich geführt. 

Der Oranier Wilhelm III. richtete seine ganze politische Kunst darauf, der 
Eroberungspolitik Ludwig XIV. in Europa ein Ziel zu setzen und die engli¬ 
schen Eroberungskriege gegen die so wertvollen französischen Kolonial¬ 
besitzungen in Nordamerika wie in Ostindien besser zu organisieren. Unter 
seiner Regierung ist die Bank von England 1694 begründet worden und schon 
im Jahre 1689 kam das berühmte Ausfuhrprämiengesetz zustande, wonach 
bei einem Weizenpreise nicht über 48 s. p. Q. (225 Mk. pro 1000 Ko.) unter der 
Voraussetzung, daß der Schiffseigentümer und mindestens 2/3 der Mann¬ 
schaft englische Untertanen seien, für die Getreideausfuhr eine staatliche 
Prämie von 5 s. p. Q. (23 1/2 Mk. pro 1000 Ko.) gezahlt wurde. Die englische 
Getreideproduktion ist damit in die Reihe der englischen Exportindustrien 
eingetreten. Um der Krone die Zahlung dieser Prämien zu ermöglichen, wurde 
vom Parlament die Einführung der Grundsteuer genehmigt. 

§ 133. Wie haben in dieser Periode die katholischen Regenten Englands 

GEWIRTSCHAFTET? 
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Königin Maria (1553 - 58) befahl den aus Frankreich und Flandern nach 
England eingewanderten Kapitalisten und Gewerbetreibenden, weil ö sie 
nicht katholisch waren, England wieder zu verlassen. 

Karl I. (1625 - 49) wollte in Frankreich die katholische Partei gegen 
die Hugenotten unterstützen, trotzdem er sich fast immer in Geldverlegen¬ 
heiten befand und ihm das Parlament nicht für die Dauer seiner Regierung, 
sondern nur für je ein Jahr die Zölle bewilligte. In der Getreidepolitik griff 
er, nur aus Gründen seiner größeren finanziellen Unabhängigkeit, zurück zum 
generellen Ausfuhrverbot mit königlichen Lizenzen für die Getreideaus¬ 
fuhr. Der englische Handel wurde dadurch entschieden geschädigt. Die den 
Franzosen in Nordamerika von denENGLÄNDERN entrissenen Gebiete gab er 
für eine entsprechende persönliche Geldentschädigung an Ludwig XIII. wie¬ 
der zurück. Um eine neue Einnahme für sich zu erschließen, half er eine neue 
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ostindische Handelskompagnie gründen, welche natürlich das Monopol der 
alten Kompagnie durchbrochen hat. Die ihres Glaubens halber von ihm be¬ 
drückten Puritaner wanderten nach Nordamerika aus und verstärkten so das 
oppositionelle Element in den dortigen englischen Kolonien. Endlich ver¬ 
suchte er, ohne Parlamentsgenehmigung, durch eine Tyrannisierung der Ge¬ 
richte Schiffsgelder zu erheben, welche abermals die englischen Schiffahrts¬ 
und Handels-Interessen empfindlich schädigen mußten. 

Karl II. (1660 - 85) ließ sich durch reiche Jahresgelder, welche ihm Lud¬ 
wig XIV. von Frankreich gewährte, bestimmen, für die katholische Partei 
Stellung zu nehmen und bei den europäischen Raubzügen Ludwig XIV. neu¬ 
tral zu bleiben. Außerdem verschenkte dieser König 1673 an seinen tief 
VERSCHULDETEN SCHWIEGERVATER DIE ENGLISCHE KOLONIE VIRGINIA, Was große 
Aufregung unter den Kolonisten hervor ö rief, welche befürchteten, auf solche 
Weise zu Sklaven gemacht zu werden. 
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Auch Jacob II. (1685 - 88) nahm von Ludwig XIV. reichlich Bestechungs¬ 
gelder an, schloß mit diesem Herrscher ein Bündnis und versuchte, die katho¬ 
lische Religion und den Absolutismus in England wieder einzuführen. Dazu 
machte er 1687 den skandalösen Versuch, eine Reihe von englischen Kolo¬ 
nien an Günstlinge zu verschenken, welche das Land in diesen Kolonien 
als ihr Eigentum beanspruchten und von den Kolonisten plötzlich eine re¬ 
gelmässige Pachtzahlung verlangten, an deren Ertrag der König zu einem 
Fünftel beteiligt war. Abenteuerer der schlimmsten Sorte wurden als Gou¬ 
verneure nach den Kolonien geschickt zur Durchführung dieses königli¬ 
chen Schenkungsaktes. Willkürliche Rechtsprechungen und Erpressun¬ 
gen der schlimmsten Art haben diese Regierungsmaßnahmen ergänzt. 

§ 134. Man wird im Zusammenhänge mit dem Vorausgeschickten die Ener¬ 
gie begreiflich finden, mit welcher die in England massgebenden Gesell¬ 
schaftskreise gegen die Fortdauer einer solchen Politik katholischer Regen¬ 
ten sich gewendet haben. Durch ein ganzes System von Verfassungsbestim¬ 
mungen wurde erreicht, daß der englische König nicht katholisch sein darf 
und „kein Unrecht" mehr „tun kann". Denn jede Rechtshandlung, welche 
der König für seine Person allein vollzieht, ist seitdem rechtsunwirksam. 
Der König bedarf eben der Mitwirkung eines dem Parlamente verantwort¬ 
lichen Beamten, welcher durch das Vertrauen des Parlaments in die Nähe des 
Königs rückt und jederzeit durch einen Majoritätsbeschluss des Parlaments 
wieder aus dieser Vertrauenstellung entfernt werden kann. Nicht mehr 
der König, ö sondern das Parlament regiert durch den König. Das ist die ver¬ 
fassungsmässige Beurteilung dieser Sachlage. Mehr nationalökonomisch 
gesprochen wird man sagen können: der landesfürstliche Absolutismus 
charakterisiert sich als Kapitalismus auf dem Fürstenthrone. Der absolute 


318 


www.vergessene-buecher.de 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 



196 Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 


319 


Fürst hat wie der spekulative Privateigentümer das volle Recht des Nutz¬ 
brauches und des Missbrauches über sein Land, wie über seine Landeskin¬ 
der und deren Vermögen. In dem Maße, als die Gesellschaft wohlhabender, 
selbständiger und einsichtiger wird, gewinnt sie neben der fürstlichen Gewalt 
das Mitbestimmungsrecht über die den Staat fördernde Politik. Zur voll¬ 
ständigen Beseitigung der volkswirtschaftlichen Gefahren des fürstlichen 
Kapitalismus aber kommt es erst durch die parlamentarische Verfassung, 
welche den König aus einem spekulativen Privatunternehmer in den er¬ 
sten Diener des Staates, aus einem Kapitalisten in den ersten Arbeiter der 
Volksgemeinschaft verwandelt. Der englische Verfassungsstaat läßt deshalb 
namentlich 2 Hauptmerkmale erkennen: die klare Ausscheidung zwischen 
MEIN UND DEIN IN DEN AUSGABEN DER STAATSKASSE, Welche in der ZIVILLISTE 
den vereinbarten Arbeitslohn an den König entrichtet und das Selbstbe¬ 
stimmungsrecht des Volkes und der VoIksvertretung über die Richtung der 
politischen Entwickelung. 

Was den englischen Absolutismus betrifft, so muß trotz aller Mißgriffe im 
Einzelnen gesagt werden, daß er die große Aufgabe zu lösen wußte, das engli¬ 
sche Volk zur Selbstregierung zu erziehen, bis der Augenblick kam, in wel¬ 
chem die Verfassung vereinbart wurde, und daß er schon vor diesem Zeit¬ 
punkte die Fundamente für jene Grösse gelegt hatte, welche England heute 
als erster Industriestaat und als grösstes KoloGnialreich genießt. Jedoch 
sind gerade damit höchst bedenkliche Erscheinungen verknüpft. 

Die im XVII. Jahrhundert zu Stande gekommene englische Verfassung 
leidet an den gleichen grossen Mängeln, wie das Domesday-Book: die eng¬ 
lischen Bauern und die englischen Arbeiter sind vergessen worden. Dem 
englischen Bauernaufstand von 1381 war es nicht vergönnt, diese große Lücke 
in der englischen Verfassungsentwickelung auszufüllen. Die englischen Bau¬ 
ern sind fast rechtlos geblieben und zumeist vernichtet worden. Der engli¬ 
sche Getreidebau ging mehr und mehr zurück. England ist hinsichtlich sei¬ 
ner Brotversorgung im wesentlichen auf das Ausland angewiesen. Zum 
Glück für England ist in seinen Kolonien ein neuer Bauernstand erstan¬ 
den. Das Mutterland geht heute bei seinen Kolonien in die Kost. Ob es aber 
gelingen kann, diesen Zustand dauernd zu erhalten, nachdem auch in Austra¬ 
lien, Kanada und Ostindien die industrielle Entwickelung begonnen hat? — 
Die Lohnarbeiter haben in den letzten hundert Jahren nur sehr allmählich 
und erst nach Aufdeckung schreiender Misstände einen öffentlichen Rechts¬ 
schutz gewonnen, dessen Abschluss noch keineswegs erreicht ist. Ob aber 
die damit begonnene Rechtsentwickelung in Folge der numerischen Ueber- 
LEGENHEIT DER ARBEITER IM INDUSTRIESTAATE ZUM HEILE DES GANZEN Schließen 
wird? 
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Heute herrscht in England der gesellschaftliche Kapitalismus. Das 
kommt am deutlichsten in der Heeresverfassung, wie in der Kriegspolitik 
zum Ausdruck. Der Vertrag Wilhelms des Oranier mit der englischen Nation 
von 1689 erklärt Errichtung und Beibehaltung eines stehenden Heeres im Kö¬ 
nigreiche für unzulässig ohne Bewilligung des Parlamentes. Seitdem muß 
dieses Gesetz, auf welchem die gesamte Disziplinargewalt im Heere ein¬ 
zig ruht, jährlich dem Parlament von neuem vorgelegt werden. Der gleiche 
Verfassungsvertrag verweist Großbritanniens aktive Kriegsmacht ausschließ¬ 
lich auf die Söldnerei, wie das seit 1328 Rechtens war. Die Käuflichkeit der 
Offizierstellen wurde erst 1871, gegen den Willen des Oberhauses, im eng¬ 
lischen Heere abgeschafft. Das kapitalistisch denkende englische Volk konn¬ 
te Sich FÜR DEN SCHLECHT BEZAHLTEN SOLDATENDIENST NIE BEGEISTERN. Um SO 
selbstverständlicher wurde die englische Kriegsmacht immer dazu verwen¬ 
det, für die persönlichen Interessen der englischen Unternehmer überall 
dort zu kämpfen, wo auf andere Weise die erstrebten Geschäftsgewinne sich 
nicht erreichen ließen. Seitdem entscheidet in England über Krieg oder Frie¬ 
den? der Profit der herrschenden Gesellschaftsklasse. Die Machtmittel 
DES ENGLISCHEN STAATES sind DEM GESCHÄFTSINTERESSE DER ENGLISCHEN PRI¬ 
VATUNTERNEHMER dienstbar geworden und haben eine Entwicklung hervorge¬ 
rufen, von welcher der große englische Dichter Lord Byron bekanntlich gesagt 
hat: daß England die eine Hälfte der Welt schlachte, die andere prellt. Ob aber 
diese durchaus egoistische Geschäftspolitik den Staat nicht um so rascher 
in ernste Gefahren bringen muß, je allgemeiner inzwischen diese englische 
Geschäftspolitik von anderen Staaten nachgeahmt wird? 
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d. Frankreich. 


§ 135. Das am weitesten nach Westen zwischen dem mittelländischen Mee¬ 
re und dem Atlantischen Ozean vorgeschobene Glied des kontinentalen 
Kerns von ö Europa trägt den Namen Frankreich. Sein gut abgerundetes 
Gebiet hat die Form eines Sechsecks, von dem drei Seiten durch das Meer, 
drei durch andere Länder begrenzt werden. Das Klima ist gemäßigt und gut 
ausgeglichen. Große Stromgebiete durchziehen das ungemein fruchtbare Land 
zumeist in nordwestlicher Richtung. Die höchsten Gebirge bilden im Süden 
und gegen Westen in der südlichen Hälfte die Landesgrenzen. Schon diese 
geographische Lage läßt ein Land erkennen, dessen materielle Grundlage in 
der Landwirtschaft ruht und dessen geschichtliche Entwicklung hauptsäch¬ 
lich durch Einflüsse aus dem Norden (England) und Süden (Mittelmeer), und 
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an dritter Stelle erst durch Beziehungen zu den westlich gelegenen Län¬ 
dern, bedingt sein mußte. 

Als ein selbständiger politischer Körper begann Frankreich erst nach 
Auflösung des Karolingerstaates, mit denKAPETiNGER Königen (987 -1328), 
in die Geschichte einzutreten. Auch in Frankreich bewirkte die unter den Karo¬ 
lingern begonnene lehensstaatliche Entwicklung, daß die Einheit des Rei¬ 
ches in eine Vielheit grosser Vasallenherrschaften, Grafschaften und 
Herzogtümer sich auflöste. Die Herzoge und Grafen von der Normandie, 
von Burgund, von Aquitanien, von Flandern u.s.w. besassen bald grösse¬ 
re Macht als der König, dem nur formelle Vorrechte zur Verfügung stan¬ 
den. Aber gerade diese geringere Macht schützte den König, weil sie die Beute- 
und Eroberungssucht der Mächtigen nicht reizte. Die französische Krone konn¬ 
te durch fast 3 1/2 Jahrhunderte in der Kapetingerfamilie vererbt werden, 
weil das Wahlrecht der Grossen für diese, von ihnen nicht erstrebte, formelle 
Machtstellung bald ausser Uebung kam. Das schwache französische Kö¬ 
nigtum hat die lehensstaatliche Entwicklungsepoche Frankreichs überdau¬ 
ert ö und daraus die Kraft gewonnen, ein völlig neues absolutes Königtum 
und Königreich zu schaffen. Das weit machtvollere deutsche Kaisertum ist in 
den Kämpfen des Lehensstaates zu Grunde gegangen. Die Päpste in Rom ha¬ 
ben die schwachen französischen Könige nie angegriffen. Sie sahen in ihnen 
vielmehr das geeignete Werkzeug, die deutschen Kaiser, auf italienischem 
Boden namentlich, zu bekämpfen, wobei der Ertrag der Kreuzzugssteuern mit 
den Schuldaufnahmen der Kirche die erforderlichen Kriegsmittel lieferte. 
Erst als die französische Krone unter Philipp IV. (1285 bis 1314) durch die Kir¬ 
che reich und mächtig geworden war, hat die Politik der Päpste, welche schon 
der Oberherrschaft über die christlichen Reiche nahekam, die erste grosse Nie¬ 
derlage durch die absolute Staatsgewalt erlitten. Aber, schon dieser Sieg 
der Krone Frankreichs stand in engem Zusammenhang mit jenen eigenartigen 
Einwirkungen, welche sich von der südlichen Seeküste her geltend gemacht 
haben. 
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§ 136. In Südgallien hatte die altrömische Kultur festen Fuss gefaßt. 
Als dann das Römerreich sich auflöste, und bald der Islam den internatio¬ 
nalen Handel mit dem Orient beherrschte, blieb doch der südfranzösischen 
Küste ein ansehnlicher Anteil am Handelsverkehr im Mittelmeere erhalten. 
Nicht nur die römische Kultur und Wirtschaft, auch die römische Städtever¬ 
fassung wußte in Südfrankreich sich durch die Stürme der Völkerwanderung 
hindurch zu retten. Die lehnsstaatliche Auffassung hat hier wenig Eingang ge¬ 
funden. Städte und Menschen blieben frei. Das Grundeigentum war zumeist 
ungebunden und wurde beliebig zerstückelt und veräussert. Der römische 
geldwirtschaftliche Verkehr mit ausgedehnter Handels- und Gewerbetätigkeit 
ist hier nie verloren gegangen. Hier hat ö 1095 die Kreuzzugsbewegung ein- 
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gesetzt, sofort begleitet von klar ausgeprägten Geschäftsinteressen. Und als 
nach den Mißerfolgen der Kreuzzüge die religiöse Begeisterung in eine Kri¬ 
tik der Kreuzzüge umschlug, war das geldwirtschaftlich sehr entwickelte 
Südfrankreich namentlich die Wiege der ersten grossen Ketzerbewegung, 
der Albigenser und Waldenser, denen die Albigenserkreuzzüge den Garaus 
machen sollten. 


An diese südfranzösischen Verhältnisse hat sich die Politik der Ka- 
petingerkönige bald angelehnt. Dem beobachtenden Auge konnte es nicht 
entgehen, daß Gewerbe, Handel und Geldverkehr ebenso sich als Stütze 
für eine einheitliche starke Staatsgewalt eigneten, wie die lehnsstaatlichen 
Verhältnisse einer ausschließlich Landwirtschaft treibenden Bevölkerung dem 
entgegenstanden. Die französische Krone war deshalb früh schon bemüht, die 
Gründung neuer Städte zu begünstigen, bestehende Stadtprivilegien zu er¬ 
weitern, den Geld wirtschaftlichen Verkehr zu fördern und nach dem Vor¬ 
bilde südfranzösischer Städte durch besondere Beamte Recht sprechen, die 
Finanzen verwalten und den Staat in Ordnung halten zu lassen. Die fran¬ 
zösischen Städte gehörten deshalb bald zu den treuesten Anhängern der 
französischen Könige. Mit den Kontingenten seiner Städte führte Phil¬ 
ipp II. August (1180 - 1223) seine glücklichen Kriege in Nordfrankreich und 
Flandern (Schlacht bei Bouvines gegen den deutschen Kaiser Otto IV.). 
Im südlichen Teile von Frankreich machten die Kapetinger-Könige zu ihrem 
bescheidenen Krongut um Paris, Orleans und Sens die ersten wichtigeren 
Gebietserwerbungen mit den Grafschaften Toulouse, Provence und Poitou. 
Und, als im Jahre 1297 der Streit zwischen Philipp IV. und Papst Bonifazius 
VIII. begann, da stand dem franzöösischen Staate schon eine straffere Or¬ 
ganisation mit JURISTISCH GEBILDETEN BESOLDETEN BEAMTEN Und einer VOLKS¬ 
VERTRETUNG zur Verfügung. 

Bevor jedoch die damit angebahnte Umbildung des lehnsstaatlichen Frank¬ 
reichs in ein einheitliches Reich unter der Herrschaft des Absolutismus 
erfolgen konnte, mußte die Entwickelungsgeschichte noch tief störende Ein¬ 
flüsse vom Norden her verarbeiten. 
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§ 137. Kaum 30 Jahre vor dem Beginn der Kreuzzugsbewegung in Süd¬ 
frankreich eroberte einer der großen Vasallen der französischen Krone, Her¬ 
zog Wilhelm von der Normandie, das Königreich England. Einer seiner 
Nachfolger auf dem englischen Throne, Heinrich II. (1154 - 1189), erwarb 
durch Erbschaft und Heirat zu dem englischen Königreiche noch mehr als die 
Hälfte von Frankreich. Einem so übermächtigen Vasallen gegenüber muß¬ 
te die bescheidene Königsmacht in Frankreich doppelt klug und energisch zu 
Werke gehen, um der drohenden Vernichtung zu begegnen. Die Kreuzzugs- 
wirren kamen auch hierin den Kapetingern zu Hilfe. Dem mit bedenklichen 
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Rechtsverletzungen belasteten König Johann von England (1199 - 1216) hat 
Philipp II., August bis 1206 alles Land nördlich der Loire entrissen. Der 
noch verbleibende Besitz der englischen Krone in Frankreich war jedoch groß 
genug, um neue Gefahren hervor zu rufen. 

Nach dem Vertrag zu Verdun (im Jahre 843), durch welchen die drei Söh¬ 
ne Kaiser Ludwigs des Frommen das Reich Karls des Grossen unter sich teil¬ 
ten, gehörte zum westfränkischen Reiche auch die Grafschaft Flandern. 
Und da in den flandrischen Städten früh schon der altberühmte Gewerbe¬ 
fleiß zur Wohlhabenheit kam, sind hier im Norden Frankreichs ähnliche 
mehr fortgeschrittene wirtschaftliche und ö politische Verhältnisse ent¬ 
standen, wie sie in Südfrankreich herrschten. Es lag nahe, daß schon Philipp 
II., August bemüht war, auch hier seinen Einfluß zu steigern. Und als Phil¬ 
ipp IV. von Frankreich nach dem Aufstand der Zünfte in den flandrischen 
Städten gegen die Patrizier von diesen zu Hilfe gerufen wurde, eilte er, die¬ 
ser Einladung zu folgen. Das Resultat seiner Bemühungen entsprach jedoch 
nicht den von ihm gehegten Erwartungen. Das französische Adelsheer wur¬ 
de bei Courtrai im Jahre 1302 von den flandrischen Zünften entscheidend 
geschlagen. Und hier schon begegnete der König von Frankreich den feindli¬ 
chen Interessen der englischen Krone, welche infolge des Absatzes der eng¬ 
lischen Wolle an die flandrischen Weber und Tuchmacher nicht teilnahmslos 
den Veränderungen in Flandern Zusehen konnte, als der Sieg des französi¬ 
schen Heeres über die flandrischen Zünfte bei Cassel im Jahre 1328 die 
Erfolge der Schlacht bei Courtrai wieder aufgehoben hat. Den äusseren An¬ 
lass eines kriegerischen Konfliktes boten noch Erb Ansprüche des englischen 
Königs Eduard III. auf die französische Krone nach dem Aussterben der 
Kapetinger in gerader Linie (im Jahre 1328). So kam es zu dem mehr als 
hundertjährigen Kriege zwischen Frankreich und England (1340 - 1353), 
welcher darüber entscheiden sollte, ob auch Frankreich dem englischen Könige 
gehöre oder nicht. 

§ 138. Wie war Frankreich für diesen Entscheidungskampf gerüstet? 
Die wesentliche Schwächung, welche die Ritterkontingente durch die 
Kreuzzüge erfahren haben, veranlaßten schon zu Anfang des XII. Jahrhun¬ 
derts die französischen Könige, in den Städten Bürgermilizen zu organisie¬ 
ren, welche ebenso wie die Vasallen zum Heeresdienste durch die ö Krone 
aufgerufen wurden. Der ungünstige Verlauf des zweiten Kreuzzuges (1147 - 
1149) unter Ludwig VII. (1137 -1180) hatte das Ansehen der französischen Kro¬ 
ne gemindert. Die Führer der städtischen Milizen wetteiferten jetzt mit dem 
ENTARTETEN LANDADEL IM RAUBRITTER- Und BANDITENTUM. Die aUS den KreUZ- 
zügen zurückströmenden Scharen gesellten sich zu diesen, um vereint das fla¬ 
che Land furchtbar zu verheeren. Trotzdem sollten nach der Auffassung der 
damaligen Regierung diese abenteuernden „mille-diables" nicht ausgerottet 
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werden, weil man ihrer bedurfte, um im Kriegsfälle genügende Streitkräfte 
aufzubringen. ErstPHiLiPP II., August (1180 -1223), begann mit Hilfe des Ver¬ 
eins der Chaperons (nach ihrem Abzeichen, einer weißen Kapuze, so genannt) 
etwa 30 000 dieser organisierten Räuber auf dem Schlachtfelde unschädlich zu 
machen. Trotzdem hatte auch noch der heilige Ludwig (1226 - 1270) gegen 
diese plündernden Kriegsknechte fortwährend zu kämpfen. Als nun im Sep¬ 
tember 1339 der große Kampf gegen die englische Kriegsmacht zum Ausbruch 
kam, stützte sich der französische König wieder hauptsächlich auf sein 
Lehnsheer, das von dem schon mit Artillerie ausgerüsteten englischen 
Söldnerheer bei Crecy (im Jahre 1346), wie bei Maupertuis (im Jahre 1356) 
vernichtend geschlagen wurde. Unter den vielen von den Engländern ge¬ 
machten Kriegsgefangenen war Johann II. der König von Frankreich selbst. Mit 
dem jetzt rasch zum Abschluß kommenden Waffenstillstände sind namentlich 
drei Ereignisse eingetreten. In Paris erhob sich das Volk und verlangte, unter¬ 
stützt von einem Teil des Klerus, Abschaffung der Misswirtschaft von dem 
Thronerben, vor dessen Augen die Räte des Königs ermordet wurden. Auf 
englischer, wie auf französischer Seite wurden die ö Söldlinge zumeist 
entlassen, welche nun in ungeheueren Scharen das Land überschwemmten 
und, in Banden von 10 bis 20 000 Mann zusammengetan, alle Schandta¬ 
ten verübten. Durch planmäßig angelegte großartige Plünderungszüge wur¬ 
de das Landvolk namentlich zur Verzweiflung gebracht. Eine ungewöhn¬ 
lich grosse Zahl französischer Adliger war von den Engländern in ihren 
siegreichen Schlachten gefangen worden. Nach der Sitte der damaligen Zeit 
mußten diese Gefangenen durch Zahlung eines entsprechend hohen Lösegel¬ 
des von Seiten der Verwandten und Freunde befreit werden. Für den gefange¬ 
nen König Johann II. waren 3 Millionen Goldtaler als Lösegeld zu zahlen, das 
erst nach 4 Jahren aufgebracht ward. Das Geld war in Frankreich ungewöhn¬ 
lich knapp geworden. Alle Hilfsmittel wurden für die Befreiung des gefange¬ 
nen Adels angewendet. Die kurz vorher aus dem Lande vertriebenen Juden 
wurden zurückgerufen und mit neuen weitgehenden Privilegien ausgestattet. 
Namentlich den Bauern, welche die Edelleute spottweise „Jacques bon hom- 
me" (den guten Jakob) nannten, weil sie so vieles geduldig ertrugen, wurde 
jetzt der letzte Blutstropfen ausgepresst, um das Lösegeld für die gefan¬ 
genen Vettern zu erschwingen. Das war auch für den Geduldigsten zu viel. 
Hunderttausende von Bauern erhoben sich. Hunderte von Schlössern wurden 
in Schutt gelegt. Tausende von Edelleuten grausam hingemordet. Die entlas¬ 
senen Söldnerhaufen halfen mit. Endlich wurde dieser grosse französische 
Bauernaufstand, Jacquerie genannt, unter entscheidender Mithilfe der eng¬ 
lischen Ritter, im Blute erstickt und Paris wieder beruhigt. Der jetzt geschlos¬ 
sene Friede von Bretigny (im Jahre 1360) verkleinerte Frankreich um ein 
Drittel und ließ das Volk im tiefsten Elend, aus dem ö es anscheinend keine 
Rettung mehr geben sollte. Denn nun kannte der Uebermut der umherziehen- 
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den Söldnerhaufen keine Grenzen mehr. Ein gegen sie aufgebotenes Heer des 
Königs wurde geschlagen. Der Staat mußte schließlich den verrufensten die¬ 
ser Bandenfürer in Sold nehmen, um überhaupt noch Truppen zu haben. 

§ 139. So beklagenswert diese furchtbare Last der Söldnerbanden für das 
Land war, sie bot doch Gelegenheit, endlich mit französischen Söldnern 
gegen die englischen Söldnerheere zu kämpfen. Eine hinhaltende Kriegs¬ 
führung und die Unterstützung der Bevölkerung gegen die englischen Plünde¬ 
rungen führten sogar einen völligen Wechsel in der Kriegssituation herbei, 
nachdem in England die Pest wiederholt furchtbar gewütet, von Lrankreich 
aus unterstützt, Aufstände in Schottland die englische Kriegsmacht zersplit¬ 
terten und NEUE BLUTIGE KÄMPFE INNERHALB DER ENGLISCHEN KÖNIGSFAMILIE, 

Streitigkeiten mit den Päpsten, die Wiclifsche Reformationsbewegung, der 
englische Bauernaufstand unter Wat Tyler und häufig Stockungen in den 
Soldzahlungen an das englische Heer das Uebrige dazu beigetragen hatten. 
Im Jahre 1388 erlosch der Krieg ohne Lriedensschluß, nachdem die Engländer 
nördlich der Loire all ihre Besitzungen bis auf Calais verloren hatten. 
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Mit dem Tode Karls V. (1364 - 1380) hatte jedoch unter seinem kaum 
12jährigen Nachfolger Karl VI. (1380 - 1422), der dem Wahnsinn verfiel, 
das Blatt sich rasch wieder zu Ungunsten Frankreichs gewendet. Die Partei¬ 
en des hohen Adels bekämpften sich in der erbittertsten Weise. Mit dem Aus¬ 
bleiben der Soldzahlungen an das Heer durchzogen wieder die plündernden 
Söldnerhaufen das Land. Die grosse Feudalpartei der Burgunder knüpfte 
sogar direkte Beziehungen zum König ö von England an. Und als der kühne 
Lancaster Heinrich V. im Jahre 1415 vor Azincourt erschien, kämpfte aber¬ 
mals ein französisches Ritterheer gegen die englischen Söldner, um wie 
bei Crecy und Maupertuis eine furchtbare Niederlage zu erleiden. Trotzdem 
zehrten die Adelsfehden, die Plünderungen der entmenschten Söldnerbanden, 
die Pöbelherrschaft in Paris unaufhörlich weiter am Mark des Landes. Im Juni 
1420 zog König Heinrich V. von England in Paris ein als „Erbe und Regent 
DES KÖNIGREICHS FRANKREICH". 


§ 140. Als König und Adel das Kämpfen gegen die Herrschaft der Eng¬ 
länder schon aufgegeben hatten, kam die Rettung aus dem Volke, vertreten 
durch das 17jährige Hirtenmädchen Jeanne d'Arc und den durch Handel 
nach dem Orient reich gewordenen Grosskaufmann Jacques Coeur aus Bour- 
ges. Das Gottvertrauen der „Jungfrau von Orleans" konnte die Begeisterung 
des Volkes zur Vertreibung der Landesfeinde wohl wecken und dadurch im 
Jahre 1429 gewisse Erfolge erzielen, um so mehr, als dem kühnen Heinrich V. 
in England seit dem Jahre 1422 ein Knabe von wenigen Monaten auf dem eng¬ 
lischen Throne gefolgt war, an dem sich bald die Spuren geistiger Umnach¬ 
tung zeigten. Deshalb loderten die Kämpfe innerhalb der englischen Königs- 
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familie um den Thron in alter Heftigkeit auf und die geordnete Bezahlung 
der englischen Truppen blieb aus. Aber den Sold für die FRANZÖSISCHEN 
Truppen aufzubringen, das vermochte eine Jeanne d'Arc nicht. Und, als diese 
Zahlungen ausblieben, durchzogen abermals wilde Kameradien der Söldlin¬ 
ge fortgesetzt das unglückliche Land. Jetzt schien, den Bauern namentlich, das 
Letzte geraubt zu werden. In stummer Verzweifelung flüchteten sie in Wälder 
und Sümpfe, um der bestialischen Behandlung der „Schinder", „Scheerer" 
und „Würger", wie diese ö Banditen sich selbst nannten, zu entgehen. Hier 
konnte nur eine fundamentale Neugestaltung des französischen Finanz¬ 
systems DIE SICHERE WENDUNG ZUM BESSEREN HERBEIFÜHREN. Und diese Arbeit 
leistete der kluge Finanzmann Jacques Coeur. Auf der Reichsversammlung 
zu Orleans im Jahre 1439 wurde folgendes Reformprogramm angenommen: 
Die verzettelten königlichen Domänen sollten zurückerworben werden, 
um aus deren Ertrag den Unterhalt des Königs und seine Hofhaltung zu be¬ 
streiten. Die Salz- und Verkehrssteuern mit den Ausfuhrzöllen sollten zur 
Deckung der Verwaltungskosten dienen. Zur Aufbringung der Kosten für 
die Kriegsmacht wurde die „ Taille" bewilligt, eine Grund- und Personal¬ 
steuer in der festen Höhe von 1 200 000 Frcs., welche durch den königlichen 
Schatzmeister zu erheben war. Adel und Klerus, nicht aber deren Unterta¬ 
nen, blieben von der Taille befreit. Die großen Grundherren mußten für die 
Zukunft auf die Haltung eines bewaffneten Gefolges verzichten. 
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Dieses Programm bedeutete einen wesentlichen Schritt vorwärts auf 
der Entwickelungsbahn zum kapitalistischen Absolutismus. Es bleibt des¬ 
halb begreiflich, daß neue Verschwörungen des Adels einsetzten, die jedoch 
im Sande verliefen und, mit dem hussitischen Aufruhr verglichen, den Namen 
„Praguerie" erhielten. Die im Lande umherziehenden Söldner wurden bald 
nach der Ebene von Chalons dirigiert und hier aus 90 000 Mann die Tüch¬ 
tigsten für ein stehendes Heer ausgelesen, die weitaus größere Masse in klug 
geordneter Weise nach ihrer Heimat zurückgeschickt. Bald folgte die Organi¬ 
sation einer Artillerie. Und nun brachte Sieg auf Sieg die englischen Besit¬ 
zungen in Frankreich an die französische Krone, so daß England im Jahre 
1453 in ganz Frankreich nur noch den Landungsplatz ö Calais besaß. Frank¬ 
reich war dauernd von der englischen Herrschaft befreit und die französischen 
Könige hatten einen sehr bedeutenden Machtzuwachs an Ländergebiet, 
wie an geordneten Finanz- und Kriegsmachtverhältnissen gewonnen. 


331 


§ 141. Der nun folgende König Ludwig XI. (1461 -1483) war die best geeig¬ 
nete Persönlichkeit, um dem kapitalistischen Absolutismus mit allen poli¬ 
tischen Künsten eines orientalischen Herrschers zum Siege zu verhelfen. 
Die französische Krone war immer noch von mächtigen Vasallen umgeben, de¬ 
ren Raubbegierde dem Könige gefährlich werden konnte. Ludwig XI. hat unter 
ihnen mit Gift und Dolch und politischen Intriguen aller Art wie ein furchtbarer 
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Würgeengel aufgeräumt. Die Herzoge und Grafen haben die ihnen drohende 
Gefahr bald erkannt und sich deshalb im Jahre 1465 zur Liga des öffentlichen 
Wohles (ligue du bien public) gegen den König zusammengeschlossen, der 
sich nach einer Niederlage zunächst zu einem demütigenden Frieden mit 
dem hohen Adel verstehen mußte. Aber das alles hinderte ihn nicht, seines 
Amtes als Würgeengel unter den Landesfürsten zu walten. Da war der fast 
übermächtige Karl der Kühne von Burgund, welcher zunächst die Picardie 
bedrohte. Ludwig XI. errichtete im Jahre 1470 ein militärisches Uebungslager 
in der Normandie, um hier sein stehendes Heer unter seiner persönlichen 
Beaufsichtigung, den Scharfrichter stets an seiner Seite, mit äußerster Genau¬ 
igkeit für die Aufgaben einer Besatzung in der Picardie einzuüben. Im Januar 
1474 zogen 16 geldbeladene Maulesel in Bern ein. Es war die Morgengabe 
Ludwig XI. an die Schweizer Tapferkeit, an welcher die Burgundische Macht 
und der Burgunder Herzog in den Schlachten bei Grandson, Murten (1476) 
und Nancy (im Jahre 1477) zerschellen sollte, ö Von da ab bezog die Kro¬ 
ne Frankreichs bald solche Massen schweizer Söldner, daß nach der Aeuße- 
rung eines Chronisten „eidgenössisches Fleisch billiger wurde als Kälber¬ 
nes". Gestützt auf diese Macht, zogen Ludwig XI. und sein Nachfolger Karl 
VIII. (1483 - 1498) ALLE NOCH SELBSTÄNDIGEN GRAFSCHAFTEN UND HERZOGTÜ¬ 
MER EIN, SO daß DER ABSOLUTEN HERRSCHAFT DER KRONE jetzt Schon FRANKREICH 
IN SEINER NATÜRLICHEN AUSDEHNUNG BIS ZU DEN MEEREN, den PYRENÄEN und 
Alpen unterstellt war. Nur im Nordosten blieb die Grenze noch schwan¬ 
kend. Hier ist die Politik der französischen Könige zum ersten Male in das 
Gehege der Habsburger Weltmachtspolitik gekommen. Die von da ab da¬ 
tierenden Rivalitätskriege beider Mächte wurden vielfach durch jene französi¬ 
schen 30jährigen Bürgerkriege begleitet (vom Jahre 1562 -1598), welche den 
Namen „Hugenottenkriege" tragen und mit der Reformationsbewegung 
des XVI. Jahrhunderts in Verbindung stehen. Der Gang der französischen Ge¬ 
schichte ist dadurch ein komplizierterer geworden. Unsere Darstellung wird 
zweckmäßigerweise die Hugenottenkriege besonders behandeln. 

§ 142. Das lutherische Glaubensbekenntnis mit seiner grundsätzlichen 
Anerkennung der jeweiligen Staatsgewalt hat in Frankreich nur wenig und 
überwiegend nur in den unteren Volksklassen Anhänger gefunden. Erst die 
Calvinsche Lehre, wie sie von der reformierten Republik Genf aus verbrei¬ 
tet wurde, hat in Südfrankreich, der alten Geburtsstätte der Waldenser und 
Albingenser, gezündet. Dieses reformierte Glaubensbekenntnis enthielt zu¬ 
gleich ein politisches Programm. Wie die Monarchomachen (Monarchen- 
bekämpfer), so verkündete auch Calvin den Grundsatz der Volkssouve¬ 
ränität. Jedem Mißbrauch der Herrscher ögewalt gegenüber sei zum min¬ 
desten das Recht des bewaffneten Widerstandes durch das Volk zulässig. 
Dem Grundsatz der Volkssouveränität entsprach das Prinzip der Freiheit und 
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Gleichheit der Menschen und die Notwendigkeit einer Beseitigung aller 
BESTEHENDEN FEUDALEN UNFREIHEITEN. Für SÜDFRANKREICH, WO die lehens- 
staatliche Auffassung nur wenig Eingang gefunden hatte, waren das keine 
utopischen Sätze. Die Südfranzosen waren zumeist freie Leute mit kommu¬ 
naler Verfassung in den Städten von Alters her. Was sie bedrückte, das war die 
RÜCKSICHTSLOSE GEWALT DES ABSOLUTISMUS DER FRANZÖSISCHEN KRONE, wel¬ 
che die früher landesherrlichen Fürsten in den verschiedenen Gegenden 
Frankreichs schonungslos entthront hatte und die letzten Rechte einer 
Selbstverwaltung des Volkes zu vernichten bemüht war. Das Evangeli¬ 
um in der Calvinschen Interpretation bedeutete also hier Beseitigung der 
bestehenden politischen Missstände. Nicht nur der Handwerker mit den 
wohlhabenden Bürgern in den Städten, insbesondere auch der hohe Adel, 
der so viel mit den französischen Königen wegen Vergewaltigung seiner hi¬ 
storischen Rechte zu kämpfen hatte, wurden begeisterte Anhänger der 
Calvinschen Lehre. Zu den Führern der neuen Religionsbewegung zählten: 
die drei Brüder Coligny, Anton von Bourbon, Prinz Ludwig von Conde, 
Heinrich von Navarra, Herzog von Rohan, Prinz Soubise u.a. Ihr Name 
„Hugenotten" leitet sich von „Ignots", „Iguenots" (etwa Eidgenossen) ab, wie 
sich zeitweilig die Opposition in Genf benannt hat. 

Anders lagen auch diesmal die Verhältnisse in Nordfrankreich. Hier war 
fast alles Land noch mit feudalen Diensten und Reichnissen belastet. Wie 
hätte man sich einem Religionsbekenntnis anschließen können, das ö diese 
Volkslasten als ungerecht verwarf? Hier war seit dem hundertjährigen Kriege 
der nationale Gegensatz zwischen Frankreich und England noch beson¬ 
ders lebhaft in Erinnerung geblieben. England war seit der Königin Elisabeth 
(1558 - 1603) Zufluchtsort auch für das reformierte Bekenntnis. Also konn¬ 
te Nordfrankreich nicht der gleichen Religionsgemeinschaft angehören. In 
der ersten Hälfte des XIV. Jahrhunderts wurden, in Flandern namentlich, hef¬ 
tige Kämpfe zwischen den Geschlechtern und den Zünften ausgefochten. Die 
Geschlechter waren katholisch, die Zünfte und Wollweber Ketzer. Jahrzehn¬ 
te lang haben die flandrischen Geschlechter in der benachbarten Picardie 
Zuflucht suchen müssen und hier die Saat der prinzipiellen Abneigung ge¬ 
gen ketzerische Volksbeglückungen ausgestreut. So wurde die Picardie jetzt 
der Hauptsitz leidenschaftlicher Bekämpfung der Hugenottenbewegung. 
Da aber schon vorher im französischen Adel zwei Parteien sich gebildet hat¬ 
ten, deren Führer auf der einen Seite ein Bourbon, auf der Gegenseite ein 
Guise war, und nun der Bourbon als ein Führer der Hugenottenpartei an¬ 
gehörte, wurde natürlich der Guise, welcher bald selbst nach der französischen 
Königskrone strebte, Führer der katholischen Kriegspartei gegen die Hu¬ 
genotten. 
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§ 143. Die lange Dauer der Hugenottenkriege (1562 - 1598) hat beide Par¬ 
teien Hilfe im Auslande suchen und finden lassen. Die Hugenotten wur¬ 
den aus Deutschland und von England, die Partei Guise, welche sich erst 
später (im Jahre 1576) als heilige Liga konstituierte, von Spanien nament¬ 
lich unterstützt. Zur Feier der Pariser Bluthochzeit (1572) sind gegen 30 000 
Hugenotten in Frankreich ermordet worden. Zwei Könige von Frankreich: 
Heinrich III. (+ 1589) und ö Heinrich IV. (+ 1610) mußten ihre Zuneigung 
zur Hugenottenpartei mit dem Tode durch Mörderhand büssen. Im Jah¬ 
re 1573 kämpfte eine katholische Adelspartei unter Führung des Herzogs 
von Alen^on mit den Hugenotten gegen die Partei Guise. Im Jahre 1588 er¬ 
klärten sich die französischen Reichsstände gegen die katholische Liga 
für den Hugenottenkönig. Der so leidenschaftlich geführte Bürgerkrieg schlug 
dem Volkswohlstände tiefe Wunden. Die französischen Staatsschulden sind 
von 40 Millionen im Jahre 1559 auf 300 Millionen Frcs. im Jahre 1598 ange¬ 
wachsen, trotzdem inzwischen der Staat viermal Bankrott gemacht hatte. 
Die erste Geld-Börse Frankreichs, Lyon, ist durch diese Wirren vernich¬ 
tet worden und die Hauptstadt Paris ging im Jahre 1588, nach der vierten 
Einstellung der Zahlungen an die Staatsrentenempfänger, aus Opposition 
gegen den König, welcher sich den Hugenotten zuneigte, zur Partei der Li¬ 
ga über. So kam denn nach Erschöpfung der Hilfsmittel auf beiden Seiten 
im Jahre 1598 das „Edikt von Nantes" zustande, welches den Reformierten 
die bürgerlichen Rechte zuerkennt, aber nur dem hohen Adel vollständig, 
den Bürgern nur für eine bestimmte Anzahl von Städten und Flecken, freie 
Religionsübung gewährte. Als Garantie für diese Zusage wurde den Huge¬ 
notten gestattet, eine bewaffnete organisierte Partei im Staat zu bleiben und 
gewisse Sicherheitsplätze, wie vor allem die Festung La Rochelle an der at¬ 
lantischen Seeküste, besetzt zu halten. 
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Einen dauernden Frieden konnte dieses Edikt von Nantes nicht her¬ 
beiführen. Die Waffen der Hugenotten wurden schon im Jahre 1625 zu einem 
neuen Adelsaufstande gegen den König benützt, weshalb der leitende Mi¬ 
nister Frankreichs, Kardinal Richelieu befahl, ö alle Befestigungen der Hu¬ 
genotten im Inlande niederzulegen. La Rochelle wurde im Jahre 1628 von 
ihm erobert und seine Verteidigungswerke zerstört. Alle übrigen Punkte des 
Edikts von Nantes aber im Jahre 1629 auch durch Kardinal Richelieu bestä¬ 
tigt, sodaß von da ab die Hugenotten nicht mehr eine bewaffnete politische 
Partei, wohl aber eine staatlich geduldete Sekte sind. Auch der Nachfol¬ 
ger des Kardinals Richelieu, der Kardinal Mazarin, hat an dieser Politik 
der Toleranz den Hugenotten gegenüber festgehalten. Die französischen 
Adelsaufstände gegen die wachsende unheilvolle Macht des königlichen Ab¬ 
solutismus dauerten an und wiederholten sich in den Jahren 1630, 1641, 1643 
und endlich 1648 in der „Fronde". Unter dem Selbstherrscher Ludwig XIV., 
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welcher im Alter von fünf Jahren 1643 den französischen Thron bestieg, und 
von 1661 - 1715 ohne leitenden Minister selbständig regierte, wagte der fran¬ 
zösische Adel keine oppositionelle Bewegung mehr. Wohl aber begann un¬ 
ter dem Einfluß frömmelnder Maitressen seit dem Jahre 1675 von Neuem die 
Verfolgung der Hugenotten. Im Jahre 1685 wurde das Edikt von Nantes 
wieder aufgehoben. Die wenig über 20 Millionen Einwohner zählende Bevöl¬ 
kerung Frankreichs verlor dadurch weit über 1 Million ihrer intelligente¬ 
sten und wohlhabendsten Leute. Aber die politischen Ideen Calvins waren 
damit nicht ausgerottet. Sie kamen vielmehr auf dem Umwege der Beteili¬ 
gung Frankreichs an dem nordamerikanischen Freiheitskriege (von 1775 - 
1783) und der Philosophie des XVIII. Jahrhunderts, welche in Montesquieu, 
Voltaire und Jean Jacques Rousseau abermals aus Calvin'schen Quellen 
schöpft, wieder und haben im Jahre 1789 in der grossen Revolution mit dem 
französischen Absolutismus und seinen „unQverletzlichen" Feudalrech¬ 
ten blutige, radikale Abrechnung gehalten. 

§ 144. Der französische Absolutismus, wie er, von Philipp IV., und Ludwig 
XI. namentlich begründet, von Ludwig XIV. zur systematischen Durchbil¬ 
dung gebracht wurde, folgte in solchem Maße den Spuren des orientalischen 
Absolutismus, daß schließlich selbst der Harem nicht fehlen durfte. Die sitt¬ 
liche Vertiefung der Auffassung des Königstums, wie sie durch eine ver¬ 
ständnisvollere Aufnahme der Hugenottenbewegung möglich gewesen 
wäre, sollte verhindert werden durch die persönlichen Gegensätze zwischen 
den Bourbons und den Guisen und durch einen formalreligiösen Fanatis¬ 
mus, der in einem vielhundertjährigen haßerfüllten Kampfe gegen den Islam 
auf spanischem Boden geboren wurde, den aber besonnene katholische Kir¬ 
chenfürsten, wie die Kardinäle Richelieu und Mazarin, niemals geteilt ha¬ 
ben. Was unter solchen Umständen schließlich als eigentlicher Inhalt des 
französischen Absolutismus übrig blieb, das war der nackte, kalte Egois¬ 
mus der Herrschsucht und der Genusssucht. Ludwig XI. wollte allein über 
ganz Frankreich regieren, deshalb hat er die einzelnen Landesherren mit Gift, 
Richtschwert und politischen Intriguen beseitigt. Als die königliche Herrsch¬ 
sucht diesen Teil des Programms erfüllt sah, begannen die Eroberungen im 
Auslande: in Italien, an der niederländischen Grenze, gegen Deutschland. 
Soweit es sich hier um die drohende Habsburger Welt-Herrschaft gehan¬ 
delt hat, kann diesen Kriegen eine gewisse welthistorische Berechtigung 
nicht abgesprochen werden, wenn es auch immer eine seltsame Erscheinung 
bleiben wird, daß die „allerchristlichsten Könige" in diesen Zeiten mit 
dem „Erbfeind ö der Christenheit", den türkischen Herrschern, ein lang¬ 
dauerndes Bündnis gegen christliche Reiche abgeschlossen haben. Als aber 
mit dem Ende des 30jährigen Krieges in Deutschland (1648) die Habsburger 
Eroberungsgewalt erschöpft war, wurden die darüber hinausgehenden fran- 
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zösischen Eroberungskriege zu einer europäischen Gefahr, gegen welche 
sich im Jahre 1689 die übrigen europäischen Staaten in der Wiener Alli¬ 
anz zusammengeschlossen haben. Das Ende auch dieser französischen Welt¬ 
herrschaftspläne konnte nur eine völlige Erschöpfung des französischen 
Volkswohlstandes und damit eine Vernichtung des französischen Abso¬ 
lutismus in der einen oder anderen Form sein. 
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§ 145. Dieser masslosen Herrsch- und Ruhmsucht der Könige mußte 
natürlich der Glanz der Hofhaltung entsprechen. Um aber neben dieser fre¬ 
velhaften Verschwendung der Hofhaltung die Eroberungspolitik beibehalten 
zu können, war ein absolut ergebenes grosses stehendes Heer, das durch den 
Henker und durch reichliche Soldzahlungen dem Könige in Treue erhalten 
blieb, eine Notwendigkeit. Die Riesensummen für Hofhaltung, stehende Hee¬ 
re und Eroberungskriege zahlte nicht der König. Die glückseligen Unter¬ 
tanen mußten dafür aufkommen. Doch auch hier ist wieder eine besondere 
Unterscheidung notwendig. 

Der König brauchte zur Hofhaltung eine Hofgesellschaft, welche die 
mit fabelhaftem Glanze ausgestatteten Hoffeste feiern half. Das kostete den 
Beteiligten natürlich abermals viel Geld. Um diesen die Aufbringung der erfor¬ 
derlichen Geldmittel zu ermöglichen, wurden von Rechts wegen zwei Einrich¬ 
tungen vorgesehen: einmal wurde diesen Kreisen die Steuerfreiheit bewilligt 
Ö und dann hat man all ihre früheren landesherrlichen Rechte ihren 
Untertanen gegenüber bestehen lassen. Nur nach oben, der Königskro¬ 
ne gegenüber, wurde mit den einzelnen landesfürstlichen Gewalten auf¬ 
geräumt. Nach unten, dem Volke gegenüber, blieben die landesfürstlichen 
Rechte in Steuersachen usw. bestehen. Das französische Volk teilte sich also 
nicht nur in zwei Klassen: in eine steuerpflichtige und in eine steuerfreie 
Bevölkerung, das französische Volk erhielt auch mit dem Siege des Absolutis¬ 
mus zwei Steuerherren statt einen, nämlich den König und die früher lan¬ 
desherrlichen Herzoge und Grafen. All jene feudalen Abgaben der Bau¬ 
ern, wie namentlich die Grundzinsen, Besitzwechselgebühren, Rückkaufs¬ 
rechte, Jagd- und Taubenrechte, Wein-, Mühlen- und Backofenbannrech¬ 
te, Brücken- und Wegezölle, Geldbussen an die gutsherrlichen Gerich¬ 
te, Zehnten, Frohnden u.s.w. wurden, trotz der Aufsaugung der verschiede¬ 
nen Herzogtümer und Grafschaften durch die Königskrone, zu Gunsten der 
als Landesherren depossedierten Grafen und Herzoge beibehalten und die 
Staatssteuern des Königs dem noch hinzugefügt. Der Glanz der Hofhal¬ 
tung war an der „Heiligkeit" und „Unverletzlichkeit" dieser Feudalrech¬ 
te indirekt interessiert. Trotzdem verarmte der Adel rasch an dem so ver¬ 
schwenderischen Hofe und mußte vielfach seine Privatbesitzungen an Bau¬ 
ern zerstückeln oder an Bürger verkaufen. Soweit es dem Könige beliebte, 
wirkte er diesem Verarmungsprozeß des Hofadels durch reiche Pensionen 
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und Gnadengeschenke entgegen. Selbst der Klerus wurde nach den Bedürf¬ 
nissen der Hofhaltung organisiert. Einer kleinen Zahl überreicher, am 
Hofe verkehrender Prälaten standen 65 - 75 000 jämmerlich besoldete Pfar¬ 
rer ö gegenüber, welche mit dem Volke hungern mussten und von ihren 
Bischöfen verjagt, verbannt, versetzt werden konnten, wie es denselben belieb¬ 
te. 


340 


§ 146. Die Besteuerungsgrundsätze des königlichen Absolutismus be¬ 
schränkten sich nicht etwa auf die Aneignung des volkswirtschaftlichen 
Produktivitätszuwachses, sie griffen auch nicht nur bis zu jener Grenze 
moderner kapitalistischer Aneignung zu, welche durch die Tragfähigkeit 
des Volkes bezeichnet wird. Der französische Absolutismus folgte den Spuren 
DES SCHLECHTEN ORIENTALISCHEN DESPOTISMUS, welcher die HENNE SCHLACH¬ 
TETE, die die goldenen Eier legte. Der steuermässige Anspruch des abso¬ 
luten Königs in Frankreich ist unbeschränkt. Er geht auf das gesamte Ver¬ 
mögen Und DEN GESAMTEN ARBEITSERTRAG SEINER UNTERTANEN. LUDWIG XIV. 
schrieb in seiner Instruktion für den Dauphin: „Alles, was sich im Umfange 
unserer Staaten befindet, gehört uns. Sie sollen davon überzeugt sein, daß 
die Könige von Natur das volle und freie Verfügungsrecht über alle Gü¬ 
ter haben, die im Besitz des Klerus und der Laien sind, um von denselben zu 
jeder Zeit nach dem allgemeinen Bedürfnis ihres Staates Gebrauch zu ma¬ 
chen." Nicht nur die Güter, auch die Menschen blieben nicht verschont. Mit 
furchtbarer Willkür wurden unter Ludwig XIV. die Werbungen für die Ar¬ 
mee durchgeführt, als der Menschenbedarf für die vielen Kriege immer größer 
wurde und das Heer von 180 000 Mann im Jahre 1672 rasch auf 400 000 Mann 
erhöht wurde. Einer Laune des Herrschers halber mußten über 1 Million Hu¬ 
genotten aus dem Lande flüchten. Die Bevölkerung Frankreichs ging von 23 
Mill. im Jahre 1685 auf 19 1/2 Mill. zu Anfang des XVIII. Jahrhunderts zurück. 
Der Ausspruch Ludwig XIV.: „Der Staat bin ich" ist zwar ebenösowenig ver¬ 
bürgt, wie der Ausspruch Ludwig XVI.: „Nach uns die Sündflut". Aber ein 
Erlass Ludwig's XVI. trägt allerdings die Begründung: „car tel est notre 
plaisir!" — weil das uns Vergnügen macht! Etwas anderes als das persönli¬ 
che Vergnügen der Herrscher scheint der französische Absolutismus unter 
dem massgebenden „allgemeinen Bedürfnis des Staates" bei seiner unbe¬ 
schränkten Verfügung über Güter und Menschen innerhalb der Grenzen seines 
Reiches nicht verstanden zu haben. Einem solchen Absolutismus mußte von 
Anfang an das Todesurteil gesprochen sein. 
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§ 147. Entwicklungsgeschichtlich bieten folgende Daten aus der Po¬ 
litik des französischen Absolutismus ein besonderes Interesse: 


Schon Ludwig XI. hatte erkannt, welche Vorteile der König aus einem grö¬ 
sseren Geldvorrat im Lande ziehen könne. Da die alten Börsenplätze der 
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Champagne ihre Bedeutung verloren hatten und nach Antwerpen die Genfer 
Börse mehr und mehr geschäftlichen Einfluß gewann, wurde — zur tunlich¬ 
sten Verhütung der Geldausfuhr aus Frankreich — 1463 der Besuch der Genfer 
Messen den französischen Kaufleuten verboten und dafür Lyon mit dem Pri¬ 
vileg der Steuerfreiheit für fremde Kaufleute, mit dem strengen Wech¬ 
selrecht u.s.w. ausgestattet. Von 1463 - 1562 war Lyon der Hauptwerbe- und 
Sammelplatz für Söldner zu den großen Kriegen Franz I. gegen Kaiser Karl 
V. Im Jahre 1522 hatFRANZ I. hier seine erste verzinsliche Börsenanleihe auf¬ 
genommen. Aber die neue Börsenherrlichkeit dauerte nicht lange. Der franzö¬ 
sische Staatsbankrott vom Jahre 1557 und die Hugenottenkriege (1562 - 
1598) haben die Lyoneser Messen vernichtet. 1575 ist Gras auf dem Börsen¬ 
plätze von Lyon gewachsen. Die notwendigen Anleihen wurden jetzt ö nach 
wie vor als Zwangsanleihen auf die Untertanen repartiert und erhoben. 

Auch die kolonialen Erwerbungen, welche unter Franz I. schon inCANADA 
begonnen hatten, traten unter dem Einfluß der Habsburger- und Hugenotten¬ 
kriege wieder zurück. 

Endlich datiert seit Franz I. die absolutistische Getreidepolitik. Alle 
mittelalterlichen Beschränkungen zu Gunsten der Städteversorgung blie¬ 
ben mit den lokalen Zöllen und Sperren bestehen, aber die Getreide-Ein- 
und Ausfuhr über die Landesgrenze wurde zum königlichen Dominial- 
recht erklärt und nur mit königlicher Erlaubnis und gegen entsprechende 
Zahlung gestattet. Im Jahre 1560 soll Frankreich etwa 100 000 To. Getreide 
nach Spanien und Italien ausgeführt haben. Das hörte zur Zeit der Hun¬ 
gersnöten, welche die Hugenottenkriege begleitet haben, wieder auf. Die 
wohlwollendere Regierung Heinrichs IV. gab die Getreideausfuhr wieder 
frei, welche den Weg nach Spanien und Portugal bevorzugte. Indeß war dieses 
verhältnismäßige Gedeihen der französischen Landwirtschaft nicht von langer 
Dauer. Die Grund- und Personalsteuer (Taille), welche hauptsächlich auf 
den Schultern der Bauern ruhte und im Jahre 1439 zum Unterhalt des Heeres 
als feste Summe von 1 200 000 Frcs. eingeführt worden war, hatte unter dem 
Einfluß des Kriegsbedarfs bis 1589 schon die Höhe von 16 Mill. Frcs. erreicht. 
Unter Heinrich IV. hielt sich diese Steuerleistung auf gleicher Höhe, was den 
Bauern ein Fortkommen ermöglichte. Aber von 1610 ab stieg die Taille rasch 
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Ö dem Todesjahre Ludwigs XIV.! In etwa gleicher Proportion stieg der Er¬ 
trag der Salzsteuer (G abelle). Taille und G abelle haben noch im Jahre 
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1642 vier Fünftel der Einnahmen des französischen Staates geliefert. Hier 
wurde den Bauern als Steuern abgenommen, was zu ergreifen war. Ganze 
Provinzen verödeten. Die Bauern flüchteten nach der Stadt und verkauften ih¬ 
ren Besitz zu Schleuderpreisen. Für 1548, 1586, 1593 - 95, 1630 - 75 werden 
Bauernunruhen, Volksaufstände in Folge des Steuerdruckes und Hungers¬ 
notrevolten berichtet, die von 1675 - 1705 vielfach unter dem Titel „Huge¬ 
nottenverfolgungen" niedergedrückt werden. Wollte also der Absolutismus 
NOCH LÄNGER WIRTSCHAFTEN, SO mußten NEUE WIRTSCHAFTSPOLITISCHE BAHNEN 
betreten werden. Der Mann, welcher hierzu auch neue Ideen mitbrachte, war 
Jean Baptist Colbert, der Leiter des französischen Finanzwesens in den Jah¬ 
ren 1662 -1683. 

§ 148. Von einer eigentlichen Begünstigung der Landwirtschaft kann 
bei Colbert keine Rede sein. Er hat nur einige Ungeheuerlichkeiten in der Land¬ 
wirtschaftspolitik seiner Zeit beseitigt. In jenen Provinzen, in welchen die 
Taille die Bauern von ihren Höfen vertreiben musste, hat Colbert eine Er- 
mässigung dieser Steuer eintreten lassen soweit, daß die Bauern bleiben konn¬ 
ten. Der Ertrag dieser Steuer ist deshalb in den Jahren 1662 - 1680 von 53 auf 35 
Mill. Frcs. zurückgegangen, um nach dem Tode Colberts bis zum Jahre 1715 
rasch auf 66 Millionen wieder anzusteigen. Colbert hat den Steuerbeamten 
verboten, den Bauern das Vieh wegzupfänden, weil dadurch die Fleischver¬ 
sorgung des Landes in Gefahr käme. Weil Frankreich damals häufig im Herbst 
Getreide nach dem Auslande verkaufte, das im Frühjahre zu höheren Preisen 
für die Volksernährung wieder zurückgekauft werden mußte, nahm Colöbert 
eine volkswirtschaftliche Regulierung der Getreide-Ein- und Ausfuhr 
vor und zwar nach Maßgabe der Preisbewegung. Bei billigen Inlandspreisen 
wurde die Ausfuhr freigegeben. Zogen die Getreidepreise etwas an, so kam 
ein proportionaler Ausfuhrzoll in Anwendung, der bei noch höheren Prei¬ 
sen sich in eine Ausfuhrsperre verwandelte. In analoger Weise behandelte Col¬ 
bert die Getreideeinfuhr. Die Wein ausfuhr wurde von ihm begünstigt. Um den 
Hungersnöten besser zu begegnen, machte er durch Entwässerung grössere 
Flächen kulturfähig. Auch hat er einem besseren Ausgleich der Ertrags¬ 
überschüsse und damit der Preise zwischen den verschiedenen Provinzen 
Frankreichs seine Aufmerksamkeit zugewendet. Sein Hauptaugenmerk aber 
war darauf gerichtet, ergiebigere Steuerquellen für den König zu erschlie¬ 
ßen. Was er an den direkten Steuern nachlassen zu müssen glaubte, das hat er 
durch Erhöhung der indirekten Steuern wieder eingebracht. Seine Politik 
war bemüht, möglichst viel Geld im Lande zu haben. Nachdem eine schnel¬ 
le Bereicherung auf der Basis der so sehr ausgeraubten Landwirtschaft un¬ 
möglich geworden war, wurde auf eine Herabsetzung des Zinsfusses hinge¬ 
wirkt, das Land mit einem Netz von Strassen und Kanälen durchzogen und 
so der Verkehr wesentlich erleichtert. Es wurden Eisenarbeiter aus Nürnberg, 
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Glasarbeiter aus Venedig, Strumpfwirker aus England, Tuchfabrikanten 
aus Holland bezogen und im Lande angesiedelt. Colbert kaufte gewerbliche 
Geheimnisse, bessere Maschinen und Werkzeuge, gewährte den tüchtigsten 
jüngeren Arbeitern Prämien. Um den ungünstigen Einfluß einer irrationel¬ 
len Armenpflege auf dem Arbeitsmarkte zu beseitigen, sollten die Klöster 
statt Speise und Trank Wolle und überhaupt Arbeitsmaterial ö als Almosen 
spenden. Die Zahl der Feiertage wurde um 17 vermindert, die Auswanderung 
UNTERSAGT, der VERRAT VON FABRIKATIONSGEHEIMNISSEN Und die GELD AUSFUHR 
bei Todesstrafe verboten. Colbert hat durch Prämien verschiedener Art die 
französische Handelsflotte zu einer höchst ansehnlichen Entwickelung ge¬ 
bracht und durch eine dominierende Kriegsmarine geschützt. Die französi¬ 
schen Kolonialerwerbungen in Nordamerika, Ostafrika und Indien nah¬ 
men jetzt rasch zu. Kurz: die ganze französische Volkswirtschaft hat durch den 
Colbertismus ein anderes Aussehen erhalten. Gegen Ende seiner Verwaltung 
zählte Frankreich 50 000 Webstühle, 64 000 Arbeiter in der Wollweberei, 17 000 
in der Spitzenfabrikation, die Jahresproduktion an Seidenfabrikaten wird auf 
50 Millionen Frcs. angegeben. Frankreich war der bedeutendste industri¬ 
elle Exportstaat und eine der ersten Kolonialmächte Europas geworden. 
Beim Tode Ludwigs XIV. (1715) war der Kolonialbesitz 2 V2 mal grösser als 
Frankreich selbst und auf dem besten Wege, von Mexiko ab den ganzen 
nordamerikanischen Kontinent und in Asien das gewaltige ostindische 
Reich mit der französischen Krone zu verbinden. Es war auch Colbert gelun¬ 
gen, die vorher wieder einmal verzettelten königlichen Domänen zurückzu¬ 
erwerben und die Staatseinnahmen von 84 Mill. Frcs. im Jahre 1662 auf 116 
Mill. Frcs. im Jahre 1683 zu heben. Aber was wollte dieser Einnahmezuwachs 
um 32 Milk Frcs. bedeuten bei der masslosen Verschwendungssucht der kö¬ 
niglichen Hofhaltung und dem ungeheueren Mehrbedarf für Kriegszwe- 
ke unter dem Absolutismus eines Herrschers, der dem Wahne einer Welt¬ 
herrschaft nachjagte? Wie Colbert mit einem teilweisen Staatsbankrott 
(im Jahre 1664) begonnen hatte, so stand bei seinem Ableben (im Jahre ö 
1683) SCHON WIEDER EIN NEUER GRÖSSERER STAATSBANKROTT VOR DER TÜRE. Das 
Danaidenfaß des französischen Absolutismus konnte auch ein Finanzgenie wie 
Colbert nicht füllen. 


§ 149. Als im Jahre 1715 der Eroberer Ludwig XIV. unter den lauten Ver¬ 
wünschungen seines Volkes gestorben war, hatten die Staatsschulden, trotz 
der häufigen Staatsbankrotte, die Höhe von 2412 Mill. Frcs. erreicht, wel¬ 
che die Gesamtsteuereinnahme der Staatskasse von 160 Mill. Frcs. mit 
einer Zinsforderung von 80 Mill. Frcs. belastete. Als dann die einzelnen 
Schuldposten auf ihre Berechtigung geprüft wurden, konnten 200 Mill. von 
den Forderungen der Lieferanten und der Finanzbeamten als unberechtigt 
gestrichen werden. Bei dem herrschenden System bereicherte sich eben ein Je- 
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der, wann und wo er konnte. Die Maitressen der Könige haben der Staatskas¬ 
se ungezählte Millionen gekostet. Der leitende Minister, Kardinal Mazarin, 
hat jährlich der Staatskasse 20 bis 30 Mill. — also etwa den sechsten Teil der 
gesamten Staatseinnahmen — für „geheime Ausgaben" entnommen und sich 
und seine Verwandten ungeheuer bereichert. Eine Staatssteuerverpachtung 
vom Jahre 1718 für 48 1/2 Mill. Frcs. ließ den Privatunternehmern einen jähr¬ 
lichen Gewinn von 15 bis 16 Mill. Frcs. Um diese Zeit schrieb ein Bischof an 
den Minister: „Unser Landvolk lebt in furchtbarem Elend. Es fehlt an Bet¬ 
ten, Möbeln, Gersten- und Elaferbrot. Sie müssen sich das Brot vom Munde 
absparen, um ihre Steuern zahlen zu können. Unsere überfleißigen Bauern 
können nicht Steuern zahlen und zugleich ihr trockenes Brot verdienen." Die 
elegante Hofgesellschaft nannte dieses furchtbare Elend des Landvolkes na¬ 
mentlich „Bon Homme misere" — das Elend der guten Leute. Staatsbankrott, 
MÜNZVERSCHLECHTEÖ RUNGEN, ZWANGS ANLEIHEN, AEMTER- UND PRIVILEGIEN¬ 
VERKAUF gehörten zu den selbstverständlichen Requisiten der absolutistischen 
Staatswirtschaft. Wer kümmerte sich darum, daß die Steuerpächter und die 
Richter, die ihre Aemter gekauft hatten, dem armen Volk doppelt zur Last 
fielen? Seit dem Jahre 1692 nahm die Krone den Städten sieben mal ihre 
Privilegien, um sich dieselben für hohe Summen immer wieder abkaufen zu 
lassen. Auch für einzelne Steuern, wie z.B. für die Salzsteuer, ließ man für 
einzelne Provinzen gegen entsprechende Zahlungen an die Krone fast 
vollständige Ablösungen zu. Die Folge war, daß die Salzsteuer die einzel¬ 
nen Provinzen ganz verschieden, schwankend von 2 bis 62 Frcs. pro Pfund, 
traf! Schmuggel und Unterschleif wurden dadurch geradezu groß gezogen. 
Ließ sich aber ein armer Steuerzahler auf diesem Wege fassen, dann büsste er 
mit dem Galgen. So wollten es die Einnahmeinteressen der Staatskasse. Seit 
Colbert hat man in der Getreidepolitik bei den fast andauernden Hungers¬ 
nöten sich auf das Ausfuhrverbot beschränkt. Aber reichen Spekulanten 
und den Günstlingen des Königs war es immer möglich, Getreide im Inlande 
aufzukaufen und zu exportieren. Erst im Jahre 1774 verzichtete Ludwig XVI. 
AUSDRÜCKLICH AUF DAS RECHT DER KORNAUSFUHR FÜR EIGENE RECHNUNG. 
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§ 150. Unter solchen Umständen mußte jedes Mittel, Geld zu verschaf¬ 
fen, recht sein. Als deshalb der Börsenspekulant Law im Jahre 1716 nach 
Paris kam und den Plan entwickelte: durch Ausgabe von Papiergeld auf der 
Basis des Staatskredits das Volk und die Staatskasse reich zu machen, ging 
die Regierung gerne darauf ein. Schließlich wurde diesem Spekulanten zu ei¬ 
ner Notenbank der gesamte geöschäftliche Ausbau der Kolonien und die 
ganze Finanzverwaltung des französischen Staates übertragen. Der Kö¬ 
nig selbst war mit 100 000 Aktien an dem Unternehmen beteiligt. Der Ak- 
tienKURS stieg bis auf 18 000 Frcs. bei einem Nominalwert der Aktie von nur 
500 Frcs. Die Notenemission dieses Unternehmens stieg bis auf zwei Milliar- 
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den Frcs. Aber schon im Jahre 1720 war das ganze luftige Kartengebäude 
zum bitteren Schaden für weite Kreise der Bevölkerung zusammengebrochen. 
Nur die Gründung der Pariser Börse durch königliches Reglement vom Jahre 
1724 kann dieser Law'schen Spekulation als dauernde Wirkung angerechnet 
werden. 
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§ 151. In dieser Zeit des schlimmsten chronischen Geldmangels lernte 
der Absolutismus zunächst auf Kriegsruhm verzichten. Es wurde Mode, 
eine auswärtige Politik des Friedens zu pflegen. Die Kriegsflotte ließ man 
verfallen. Die Kolonien wurden sich selbst und ihrem Schicksal überlas¬ 
sen und die höheren Offiziersstellen im Landheere als Sinekuren für die 
Günstlinge des Hofes behandelt. Im Jahre 1752 zählte die französische Landar¬ 
mee nicht weniger als 1171 Generäle. Der, Ende des XVIII. Jahrhunderts, gleich 
starken preußischen Armee gehörten nur 85 Generäle an. Als jedoch Maitres¬ 
seneinfluss den König dennoch verleitete, sich am 7jährigen Kriege (1756 - 
1763) gegen Preussen zu beteiligen, schloß sich England an Preußen an und 
EROBERTE DEN REICHEN FRANZÖSISCHEN KOLONIALBESITZ IN NORDAMERIKA Und 
Ostindien. In England trat dann allerdings ein Rückschlag für Kolonialin¬ 
teressen ein, als es den vereinigten 13 Kolonien von Nordamerika gelang, 
sich mit Unterstützung von Frankreich und Spanien (1775 - 83) von England 
unabhängig zu machen. Das englische ö Kolonialamt wurde damals auf¬ 
gelöst und dem Ministerium des Innern eingefügt. Die französischen Re¬ 
volutionskriege und die daran sich anschließenden napoleonischen Kriege 
aber haben in kurzer Zeit den wertvollsten Kolonialbesitz den Englän¬ 
dern AUSGELIEFERT. Der HANDEL FRANKREICHS, wie der der FRANZÖSISCH GE¬ 
WORDENEN Niederlande wurde durch die englischen Seesiege von den Meeren 
weggefegt. Und an diesen englischen Handels- und Kolonialinteressen 

SIND SCHLIESSLICH DIE NAPOLEONISCHEN WELTHERRSCHAFTSPLÄNE ZERSCHELLT. 


§ 152. Der französische Absolutismus hatte von all diesen kommen¬ 
den Ereignissen, welche er so eifrig vorbereiten half, keine Ahnung. Beim 
Tode Ludwigs XV. (im Jahre 1774) erreichten die Kosten der Hofhaltung 
42 Mill. Frcs. bei einer Gesamtstaatseinnahme von 290 Mill. und einer Staats¬ 
schuldenlast von 4 Milliarden. Sieben Jahre später (im Jahre 1781) kostete 
die gesamte Hofhaltung 62 Mill, Frcs., wovon 28 Milk Frcs. als Pensionen 
und Gnadengelder an die Hofgesellschaft verschenkt wurden. Bis zum 
Jahre 1787/88 waren abermals 1 V2 Milliarden neue Staatsschulden auf¬ 
genommen worden; das jährliche Defizit der Staatskasse erreichte mit 140 
Milk Frcs. nahezu 50 Proz., der Zinsendienst der Staatsschulden mit 206 
Milk Frcs. fast 70 Proz. der gesamten Staatseinnahmen, die wieder nur zu 
regelmäßig schon auf einige Jahre im Voraus verpfändet waren. Inzwischen 
stieg für das arme Bauernvolk die Taille von 66 Mill. Frcs. im Todesjahre 
Ludwigs XIV. (1715) auf 110 Mill. Lrcs. im Jahre 1789! Seit Jahrzehnten kehr- 
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ten FAST ALLJÄHRLICH HUNGERSNOTREVOLTEN, ERSTÜRMUNG DER BÄCKERLÄDEN, 
Erhebungen des Volkes gegen die Steuerlast wieder, Q Beim Schalle des 
„Te Deum", sagt Voltaire, starb das Volk den Hungertod. Der allgemei¬ 
ne Bankrott des königlichen Absolutismus war nicht mehr aufzuhalten. 
Die Philosophen verkündeten das Dogma von der Volkssouveränität, die 
Physiokraten lehrten, daß der Reichtum des Königs nur auf der Basis eines 
reichen Bauernstandes gesichert sei. Aber der Hunger des Volkes gestattete 
KEINE LANGEN PARLAMENTARISCHEN VERHANDLUNGEN Und KEINE ZEITRAUBEN¬ 
DEN wirtschaftspolitischen Versuche mehr. So begann denn mit dem Jahre 
1789 der blutige Expropriationsprozess gegen den kapitalistischen Expro¬ 
priateur „Absolutismus in Frankreich". 
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Trotzdem ist dadurch das französische Volk nicht glücklich geworden. Die 
furchtbaren Missstände unter dem Absolutismus wie unter den nachfolgen¬ 
den Revolutionszeiten haben in Frankreich mehr als in irgend einem an¬ 
deren Lande den Boden vorbereitet für sozialistische und kommunistische 
Ideen, welche naturgemäß die Verteidigungskräfte des ökonomischen Libe¬ 
ralismus zu besonderer Leidenschaft anregten. Die tatsächliche Herrschaft 
DES GESELLSCHAFTLICHEN KAPITALISMUS läßt die AUSGLEICHENDE MACHT EINES 
sozialen Königtums besonders nötig erscheinen. Aber die Erinnerung an 
die bösen Zeiten des königlichen Absolutismus läßt die Königsidee bis heute 
nicht zur allgemeinen Anerkennung kommen. So beschränkt sich die Poli¬ 
tik Frankreichs auf die Abwehr wirklicher oder vermeintlicher Gefahren, 
ohne große, produktive, den sozialen Fortschritt fördernde Leistungen. Nur die 
seit der großen französischen Revolution verhältnismässig günstige bäuer¬ 
liche Grundbesitzverteilung gestattet dem französischen Volke den Luxus, 
die ALLMÄHLICHE KLÄRUNG DER POLITISCHEN IDEEN DER ZEIT ZU ÜBERLASSEN. 


Ö e. Deutschland. 
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§ 153. Das Eindringen der Geldwirtschaft in die naturalwirtschaftliche 
Ordnung der lehensstaatlichen Organisation hat die Einheit des christlichen 
Abendlandes in eine Vielheit von Staaten aufgelöst, welche rasch das nationa¬ 
le Sonderbewußtsein mit wachsender Schärfe hervortreten ließen. Die ergiebig¬ 
ste Quelle dieser Nationalitätsideen waren die Kriege. Und die kriegerischen 
Konflikte folgten aus der Tatsache, daß an der Spitze der sich ausbildenden 
Staaten kapitalistische Unternehmer standen, welche vor allem nach ei¬ 
ner WEITEREN VERGRÖSSERUNG IHRES REICHTUMS UND IHRER MACHT STREBTEN. 
Mit dieser Auflösung des Einheitsbewusstseins im christlichen Abendlande 
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ist auch die Karolingeridee des fränkischen Kaisertums zu Grabe getra¬ 
gen worden. Die Kaiserpolitik Maximilians I. und Karls V. unterschied sich 
wesentlich von der Kaiserpolitik Karls des Grossen. Wie die nationalen Köni¬ 
ge von Frankreich und England, so war auch der Kaiser jetzt Kapitalist ge¬ 
worden, dessen Machtmittel in erster Linie an der Grösse der zur Verfügung 
stehenden Geldsummen gemessen wurden. Die reicheren Geldmittel brach¬ 
ten in den Kriegen die Entscheidung. Der spanisch-habsburgische Weltherr¬ 
schaftsplan folgte dem kapitalistischen Entwicklungsprozeß der Expropriation 
der Expropriateure. Die Unternehmungen der kleineren Kapitalisten sollten 
von dem grössten verschlungen werden. Die Geschichte hat einen anderen 
Verlauf genommen. Im Kampfe gegen die erwachten Widerstände ö ist der 
„Kaiser" der Kapitalisten verarmt. Mit der ökonomischen Ohnmacht des 
Repräsentanten der Einheit trat in Deutschland die Vielheit an seine Stelle. 
Der westfälische Friede von 1648 ließ neben 296 grösseren und kleineren 
Herrschaften 1500 reichsunmittelbare Ritterschaften, Stifte und Reichs¬ 
dörfer zählen, welche volle staatliche Selbständigkeit beanspruchten, von 
denen ein Jeder innerhalb seines Territoriums „Kaiser" sein wollte, im Gefühle 
der eigenen Schwäche aber fremdem Einfluß und fremdem Gelde leicht zu¬ 
gänglich blieb. Der französische König Ludwig XIV. schien damals der mäch¬ 
tigste und reichste Fürst zu sein. Deshalb wurde französische Sitte, Mode 
und Sprache jetzt überall nachgeahmt. Alles war bemüht, „alamodisch" zu 
sein. Bevor diese wenig glückliche Zeit der Herrschaft kleiner und mittlerer 
Kapitalisten auf den Fürstenthronen kam, war im XIII. und XIV. Jahrhundert 
unter dem Einfluss christlicher Lehren eine Blüte-Periode echter Mittel¬ 
standspolitik, welche nicht ganz zutreffend als die Periode stadtwirtschaftli¬ 
cher Entwicklung bezeichnet wird. 

§ 154. Die volkswirtschaftliche Organisation des XIII. und XIV. Jahrhun¬ 
derts ruhte auf dem Prinzip der Selbsterhaltung und Selbsternährung 
durch eigene produktive Arbeit im redlichen Erwerbe. Das Land erzeugte 
die Rohprodukte für die Volksernährung, Getreide und Fleisch mit wichtigen 
gewerblichen Rohprodukten, wie Wolle und Häute. Der Stadt war die weitere 
Verarbeitung und Veredlung der Rohstoffe Vorbehalten. So bedeutete der Ge¬ 
gensatz zwischen Stadt und Land eine sich ergänzende natürliche Arbeits¬ 
teilung, die übrigens keineswegs mit übertriebener Konsequenz durchgeführt 
war. Die Stadtbürger hatten auch innerhalb der Ringmauern ein gut Teil land¬ 
wirtschaftlicher Tätigkeit bei ö behalten und die Vertreter der ländlichen Ge¬ 
werbe wie Schmiede und Wagner waren in den meisten Dörfern ansässig. Die 
Stadt mit ihrer Bannmeile bildete eine Interessengemeinschaft. Der gegen¬ 
seitige Austausch der Produkte erfolgte zur Marktzeit auf dem Marktplatze 
nach Marktrecht. Weil aber jeder stadtwirtschaftliche Kreis der Beziehungen 
nach auswärts kaum entbehren konnte, beschäftigte sich das Marktrecht und 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 217 


die Marktpolizei in ihren wesentlichen Teilen nicht minder eingehend mit dem 

über die Bannmeile hinausreichenden auswärtigen Güterverkehr. 


Für den Verkehr selbst galten vor allem die Grundsätze der Treue und 
der Ehrlichkeit. Einseitige Uebervorteilungen und Wucher aller Art sollten 
nach den Lehren der christlichen Kirche ausgeschlossen bleiben. Für ein 
Gelddarlehen Zinsen zu verlangen, galt im Prinzip als Wucher. Gewerbsmä¬ 
ßige Wechsler und Geldverleiher wurden von keiner städtischen Korporation 
als Mitglieder angenommen und in der Kirche zum Abendmahle nicht zuge¬ 
lassen. Der Wucher blieb den Juden Vorbehalten, denen Obrigkeit und Volk 
von Zeit zu Zeit die gewonnenen Schätze wieder abnahmen. Erst um Mitte 
des XV. Jahrhunderts begann die Errichtung städtischer und wohltäti¬ 
ger Pfandleihanstalten, welche zur Deckung ihrer Unkosten einen billigen 
Zins berechneten und die Höhe des Einzeldarlehens nach der Größe des meist 
gestifteten Kapitals und der Zahl der Darlehenssucher zu bemessen pflegten. 
Das Geld war in dieser städtischen Wirtschaftspolitik noch keine „geronnene 
Macht" geworden. 


Die Gewinne sollten im Güterverkehr auf keiner Seite ein billiges Mass 
überschreiten und den Bürgern ihr Nahrungsspielraum gesichert bleiben. 
Deshalb war eine umfassende Kontrolle des Verkehrs vorgeö sehen, mit 
Marktplatzzwang, Kaufhauszwang, Wagezwang. Die Makler, welche die 
Geschäfte zwischen Käufern und Verkäufern vermittelten, trugen zumeist den 
Charakter städtischer Beamten. Durch sie oder durch die Vertrauensleute der 
gewerblichen Zünfte wurden die Waren auf ihre Qualität geprüft und schon 
bei ihrer Herstellung überwacht. Das Eingreifen des spekulativen Kapitals, 
welches mit „Fürkauf" und Lieferungsgeschäften aller Art, durch Preis¬ 
verabredungen auf Kosten des Konsumenten oder des Produzenten mühe¬ 
lose Gewinne einzuheimsen versuchte, war unter den strengsten Strafen 

VERBOTEN. 
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§ 155. Die Landwirte waren gehalten, ihre überschüssigen Produkte nach 
dem Markte in der Stadt zu bringen und hier innerhalb bestimmter Stunden 
für die Bürger feilzuhalten. Dann erst durften die Händler zum Wiederver¬ 
kauf das Uebriggebliebene erwerben. Durch sogenannte „gute Männer" wur¬ 
den nach Maßgabe von Vorrat und Bedarf Lebensmitteltaxen aufgestellt, 
um jedermann über den gangbaren Preis zu unterrichten. War das Getreide 
billig, so wurden die städtischen Kornmagazine gefüllt. Waren die Korn¬ 
preise hoch, so wurde für Bedürftige aus diesen Vorräten zu billigem Preise 
abgegeben. In Zeiten mit hohen Preisen war die Ausfuhr gesperrt. In bil¬ 
ligen Zeiten konnte der über den heimischen Bedarf hinausreichende Ueber- 
schuss ausgeführt werden. 
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Die gewerblichen Zünfte überwachten die Ausbildung der Einzelnen 
vom Lehrling bis zum Meister. Damit der Eine dem Anderen den Nahrungs¬ 
spielraum nicht beenge, war die Zahl der Gehilfen zumeist auf zwei Gesellen 
und einen Lehrling fixiert, die Maximalproduktion, wo es anging, festge¬ 
setzt, und durch Preistaxen für einen ehrlichen Arbeitsgewinn wie ö für 
einen billigen Kauf Sorge getragen. Bei Arbeitsaufträgen sollten Arme wie 
Reiche gleich behandelt werden. Unschickliche Reklame war verboten. Ei¬ 
nem Zunftbruder durften keine Kunden abwendig gemacht werden. Und hatte 
jemand einen grösseren billigen Kauf mit auswärtigen Lieferanten abge¬ 
schlossen, so waren seine Genossen berechtigt, in diesen Kauf zum gleichen 
Preise einzutreten. Daneben waren die Zünfte Organisationen zur Vertei¬ 
digung der Stadt, religiöse, sittliche und gesellige Vereinigungen. Sie hat¬ 
ten ihren eigenen Altar in der Kirche und übten werktätige brüderliche Liebe. 
Verarmten und kranken Mitgliedern wurden Unterstützungen gereicht, Lei¬ 
chenbestattungen gemeinsam gefeiert und das gesellige Zusammenleben ge¬ 
pflegt. Von der Wiege bis zur Bahre fühlte sich der Einzelne durch die ge¬ 
sellschaftlichen Organisationen gestützt. Und wo in dem Kreise der Ge¬ 
werbe zur tunlichsten ökonomischen Selbständigkeit ein Gewerbeglied fehlte, 
war die städtische Obrigkeit bemüht, solche gewerbliche Kräfte von auswärts 
zu beziehen. 
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Damit von auswärts, durch Lremde, diese wirtschaftliche Ordnung nicht 
gestört werde, war es fremden Kaufleuten untersagt, ihre Waren im Detail 
zu verkaufen und den heimischen Bürgern verboten, mit den Lremden Kom¬ 
pagniegeschäfte zu machen. Der Verkauf durch Lremde war an bestimmte 
Markttage gebunden. Damit aber durch diese Bestimmungen der Stadt nicht 
etwa die förderlichen Anregungen aus der Fremde und die Vorteile des 
Durchgangsverkehrs verloren gingen, zwang das Stapelrecht die fremden 
Kaufleute, auf dem Land- wie auf dem Wasser-Wege ihre Ware anzuhalten, 
für eine Zeitlang feilzubieten und eventuell mit neuen Transportkräften weiter 
zu verfrachten. Unter dem Einflüsse dieser glücklichen Zustände hat sich das 
ö deutsche Gewerbe zur Kunst veredelt. Die großen Dome und stattlichen 
Rathäuser des Mittelalters sind von Handwerksmeistern erbaut worden. Ar¬ 
chitekten kommen erst im XVI. Jahrhundert in Deutschland vor. 


§ 156. Auch im XIII. und XIV. Jahrhundert war der Grad der Ausbildung 
des Handels mit den überschüssigen Produkten und der Grad der gewerb¬ 
lichen Entwickelung in Deutschland in verschiedenen Gegenden ein sehr 
verschiedener. Aus naheliegenden Gründen. Das mittelgebirgige Deutsch¬ 
land von Köln bis zum Bodensee im Westen, im Osten bis zu den Ausläu¬ 
fern des Erzgebirges gerechnet, begünstigte durch ein reiches Netz von Llüssen 
und Bächen in den nutzbaren Wasserkräften die gewerbliche Entwickelung 
ungemein. Die Schätze des Bergbaues trugen weiter zur Bereicherung dieser 
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Gegenden bei. Die vielen Wasserscheiden begünstigten die Ausbildung von 
Kleinstaaten, welche sich mit weit größerem Verständnis solch bodenstän¬ 
digen Ausbildungen anschließen, als das bei großen Staaten möglich ist. Die¬ 
se staatlichen, städtischen und gewerblichen Verhältnisse mußten wieder auf 
die landwirtschaftlichen Verhältnisse zurückwirken. Hier hat die bäu¬ 
erliche Arbeit am frühesten ihre persönliche Freiheit und Selbständig¬ 
keit gewonnen und es dann am häufigsten zu einer blühenden Wohlhaben¬ 
heit gebracht. Im Gegensätze hierzu begünstigten die Verhältnisse der nord¬ 
deutschen Tiefebene mit dem Küstenlande der Nord- und Ost-See weit mehr 
Schiffahrt und Handel als die gewerbliche Entwickelung. Hier ist deshalb in 
den Städten früh schon ein Kaufmannsstand aufgewachsen, welcher mit den 
Produktionsüberschüssen des Landes einen internationalen Verkehr nach 
Osten, Westen und Norden einzurichten bemüht war. Daraus ist um die Mitte 
des XIII. Jahrhunderts die deutsche G Hansa erblüht, welcher zu Beginn des 
XIV. Jahrhunderts 70 Städte angehörten. Diese kaufmännische Vereinigung hat¬ 
te in Russland, im skandinavischen Norden wie in England das Handels¬ 
monopol erworben, weil in diesen Ländern damals ein kräftiger Eigenhandel 
fehlte. Trotz dieser gewaltigen Ausdehnung ihres Geschäftsbetriebes blieb die 
Hansa den Grundsätzen der Mittelstandspolitik treu. Im Jahre 1417 wurde auf 
der Tagfahrt zu Lübeck der Abschluß von Lieferungsgeschäften verboten. 
Es sollte niemand Heringe verkaufen, ehe sie gefangen seien und niemand Ge¬ 
treide verkaufen, bevor es gewachsen sei. 
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§ 157. Auch diese Verhältnisse waren indeß nicht von Dauer. Langsam aber 
sicher erstarkte der Eigenhandel in England, in den skandinavischen Reichen 
und in Rußland und damit wandelte sich die Handelspolitik dieser Länder 
aus einer Begünstigung der fremden Kaufleute um in eine Begünstigung 
der heimischen Kaufleute. Die wachsende Macht der Landesfürsten und 
die Ausbildung größerer Staaten in Deutschland waren ebenfalls der inter¬ 
nationalen Kaufmannsvereinigung der Städte wenig günstig. 1442 befahl 
Kurfürst Lriedrich II. von Brandenburg den märkischen Städten den Aus¬ 
tritt aus der Hansa. So zerfiel die Hansa allmählich. Ihre Hinterlassenschaft 
in der Nord- und Ostsee wurde von den Niederländern angetreten, welche 
nicht mehr den Grundsätzen der Mittelstandspolitik huldigten, sondern bald 
durch und durch Kapitalisten geworden waren. Diese Herrschaft des Ka¬ 
pitalismus breitete sich auch im Innern Deutschlands mehr und mehr aus. 
Jakob Lugger in Augsburg wurde von seinem Handelsgenossen Jörg Thurzo 
in Augsburg, der sich von seinen Geschäften zurückzog, weil er genug ver¬ 
dient hatte, aufgefordert, auch vom weiteren Gelderwerb abzustehen, er habe 
lange ö genug gewonnen und solle nun Andere auch gewinnen lassen. Aber 
darauf antwortete Jakob Fugger: er hätte viel einen anderen Sinn, wollte 
gewinnen, dieweil er könnte! Diese Wendung in den Fuggerschen Geschäf- 
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ten nach der Richtung des unersättlichen Grosskapitals fiel etwa in das Jahr 
1487 und fand die Unterstützung und Förderung der damals mächtigsten Für¬ 
sten. Die mittelalterliche Mittelstandspolitik, welche ehrlich bestrebt war, nach 
den Grundsätzen der christlichen Lehre im Wirtschaftsleben das bessere Recht 
walten zu lassen und jedem Bürger einen Nahrungsspielraum zu sichern 
und zu erhalten, wurde unterdrückt. Der Kapitalismus siegte. Bald hörte man 
überall heftige Klagen laut werden gegen die Monopole, Ringe und Han¬ 
delsgesellschaften der Fugger, Welser und Höchstätter in Augsburg, der 
Imhof, Ebner und Volkmar in Nürnberg, der Ruland in Ulm. Sie sollen die 
Preise nach ihrer Geldgier und Geizigkeit geschraubt haben. Martin Lu¬ 
ther führte aus: Diese Preissteigerer, Fürkäufer und Monopolisten sind 
öffentliche Diebe, Räuber und Wucherer. Recht wäre es, ihnen alles zu neh¬ 
men und sie aus dem Lande zu jagen. Sie haben alle Waren unter ihren Hän¬ 
den, lassen die Preise nach ihrem Gefallen steigen und fallen. Wie könnte es 
MIT RECHTEN DINGEN ZUGEHEN, DASS EIN MANN IN KURZER ZEIT SO REICH WERDE, 
DASS ER KÖNIG UND KAISER AUSKAUFEN MÖCHTE? Nach ERASMUS VON ROTTER¬ 
DAM waren die Kaufleute die schmutzigste Klasse aller Menschen, „die 
überall lügen, verderben, stehlen und betrügen und sich doch durch ihr 
Geld immer wieder vornhin drängen". Durch den Prozeß eines Angestellten 
der Firma Ambrosius Höchstätter in Augsburg war bekannt geworden, daß 
eine Geldeinlage von 900 Gulden binnen 6 Jahren ö 30 000 Gulden Gewinn, 
also 3333 Prozent pro Jahr gebracht hatte! Man kam zu dem Schlüsse, daß die¬ 
se Monopolisten der deutschen Nation in 1 Jahre mehr schadeten, als alle 
Strassenräuber in 10 Jahren. Gegen dieses Uebel mußte etwas geschehen. 

§ 158. Kaiser und Reichstag beschäftigten sich mit dieser Frage. Kaiser Ma¬ 
ximilian I. machte 1507 den Versuch, diese Handelsgesellschaften zu besteu¬ 
ern. Aber weil Maximilian stets in Geldverlegenheiten war, kam er mit den 
Gesellschaften überein, daß sie ihm einen entsprechenden Vorschuss auf sei¬ 
ne landesherrlichen Kupfer- und Silbereinnahmen gewährten. Für dieses Kre¬ 
ditgeschäft verzichtete der Kaiser für sich und seine Nachkommen auf eine 
Besteuerung dieser Gesellschaften. 

Der Reichstag zu Köln beschloß 1512: jede Beherrschung der Preis¬ 
bildung mit Güterkonfiskation und Versagung des obrigkeitlichen Ge¬ 
leits zu bestrafen. Aber dieser Beschluß blieb unausgeführt. Die Klagen gegen 
die Monopolisten erneuerten sich auf dem Reichstage zu Worms (1521) und 
Nürnberg (1522). Der Reichstags-Ausschuß war der Meinung: das Hauptka¬ 
pital dieser Handelsgesellschaften solle 50 000 Gulden nicht überschrei¬ 
ten, für alle Waren sollen amtliche Maximalpreise festgesetzt werden und der 
Warenverkehr dieser Gesellschaften mit einem Reichszoll von 5 Proz. des Wer¬ 
tes belastet werden. Die Denkschrift mit diesen Vorschlägen ging an den Kai¬ 
ser. Aber die Handelsgellschaften wussten die kaiserlichen Minister mit 
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200 bezw. 500 Gulden zu bestechen. In dem Reichstagsabschied vom April 
1524 wurden die geplanten Maßnahmen verworfen. Die Volksbewegung ge¬ 
gen die Monopolisten war im Sande verlaufen und unter dem Einfluß der jetzt 
ausbrechenden Kriegsstürme bald vergessen. Die Lehre der Kirche, daß ö 
gewerbsmässige Geldleihgeschäfte gegen Zinsen wucherische Geschäfte sei¬ 
en, wurde unter dem Einfluß des Humanismus, des römischen Rechts und 
der calvinischen Reformation verworfen. Von einer Beschränkung der 
Hilfsarbeiter für gewerbliche Unternehmungen auf 2 Gesellen und 1 Lehr¬ 
ling war bald keine Rede mehr. Die Einführung der Hausindustrie gestattete 
dem Unternehmerkapital eine umfassende Vermehrung seiner Hilfskräfte. 
Die Bergwerks Anteile gingen im XVI. Jahrhundert rasch aus den kleinen 
Händen in die des Adels und der grossen Handelshäuser über. Das kapita¬ 
listische Zeitalter hatte begonnen. 
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§ 159. Indessen führte dieser Sieg des gesellschaftlichen Kapitalismus zu ei¬ 
ner EIGENARTIGEN VERKETTUNG DER EREIGNISSE. Der STÄDTISCHE MITTELSTAND, 
welcher vergeblich gegen die Herrschaft des spekulativen Kapitals nach oben 
angekämpft hatte, suchte seine Position dadurch noch einigermaßen zu schüt¬ 
zen, daß er durch den Zunftzwang sich gegen den Andrang neuer Bewerber 
von unten abschloss. Das Aufrücken vom Gesellen zum Meister wurde we¬ 
sentlich erschwert. Die Bildung eines städtischen Proletariats war die na¬ 
türliche Folge. Weil aber dadurch die städtische Verwaltung sich rasch genug 
mit Sorgen beladen sah, erschwerten die Städte wieder die Zuwanderung 
vom Lande. Dem Proletariat in den Städten folgte deshalb das Proletariat 
auf dem Lande. Aus beiden Reservearmeen rekrutierte sich hauptsächlich das 
Angebot auf dem deutschen Söldnermarkt. Der in den Städten sichtbar ge¬ 
wordene Reichtum reizte die Eroberungslust der kapitalistisch geworde¬ 
nen Lürsten. Die Uebernahme und Vermittelung von Staatsanleihen gehörte 
bald bei den Grosskapitalisten zu den beliebtesten Geschäften. Und so trieb 
der rasch ö sich angesammelte Reichtum in wenigen Händen, die zunehmen- 
de Unzufriedenheit in den Volksmassen, die Anstauung eines Proletariats 
in Stadt und Land, die wachsende Leichtigkeit in der Beschaffung grosser 
Söldnerheere wie in der Aufnahme neuer Staatsschulden die Lürsten in 
fast endlose Kriege hinein, die von 1557 - 1620 fast allgemein zu Staats¬ 
bankrotten führen, welche auch die Millionen der oberdeutschen Han¬ 
delshäuser auf Nimmerwiedersehen verschlungen haben. Der gegen Ende 
des XV. Jahrhunderts rasch empor gekommene Kapitalismus wurde in seinen 
hervorragendsten Repräsentanten von seinen eigenen Kindern vernichtet. 
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Der so gründlich entfachte Raub- und Herrschafts-Krieg der Fürsten 
aber dauerte, bis auch die mit der Reformation konfiszierten Kirchengü¬ 
ter verbraucht und alle Reserven in Stadt und Land erschöpft waren. Der 
DREISSIGJÄHRIGE Krieg (1618 - 1648), welcher nicht der Religion halber, son- 
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dern des Reichtums und der Habgier der Menschen halber geführt wurde, 
stürzte Deutschland in tiefe Armut. Seine Bevölkerung ging von 18 auf 6 
Millionen zurück. Württemberg verlor von 1634 - 41 350 000 Einwohner. Die 
Pfalz hatte vor dem Kriege 500 000, nach dem Kriege 50 000 Bewohner. Bayern 
mit Kurpfalz verlor fast 90 Proz., Augsburg und Nürnberg 50 Proz. seiner Be¬ 
völkerung. So hatten Schwert und Krankheit, Hunger und Kummer unter den 
Menschen gewütet. Handel und Bergbau waren verschwunden. Die Gewerbe 
lagen danieder. Augsburg beschäftigte vor dem Kriege 6000 Weber, nach dem 
Kriege keine 500. Viele Industrie- und Handelsstädte waren wieder Bauern¬ 
städte geworden. Ueber 18 000 Dörfer lagen eingeäschert, Felder und Wiesen 
verödet. Von dem gesamten Viehstand waren etwa 20 Proz. übrig geblieben. 
Ö Das vorher so blühende Schulwesen hatte man fast vergessen und die Ju¬ 
gend ohne Erziehung in kriegerischer Roheit aufwachsen sehen. Kraftlos und 
ohne Selbstvertrauen überließ das deutsche Volk dem Absolutismus die Herr¬ 
schaft. Fast zwei Jahrhunderte hat es gedauert, bis die Schäden dieser furcht¬ 
baren Heimsuchung ganz überwunden waren. 

§ 160. Am schwersten lastete der Sieg des Kapitalismus mit seiner nach¬ 
folgenden Selbstvernichtung auf dem Bauernstände. Der Geldbedarf der Für¬ 
sten, welcher nur zu allgemein schon Anlaß geboten, die Königskronen mit 
der Kaiserkrone gelegentlich dem Juden als Faustpfand zu übergeben, hat es 
im XV. Jahrhundert nach der damaligen juristischen Auffassung zugelassen, 
daß DIE LANDESHERRLICHEN RECHTE ÜBER DIE BAUERN an Adel Und Städte GE¬ 
GEN entsprechende Geldbewilligungen im Norden, östlich der Elbe, wie im 
Süden Deutschlands verkauft wurden. Die Bauern verwandelten sich durch 
dieses Rechtsgeschäft in Privatuntertanen jener Personen, welche mit dem 
Fandesherrn diese Geschäfte abgeschlossen haben. Adel und Städte er¬ 
hielten so das Vogteirecht mit der Gerichtsbarkeit über die Bauern und 
benutzten dieselben natürlich, um sich zu bereichern. Die nach römischem 
Recht gebildeten Juristen waren dabei vorzügliche Helfer. Die Abgaben 
und Dienste der Bauern wurden fortgesetzt erhöht, mit neuen Titeln wur¬ 
den neue Dienste und Abgaben eingeführt. Durch den Rutscherzins wurde 
für die säumigen Zahler mit jedem Tage Verspätung der Zins verdoppelt, 
sodaß es für den Bauern aus dieser Schuldenlast überhaupt keine Rettung 
mehr gab. Der Gemeindebesitz an Wald und Weide wurde den Bauernge¬ 
meinden weggenommen und den Bauern nur noch Nutzungsrechte gegen 
entsprechende ö Feistungen zugestanden. Gegen all' diese schweren Un¬ 
gerechtigkeiten richteten sich die deutschen Bauernaufstände zu Anfang 
des XVI. Jahrhunderts. Als die aufständigen Bauern niedergeschlagen waren, 
WUCHERTE MAN MIT DEN ERKAUFTEN LANDESHERRLICHEN RECHTEN UNTER BEI¬ 
HILFE der Juristen weiter, da und dort bis zur Leibeigenschaft der Bauern. 
Immerhin blieben im Süden und Westen die Bauern dem Lande wenigstens er- 
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halten, wenn auch mit wesentlich geminderten persönlichen Rechten unter 
ärmlichen Verhältnissen. 


Anders gestalteten sich die Verhältnisse im Norden Deutschlands öst¬ 
lich der Elbe. Hier waren im XVI. und in der ersten Hälfte des XVII. Jahr¬ 
hunderts Adel und Städte in der Lage, ihren Produktenüberschuss an Ge¬ 
treide und Vieh zu steigenden Preisen nach auswärts zu verkaufen. Je grö¬ 
sser ihr eigener Wirtschaftsbetrieb war, desto grösser ihre Einnahmen. Wer 
wollte sie hindern, wenn sie ihre erbuntertänigen Bauern verjagten und de¬ 
ren Bauernhöfe mit ihrem Eigenbesitz zusammenlegten? Dieses allgemeine 
Bestreben zur Latifundienbildung führte dazu, daß die käuflichen Erwer¬ 
ber der landesherrlichen Rechte über die Bauerndörfer sich gegenseitig durch 
Tausch arrondierten, während im Süden und Westen Deutschlands die landes¬ 
herrlichen Kapitalisten ihre vielfach zerstreute Obrigkeitsrechte beibehielten. 
Alle Bauern durften indeß auch im Nordosten nicht von ihrer Scholle verjagt 
werden, sonst hätten die Arbeitskräfte zur Bebauung der grossen Guts¬ 
herrschaften gefehlt. Diese noch zurück behaltenen bäuerlichen Familien 
aber wurden doppelt mit Diensten belastet, ihre Kinder dem Gesindezwang 
unterstellt und hier und dort die Entwickelung bis zur Leibeigenschaft wei¬ 
ter GEFÜHRT. 


Ö Gegenüber dieser tieftraurigen Verschlechterung der bäuerlichen Ver¬ 
hältnisse im Süden wie namentlich im Nordosten Deutschlands, bietet der 
Nordwesten eine erfreuliche Ausnahme. Die landesherrliche Steuer haf¬ 
tete hier an dem Meiergut. Als nun die Grundherren, dem Zuge der Zeit fol¬ 
gend, damit begannen, die Höfe meistbietend zu verpachten, kam dieses Stre¬ 
ben der Grundherren nach möglichst hoher Pachtrente mit dem landesherr¬ 
lichen Interesse nach gesicherten Steuereinnahmen in Konflikt. Hier zeigte 
sich die Staatsgewalt stark genug, das kapitalistische Interesse der Grund¬ 
herren abzuweisen. Im Laufe des XVII. Jahrhunderts wurde der Rechtsbegriff 
des „unteilbaren Bauerngutes" eingeführt, der Rentenanspruch des Grund¬ 
herrn an dem Bauernhöfe fixiert und dem Meier ein Erbrecht an dem Mei¬ 
erhofe verliehen. So wurde die Abweisung der auch hier sich zudrängenden 
KAPITALISTISCHEN AUFFASSUNG das WIRKSAMSTE MITTEL, DEN BAUERNSTAND ZU 
ERHALTEN UND WOHLHABEND WERDEN ZU LASSEN. 
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§ 161. Die VIELEN UND TIEFEN WUNDEN, Welche DIE HERRSCHAFT DES KAPI¬ 
TALISMUS im XVI. und XVII. Jahrhundert dem deutschen Volkswohlstände 
geschlagen, pfleglich ausheilen zu lassen, war Sache der absolutistischen 
Fürstenpolitik geworden. Die seitCOLBERT (1619 - 83) hierbei befolgten politi¬ 
schen Grundsätze werden als Merkantilismus bezeichnet. Ihre wichtigsten Re¬ 
geln lauten bekanntlich: Wiederherstellung eines geordneten Münzwesens, 
Begünstigung der Ausfuhr veredelter Produkte, Verbot oder doch Er- 
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SCHWERUNG DER AUSFUHR VON ROHPRODUKTEN, VERBILLIGUNG DES ZlNSFUSSES, 
Begünstigung der Bevölkerungszunahme und Hebung der werterzeugen¬ 
den Kräfte des Volkes durch Einfuhr gewerblicher und industrieller 6 
Kräfte, Schulbildung, Verbesserung der Verkehrswege u.s.w. 
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Die weitaus größten Fortschritte hat seit dieser Zeit unter den deutschen 
Staaten Preussen erreicht. Nach dem 30jährigen Kriege war dieses Land an 
Menschen und Vieh fast ausgestorben, die Domänen verpfändet oder in Erb¬ 
pacht gegeben, der Staatsbankrott nahe, die Armee schlecht und klein. Fried¬ 
rich Wilhelm I. (1713-40) hinterließ eine schuldenfreie Finanzverwaltung, 
ein Jahreseinkommen von über 21 Millionen Mark, einen Staatsschatz von 
24 Millionen Mark und eine gut exerzierte Armee von 83 000 Mann. Bis zum 
Jahre 1700 waren in die Gebiete von Brandenburg und Magdeburg 20 000 
Menschen zugewandert: von Ludwig XIV. verfolgte Hugenotten, vor den 
französischen Armeen flüchtende Pfälzer, Schweizer und Böhmen. Dazu 
kamen 15 - 20 000 Salzburger Protestanten, welche 1732 von dem dortigen 
Erzbischof vertrieben worden waren. Die bedeutenden industriellen Kenntnis¬ 
se und Erfahrungen dieser Einwanderer legten den Grundstein für die bran- 
denburgische und magdeburgische Industrie. Das Tragen ausländischer Tuche 
wurde bei Todesstrafe verboten, die Ausfuhr heimischer Wolle mit dem Galgen 
bedroht, das Schulwesen gefördert, das Eindringen des billigen ausländischen 
Getreides vom Osten erschwert. Friedrich II. der Grosse (1740 - 86), wel¬ 
cher die reiche Provinz Schlesien mit dem Königreich Preußen vereinte, wußte 
den wirtschaftlichen Bedürfnissen des Landes in besonderem Maße Rechnung 
zu tragen. Nicht nur Gewerbe, Industrie und Handel, auch die Landwirt¬ 
schaft wurde geschützt, die Rechte der Bauern gebessert. In den mittle¬ 
ren Provinzen mit Seide- und Tuchindustrie sorgte ein ganzes System staat¬ 
licher Getreidemagazine mit staatlichem Getreideeinfuhr-Monopol ö 
und einer Getreideausfuhr nur mit besonderer Erlaubnis des Königs für 
stetige, mittlere Getreidepreise, bei denen Bauer und Bürger bestehen konnten. 
In den östlichen Provinzen Preußens mit nur wenig Industrie wurde hinge¬ 
gen die Getreideausfuhr tunlichst erleichtert. Der landwirtschaftliche 
Kredit wie der Kredit für Industrie und Handel erhielten neue, bessere 
Organisationen. Große Flächen sumpfiger Ländereien wurden der Kultur 
gewonnen und mit Bauern besetzt, zur Erleichterung des Verkehrs Strassen 
und Kanäle gebaut. All' diese Maßnahmen ruhten auf einer idealeren Auf¬ 
fassung des fürstlichen Absolutismus. Während die französischen Könige 
noch den Staatszweck in den persönlichen Vergnügungen des Herrschers such¬ 
ten, war nach der Auffassung Friedrich Wilhelms I. „der Regent zur Arbeit 
geboren." Friedrich II. sah in dem Landesfürsten den „ersten Diener des 
Staates", der bemüht sein sollte, das Volk glücklich zu machen und zur 
ökonomischen Selbständigkeit zu erziehen. Ein zweifelsohne GÜNSTIGES Ge- 


Gustav Ruhland, System der politischen Oekonomie, Band 2 


www.vergessene-buecher.de 



Entwicklungsgeschichte der Völker des christlichen Abendlandes. 225 


schick hat Preußen um diese Zeit von den Versuchungen des Kolonial- und 
Handels-Reichtums fern gehalten und den Schwerpunkt der Entwickelung 
in der eigenen produktiven Arbeit verankern lassen. Trotzdem ist es auch ei¬ 
nem Friedrich II. nicht gelungen, die preussischen Bauern aus jenen Fesseln 
ZU BEFREIEN, IN WELCHE SIE DER KAPITALISMUS DES XVI. UND XVII. JAHRHUN¬ 
DERTS geschlagen. Um dieses Ziel für Preußen wie für den übrigen deutschen 
Bauernstand zu erreichen, bedurfte es der französischen Revolution, derNA- 
POLEONISCHEN KRIEGE, der REVOLUTIONSSTÜRME DER 30ER UND 40ER JAHRE des 
letzten Jahrhunderts. Heute noch haben bayerische Bauern Bodenzinse ab¬ 
zulösen, welche aus den Wirren des XVI. und XVII. Jahröhunderts stammen 
und der inneren Kolonisation in den östlichen Provinzen Preussens wird 
es trotz der zur Verfügung stehenden Millionen in absehbarer Zeit kaum ge¬ 
lingen, dem Lande jene Bauernzahl wieder zu geben, welche der seit dem 
XVI. Jahrhundert hier zur Herrschaft gekommene Kapitalismus vertrie¬ 
ben HAT. 
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Ö 6- Der Kapitalismus in der Gesellschaft. 


§ 162. Der Kapitalismus in der Gesellschaft hat das Vorwiegen des mobi¬ 
len Besitzes und der Geldinteressen zur Voraussetzung. Weil das Geld be¬ 
strebt ist, möglichst oft aus einer Hand in die andere zu rollen, drückt die Herr¬ 
schaft des Kapitalismus in der Gesellschaft den betreffenden Gemeinwesen den 
Charakter eines Handelsstaates auf. Massgebend für die Handlungen des 
Einzelnen wie des Staates ist der Profit. Weil der Handel entwickelungsge¬ 
schichtlich in nächster Verwandschaft zum Raube steht, entspricht der Han¬ 
delsstaat am meisten jener bekannten Definition des heiligen Augustin: „Der 
Staat ist eine sesshaft gewordene Räuberbande." Wo sich Handelsgesell¬ 
schaften bilden, ziehen sie gemeinsam auf Beute aus, deren Gewinnung als 
Raub oder als Handelsprofit bezeichnet werden muß, je nachdem mehr Ge¬ 
walt oder mehr List und geschäftliche Klugheit dabei beteiligt waren. Wo 
ein Handelsstaat sich gebildet hat, besteht die Aufgabe der Staatsgewalt 
darin: die Bürger in ihrem Besitz zu schützen und ihnen das Profitma¬ 
chen zu erleichtern durch Beschaffung von Handelsprivilegien, durch Un¬ 
terwerfung von Völkern und Volksstämmen zur gefügigen Ausbeutung 
und durch Vernichtung der konkurrierenden Handelsstaaten. Um die be¬ 
sten Gelegenheiten zur Uebervorteilung, Ausbeutung und Vergewaltigung 
der fremden Gemeinwesen auszuspüren, hat sich früh schon in den italie¬ 
nischen Handelsstaaten das Institut der konsularen ö und diplomatischen 
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Vertretung im Auslande ausgebildet. Zu Anfang dieser Entwickelung wa¬ 
ren die Diplomaten mit so viel Lüge-, Verstellungs- und Bestechungskünsten 
ausgerüstet, daß auch der Absendestaat zur Kontrolle seiner eigenen Ver¬ 
treter einen besonderen Spionagedienst wieder einrichten zu müssen glaubte. 
Und weil die fremden Gemeinwesen sich nicht immer gutwillig ausplündern 
ließen, kam es zu ungewöhnlich häufigen Kriegen, welche die Handelsstaa¬ 
ten mit Söldnern führten, weil im allgemeinen persönliche Teilnahme an Krie¬ 
gen die Geschäftsgewinne kürzen muß. Die weiter blickenden Handelsstaa¬ 
ten widmeten den technischen Waffen besondere Sorgfalt (Belagerungs¬ 
maschinen der Venezianer, Kriegsschiffbau und Artillerie der Engländer). 

Die absolutistische Verfassungsform verträgt sich mit einer Herrschaft 
des Kapitalismus nicht auf die Dauer. Sobald unter dem Kapitalismus auf 
dem Fürstenthrone grosse Reichtümer in den Händen von Privaten sichtbar 
werden, setzt immer das kapitalistische Entwickelungsgesetz der Expro¬ 
priation der Expropriateure ein. Der Absolutismus pflegt durch Besteue¬ 
rung, Zwangsanleihen und Vermögenskonfiskationen, freiwillige Anlei¬ 
hen und Staatsbankerotte den größeren Reichtum seiner Untertanen zu ver¬ 
brauchen. Der Geldreichtum hat in absolut regierten Staaten aus diesen 
Gründen das Bestreben, sich verborgen zu halten. Der Kapitalismus in der 
Gesellschaft neigt zur republikanischen Verfassung. Er verträgt sich indes 
ebenso gut mit dem monarchischen Verfassungsstaat, wie das Beispiel Eng¬ 
lands seit 1689 lehrt. Da jedoch die Entwickelung der englischen Volkswirt¬ 
schaft noch nicht als abgeschlossen bezeichnet werden kann, gehört dieser Teil 
der englischen Geschichte mehr zur praktisch-politischen und weniger zur rein 
historischen Q Betrachtungsweise. Für das Gebiet des christlichen Abendlan¬ 
des beschränkt sich deshalb die Zahl der Staaten unter der Herrschaft des Ka¬ 
pitalismus in der Gesellschaft auf Amalfi, Pisa, Genua, Venedig und Hol¬ 
land. 


a. Amalfi. 

§ 163. Amalfi ist eine der ältesten Städte Italiens. Wenig südlich von Nea¬ 
pel, am Golfe von Salerno, gelegen, steigen seine Häuser hinter dem engen 
Hafen-Quai an Felsen empor. In den Felsen eingehauene Treppen stellen die 
Verbindungen zwischen den Häusern her, deren Dächer als Gärten dienen. Zur 
Longobardenzeit war Amalfi ein durch Seehandel reiches und mächtiges 
Gemeinwesen mit republikanischer Verfassung unter einem auf Lebzeiten ge¬ 
wählten Grafen, der bald den Titel Fürst und Herzog führte. Wie Venedig, 
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stand auch Amalfi in losem Untertanenverhältnis zum oströmischen Reiche, 
was den Handel mit dem Orient wesentlich erleichterte. 


Amalfi beherrschte im X. und namentlich im XI. Jahrhundert einen wei¬ 
ten Kreis von Küstenländern am Mittelmeere. In Konstantinopel, Antiochia, 
Jerusalem, Cairo und Durazzo besaß dieser Handelsstaat Kolonien. Dazu 
Niederlassungen auf Sizilien, namentlich in Messina. Innerhalb seiner Mauern 
weilte eine kleine Kolonie arabischer Kaufleute. Das Kloster Santa Maria 
Latina in Jerusalem wurde mit einem Spital von Amalfiten erbaut, ausgestat¬ 
tet und unterhalten. Der Johanniterorden entstand aus der Brüderschaft des 
Hospitals des Heiligen Johannes in Jerusalem, welches Kaufleute aus Amalfi 
1048 gestiftet hatten. Vor den Kreuzzügen war für Rom wie für Italien Amalfi 
der Hauptlieferant orientalischer ö Produkte und die wichtigste Brücke 
für Kulturvermittlungen zwischen dem Orient und dem Occident. 
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Aber auch die alte römische Kultur hatte in den Mauern dieser Han¬ 
delsstadt noch die beste Pflege auf italischem Boden gefunden. Auf der alten 
Rechtsschule in Amalfi hat jenes Seerecht seine Ausbildung erfahren, wel¬ 
ches als Tabula amalfitana seit Anfang des XI. Jahrhunderts für den Verkehr 
auf dem Mittelmeere massgebend war. Hier blieb die älteste Handschrift des 
Pandekten erhalten. Zur Zeit ihrer höchsten Blüte soll die Stadt 50 000 Einwoh¬ 
ner gezählt haben. 

Aber mit dem Reichtum und der Handelsherrschaft war auch der Bürger¬ 
krieg in das kleine Gemeinwesen eingezogen. Dazu kamen Kämpfe mit dem 
benachbarten Salerno. Diese Gelegenheit benutzte der Normannenfürst Ro¬ 
bert Guiscard 1077, um Amalfi und Salerno seinen Besitzungen in Apulien 
und Kalabrien einzuverleiben. DurchDiESE Umwandlung der Amalfiten aus lo¬ 
sen Untertanen von Byzanz zu Untertanen der dem Orient feindlichen Nor¬ 
mannen wurden die geschäftlichen Interessen im Levantehandel schwer 
geschädigt. Die kolonialen Errungenschaften der Amalfiten sind deshalb jetzt 
vielfach den Venezianern zugefallen. Während des ersten Kreuzzuges (1096 
- 99) beteiligte sich Amalfi noch an der Belagerung von Akkon und gewann 
dadurch neue koloniale Besitzungen in den Kreuzzugsstaaten. Indes hat¬ 
te sein Reichtum und Ansehen bereits zu sehr die Eifersucht des stärkeren 
Handelsstaates Pisa wachgerufen. 1135 überfallen und plündern die Pisaner 
die Stadt, 1137 wird Amalfi durch Pisa gänzlich vernichtet. Seitdem ist die 
zu Anfang des XI. Jahrhunderts so mächtige Handelsstadt ein unbedeutender 
Platz geblieben, der heute kaum mehr als 7500 Einwohner zählt. 
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Ö b. Pisa. 
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§ 164. Pisa, eine südöstlich von Genua an der Westküste Italiens gelege¬ 
ne Stadt, war noch im XI. Jahrhundert der Gerichtsbarkeit des Markgrafen von 
Tuscien unterstellt und erhielt erst kurz vor den Kreuzzügen ihre kommu¬ 
nale Selbständigkeit. Früher als Genua und Venedig hatte Pisa wichtige 
Handelsprivilegien in Afrika erworben. Schon vor den Kreuzzügen fanden 
sich hier türkische, lybische und afrikanische Kaufleute zusammen, um ihre 
Geschäfte abzuschließen. Damals schon haben sich die Pisaner stark genug ge¬ 
fühlt, um gemeinsam mit den Genuesern Sardinien der Herrschaft der Araber 
zu entreißen und diese Insel dann für sich zu behalten. Als 1070 Pisa auch Kor¬ 
sika und Elba in Besitz genommen hatte, erreichte dieses Gemeinwesen eine 
gewaltige Uebermacht zur See, welche zunächst — trotz Beginn der Kreuz¬ 
zugsbewegung — zu einem erbitterten Kampfe zwischen Genua und Pisa 
führte. Papst Innocenz II. hat diesen Streit 1133 zu Gunsten Genuas geschlich¬ 
tet, indem er die Hälfte von Korsika Genua übertrug. Pisa war seit dieser 
Zeit Anhänger der deutschen Kaiser und Gegner der päpstlichen Partei. 1135 
bezw. 1137 wurde die ältere rivalisierende Handelsstadt Amalfi schonungs¬ 
los vernichtet. Die Bevölkerung von Pisa soll jetzt 150 000 Köpfe gezählt ha¬ 
ben. Die Beteiligung Pisas an den christlichen Eroberungen der Kreuzzugs¬ 
heere in Syrien, Palästina und Egypten brachten dieser Handelsstadt wich¬ 
tige Kolonialbesitzungen in Antiochia, Tyrus, Akkon, Joppe, Jerusalem, 
Thessalonich, Almyra, Konstantinopel, Alexandrien usw. ein. Und, als die 
Ö Eroberungen Saladins die christlichen Herrschaftsgebiete einengten, schloß 
dieser Fürst doch mit Pisa Handelsverträge ab, welche diese Stadt begünstig¬ 
ten, weil die Pisaner für Egypten zu den wichtigsten Lieferanten von Eisen, 
Holz und Pech gehörten. Auch Kaiser Friedrich II. hat der ihm befreundeten 
Stadt während seines Aufenthalts im Orient Handelserleichterungen erwirkt. 
Daß diese Lieferungen nach Egypten den „Erbfeind der Christenheit" in sei¬ 
nem Kampfe gegen die Kreuzfahrer wesentlich stärkten, störte die Pisaner Ge¬ 
schäftsleute ebensowenig, wie der nur zu oft berechtigterweise gegen sie erho¬ 
bene Vorwurf, den Seeraub auf direkte wie indirekte Weise zu begünstigen. 


Während der Gewinnsucht halber dem Feinde die wichtigsten Kriegsma¬ 
terialien zugeführt wurden, dauerte seit den ersten Eroberungserfolgen der 
Kampf um die Beute zwischen den christlichen Handelsstaaten mit wech¬ 
selvollen Bündnissen fast ununterbrochen weiter. 1205 wurden die Pisaner 
durch die Genueser aus Syracus und Sardinien vertrieben, das sie vorher 
gemeinsam den Arabern entrissen hatten. 1206 schloß dann Pisa ein Schutz¬ 
bündnis mit Venedig gegen Genua. 1256 sehen wir dann wieder Pisa mit 
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Genua gegen Venedig in Akkon einen räuberischen Ueberfall ausführen, 
dem im folgenden Jahre wieder ein Schutzbündnis zwischen Pisa und Vene¬ 
dig gegen Genua sich anschließt. Den Kampf zwischen den Hohenstaufen 
und dem Papste benützte dann Genua, um nach Untergang des italienischen 
Stauferreichs (1268) die Flotte der Pisaner (1284) vollständig zu vernich¬ 
ten. Damit gehen alle auswärtigen Besitzungen Pisas an Genua verloren 
und blutige Bürgerkriege geben dieser Vernichtung der See- und Kolonial- 
Macht das Grabgeleite. Die erbitterten Rivalitätsö kriege zwischen Venedig 
und Genua gestattete dann dem Pisaner Handel, sich wieder etwas zu erho¬ 
len. 1247 - 48 kaperten und zerstörten Genua und Pisa sich gegenseitig ihre 
Schiffe im Hafen von Tunis. 1399 kommt das stark geschwächte Pisa unter die 
Herrschaft von Mailand, das es 1405 an Florenz verkauft. Pisa-Florenz 
erfreute sich dann noch einer eigenartigen Nachblüte. 
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Pisa war durch den Warenhandel, durch das Transportgeschäft wäh¬ 
rend der Kreuzzüge und durch den Seeraub reich und mächtig geworden, Flo¬ 
renz verdankte seinen Reichtum den Geldgeschäften mit der päpstlichen 
Kurie Hand in Hand mit einer blühenden Tuch- und Seidenweberei. Die Flo- 
rentinischen Bankfilialen reichten von der Küste des atlantischen Ozeans bis 
zum Nil, zum Schwarzen Meere und nach Asien. Die seit 1552 geprägte Gold¬ 
münze von Florenz, der Florenus, vermittelte in den damaligen Münzwirren 
einen sehr großen Teil des internationalen Zahlungsverkehrs. Die leicht ge¬ 
wonnene Rechtsnachfolge in den Handelsbeziehungen der Pisaner kam 
deshalb für Florenz nicht ungelegen. Aber die geschmeidigen Geldwechsler 
dachten nicht daran, die alte Kriegsmacht von Pisa wieder aufzurichten. Den 
beiden Rivalen Genua und Venedig, und dem mächtigen Türkenreiche gegen¬ 
über mochte das auch mit besonderen Schwierigkeiten verknüpft sein. Die Flo¬ 
rentiner machten deshalb aus der Not eine Tugend. Sie erneuerten überall die 
alten Handelsbeziehungen der Pisaner und suchten durch den völligen Man¬ 
gel EINER EIGENEN KRIEGSFLOTTE IM MITTELMEERE Und durch den AUSDRÜCKLI¬ 
CHEN Verzicht auf jeden Kolonialbesitz bei ihren Geschäftsbeziehungen be¬ 
sonderes Vertrauen zu erwecken. In der Tat ist es so Pisa-Florenz namentlich 
bei den Türken gelungen, ganz besondere Gunst zu ö erwerben, was den gif¬ 
tigen Neid Venedigs wachrief und im Jahre 1467 z.B. zu einem Ueberfall und 
zur Beraubung der Florentiner Kaufleute durch die Venezianer auf türkischem 
Boden führte. Auch in Egypten und Nord-Afrika wußten so die Florentiner die 
geschäftlichen Traditionen der Pisaner wieder aufzunehmen. Und als die Por¬ 
tugiesen ihre Indienfahrten begannen, beteiligte sich Pisa-Florenz an diesen 
Unternehmungen mit 150 bis 175 Proz. Gewinn. Trotz dieser geschäftlichen Ge¬ 
schmeidigkeit ging der direkte Seeverkehr unter dem Einfluß der wachsenden 
Unsicherheit zurück. Die letzte Nachricht über einen Verkehr von Florenz mit 
Egypten datiert vom Jahre 1474. 1494 wurde Florenz von dem französischen 
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König Karl VIII. besetzt. 1521 folgte wieder die Herrschaft der Medici. Von 
1569 ab gehört Pisa-Florenz zum Grossherzogtum Toscana. Die Einwohner¬ 
zahl von Pisa ist inzwischen von 150 000 zu Ende des XI. Jahrhunderts auf 
15 600 zu Ausgang des XVI. Jahrhunderts zurückgegangen. 


c. Genua. 
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§ 165. Genua, die alte Hauptstadt Liguriens, erfreute sich im VIII. Jahr¬ 
hundert eines aufblühenden Handels und erlangte 958 ihre munizipale Un¬ 
abhängigkeit mit dem Privileg, durch selbstgewählte Konsuln sich regieren 
zu lassen. Das benachbarte Pisa war schon reich und mächtig geworden. Es 
lag deshalb für Genua nahe, sich mit Pisa zur Bekämpfung eines gemeinsamen 
Feindes zu vereinigen. So begannen die gemeinsamen erfolgreichen Kriege 
gegen die Araberherrschaft auf den italienischen Inseln Sardinien, Korsi¬ 
ka, Elba und Sizilien. Aber die Pisaner wollten sehr bald von einem ö mit 
Genua gemeinsamen Besitz dieser Inseln nichts wissen. Es kam zu einem er¬ 
bitterten Kampfe um die Beute, welcher 1119 durch den Papst zu Gunsten von 
Genuas Teilhaberschaft entschieden wurde. Das hinderte jedoch die Pisaner 
nicht, die junge genuesische Kolonie in Byzanz 1162 durch Feindschaft und 
Unduldsamkeit in ihrer Existenz zu bedrohen. Inzwischen hatte Genua sein 
Gebiet nach dem Osten und Westen der Riviera erweitert und durch seine 
energische Beteiligung an den Kreuzzügen je ein Quartier in den Städten Je¬ 
rusalem und Jaffa, sowie ein Drittel der Städte Cäsarea, Akkon, Beyrut 
und Arsuf gewonnen. Der Handel Genuas erstreckte sich auf Griechenland, 
Klein-Asien, Egypten, Nord-Afrika, Süd-Spanien, Süd-Frankreich, Flan¬ 
dern und Deutschland. Aber die anderen Handelsstädte des christlichen 
Abendlandes waren nicht weniger bemüht, alle Handelsgewinne in der da¬ 
mals bekannten Welt an sich zu reißen, und so entsteht denn bald überall Neid 
und Streit zwischen Pisa, Genua, Venedig und Marseille, nachdem Amalfi 
durch die Pisaner 1135/37 als Konkurrent vernichtet worden war. Venedig hat 
es verstanden, den vierten Kreuzzug (1202 - 04) ganz in die Bahnen seiner 
Geschäftsinteressen abzuleiten. Konstantinopel wurde erobert und das latei¬ 
nische Kaiserreich gegründet, das von 1204 - 1261 bestehen konnte. Alle für 
den Handelsverkehr bedeutsamen Plätze fielen den Venezianern zu. Die lei¬ 
tenden Kreise in Genua fanden nicht den Mut, diesem im Interesse ihrer Kon¬ 
kurrentin unternommenen Geschäftskreuzzuge entgegenzutreten. Aber sie 
lehnten doch die Teilnahme an demselben ab und warteten auf eine passende 
Gelegenheit, die materiellen Früchte des vierten Kreuzzuges den Venezianern 
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wieder zu entreißen. Inzwischen hatten die Pisaner das Quartier der Genue¬ 
ser in Akkon im Winter 1222 auf 23 0 in Brand gesteckt, ohne Bestrafung da¬ 
für zu ernten. 1247 finden wir Genueser und Venezianer Kaufleute in Kiew, 
um direkte Handelsbeziehungen mit den Russen anzuknüpfen und die Ver¬ 
mittelung der griechischen Kaufleute zu umgehen. Die Beziehungen zwischen 
Genua und Venedig erhielten dadurch keine Förderung. 1258 wurden die Ge¬ 
nueser von den Venezianern in Akkon geschlagen und die dort anwesende 
genueser Flotte zur Hälfte zerstört. Die Geschäftsinteressen Genuas hatten 
unter diesem für ihre Partei ungünstigen Kampfe schwer zu leiden. Die Unzu¬ 
friedenheit im Volke wuchs. Die Zünfte bemächtigten sich der Herrschaft 
im Staate und verjagten die gesättigten Bürger, die zu wenig Energie in der 
Verteidigung der Handelsinteressen gezeigt hatten. In der Tat beginnt mit die¬ 
sem Regierungswechsel (1260) eine neue glänzende Epoche für Genua. 
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1261 wurde unter wesentlicher Mithilfe der Genueser Streitkräfte dem 
lateinischen Kaiserreiche durch den griechischen Kaiser in Nicäa ein En¬ 
de gemacht. Zum Dank dafür erhielt Genua vom neuen Herrscher in Byzanz 
die Vorstadt Galata, die Insel Chios und wichtige Handelsprivilegien im 
Schwarzen Meere. Speziell das Schwarze Meer betrachteten die Genueser von 
jetzt ab als ihre Domäne, aus welcher der griechische Handel so vollständig ver¬ 
drängt wurde, daß selbst die Versorgung von Konstantinopel mit Getreide 
und Fischen in die Hände der Genueser gekommen ist. Der neuen Geschäfts¬ 
ausdehnung entsprechend wurde die Kriegsflotte wieder verstärkt und nun 
schien endlich die Zeit gekommen, mit dem gefährlichen Konkurrenten in der 
nächsten Nachbarschaft, mit Pisa, blutige Abrechnung zu halten. 1284 wurde 
die Pisaner Flotte völlig vernichtet und alle auswärtigen Besitzungen Pisas 
Genua einverleibt. 


Ö § 166. Genua stand auf dem Gipfel seiner Macht und entwickelte 
einen ungewöhnlichen Unternehmergeist. Am Persischen Golfe kam es zur 
Errichtung von Stapelplätzen, um die indische Ware über Persien nach dem 
Schwarzen Meere zu leiten. Als 1293 - 94 die drei ersten christlichen Reisenden 
durch die asiatische Welt, die drei Polo, von China nach Tauris kamen, fan¬ 
den sie am Kaspischen Meere viele Genueser Kaufleute. 1290 schloß Genua 
einen Handelsvertrag mit Egypten. Seit 1291 datieren die Versuche Genuas, um 
Afrika herum einen direkten Weg nach Indien zu finden, denen viele Rei¬ 
sen genueser Kaufleute über das tartarische Gebiet nach Persien, Ormuz und 
Indien zur Seite standen. Genua war auf dem besten Wege, die erste Handels¬ 
macht der christlichen Welt zu werden, wenn jetzt nicht zwei Hindernisse 
ihm entgegengetreten wären. 
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1291 fiel mit Akkon die letzte christliche Station in Syrien wieder 
in die Hände der Mohamedaner zurück. Die Aufregung in der christlichen 
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Welt über das Fraternisieren des Handels mit den Saracenen war groß. 
Man wollte endlich dieser geschäftlichen Durchkreuzung der christlichen Er¬ 
oberungspolitik gegen den Erbfeind der Christenheit einen Riegel vorschieben. 
Die Ausfuhr von Kriegsmaterial, wozu auch Holz, Teer und Eisen gehör¬ 
ten, nach Egypten wurde verboten und zwar unter Androhung der strengsten 
kirchlichen und bürgerlichen Strafen. Damit die Durchführung diesem Verbo¬ 
te nicht fehle, wurden Wachtschiffe im Mittelmeere stationiert und Kreu¬ 
zer vom Johanniterorden und vom Könige von Cypern ausgeschickt. So 
wurde manches reich beladene Kaufmannsschiff abgefangen und konfisziert. 
Aber die Handelsinteressen zwischen dem Abendlande und Egypten waren 
doch zu stark, als daß sie jetzt hätten ö völlig unterbunden werden können. 
Der Schleichhandel breitete sich immer mehr aus. Und weil die Kriegsflotte 
der Handelsstaaten die Handelsschiffe begleiteten, kam es zum offenen Streit 
zwischen Genua und den Johannitern und dem Könige von Cypern, wobei 
die mohamedanischen Herrscher natürlich die europäischen Handelsstaaten 
unterstützten. Die Vertreter der christlichen Eroberungspolitik mußten in einer 
solchen Lage sich bald verbluten. 

Immerhin war durch diese Reibungen der Handel nach Egypten we¬ 
sentlich erschwert worden. Die Handelsstaaten waren deshalb mit doppel¬ 
ter Energie bemüht, Ersatz durch Ausdehnung ihrer Handelsbeziehungen im 
griechischen Reiche wie namentlich im Schwarzen Meere zu finden. Und 
damit begann jener mehr als hundertjährige Rivalitätskrieg zwischen Ge¬ 
nua und Venedig (1240 - 1381), welcher die Lebenskraft Genuas verzehrte. 
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§ 167. Mit Mord und Plünderung auf byzantinischem Gebiete ist die¬ 
ser Streit zwischen Genua und Venedig ausgebrochen. Die weit verzweigten 
Kolonialinteressen zwangen Genua, die Heimat von Streitkräften zu ent- 
blössen. Die Stockung der Geschäfte ließ wieder die Unzufriedenheit im 
Volke zunehmen. Und diese Gelegenheit benutzten die vorher vertriebenen 
„gesättigten" Bürger, welche zur Partei der Welfen gehörten, das Zunftre¬ 
giment in Genua zu stürzen und das Konsulamt dem italienischen Weifen¬ 
führer, König Robert von Neapel, zu übertragen. Die reichen genuesischen 
Kolonien in der Levante, von denen die Stadt Kaffa damals 100 000 Einwoh¬ 
ner gezählt haben soll, waren mit diesem Regierungswechsel in der Heimat 
nicht einverstanden. Sie wurden in diesem Verhalten unterstützt durch den 
Kaiser von Byzanz, welcher 1261 von ö dem Regiment der Zünfte in Genua 
so wertvolle Mithilfe bei der Wiedereroberung Konstantinopels erhalten hat¬ 
te. Die neue Regierung in Genua wollte mit Waffengewalt die Kolonien zur 
Unterwerfung zwingen. Aber der Kriegszug endete mit der Vernichtung der 
genueser Flotte. Die Kolonien im Orient haben gesiegt und sich verselb¬ 
ständigt. Diese bedenklichen Mißerfolge riefen neue blutige Bürgerkriege 
in der Heimat mit wiederholtem Regierungswechsel hervor. Die wieder an's 
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Ruder gekommene Partei des Geldadels verbündete sich sogar mit Venedig, 
um gemeinsam von den reichen Kolonien wieder zu gewinnen, was möglich 
war. Aber gleich darauf (1347) ist der alte Rivalitätskrieg zwischen Genua 
und Venedig von neuem entbrannt, weil nach den ersten Erfolgen naturge¬ 
mäß immer die eine Partei die andere wieder verdrängen wollte. Selbst das 
Pestjahr 1348 vermochte den Konkurrenzhaß der kämpfenden Parteien nicht 
zu mindern. Ein Bündnis des Geldadels mit den Türken zur Eroberung von 
Konstantinopel führte 1353 nur zur abermaligen Vernichtung der Flotte Genu¬ 
as. Auf's Neue kam der Bürgerkrieg zum Ausbruch mit Hungersnot und 
einem allgemeinen Bankerott der Geschäftsleute. In dieser Lage übertrug 
Genua sein Konsulat auf Mailand. Mit den größten Anstrengungen wurde 
eine neue Flotte erbaut, die naturgemäß ihre ersten Lorbeeren auf einem Beu¬ 
tezug gewinnen sollte. 1355 überfiel und plünderte der Admiral von Genua 
Tripolis und führte neben reichen Schätzen 7000 Männer, Frauen und Kin¬ 
der mit sich fort auf den Sklavenmarkt. 1377 begann von neuem der Krieg 
mit Venedig und zwar diesmal um die Insel Tenedos. Nach sehr wechselvollem 
Streite, der zu Ungunsten Genua's 1381 endete, kamen charakteristischer Weise 
die Parteien überein, die Insel Tenedos gänzlich zu vernichten und beider¬ 
seits ö auf ihren Besitz zu verzichten. Je mehr sich die beiden noch übrig 
gebliebenen italienischen Handelsstaaten in unerbittlichen Konkurrenzkriegen 
schwächten, desto leichter konnten die Saracenischen Seeräuber das Mit¬ 
telmeer unsicher machen und den christlichen Handel schwer schädigen. Da 
sich große kontinentale Herrschaftsgebiete in Europa bildeten, waren überdies 
die Tage der politischen Selbständigkeit von Handelsstaaten mit einem sehr 
zerstreuten Kolonialbesitz gezählt. Unter dem Einflüsse neuer Bürgerkrie¬ 
ge übertrug die Republik Genua die Herrscherwürde 1396 dem benachbarten 
Frankreich und beschloß damit im wesentlichen seine Geschichte als unab¬ 
hängiges Staatswesen. 


381 


d. Venedig. 

§ 168. Als Attila 452 n. Chr. die reichen Städte Aquileja und Padua zer¬ 
störte, sahen sich die Ueberlebenden gezwungen, auf den von Fischern und 
Schiffern schon unter der Römerherrschaft bewohnten Laguneninseln Zu¬ 
flucht zu suchen. So entstand ein selbständiges städtisches Gemeinwesen. Nur 
ein schmaler Wasserstreifen trennt diese Inseln vom Kontinent, aber er erwies 
sich breit genug, um die hier lebende Bevölkerung vor den Verwickelungen in 
jene Geschichte zu bewahren, denen Italien vom V. - X. Jahrhundert ausgesetzt 
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war. Venedig, an dessen Spitze vom Volke gewählte Tribunen standen, stand 
unter der Hoheit von Byzanz. Seit 697 war es Sitte geworden, daß nach Art 
der umliegenden Herzogtümer ein Doge (Dux) erwählt wurde. Die Kommune 
hatte eine gemässigt aristokratische Verfassung, welche ein Aufsteigen der 
Tüchtigen von unten offen ließ und in allen wichtigen Fragen an die Zustim¬ 
mung des ganzen ö Volkes gebunden war. Wie in Amalfi so fanden sich auch 
in Venedig früh schon arabische Händler ein, durch welche die Handelsbe¬ 
ziehungen zwischen dem Orient und dem Occident gepflegt wurden. Zur Zeit 
der Karolinger bestand bereits ein ausgedehnter Handel Venedigs mit Syrien 
und Aegypten. So groß war indeß jetzt die Abhängigkeit der Staatenbildung 
von religiösen Ideen, daß der aufstrebende Handelsstaat Venedig vor Allem 
sich bemühte, die Gebeine eines möglichst angesehenen Heiligen zu erwerben 
und durch deren Verehrung in einem tunlichst reich ausgestatteten Gotteshau¬ 
se diesen Heiligen in einen Nationalheiligen umzuwandeln. Man kaufte in 
Aegypten die Reliquien des Apostel Markus und überführte sie 836 nach Ve¬ 
nedig. Von da ab wurden die Interessen des venetianischen Staatswesens in sol¬ 
chem Maße mit der Verehrung des Heiligen Markus durchflochten, daß Vene¬ 
dig als „Republik von San Marco" bezeichnet wurde. Die Gebietserwerbun¬ 
gen des Handelsstaates richteten sich zunächst auf Bezugsquellen von Schiff¬ 
bauholz und geeignete Stützpunkte für die Seefahrt. Um das Jahr 1000 
war Dalmatien bis nach Ragusa erobert und damit Venedig Beherrscherin 
des Adriatischen Meeres geworden. In dem Kriege zwischen dem süditalieni¬ 
schen Normannenreiche und Byzanz (1082 - 85) unterstützte Venedig mit allen 
Kräften das oströmische Reich. Denn der gefährliche Konkurrenzhandelsstaat 
Amalfi gehörte zu dem Normannenreiche. Vom byzantinischen Kaiser wurde 
dafür die Republik San Marco mit wertvollen Handelsprivilegien beschenkt, 
die Amalfiten im byzantinischen Reiche aber zur Zahlung eines Zinses an die 
Markuskirche in Venedig verpflichtet. 

§ 169. Als die Kreuzzüge begannen, hörte die religiöse Begeisterung der 
Handelsstaaten immer dort auf, wo der Profit in andere Bahnen einlenk¬ 
te. ö Am ersten Kreuzzuge beteiligte sich Venedig (1098) mit einer stolzen 
Kreuzfahrerflotte von 200 Seglern. Aber diese, dem Kreuze geweihte Flotte lie¬ 
ferte zunächst den christlichen Pisanern als Handelskonkurrenten bei Rho- 
dus eine Schlacht und nahm ihnen 20 Fahrzeuge weg, welche ebenfalls zur 
Bekämpfung der Araber bestimmt waren. Dann wurde Smyrna geplündert. 
Und erst nach diesen Taten beteiligte sich die venezianische Flotte an der Erobe¬ 
rung von Jaffa durch das Kreuzzugsheer. In dem Maße als Amalfi durch Pisa 
namentlich verdrängt wurde und die Normannen in Syrien und Palästina sich 
als kühne Eroberer zeigten, schloß sich Venedig den Normannen an und wuß¬ 
te aus dieser neuen Freundschaft in den Kreuzzugsstaaten reichen Handelsge¬ 
winn zu ziehen. Das erregte den unversöhnlichen Neid des ebenfalls mächtig 
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emporstrebenden Genua, führte zu blutigen Kämpfen in den Hafenstädten des 
heiligen Landes, zu wiederholtem Verrat der christlichen Interessen an die 
arabischen Herrscher und zu einem Freundschaftsbündnis zwischen By¬ 
zanz und Genua. 1171 wurden die in Konstantinopel anwesenden Venetianer 
niedergemetzelt. Kaiser Manuel von Byzanz wollte die abendländische Kai¬ 
serkrone wieder erobern und das mit ihm verbündete Genua sollte in diesem 
Weltreiche die Handelsprivilegien erhalten. Aus diesen Bestrebungen erwuchs 
für Venedig die Möglichkeit, den vierten Kreuzzug (1202 - 04) in überra¬ 
schender Weise von seinem ursprünglichen Ziele Egypten abzulenken. 


Die französische und niederländische Ritterschaft sammelte sich in Vene¬ 
dig, um von da aus Egypten anzugreifen. Venedig unterhielt mit Egypten um 
so wichtigere Handelsbeziehungen, je schwieriger seine Stellung im byzan¬ 
tinischen Reich sich gestaltete. Die Venetianer lieferten nach Egypten Schiff¬ 
baumaterial, Holz, ö Pech, Teer aus den Wäldern von Dalmatien, Eisen aus 
den Schmieden von Steiermark und Kärnthen, Waffen und Sklaven. Für die¬ 
se den egyptischen Herrschern ungemein wichtigen Zufuhren erlangten die 
Kaufleute von San Marco für den Bezug indischer Gewürze aus Egypten sol¬ 
che Begünstigungen, daß damals Venedig das Zentrum des Pfefferhandels 
für Europa geworden war. Dem Sultan von Egypten kam der drohende An¬ 
griff der Kreuzfahrer sehr ungelegen. Er schickte deshalb eine Gesandschaft mit 
wertvollen Geschenken nach der Lagunenstadt und bat dringend, den Kreuz¬ 
zug nach Egypten oder Syrien jetzt zu verhindern. An neuen wertvollen Han¬ 
delsbegünstigungen sollte es für diesen Freundschaftsdienst nicht fehlen. Ein 
byzantinischer Prinz, Schwager des deutschen Königs Philipp von Schwaben, 
bemühte sich unter dem Kreuzfahrerheere, um mit dessen Hilfe seinen ent¬ 
thronten Vater in Byzanz wieder zur Herrschaft zu bringen. Vor allem aber war 
das Kreuzzugsheer nicht in der Lage, die Ueberfahrtskosten an Venedig voll zu 
entrichten. Die Ritter blieben dafür als Schuldner in der Hand der venetiani- 
schen Regierung, welche den Ausweg vorschlug, diese Schuld durch Erobe¬ 
rungen für den Lagunenstaat abzutragen. So zog denn das Kreuzzugsheer 
unter persönlicher Führung des Dogen zunächst vor Zara, um die widerspen¬ 
stigen Dalmatiner unter das Joch der Republik zurück zu zwingen. Dann ging 
es an Egypten und Syrien vorbei nach Konstantinopel, das zweimal erobert 
und geplündert wurde. Die von den Kreuzfahrern erhoffte Vereinigung der 
griechischen Kirche mit der römischen scheiterte an dem Widerstand der 
Bevölkerung. Aber die Errichtung des lateinischen Kaiserreichs gelang 
(1204). Bei der Verteilung der Beute erhielten die Venetianer den Löwenanteil: 
die wichtigsten Küstenstriche mit den wertvollsten Inseln. 


384 


Ö § 170. Venedig stand auf dem Gipfel seiner Macht. Von den Lagu¬ 
neninseln bis nach Klein-Asien verfügte es über eine Kette von Seeplätzen, 
welche die Seefahrt außerordentlich erleichterten. Die neuen Erwerbungen am 
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Bosporus und Marmarameere brachten auch den Schwarzenmeer-Handel 
unter seine Gewalt und ermöglichten große Handelsunternehmungen nach 
Bulgarien wie nach dem Don und der Wolga. Die Begünstigungen in Egyp¬ 
ten und Syrien waren jetzt größer denn je zuvor. Ueber Kleinarmenien reich¬ 
ten ihre direkten Beziehungen bis nach Persien und Indien. Aber auch in Tri¬ 
polis und Tunis hatten sie festen Fuß gefaßt. Venedig war auf dem besten We¬ 
ge, das Monopol über den ganzen Levantehandel zu erringen. Die Venetia- 
ner waren jetzt in Konstantinopel, Alexandrien, Kairo und am Schwarzen 
Meere mehr zu Hause als in Rom oder Florenz. Der Schwerpunkt der ve- 
netianischen volkswirtschaftlichen Interessen lag im Orient, deshalb konnte 
der Doge mit Recht den Antrag stellen: die Venetianer möchten nach Kon¬ 
stantinopel als der Hauptstadt ihres Reiches, die ihnen damals schon zu drei 
Achteln gehörte, übersiedeln. Der Reichtum der Venetianer nahm rasch 
zu und bedeckte die Lagunen mit herrlichen Palästen, deren Architektur deut¬ 
lich genug die intimen Beziehungen zum Orient erkennen läßt. Die venetia- 
nische Handelsflotte zählte über 3000 Segler mit 25 000 Matrosen, welche 
unter Bedeckung durch Kriegsschiffe als flandrische, armenische, egypti- 
sche und Schwarzmeerflotte ihren Geschäften nachging. Dazu kam noch der 
Landhandel nach Deutschland, über Wien, Augsburg und die rheinische 
Handelsstrasse entlang. Das Einkommen des Einzelnen stieg pro Jahr bis auf 
70 000 Dukaten, während die Kosten des Lebensunterhaltes so billig waren, 
daß man für 3000 Dukaten einen Palast bauen konnte. 


386 


Ö § 171. Mit dem Reichtume und mit der drohenden Gefahr eines ve- 
NETIANISCHEN HANDELSMONOPOLS WUCHS DIE ZAHL DER FEINDE. Trotz der Er¬ 
folge des vierten Kreuzzuges hatte sich ein griechisches Kaisertum in Nicäa, 
ein zweites in Trapezunt am Schwarzen Meere erhalten. Hier fand Venedigs 
großer Handelskonkurrent Genua seine natürlichen Verbündeten, deren Un¬ 
terstützung es ihm immer wieder ermöglichte, nach jeder schweren Niederlage 
durch die venetianische Flotte sich rasch zu erholen. 1261 gelang es, von Nicäa 
aus, im Bunde mit Genua dem lateinischen Kaisertume ein Ende zu machen 
und die griechische Herrschaft in Konstantinopel wieder aufzurichten. Wenn 
auch Venedig einen großen Teil seiner Besitzungen behielt, mit der Handels¬ 
begünstigung von Konstantinopel aus war es vorbei. Hierin trat jetzt überall 
Genua an seine Stelle. In dem Maße aber als Genua seine Handelsherrschaft 
im griechischen Reiche und am Schwarzen Meere ausbreitete, war Venedig be¬ 
müht, mit den ihm befreundeten egyptischen Herrschern den ganzen Verkehr 
von und nach Asien zu monopolisieren. Die rivalisierenden Handelsinteressen 
zwischen Genua und Venedig ließen deshalb den Krieg zwischen diesen bei¬ 
den Staaten nicht eher zu Ende kommen, bis eine der kämpfenden Parteien 
völlig erschöpft war. Schon schien Venedig vernichtet zu sein, als Genua in 
der zweiten Hälfte des XIV. Jahrhunderts sich noch mit Ungarn, Oesterreich 
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und Carrara verbündet und mit der Besetzung der Lagunenstadt schon be¬ 
gonnen hatte. Aber Venedig wußte kluge Separatfrieden mit den Verbündeten 
abzuschließen, bis Genua wieder isoliert war und die äußerste Anstrengung 
der venetianischen Kräfte den letzten großen Sieg über die genueser Waffen 
1381 ermöglichte. Wenige Jahre später hatte Genua aufgehört ein selbständiger 
Staat zu sein. 


Ö Trotzdem wurde Venedig in immer neue Kriege verwickelt. Die bö¬ 
sen Erfahrungen in der zweiten Hälfte des XIV. Jahrhunderts ließen es zweck¬ 
mäßig erscheinen, die Landesgrenzen auf dem Festlande von der Stadt Ve¬ 
nedig weiter abzurücken. Deshalb wurde in den Jahren 1427 - 1448 die ter¬ 
ra Firma erobert, zu welcher Padua, Vicenza, Verona, Feltre, Bassano, Belluno, 
Friaul, Brescia, Bergamo und Crema gehörten. Diese Zeiten waren deshalb den 
venetianischen Interessen günstig, weil das energische Vordringen der Osma- 
nen auf dem europäischen Kontinente die Aufmerksamkeit der Ungarn und 
Oesterreicher derart in Anspruch nahm, daß Beide ihre gegen Venedig gerich¬ 
teten Pläne zu verfolgen aufgaben. Sobald indeß die Türken Konstantinopel 
erobert hatten (1453), richteten sich ihre Waffen mit gleicher Energie auch 
gegen die venetianischen Besitzungen. Schon der Friede von 1503, welchen 
Venedig mit der Türkei abgeschlossen, erinnerte die Republik an ihr nahen¬ 
des Ende. Die „Liga von Cambrai" (1508), welche der Papst, Kaiser Maxi¬ 
milian I., Ludwig XII. von Frankreich und Ferdinand der Katholische von 
Aragonien gegen Venedig vereinigte, schien den Untergang der Republik von 
San Marco rasch herbei zu führen. Trotzdem wußte das Geschick der venetia¬ 
nischen Diplomaten das drohende Verderben noch einmal abzuwenden. 1617 
schloß die Fagunenstadt noch einen Bund mit Holland und Schweden ge¬ 
gen die spanisch-habsburgische Weltmacht. 1669 ging Kreta an die Türken 
verloren. Seit Anfang des XVIII. Jahrhunderts erstrebte die venetianische Poli¬ 
tik Friede und Neutralität um jeden Preis, um der Fremdenstadt mit ihren 
zahllosen Festen und ihrer charakteristischen Maskenfreiheit im angenehmen 
Genießen keine Störungen zu bereiten. Das Jahr 1797 ö brachte trotzdem mit 
den napoleonischen Kriegen auch diesem Handelsstaate das Ende. 
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§ 172. Diesem politischen Niedergang seit Mitte des XIII. Jahrhunderts ge¬ 
hen bedeutsame Veränderungen im venetianischen Handel zur Seite. Der 
Verlust von Akkon (1291) brachte eine päpstliche Handelssperre für Aegyp¬ 
ten und Syrien als Vorbereitung einer neuen Kreuzzugseroberung. Zwar wuß¬ 
te der Schleichhandel, auch angeregt durch Einfuhrprämien, welche Aegypten 
bezahlte, dieselbe zu umgehen und die Päpste selbst haben von Mitte des XIV. 
Jahrhunderts ab gegen entsprechende Zahlungen besondere Handelserlaubnis 
gewährt, welche mit der Aussichtslosigkeit neuer Kreuzzugsbewegungen die¬ 
se Handelssperre bald in Vergessenheit geraten ließ. Dennoch bedeutete die¬ 
se Maßnahme eine empfindliche Schädigung der Handelsinteressen. Im indi- 
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schen Gewürzhandel traten bedenkliche Veränderungen ein. Der Sultan 
von Aegypten führte 1422 ein staatliches Handelsmonopol mit indischen 
Spezereien und Baumwolle ein und steigerte die Preise für diese Produkte um 
das dreifache. Die fremden Kaufleute mußten ihre Aufkäufe auf die vom Sul¬ 
tan bezeichneten Plätze beschränken und alle übrigen Handelsniederlassun¬ 
gen in seinem Reiche aufgeben. Gelegentlich gefiel es dem Sultan, alle fremden 
Händler gefangen zu nehmen, um sie nur gegen noch höhere Preisbewilligun¬ 
gen wieder frei zu geben. In noch größere Bedrängnis geriet der venetianische 
Gewürzhandel durch das Vordringen der Portugiesen in Indien. Die Repu¬ 
blik von San Marco plante deshalb im Bunde mit dem Sultan von Aegypten, 
dem Beherrscher der Türken und den Arabern Portugal aus Indien wieder zu 
vertreiben. Zu einem energischen Vorgehen nach dieser Richtung ist es jedoch 
nicht gekommen. 1521 hat dann Portugal Venedig eingeladen, seine indischen 
Gewürze ö künftig in Lissabon einzukaufen. Weil aber der König von Portu¬ 
gal nicht darauf einging, den Kaufleuten aus der Lagunenstadt all seine in¬ 
dischen Gewürze zu verkaufen, so daß Venedig für den Wiederverkauf das 
Monopol gehabt hätte, blieb die Republik von San Marco bei ihrer ägypti¬ 
schen Bezugsquelle. Sie hätte doch auf ihre meisten Absatzgebiete der Kon¬ 
kurrenz halber verzichten müssen. In Aegypten aber wurden die Spezereien 
immer rarer und teurer, die Behandlung der fremden Händler immer schlech¬ 
ter. Die Venetianer ließen sich des Gewinnes halber alles gefallen und kamen 
deshalb selbst bei den Eingebornen im XVI. Jahrhundert immer mehr in Miß¬ 
achtung. 

Aehnliche Verschiebungen vollzogen sich auf dem Sklavenmarkte. Schon 
im VIII. Jahrhundert gehörten die Venetianer zu den regelmäßigen Besuchern 
des Sklavenmarktes in Rom, auf welchem die Grundherren die Kinder ihrer 
christlichen Hintersassen verkauften, die dann hauptsächlich nach Nord¬ 
afrika an die Araber weiter verhandelt wurden. Das ganze Mittelalter hindurch 
bis in's XVI. Jahrhundert war dann Venedig ein Hauptplatz des internatio¬ 
nalen Sklavenhandels, wo Tausende von Sklaven und Sklavinnen zu stei¬ 
genden Preisen verkauft wurden. Die Zufuhr besorgten zumeist die venetia- 
nischen Kolonien, der Absatz ging vielfach nach Katalonien und Roussil¬ 
lon. Im XV. Jahrhundert ist dann durch die Mongolenkriege ein neuer Auf¬ 
schwung in den Handel mit Sklaven gekommen. Die Entdeckung Amerika's 
aber hat auch den Schwerpunkt dieses Handels nach Spanien und nach dem 
Atlantischen Ozean verlegt. Die Bedeutung des venetianischen Marktes 
ging dann in diesem Artikel mehr und mehr zurück. 

Klugerweise war Venedig bald bestrebt, die unsicheren Quellen der inter¬ 
nationalen Handelsgewinne durch Schaf Qfung einer tüchtigen heimischen 
Industrie zu ersetzen, was nach Erwerbung eines größeren Gebietes in der 
Heimat möglich war. So ist die Republik von San Marco etwa um Mitte des 
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XVI. Jahrhunderts industriell selbständig geworden. Als Industrieproduk¬ 
te sind besonders zu nennen: Tuche, Ledertapeten, Glas, Spitzen, Waffen, Me¬ 
talle. Die Glasindustrie beschäftigte in Murano 30 000 Menschen, welche 
in sechsstündigen Schichten Tag und Nacht arbeiteten und nur am Samstag 
Abend die Oefen ausgeblasen haben. Damit war schon im XVI. Jahrhundert ei¬ 
ne Altersversorgung verbunden, welche 60 Dukaten im Jahre gewährte. Die 
Spitzenindustrie war bis in das XVIII. Jahrhundert Hausindustrie geblieben 
und wurde dann erst in Murano und in Pellestrina fabrikmässig betrieben. 
Die venetianische Mode war weltberühmt und dadurch der Absatz der vene- 
tianischen Produkte wesentlich gefördert. In Venedig selbst war der Begriff 
des Proletariats unbekannt. Die Lagunen gestatteten keine Anhäufung von 
Arbeitermassen. Die venetianische Industrie war auf der terra Firma zer¬ 
streut. Wer arbeiten wollte, konnte sich in Vendig immer leicht seinen Le¬ 
bensunterhalt verdienen. Die geringe Zahl von Arbeitsunfähigen fand aber 
durch private und öffentliche Wohltätigkeit zureichende Unterstützung. Trotz¬ 
dem blieben auch dem venetianischen Staate Erschütterungen im Inneren 
nicht erspart. 


§ 173. Eine der großen ständigen Sorgen des Handelsstaates betraf die 
Brotversorgung des Volkes. Die Laguneninseln produzierten kein Getrei¬ 
de. Das seit dem Jahre 1000 eroberte Dalmation war in erster Linie Lieferant 
von Holz und Holzprodukten. Das Mittelmeer besaß zwar reiche Kornländer. 
Von da konnte aber die venetianische Handelsflotte kein Getreide zuführen, 
wenn die betreffenden Staaten die Getreideausfuhr nicht ge ö statteten. 
Die ältesten Handelsverträge Venetiens waren deshalb bemüht, sich in frem¬ 
den Ländern das Recht der Getreideausfuhr im Bedarfsfälle zu sichern. 
Weil auch diese Zusage eine prekäre blieb, war die Politik der Republik dar¬ 
auf gerichtet, in ihren kolonialen Erwerbungen fruchtbare Getreidelän¬ 
der zu gewinnen. Das für Venedig wichtigste Gebiet dieser Art war Kreta. 
Zu Anfang des XIII. Jahrhunderts besetzt, versuchte man es zunächst mit dem 
„Assessorismus". Als diese Regierungsmetode rasch gründlich Fiasco gemacht 
hatte, wurde Kreta 1211 nach Lehensrecht organisiert. Der vorausgegangene 
Aufstand bot den Anlaß, den Häuptlingen des Landes wertvolle Grundbesit¬ 
zungen wegzunehmen, welche im Obereigentum des venetianischen Staa¬ 
tes blieben und an ausgewählte venetianische Familien vergeben wurden 
mit der Verpflichtung, sich dauernd in Kreta niederzulassen, die Verteidi¬ 
gung des Landes zu übernehmen und eine bestimmte Quote des Ertrages 
der Besitzungen in Natura an die Staatsmagazine auf Kreta abzuliefern. 
Die Masse des Volkes auf Kreta wurde diesen venetianischen Rittern als Höri¬ 
ge zugeteilt. An die gleichen Staatsmagazine mußten alle übrigen, für den 
Verkauf disponiblen Lebensmittel nach staatlichen Preistaxen abgege¬ 
ben werden. Und falls die Ritter nicht im stände waren, ihre fälligen Naturalien 
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zu liefern, blieben sie zu einem entsprechenden Geldzins verpflichtet. Dazu 
kamen die Bauern in der nächsten Umgebung von Venedig, welche immer 
als persönlich freie Zeitpächter, mit der alten römisch-rechtlichen Pacht¬ 
dauer von 29 Jahren angesiedelt waren und ihren nicht übermäßigen Pacht¬ 
zins in Natura zu entrichten hatten. War jedoch ein Pächter in der Entrich¬ 
tung seines Pachtzinses unpünktlich, so wurde die verspätete Zahlung dem 
Dieb ö stahl gleichgeachtet und mit der Verdoppelung der fälligen Leistung 
bestraft. 
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Die Grundsätze dieser Getreidehandelspolitik des ersten Handelsstaa¬ 
tes im Mittelmeere sind leicht erkenntlich. Man war, ohne Rücksicht auf Frei¬ 
handelstheorien, bemüht, die Brotversorgung des venetianischen Volkes 
zu sichern. Unpünktlichkeiten in der Ablieferung der fälligen Getreide¬ 
mengen wurden streng bestraft. Nicht der Staat, sondern die Ritterschaft 
auf Kreta hatte das Risiko einer Missernte zu tragen. Als das Jahr 1269 für 
das ganze Mittelmeer eine ungünstige Ernte brachte, geriet Venedig in ei¬ 
ne schwere Hungersnot, welche die Staatsmänner dieser Republik veranlaß- 
te, 1276 mit aller Strenge die Verstaatlichung der Brotversorgung des 
Volkes durchzuführen. Und diese, jeden Freihandel in Getreide und Brot 
radikal beseitigende Einrichtung blieb in Venedig durch fünf Jahrhunderte in 
Geltung. 

§ 174. Diese Verstaatlichung der Brotversorgung des Volkes war in folgen¬ 
der Weise organisiert: in den staatlichen Getreidemagazinen sammelten sich 
die Naturalleistungen der Staatspächter und Lehensleute. Alles übrige 
auf venetianischem Gebiete erzeugte und für den Verkauf disponible Getrei¬ 
de mußte an die Staatsmagazine abgeliefert werden, welche dieses Getreide 
nach einer wechselnden Staatstaxe bezahlten. Die Ausfuhr von Getreide 
und Futtermitteln aus venetianischem Gebiete war nur mit ausdrückli¬ 
cher staatlicher Genehmigung erlaubt. Bei einer durchschnittlichen Bevöl¬ 
kerung von etwa 200 000 Seelen in Venedig sollten die staatlichen Minimal¬ 
vorräte in Getreide etwa dem Brotbedarf für zwei Monate entsprechen. Es 
war jedoch eine der wichtigsten Aufgaben der Brotversorgungs-Behörde 
(Ufficiali al fruönrento), den jeweiligen Ernteertrag auf venetianischem 
Gebiete einschließlich der venetianischen Kolonien, tunlichst bald zu ermit¬ 
teln, um dann sofort für Rechnung des Staates in anderen Ländern die noch 
fehlenden Getreidemengen zu kaufen. Erst im XVI. Jahrhundert, als der in¬ 
ternationale europäische Getreidehandel schon einen hohen Grad von 
Durchbildung erlangt hatte, trat an die Stelle der staatlichen Aufkäufe im 
Auslande durch besondere Agenten die Gewährung von entsprechend ho¬ 
hen STAATLICHEN GETREIDEEINFUHR-PRÄMIEN FÜR FREMDE WIE HEIMISCHE GE- 
treidehändler mit der Erlaubnis, ein Drittel der eingeführten Menge wie¬ 
der ausführen zu können. Diese staatliche Organisation erstreckte sich auf 
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Weizen, Gerste, Hirse, Bohnen, Erbsen und die gangbarsten Gemüse. Der 
Verkauf von Getreide und Mehl in Detail wurde vom Staate an konzessio¬ 
nierte Detaillisten gegen eine massige Abgabe mit vorgeschriebenen Ver¬ 
kaufspreisen vergeben. Die Zentralkasse dieser Brotversorgungsbehörde 
(camera del frumento) war eines der wichtigsten Geldinstitute der Repu¬ 
blik, auf welches die meisten öffentlichen Wechsel gezogen wurden. Die 
Mühlen waren private Unternehmen unter staatlicher Aufsicht. Die Bäcker 
bildeten eine grosse Korporation mit eigener Fachschule und strengen Vor¬ 
schriften für die Brot- und Zwiebackbäckerei, deren Einhaltung durch beson¬ 
dere Fachleute überwacht wurde. 


§ 175. Die schwere Bedrängnis, in welche der Rivalitätskrieg mit Genua 
im Laufe des XIV. Jahrhunderts den Staat gebracht hat, kam naturgemäß in 
den verschiedensten Maßnahmen zum Ausdruck. Die staatlichen Verkaufs¬ 
preise für Getreide stiegen von 1315 bis 1380 um 400 Proz. Der Metallwert 
des venetianiöschen Dukaten sank von 5,04 Lire 1284 auf 3,082 Lire 1382, 
auf 1,977 Lire 1417. Nach 1381 trat eine allgemeine Herabsetzung der Be¬ 
amtengehälter ein, welche nach und nach ganz in Wegfall kamen, weil der 
starke Andrang von wohlhabenden Bewerbern gestattete, fast alle Staatsäm¬ 
ter als Ehrenämter zu vergeben. Es kann unter solchen Verhältnissen nicht 
überraschen, daß die Naturalpacht auf dem Festlande in der Umgebung 
von Venedig in eine Geldpacht verwandelt und daß die staatlichen Getrei¬ 
deeinkaufspreise in den Kolonien unter der Herrschaft des Staatsmonopols 
tunlichst billig gehalten wurden. Typisch ist auch hier wieder der Verlauf 
der Ereignisse auf Kreta. 
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Die Verpflichtung der Ritterschaft, ihren Zins an den Staat entweder in 
Natura oder in Gold zu leisten, hat im Falle ungünstiger Ernteerträge die 
Lehensleute zu Schuldaufnahmen gezwungen. Darlehen waren nur bei jüdi¬ 
schen Wucherern erhältlich. Die hohen Zinsen haben die Schuldsumme rasch 
anwachsen lassen. Die Ueberschuldung der Ritter zwang den Staat zu Ab- 
hülfsmassregeln. Als solche wählte die Republik zunächst die amtliche Fest¬ 
setzung des Zinsfusses auf 12 Proz., welcher Satz bald auf 10 und 8 Proz. 
ermäßigt wurde. Weil aber die amtliche Getreidetaxe im Interesse einer billi¬ 
gen Verproviantierung der Schiffe niedrig blieb, waren die Ritter auch zu dem 
HERABGESETZTEN ZlNSFUSSE NICHT IN DER LAGE, IHREN VERPFLICHTUNGEN ZUR 

Schuldablösung nachzukommen. Man hat die ganze Lebenshaltung tun¬ 
lichst eingeschränkt. Man hat von den Hörigen herausgepresst, was mög¬ 
lich war, selbst die Kinder der Hintersassen wurden wieder als Sklaven von 
den Grundherren verkauft. Doch die unter dem Drucke des stetig wachsen¬ 
den Kriegsbedarfs sich fortwährend erhöhenden Steuerforde ö Rungen 
ließen die Lage immer aussichtsloser erscheinen. Nach wiederholten, kleine¬ 
ren Unruhen kam es deshalb 1363 zu dem grossen Aufstand der Ritter auf 
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Kreta, welcher auf eine politische Verselbständigung der Kolonie abzielte. Die 
Furcht, dieses böse Beispiel möchte Nachfolger erwecken, ließ jetzt alle Han¬ 
delsstaaten im Mittelmeere sich an der Handelssperre gegen Kreta beteiligen. 
Die Hauptstadt Kandia mußte sich deshalb schon 1364 ergeben. Die Rebellen 
wurden mit aller Strenge bestraft. Nur im Innern der Insel dauerte der Klein¬ 
krieg noch weiter. Um hier die Wiederkehr solcher revolutionärer Bewegungen 
zu verhindern, wurde der Anbau der fruchtbaren Hochebene bei Verlust ei¬ 
nes Fußes und der Herden verboten und alle Häuser hier niedergerissen. Ue- 
ber ein Jahrhundert lang blieb hier alles wüst liegen. Die hohen Steuerrück¬ 
stände mußten seit 1386 wiederholt erlassen werden. Aber der Getreidebau 
BLIEB UNRENTABEL, Weil die STAATLICHEN EINKAUFSPREISE DAUERND ZU NIEDRIG 
angesetzt wurden. Die Landwirte versuchten es dann mit der Viehzucht und 
der Milchwirtschaft. Aber die Wucherer brachten den Vieh- und Käsehan¬ 
del in ihre Hand und die Landwirte von neuem in so schwere Schuldver¬ 
pflichtungen, daß sie aus Furcht vor der drohenden Schuldhaft von der Insel 
vielfach flüchteten. 
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Unter Mitwirkung der venetianischen Regierung wurde schließlich der 
allgemeinere Uebergang zum Handelsgewächsbau gewagt. Aber der Han¬ 
del brachte bald so billigen Zucker auf den Markt, daß die meisten Be¬ 
sitzer der Zuckerplantagen bankerott wurden, eine immer stärkere Ver¬ 
mögensverschiebung zu Gunsten weniger sehr reicher Familien sich be¬ 
merkbar machte und den häufigen Hungersnöten selbst durch staatliche 
Getreideanbau-Prämien nicht vorögebeugt werden konnte. Bei einer neu¬ 
en Agrarenquete von 1415 - 16 wurde bekannt, daß auf der ganzen Insel kei¬ 
ne drei Ritter nicht den Juden stark verschuldet seien. Der Zinsfuß wurde 
deshalb amtlich auf 5 Proz. ermäßigt und unter staatlicher Leitung mit den 
Gläubigern ein Arrangement getroffen, wonach den Meistverschuldeten 
die Schuldbeträge ganz oder teilweise erlassen wurden. 1423 untersagte 
ein Ausnahmegesetz den Juden den Erwerb von Immobilien außerhalb des 
Juden Viertels. Alle außerhalb dieser Grenze bereits erworbenen Häuser und 
Grundstücke mußten die Juden binnen zwei Jahren wieder an Christen ver¬ 
kaufen. 1433 verbot ein Gesetz den Juden die Maklergeschäfte. Die Bevöl¬ 
kerung der Insel war von 500 000 zur Zeit der Besitzergreifung durch Venedig 
auf 200 000 zurückgegangen. Die Kretenser sehnten sich aus den Fesseln der 
KAPITALISTISCHEN WIRTSCHAFT VENEDIGS NACH DER NATURALWIRTSCHAFT DER 
Türken. 1669 ist Kreta türkisch geworden. 

§ 176. In Venedig selbst hatte zu Ausgang des XIII. Jahrhunderts die Ver¬ 
schiebung der Besitz- und Vermögensverhältnisse zu einer geschlossenen 
aristokratischen Verfassung geführt. Die gegen diese Neuerung gerichteten 
Aufstände wurden unterdrückt. Die herrschende Klasse war seitdem doppelt 
bemüht, das Volk durch billiges Brot und viele Festlichkeiten in guter Lau- 
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ne zu erhalten. Dabei wuchs das gegenseitige Mißtrauen und die Angst vor 
Revolution so sehr, daß 1539 drei Staatsinquisitoren eingesetzt wurden, mit 
dem Aufträge, durch rücksichtslose rasche Kabinetsjustiz alle der herr¬ 
schenden Staatsverfassung gefährliche Personen aus dem Wege zu räumen. 
Die Hand dieser geheimnisvollen Staatseinrichtung, die dem Volke gegen¬ 
über wieder mit dem heiligen 6 Markus verflochten war, machte sich seit 1583 
IN UNHEIMLICHER WEISE BEMERKBAR. Aber Was Zur ERHALTUNG DES BESTEHEN¬ 
DEN gegen innere Feinde genügte, reichte zur Verteidigung gegen äussere 
Feinde längst nicht aus. Ohne Schwertstreich hat sich dieser Staat dem Macht¬ 
gebote Napoleons I. unterworfen. Nur die Bauern auf dem zu Venedig ge¬ 
hörenden Festlande, welche trotz Einführung der Hörigkeit zu Anfang des XV. 
Jahrhunderts, von der Republik stets mit kluger Milde behandelt wurden, 
griffen für das Fortbestehen der Herrschaft des heiligen Markus zu den Waf¬ 
fen — natürlich umsonst! 
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e. Holland. 


§ 177. In dem Paragraphen 107 bis 110 [Siehe ab Seite 165.] sind die Gründe 
genannt, welche Holland gezwungen haben, sich aus den furchtbaren Fes¬ 
seln des spanischen Absolutismus zu befreien, und welche diesem kleinen 
Volke gestatteten, diese Freiheit zu erringen. Das so entstandene Staatsge¬ 
bilde zählte die sieben Provinzen Holland, Seeland, Utrecht, Geldern, Obe- 
ryssel, Friesland und Groningen mit weitgehenden selbständigen Rech¬ 
ten. Zu der ungewöhnlich reichen Küstengliederung gehörte ein nur kleines 
Fandgebiet von kaum 33 000 Dkm; also etwa der zehnte Teil der vereinig¬ 
ten englischen Königreiche und fast nur der siebzehnte Teil des Flächenin¬ 
haltes von Frankreich. Von diesem kleinen Landgebiet war etwa die Hälfte 
als natürliche Weide zu benutzen, was die Viehhaltung ungemein begünstig¬ 
te, den Ackerbau aber so zurücktreten ließ, daß das Volk hinsichtlich seiner 
Brotverösorgung immer im Wesentlichen auf die Zufuhr vom Auslande 
angewiesen blieb. So wurde die Beschaffung der nötigen Getreidemengen 
aus einer Aufgabe der heimischen Landwirte eine solche der internationa¬ 
len Getreidehandelsorganisation mit Amsterdam als ihrem Zentrum. Auf 
dieser Basis wurzelten die wichtigsten Interessen der niederländischen Repu¬ 
blik. Speziell die führende Provinz Holland nahm auf ihre Landwirtschaft so 
wenig Rücksicht, daß sie neben anderen Lasten der Landwirte eine landwirt¬ 
schaftliche Grundsteuer in der Höhe von 30 % der Pachtrente erhob. Die 
Zukunft einer solchen Volkswirtschaft lag in der Tat auf dem Wasser 
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und stand und fiel mit der Handelsherrschaft zur See. Weil aber die weit größe¬ 
ren benachbarten Staaten, England und Frankreich, ebenfalls die Handels¬ 
herrschaft zur See anstrebten, konnte das Ende dieser Entwickelung kaum 
zweifelhaft sein. Die Niederwerfung beider Konkurrenten war völlig ausge¬ 
schlossen. Es handelte sich von Anfang an nur darum, sich dieser Konkurrenz 
so lange zu erwehren, als es ging. Zu diesem Zwecke war die niederländische 
Republik bald mit England gegen Frankreich, bald mit Frankreich gegen 
England verbündet. Die Vorteile aus diesem wechselnden Freundschaftsver¬ 
hältnis aber blieben immer auf der stärkeren Seite, welche nicht die der Hol¬ 
länder war. Zur Zeit der Befreiung von der spanischen Herrschaft hatte die¬ 
ses Gemeinwesen auch schon den Höhepunkt seiner Macht erreicht, welche 
von einer glänzenden Blüte in Kunst und Wissenschaft begleitet wurde. (Hugo 
Grotius gest. 1646, Spinoza gest. 1677, Rembrandt gest. 1674, Rubens gest. 
1640, van Dyk gest. 1641 u.a.) Hier bleibt deshalb nur die abwärtsgehende 
Entwickelung zu schildern übrig. 

Ö § 178. Die Beseitigung der spanischen Macht aus Holland bedeutete 
gleichzeitig für diese Republik den vollen Sieg der kapitalistischen Ideen. 
Die mittelalterliche Auffassung hatte dem Papste die Macht gegeben, die kolo¬ 
niale Welt mit dem Seehandel an bestimmte Länder aufzuteilen. Portugal und 
Spanien wußten im Dienste der Kreuzzugsideen diese päpstlichen Verleihun¬ 
gen für die Gewässer von Indien und Amerika zu erwerben und gestatteten 
folgerichtig keiner dritten Macht, in diesen Meeren und Weltteilen Handel zu 
treiben. Das unter spanisch-habsburgischem Szepter reich gewordene holländi¬ 
sche Handelsvolk aber konnte nach dem Bruch mit der spanischen Herrschaft 
nur existieren, wenn es die Grundsätze der freien Meerfahrt und der Han¬ 
delsfreiheit für alle Länder verbreitete. (Hugo Grotius über das mare 
liberum 1609). Die mittelalterliche Kirche hatte unter der herrschenden Na¬ 
turalwirtschaft die Auffassung vertreten, daß als öffentlicher Sünder zu 
behandeln sei, wer gewerbsmässig Gelddarlehn gegen Zinsen gewähre. In 
der neuen niederländischen Republik war statt der Naturalwirtschaft und des 
landwirtschaftlichen Grundbesitzes die Geldwirtschaft mit dem städtischen 
Besitz zur Herrschaft gekommen. Es kann deshalb nicht überraschen, daß der 
darüber in den Jahren 1640 bis 1658 von holländischen Gelehrten mit großer 
Heftigkeit geführte Streit durch einen Beschluss der Staaten von Holland 
gegen die mittelalterliche Auffassung entschieden wurde. Charakteristi¬ 
scher Weise ging diese Entscheidung dahin: die Lösung der Leihbankfrage 
gehöre nicht zur Kompetenz der Theologen. Der logische Zusammenhang 
ist klar. Wie der Papst als sichtbares Oberhaupt der Kirche nicht zu entscheiden 
habe, wem überseeische Erdteile gehörten und wer dort ausschließlich zu han¬ 
deln berechtigt sei, so solle ö es auch nicht Sache der Theologen sein, für das 
wirtschaftliche Volksleben zu bestimmen, was erlaubt und was nicht erlaubt 
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wäre. Der Kapitalismus auf dem Fürstenthrone hatte die Politik der Staa¬ 
ten aus den Fesseln der christlichen Moral befreit. Der Kapitalismus in der 
Gesellschaft sah seine Aufgabe darin, die wirtschaftlichen Handlungen 
des Einzelnen von der christlichen Auffassung unabhängig zu machen. 
Nicht mehr die Moral, sondern allein der Profit sollte entscheiden, ob eine 
wirtschaftliche Tat zulässig oder unzulässig war. Der Kapitalismus und 
die Wucherfreiheit kamen auf der ganzen Linie zur Herrschaft. 


§ 179. Indeß war es mit der Freiheit des Meeres und mit der Freiheit des 
Handels der Völker auch bei den Holländern eine „Freiheit, die sie meinten". 
Die Holländischen Schiffer waren von früher her in Gilden organisiert. Als 
der Handel nach dem fernen Indien begann, rüsteten diese Gilden ihre Indi¬ 
enfahrer aus. Und nun zeigte es sich, daß die Holländer sich selbst Kon¬ 
kurrenz machten und zwar sowohl beim Einkauf in Indien, wie beim Ver¬ 
kauf in der Heimat. In Indien steigerten sie sich die Einkaufspreise, in Holland 
minderten sie sich die Verkaufspreise. Das lag nicht im Interesse eines mög¬ 
lichst hohen Profits. Deshalb wurden alle Indienfahrer 1602 zu einer grossen 
NIEDERLÄNDISCH-OSTINDISCHEN HANDELSGESELLSCHAFT VERSCHMOLZEN, Welche 
mit einem Kapital von 6,5 Millionen Gulden gegründet wurde und vom Staate 
fürHOLLAND das ausschliessliche Recht des Handels nach Ostindien übertra¬ 
gen erhielt. Mit Hilfe ihres größeren Kapitals baute diese Handelsgesellschaft 
weit größere und besser armierte Schiffe und war dann erfolgreich bemüht, 
JEDE ANDERE NATION AM HANDEL MIT INDIEN ZU HINDERN. So War anstelle des 
portugiesischen Handelsmonopols von des G Papstes Gnaden ein hollän¬ 
disches Handelsmonopol von Geldes Gnaden getreten, das in der Ausplün¬ 
derung DER ARMEN INDISCHEN BEVÖLKERUNG DIE RÜCKSICHTSLOSESTE ART ZUR 
Anwendung brachte, von welcher die koloniale Erfahrung überhaupt zu 
berichten weiß. Die Holländer haben nicht nur den Handel, sie haben auch 
die Produktion und den Anbau der indischen Gewürze geregelt. Innerhalb 
eines bestimmten Gebietes durfte immer nur eine bestimmte Art von Gewürz 
gebaut werden. Andere Gewürzarten wurden ausgerottet und, wenn die Ern¬ 
ten bestimmter Gewürze besonders reich ausfielen, wurde eine entsprechend 
grosse Menge verbrannt, um die Verkaufspreise auf einer bestimmten Höhe 
halten zu können. Der Profit ließ all diese Maßnahmen durchaus gerechtfer¬ 
tigt erscheinen. Trotzdem außerordentlich hohe Beamtengehälter gezahlt wur¬ 
den, und diese Beamten noch Handel auf ihre eigene Rechnung trieben, konnte 
die niederländisch-ostindische Handelsgesellschaft im XVII. Jahrhundert 40, 50 
und 60 % Dividende pro Jahr verteilen. Der Börsenkurs der Aktien stieg in 
Amsterdam um das zehnfache. Bald aber brachten die bei einer solchen Po¬ 
litik unausbleiblichen kriegerischen Verwicklungen Verluste. Der verlaut¬ 
bar gewordenen Mißstände halber wurde 1748 die Regierungsaufsicht ver¬ 
schärft. Trotzdem verteilte die Gesellschaft jährlich 12 bis 40 % Dividenden. 
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1783 mußte ihr ein Moratorium gewährt werden. 1797 war die Schuldenlast 
der Gesellschaft auf 134 Millionen Gulden gestiegen. Das folgende Jahr sah ih¬ 
re Auflösung. 

Sehr ähnlich war der Entwicklungsverlauf der niederländisch-westindi¬ 
schen Handelsgesellschaft. Nachdem die ostindische Gesellschaft so fette 
Gewinne verteilt hatte, sollte die 1621 gegründete westindische Gesellschaft 
versuchen, mindestens gleich hohe Gewinne aus den ö amerikanischen Ge¬ 
wässern zu erbeuten. Und da man leicht annehmen konnte, daß die Größe 
des Gesellschaftskapitals über die Macht entscheide, welche bei diesem Räu¬ 
bergewerbe zur Anwendung kam, wurde das Kapital bald auf 18 Millionen 
Gulden erhöht. Tatsächlich hat das Unternehmen bis 1636 547 spanische und 
portugiesische Schiffe geraubt, die einen Gewinn von 30 Millionen Gulden 
einbrachten. 1627 glückte das Abfangen der spanischen Silberflotte im Wer¬ 
te von 14 Millionen Gulden. Dazu kam ein ergiebiger Sklavenhandel, Gold- 
und Elfenbeinhandel mit Westafrika. An Dividenden wurden 20 - 50 Proz. 
pro Jahr verteilt. Nach 1636 ging das Unternehmen unter dem Einfluß von Krie¬ 
gen mit Portugal, Spanien und England zurück. 1674 folgte die Auflösung. Eine 
nachher gegründete neue westindische Handelsgesellschaft wurde 1792 banke¬ 
rott. 
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§ 180. Das Herz der holländischen Volkswirtschaft war die Börse zu Am¬ 
sterdam. Hier fand sich aus ganz Europa zusammen, was reich war und über 
einen gut ausgeprägten Erwerbssinn verfügte. Die portugiesisischen Juden 
scheinen auf die Ausbildung der Börsentechnik einen besonderen Einfluss 
ausgeübt zu haben. All unsere moderen Börsengeschäfte mit dem Börsen¬ 
spiel und der Börsenspekulation in Aktien, Wertpapieren, Wechseln und 
Waren der verschiedensten Art sind im XVII. Jahrhundert an der Amster¬ 
damer Börse erfunden worden. Zwar war die Gesetzgebung bald bemüht, 
diese Mißstände einzuschränken. Schon 1610 wurde der Verkauf von Aktien, 
welche der Verkäufer nicht besaß, gesetzlich verboten. Aber diese einfachen ge¬ 
setzlichen Verbote gegen die Spielwut der Börse wurden schon damals wenig 
beachtet. Im Jahre 1634, als in Deutschland noch der dreißigjährige Krieg wü¬ 
tete und die hier gemachte Kriegsbeute in Holland zu Q meist versilbert wur¬ 
de, kam in den niederländischen Hauptstädten die merkwürdigste Spielma¬ 
nie zum Ausbruch, über welche die Börsengeschichte zu berichten weiß: die 
„Tulpenmanie". Der Markt hatte plötzlich „Meinung" für die Tulpenzwiebel. 
Käufer, Verkäufer und Makler fanden sich zusammen, welche über tausende 
von Tulpen Kontrakte abschlossen, die keiner von diesen Beteiligten je gese¬ 
hen hatte. Die Usancen für Börsenlieferungsgeschäfte wurden auch auf die¬ 
ses Spiel angewendet. Die neue Manie verbreitete sich rasch bis nach Paris 
und London. Die Kurse stiegen. Das Stadtregister von Alkmar bezeugt, daß 
1637 für 120 Tulpenzwiebeln bei einer öffentlichen Versteigerung der Preis von 
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90 000 Gulden erzielt wurde. Fast Alle beteiligten sich an diesem Spiele. So lan¬ 
ge die Preise stiegen, brachte jede Beteiligung Gewinn. Die Armut in Holland 
schien für immer verschwunden zu sein. Aber in eben diesem Jahre 1637 trat 
plötzlich der Umschwung ein. Die „Meinung" des Volkes über den „Wert der 
Tulpe" ernüchterte. Die vorher so gesuchten Blumenzwiebeln waren plötzlich 
wertlos geworden. Die Gerichte lehnten die Klagen auf Erfüllung der einge¬ 
gangenen Kontrakte ab. Nur Wenige hatten sich bereichert. Viele wurden zu 
Grunde gerichtet. Eine Reihe von Jahren vergingen, bevor sich das Land von 
diesem Schlage wieder erholte und bis der Handel von den Wunden genaß, 
welche ihm die Tulpenmanie geschlagen. Das Börsenspiel wandte sich von nun 
ab allgemein gangbaren Konsumartikeln zu. Um den damit entstandenen 
Mißständen zu begegnen, wurde in den Jahren 1693, 1756, 1775 gesetzliche 
Verbote gegen die Börsenlieferungs- und Börsentermingeschäfte in Ge¬ 
treide, Oel, Kaffee, Kakao, Branntwein, Salpeter u.s.w. erlassen. Aber die 
Durchführung all dieser börsenfeindlichen Gesetze ließ viel zu wünschen üb¬ 
rig. Die HOLLÄNDISCHEN RICHTER Ö WURDEN NACH UND NACH FÜR DAS BÖR¬ 
SENSPIEL gewonnen, und die Börse fand immer wieder neue Auswege, das 
formale gesetzliche Verbot zu umgehen. 
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Am besten wird die zentrale Stellung der Amsterdamer Börse in dem vom 
gesellschaftlichen Kapitalismus beherrschten Holland wohl durch die Ereignis¬ 
se der Jahre 1672 - 78 illustriert. Ausnahmsweise hatten sich nämlich durch die 
diplomatischen Künste Ludwigs XIV. Frankreich und England zusammen 
gefunden, um Holland gemeinsam zu bekriegen. Die Gefahr für den hol¬ 
ländischen Staat war eine große. Die Regierung bemühte sich deshalb, durch 
reiche Subsidienzahlungen an den grossen Kurfürsten von Brandenburg 
und den deutschen Kaiser deren Armeen gegen die holländischen Feinde 
marschieren zu lassen. Die Holländer aber zahlten ihre Subsidien jetzt nicht 
in baarem Gelde, sondern in holländischen Staatspapieren, welche, ange¬ 
sichts der großen Gefahr, an der Börse einen sehr niedrigen Kurs notierten. 
Als nun der deutsche Kaiser und der Kurfürst von Brandenburg an der Börse 
die empfangenen holländischen Staatspapiere verkaufen wollten, waren beide 
sehr erstaunt, zu erfahren, daß holländische Staatspapiere bei größerem An¬ 
gebot selbst zu viel niedrigeren Kursen nur schwer Käufer finden würden, 
weil eben die zu Gunsten Hollands wenig energische Kriegsführung alle Welt 
abschrecke. Wenn aber die Armee kräftig vorrücke, werde das Geld alsbald in 
beliebigen Summen herbeiströmen. Es wäre also Sache des deutschen Kaisers 
und des Kurfürsten von Brandenburg gewesen, die Feinde der Holländer zu 
schlagen, die Kursgewinne an der Amsterdamer Börse zu steigern und dann 
erst für alle Mühe und Opfer sich bezahlt zu machen. Trotzdem ist es diesmal 
wieder den Holländern geglückt, ohne Land- und Handelsverluste mit Frank¬ 
reich Frieden zu schließen. 
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Ö § 181. Auch die holländische Kriegsmacht ist nach den Befreiungs¬ 
kriegen bald zurückgegangen. Die Mittel für das Landheer wurden immer 
mehr beschnitten und den tüchtigen Erbstatthaltern der Oranier die Er¬ 
füllung ihrer Pflicht als Kommandierende der Landarmee immer mehr er¬ 
schwert. Die Kriegsmarine aber blieb völlig hinter den Ansprüchen der Zeit 
zurück. Im Befreiungskriege wurden Handelsschiffe als Kriegsschiffe verwen¬ 
det. Weil Holland im ersten Viertel des XVII. Jahrhunderts über die größte Han¬ 
delsmarine der Welt verfügte, glaubte man sich damit geborgen. Aber England 
wie Frankreich begannen immer mehr Schiffe für die speziellen Zwecke des 
Seekrieges zu bauen und auszurüsten, mit welchen die rasch armierten hollän¬ 
dischen Handelsschiffe sich nicht messen konnten. Wie die Schiffe, so war auch 
die Bemannung für den Krieg nicht vorbereitet. 1652 brachten vor der ersten 
Schlacht einige 20 Handelskapitäne ihre Schiffe in Sicherheit. 1653 wur¬ 
de die holländische Flotte geschlagen, weil es ihr an Munition fehlte. Selbst 
die Soldzahlungen blieben aus, trotz des Reichtums der holländischen Gesell¬ 
schaft. Für Kriege, welche nicht auf reiche Beute gerichtet waren, hielt man das 
Geld zurück. Und von Kriegen, welche keinen Profit übrig ließen, wollte man 
in seinen Geschäften nicht gestört sein. Als die holländische Armee 1638 Ant¬ 
werpen belagerte, lieferte der Amsterdamer Kaufherr Beylandt den Bela¬ 
gerten Pulver. Darüber zur Rede gestellt, lautete seine Antwort: „Wenn ich, 
um im Handel zu gewinnen, durch die Hölle fahren müsste, so würde ich 
den Brand meiner Segeln dransetzen. Der Handel muss frei sein und darf 
DURCH KEINE KRIEGSTATEN UNTERBROCHEN WERDEN." Als 1672 LUDWIG XIV. ge¬ 
gen Holland rüstete, lieferten Amsterdamer Kaufleute ihm Getreide. Und 
Ö als Frankreich 1709 von einer schweren Hungersnot heimgesucht wurde, 
die sich noch durch die Handelssperre verschärfte, welche die mit Holland ver¬ 
bündeten Mächte gegen Frankreich verhängt hatten, entdeckte man im Sund 
50 niederländische Schiffe mit Getreide für Frankreich. Die Profitwut be¬ 
herrschte das Fand. Um bei dem Erraffen neuer Gewinne nicht gestört zu wer¬ 
den, wünschte man Friede mit Jedermann und Friede um jeden anderen Preis, 
als den des Verzichtes auf Gewinn. Wie an der Börse in Antwerpen, so rechnete 
man auch in der Politik nur mit dem Gewinn des Augenblicks und der unmit¬ 
telbaren Gegenwart. Die Selbständigkeit des Fandes konnte so nicht erhalten 
bleiben. Mit leichter Mühe wurde Holland im Winter 1794 von den Truppen 
DES REVOLUTIONÄREN FRANKREICHS BESETZT, WÄHREND ENGLAND DIE HOLLÄNDI¬ 
SCHEN Kolonien wegnahm. Hollands alte Handelskonkurrenten England und 
Frankreich haben sein Gebiet als gute Beute verschlungen. Was inzwischen als 
„neues Holland" in dem Königreich der Niederlande erstanden ist, hat nicht 
die eigene Kraft, sondern der Beschluß der auf dem Wiener Kongresse vertre¬ 
tenen Großmächte (1815) geschaffen. 
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